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(Beginn: 9:01 Uhr)

Vizepräsident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren! Ich darf Sie herzlich begrüßen,
eröffne die Sitzung und stelle die Beschlussfähigkeit fest.

Heute noch zu bearbeiten sind die Punkte 8 bis 10, 12, 13,
16 bis 22, 24, 26, 28, 30 bis 35, 37 bis 43, 45, 47, 48, 50,
52, 53, 56, 68 bis 73 und 79 bis 81. Nach bisherigem Ab-
laufplan wollen wir heute bis 20:02 Uhr tagen. Also hoffen
wir, dass wir gut klarkommen.

(Günter Rudolph (SPD): Wir haben schon aufge-
holt!)

– Ja, aber manchmal kommt noch etwas dazu.

Noch eingegangen ist ein Dringlicher Antrag der Fraktion
DIE LINKE betreffend keine Bereicherung auf Kosten
Griechenlands durch die Übernahme griechischer Flughä-
fen durch die Fraport AG, Drucks. 19/2471.

(Günter Rudolph (SPD): Es geht schon los!)

Wird die Dringlichkeit bejaht? – Das ist der Fall. Dann
wird dieser Dringliche Antrag Tagesordnungspunkt 82 und
kann, wenn dem nicht widersprochen wird, nach Tagesord-
nungspunkt 72, der Aktuellen Stunde zu diesem Thema,
aufgerufen werden. Soll er ohne Aussprache sofort abge-
stimmt werden oder in den Ausschuss für Wirtschaft, Ener-
gie, Verkehr und Landesentwicklung?

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Er soll abgestimmt
werden! – Günter Rudolph (SPD): Die Griechen
können nicht mehr warten!)

– Er soll abgestimmt werden.

Wir tagen heute vereinbarungsgemäß bis zur Erledigung
der Gesetzeslesungen bei einer Mittagspause von einer
Stunde.

Wir beginnen mit den Anträgen für eine Aktuelle Stunde,
Tagesordnungspunkte 68 bis 72 – wie immer bei einer Ak-
tuellen Stunde mit fünf Minuten je Fraktion –, dann geht es
mit Tagesordnungspunkt 50 weiter.

Entschuldigt fehlen heute Herr Ministerpräsident Volker
Bouffier ganztägig, Herr Staatsminister Axel Wintermeyer
ganztägig, Frau Staatsministerin Lucia Puttrich ganztägig,
Herr Staatsminister Tarek Al-Wazir ab 15 Uhr, Frau
Staatsministerin Priska Hinz ab 17 Uhr. Weiterhin fehlen
Frau Abg. Nancy Faeser und Frau Abg. Lisa Gnadl.

Heute Abend, im Anschluss an die Plenarsitzung, kommt
der Hauptausschuss in Sitzungsraum 501 A zusammen. –
Das waren die amtlichen Mitteilungen.

Kurz zu den sportlichen Ereignissen, die wir nicht verges-
sen wollen: Leider hat die Eintracht gestern Abend auf
Schalke 2 : 0 verloren. Das tut uns allen weh. Dafür haben
die Darmstädter in dieser Woche 2 : 1 gewonnen. Das wol-
len wir einmal besonders würdigen.

(Allgemeiner Beifall)

Da wir über die Ländergrenzen hinweg moderat neutral
sind: Unsere Bayern haben 5 : 1 gewonnen. Ich glaube, das
wollen wir auch einmal festhalten.

(Vereinzelter Beifall – Zurufe)

Von Spieltag zu Spieltag steigt die Zahl der Sympathisan-
ten. Damit sind wir auch Tabellenführer und haben es un-

serer Landtagsmannschaft gleichgetan: Die hat 4 : 2 ge-
wonnen.

(Lebhafter Beifall)

Das war das letzte Spiel in dieser Runde, damit aus meiner
Sicht ungeschlagen, die ganze Runde ist überstanden.

(Heiterkeit)

Ich darf unserem Freund Decker, der diese Woche auch
noch Geburtstag hatte, ganz herzlich für seinen großen
Einsatz danken – immer, wenn er vor Ort ist, wird gewon-
nen. Günter Rudolph weiß schon, wenn er nicht dabei ist,
wird auch gewonnen. Das gehört zusammen.

(Heiterkeit bei der SPD)

Also: 4 : 2. Ingmar Jung konnte nicht kommen, weil er das
erste Tor gefangen hat. Dann hat Christian Losch zum 1 : 1
getroffen und Turgut Yüksel

(Norbert Schmitt (SPD): Torgott Yüksel! – Heiter-
keit)

mit einem „abgefälschten Schuss“ zum 2 : 2 getroffen – so
sagt man das, wenn etwas hineingestolpert wird, aber trotz-
dem: alle Achtung.

(Heiterkeit)

Auch Marcus Bocklet, der immer für Tore gut ist, wollen
wir für seinen Einsatz danken, er hat das 3 : 2 gemacht, Se-
bastian Hort das 4 : 2.

Es gab die übliche Spende, die im Namen des Landtags-
präsidenten überreicht wurde. Der Sportminister hat spon-
tan um den gleichen Betrag aufgestockt; das ist eine sehr
schöne Sache. Ich will unserer Mannschaft ganz herzlich
danken: Sie vertritt die hessischen Farben hervorragend –
ich glaube, das können wir allgemein feststellen –, herzli-
chen Dank dafür.

(Allgemeiner Beifall)

Bayern hatte ich schon erwähnt?

(Heiterkeit)

– Meine Damen und Herren, ich bitte Sie um etwas Ernst
in der Sache.

(Heiterkeit)

Kommen wir zur Tagesordnung. Wir beginnen mit Tages-
ordnungspunkt 68:

Antrag der Fraktion der SPD betreffend eine Aktuelle
Stunde (Bezahlbaren Wohnraum in Hessen schaffen –
Landesregierung muss endlich handeln) – Drucks.
19/2445 –

Das Wort hat der Kollege Siebel, SPD-Fraktion.

Michael Siebel (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wir haben das Thema „Bezahlbaren Wohnraum in Hessen
schaffen – Landesregierung muss endlich handeln“ deshalb
zum Thema der Aktuellen Stunde gemacht, weil die Lan-
desregierung nur unzureichend handelt und nicht in der La-
ge ist, das schwerwiegende Problem des Wohnungsman-
gels und des völlig überteuerten Wohnraums in Hessen in
den Griff zu bekommen.
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(Beifall bei der SPD)

Wir haben die Situation, dass in Hessen nach wie vor –
und das seit vielen Jahren – 40.000 Sozialwohnungen feh-
len; und diese Zahl ist ermittelt worden, bevor die zahlrei-
chen Flüchtlinge zu uns gekommen sind. Durch die Flücht-
linge in Hessen hat sich das Problem noch einmal ver-
schärft.

Wir machen uns Sorgen, dass die schwarz-grüne Landesre-
gierung in Anbetracht des Flüchtlingsthemas nicht ange-
messen handelt, wie es sein müsste. Aber für die SPD-
Fraktion sage ich: Wir haben kein Flüchtlingswohnraum-
thema, wir haben ein Thema allgemeinen Wohnraumman-
gels in allen Segmenten, und in allen Segmenten wird zu
wenig getan.

(Beifall bei der SPD)

Ich will hervorheben, dass wir jetzt die Wohnungssuchen-
den auf dem Wohnungsmarkt nicht auseinanderdividieren
lassen dürfen, sondern dass wir das Problem insgesamt zu
lösen haben. Es bedarf einer Initiative des Anpackens, des
starken Anpackens, und da vermisse ich die entsprechen-
den Schritte der Landesregierung, um tatsächlich zu wir-
ken und das zu tun, was jetzt getan werden muss.

(Beifall bei der SPD)

Ich will das an einigen Beispielen erläutern: Die SPD-
Fraktion hat schon vor Monaten ein Programm zur Unter-
stützung der Kommunen und der kommunalen Wohnungs-
baugesellschaften zum Bau von Flüchtlingswohnheimen
und zur Qualifizierung von Gebäuden zur Unterbringung
von Flüchtlingen vorgeschlagen, und zwar nicht als Darle-
hen – dazu komme ich noch im Rahmen Ihres Kommu-
nalinvestitionsprogramms –, sondern als echtes Geld. Ich
verstehe nicht, dass das Land Hessen an diesem Punkt
nicht initiativ und nicht tätig wird wie andere Länder in der
Bundesrepublik, beispielsweise das Land Rheinland-Pfalz:
Dort ist schon vor einem Jahr ein entsprechendes Pro-
gramm aufgelegt worden.

(Norbert Schmitt (SPD): Hört, hört!)

In Hessen ist die Untätigkeit am Wirken, und das ist ein
schwerer Fehler, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD – Abg. Mathias Wagner (Tau-
nus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) schüttelt den
Kopf.)

– Herr Wagner, weil Sie gerade so engagiert den Kopf
schütteln, will ich Sie an das erinnern, was Sie im Rahmen
der gestrigen Debatten gesagt haben. Sie sagten – und das
ist korrekt –, dass Sie im Rahmen des Kommunalinvestiti-
onsprogramms ein Programm von 230 Millionen € aufge-
legt hätten.

Erstens ist das ein Darlehensprogramm. Zweitens haben
Sie gesagt – ich weiß nicht, ob Sie das so gemeint haben,
Herr Wagner –, dieses Geld würde ausschließlich für
Wohnraum im Flüchtlingsbereich eingesetzt.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das stimmt nicht! Das habe ich nicht
gesagt!)

– Das waren Ihre Worte, Sie können es ja gerne korrigie-
ren. – Was ich an diesem Programm vermisse, Frau Staats-
ministerin, ist, dass Sie einmal definieren, in welchen Be-
reichen Sie denn tätig werden wollen. Wie viel von dem
Geld soll im Flüchtlingsbereich eingesetzt werden? Wie

viel von dem Geld soll in dem Bereich der mittleren Ein-
kommen investiert werden? Wir warten seit Monaten auf
Ihre Initiative, und es passiert nichts.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Willi van Ooyen
(DIE LINKE) – Michael Boddenberg (CDU): Sie
scheinen keine Zeitung zu lesen, Herr Kollege!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie müssen ein-
sehen, dass die Schaffung von Wohnraum die Herausfor-
derung unserer Zeit ist. Vielleicht ist es notwendig, sie zur
Chefsache zu machen, so wie es in Wiesbaden geschehen
ist – Sven Gerich hat es zur Chefsache gemacht – oder in
Frankfurt geschehen ist, wo es Oberbürgermeister Peter
Feldmann zur Chefsache gemacht hat. Dort passiert auch
etwas.

(Beifall bei der SPD – Michael Boddenberg (CDU):
Ach du liebe Zeit! – Anhaltende Unruhe – Glocken-
zeichen des Präsidenten)

– Dass jetzt gerade die Kollegen aus Frankfurt maulen,
spricht für sich selbst.

Herr Boddenberg, von der Opposition wird immer wieder
eingefordert, zu sagen, was es denn eigentlich sein soll. Ich
will Ihnen nur einige Punkte nennen.

Die Mietpreisbremse gibt es noch nicht; die entsprechende
Verordnung ist noch nicht fertig. Das Programm für mittle-
re Einkommen, ermöglicht durch das Hessische Wohn-
raumfördergesetz, ist noch nicht entwickelt. Es fehlt Ihnen
an Fantasie hinsichtlich einer Milieuschutzsatzung, um die
Umwandlung von Mietwohnungen in Eigentumswohnun-
gen zu verhindern. Sie könnten die Novelle der Bauord-
nung zu einem Projekt kostengünstigen Bauens machen.
Sie könnten die Nassauische Heimstätte aktivieren, damit
sie Motor des Wohnungsbaus in Hessen ist. Der hessische
Finanzminister – er ist gerade nicht anwesend – könnte
sich im Beirat der KfW dafür einsetzen, das ein Jahr oder
zwei Jahre auf Ausschüttungen verzichtet wird und dafür
Wohnungsbau, Qualifizierung von Wohnungen und ener-
getische Sanierung ermöglicht werden.

Das sind nur einige Vorschläge, die wir die ganze Zeit ge-
macht haben. Meine sehr verehrten Damen und Herren,
werden Sie tätig. Fangen Sie an, zu arbeiten.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Kollege Siebel, das Ende Ihrer Redezeit naht.

Michael Siebel (SPD):

Was dann wirklich die Nuss auf dem Pudding ist, ist, dass
die Landesregierung zugegebenermaßen die Städtebauför-
dermittel nicht zu 100 % abgerufen hat. Ich halte das für
einen Skandal.

(Beifall bei der SPD – Michael Boddenberg (CDU):
Ach du liebe Zeit! Geht es noch ein bisschen doller,
Herr Kollege?)

Das zeigt, dass Sie die Städtebauförderung zum Spar-
schwein Ihrer Haushaltseinsparungen machen. Das muss
verändert werden.
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Vizepräsident Frank Lortz:

Kollege Siebel, die Nuss ist zwar auf dem Pudding, aber
Ihre Redezeit ist jetzt wirklich beendet.

Michael Siebel (SPD):

Mir geht es wie dem Kollegen Lortz: Ich brauche das Mi-
kro eigentlich nicht. – Das war keine Kritik an Ihnen. – Es
ist gesagt, was ich sagen wollte. Herzlichen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der LIN-
KEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Das habe ich auch nicht als Kritik verstanden. Wer kriti-
siert mich schon?

Nächster Redner ist der Kollege Lenders von der FDP-
Fraktion.

Jürgen Lenders (FDP):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ja, der Woh-
nungsbau beschäftigt uns immer wieder, und zugegeben:
Die Situation wird, zumindest was den Ballungsraum an-
belangt, in den nächsten Jahren nicht einfacher werden. Es
ist ganz klar, dass die Menschen, die jetzt noch in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen sind und die einen Asylantrag ge-
nehmigt bekommen, dann auch auf den Wohnungsmarkt
drängen. Das ist auch gut so; denn nur dort, wo man lebt,
kann Integration stattfinden. Genauso muss das sein. Men-
schen können in Deutschland wirklich integriert werden,
indem sie als Nachbarn bei uns wohnen.

(Beifall bei der FDP)

Das stellt uns natürlich vor Herausforderungen. Es gibt
viele Menschen, die sich jetzt nicht mit günstigem Wohn-
raum versorgen können, aber das ist vor allen Dingen ein
Problem im Ballungsraum, und das muss man auch wieder
klar definieren. Die andere Seite, dass wir zunehmend
Leerstände im ländlichen Raum zu verzeichnen haben,
dass dort die Menschen permanent wegziehen, hat der Kol-
lege Siebel leider nicht angesprochen.

Wir brauchen eine gute Verkehrsinfrastruktur, wir brau-
chen eine gute Infrastruktur, was das Breitband anbelangt,
damit die Menschen in ihrer Heimat leben können, damit
sie dort vernünftig wohnen können. Darum haben wir sei-
nerzeit die Förderung des Eigentums in den Vordergrund
gestellt; denn das war vor allen Dingen auch ein Förder-
programm für den ländlichen Raum.

(Beifall bei der FDP)

Ohne ländlichen Raum wird man diese Herausforderung
nicht bewältigen können. Alleine der Ballungsraum wird
es nicht stemmen. Was auch immer wieder vergessen wird,
meine Damen und Herren: Ohne die privaten Investoren
wird es auch nicht gelingen. Bei all dem, was die Nassaui-
sche Heimstätte, was die Wohnungsbaugenossenschaften
wirklich leisten, was günstigen Wohnraum anbelangt,
muss man sagen: Ohne privates Kapital kann man diese
Herausforderungen des Wohnungsmarkts nicht stemmen.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Michael Bodden-
berg (CDU))

Was Private, wenn sie investieren wollen, überhaupt nicht
vertragen – das betrifft genauso die Wohnungsbaugenos-
senschaften –, ist, dass die erste Antwort der Politik Steu-
ererhöhungen sind, die zweite Antwort lautet: Mietpreis-
bremse. Es wird von einer Fehlbelegungsabgabe gespro-
chen. Jetzt ist eine Umlage für den ÖPNV geplant. Das er-
schwert die privaten und auch öffentliche Investitionen. So
kann man das Problem des Wohnungsbaus nicht angehen.

(Beifall bei der FDP)

Was im Ballungsraum vor allen Dingen gebraucht wird,
sind Grundstücke. Es ist an der Zeit, dass die Hessische
Landesregierung dieses Thema – auch mit der Bundesre-
gierung – bespricht. Es gibt viele Grundstücke, die in der
Verantwortung der BImA liegen. Angesichts der Tatsache,
dass wir nun vor einer nationalen Herausforderung stehen,
dass Menschen zu uns kommen und wir Grundstücke zur
Verfügung stellen müssen, muss man die Gesetze, die dazu
dienen, diese Grundstücke zu verwerten, die alten Haus-
haltsgrundsätze einmal ein Stück zur Seite schieben.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, wir brauchen mit Sicherheit
auch mehr Flexibilität für die Investoren. Es ist also zu fra-
gen: Wie lange belässt man die Investoren in der Bindung?
Welchen Zweck schiebt man dem Investor hinterher, damit
er geförderten Wohnungsbau betreibt? Die Standards, die
bislang gegolten haben, müssen auf den Prüfstand, wenn
Sie den Wohnungsbau in Hessen ernsthaft ankurbeln wol-
len.

(Beifall bei der FDP)

Da nützen Gipfel und runde Tische, die wir auch beim
Wohnungsbau erleben, nichts.

Es gab einen Wohnungsbaukoordinator, der hervorragende
Arbeit geleistet hat, vor allen Dingen, wenn es darum ging,
Grundstücke des Bundes in die Hände von Wohnungsbau-
genossenschaften zu geben, die damit sehr verantwortlich
gute Arbeit leisten können. Ich kann nicht nachvollziehen,
dass wir eine Stelle, die ganz konkret gehandelt hat, ein-
fach unbesetzt lassen und dafür einen runden Tisch einbe-
rufen. – Über die Frage, wie das passiert ist, kann man sich
auch lange streiten. – Das bedeutet einen langen Weg, be-
vor überhaupt Entscheidungsprozesse in Gang kommen.
Der Wohnungsbau ist ohnehin ein schwerfälliger Tanker.
Die Position des Steuermanns unbesetzt zu lassen, ist mit
Sicherheit ein großer Fehler. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Lenders. – Das Wort hat Frau Abg.
Feldmayer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Meine Vorred-
ner haben recht. Die Probleme auf dem Wohnungsmarkt
sind nicht weniger geworden. Wir wissen auch, dass vor
allen Dingen im Ballungsraum Rhein-Main bezahlbarer
Wohnraum für alle Einkommensklassen rar ist. Aber, Herr
Siebel, Sie tun der Landesregierung und uns unrecht,

(Zuruf von der SPD: Och!)
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wenn Sie uns vorwerfen, dass nicht gehandelt worden ist.
Ich habe mich schon sehr darüber gewundert, dass Sie die-
ses Thema als Aktuelle Stunde angemeldet haben.

(Timon Gremmels (SPD): Sie sind doch aus Frank-
furt! Sie müssten es doch besser wissen!)

Ich habe gedacht, Sie haben überhaupt nicht wahrgenom-
men, dass das Kommunalinvestitionsprogramm 230 Mil-
lionen € für Flüchtlingsunterkünfte bereitstellt und zusätz-
lich noch 25 Millionen € für die Infrastruktur in Kommu-
nen, die Erstaufnahmeeinrichtungen haben. Aus Ihrer Re-
de, Herr Siebel, ist klar geworden, dass Sie nicht verstan-
den haben, dass diese 230 Millionen € auch für Sozialwoh-
nungen zur Verfügung stehen. Herr Siebel, da sind Sie
wirklich auf dem falschen Dampfer unterwegs. Da muss
ich Ihnen energisch widersprechen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Meine Damen und Herren, was diese Landesregierung in
eineinhalb Jahren bei der Wohnungspolitik auf den Weg
gebracht hat, das ist beachtlich. Wir haben das Gesetz für
den Wohnraum geändert. Wir haben mit dem Wohnraum-
fördergesetz dafür gesorgt, dass wieder vermehrt Sozial-
wohnungen gefördert werden können. Wir haben die Kap-
pungsgrenzenverordnung auf den Weg gebracht, und die
Fehlbelegungsabgabe wird ab dem 1. Januar 2016 in Kraft
treten. Wir werden noch die Anhörung haben, das ist rich-
tig so. Aber ich finde, für eineinhalb Jahre Wohnungspoli-
tik ist das wirklich beachtlich.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Diese 230 Millionen €, von denen ich gerade gesprochen
habe, zusätzlich zu den 600 Millionen €, die für Woh-
nungsbau in Hessen bereitgestellt werden, sind sehr viel.
Sie haben auf das hingewiesen, was die anderen Bundes-
länder machen. Sie haben auf das hingewiesen, was Rhein-
land-Pfalz macht. Ich habe mich erkundigt, was die ande-
ren Bundesländer in diesem Bereich machen, um Wohnun-
gen für Flüchtlinge bereitzustellen. Ich muss sagen, da sind
wir sehr gut.

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Rheinland-Pfalz stellt dafür 20 Millionen € bereit – 20 Jah-
re Laufzeit, und die Zinsen werden nur für die ersten drei
Jahre bezahlt –, Baden-Württemberg 30 Millionen €,
Schleswig-Holstein 20 Millionen €. Wir werden in Hessen
230 Millionen € bereitstellen. Herr Siebel, ich glaube, das
muss man in der Debatte klar und deutlich sagen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Zuruf des Abg. Michael Siebel (SPD))

Die Landesregierung hat hier sehr schnell reagiert. Sie hat
auch reagiert, um zu schauen, wie wir schneller und besser
bauen können. Sie hat die Allianz für Wohnen ins Leben
gerufen, übrigens auch eine Forderung, die die SPD hatte.

(Michael Siebel (SPD): Sie reden doch gar nicht mit
den Leuten in der Allianz!)

Ich bin mir ganz sicher, die Allianz für Wohnen wird dafür
sorgen, auch zur Unterbringung von Flüchtlingen, dass So-
zialwohnungen schneller und besser gebaut werden kön-
nen. Dafür ist diese Allianz für Wohnen auch da. Es kann
nicht sein, dass allein der Staat dafür sorgt, dass sozialer
Wohnraum zur Verfügung gestellt wird.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Wer denn sonst?)

Wir haben natürlich die Verantwortung, aber ich glaube, es
ist auch eine Aufgabe der Kommunen, und es ist auch eine
Aufgabe der Privaten. Wir versuchen, sie alle an einem
Tisch zusammenzuführen, um zu schauen, wie man besser,
effektiver und schneller bauen kann. Dafür ist diese Alli-
anz für Wohnen sehr gut geeignet.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir zeigen in Hessen bei der Unterbringung von Flüchtlin-
gen ein hohes Engagement. Natürlich wollen wir sie zual-
lererst in Sozialwohnungen, in Wohnungen unterbringen.
Es ist doch unser aller Anliegen, dass die Menschen dezen-
tral und gut untergebracht werden. Deswegen legen wir
einen Fokus auf den Bau von Sozialwohnungen. Aber die-
ses Engagement wünsche ich mir auch von der Bundesre-
gierung in der aktuellen Situation. Da muss deutlich mehr
kommen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Wir müssen auch darüber reden, was passiert, wenn 2019
die Kompensationsmittel auslaufen. Darüber müssen wir
ganz verschärft nachdenken, was dann passiert. Denn dann
fehlen die Bundesmittel. Dazu habe ich von Ihnen noch
nichts gehört, Herr Siebel.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Sie haben auch die Nassauische Heimstätte angesprochen.
Ich finde, die Nassauische Heimstätte zeigt viel Engage-
ment, auch in dem Vorschlag, den sie mit den sogenannten
Homies zur Unterbringung von Flüchtlingen gemacht hat.
Das heißt, es gibt ein Angebot für Kommunen für sehr gute
Wohnungen für Flüchtlinge in Modulbauweise, z. B. in
Holz, die sehr schnell gebaut werden können, die energe-
tisch sogar supergut sind, die kostengünstig sind. Das hat
die Nassauische Heimstätte vorgestellt. Ich glaube, das ist
ein sehr gutes Angebot für die Kommunen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin, Sie denken an die Zeit?

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich komme zum letzten Punkt. – Zu Ihrem Vorwurf, dass
die Mittel für die Städtebauprogramme nicht vollständig
abgerufen worden sind, möchte ich darauf hinweisen, dass
Ministerin Hinz eine Pressemitteilung zu diesem Thema
herausgeschickt hat. In dieser Pressemitteilung wird ganz
deutlich, dass kein einziger Antrag für das Programm So-
ziale Stadt, das extrem wichtig ist – da gebe ich Ihnen
recht –, abgelehnt worden ist.

(Michael Siebel (SPD): Nur im Bereich der Sozialen
Stadt!)

Von daher läuft auch dieser Vorwurf ins Leere, Herr Sie-
bel.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Zuruf des Abg. Michael Siebel (SPD))
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Vizepräsident Frank Lortz:

Seien Sie so lieb.

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich bin so lieb. – Zusammenfassend gesagt: Die Landesre-
gierung hat in eineinhalb Jahren extrem viel Engagement
gezeigt. Wir werden natürlich daran weiterarbeiten. Darauf
können Sie sich verlassen. – Vielen Dank, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Feldmayer. – Das Wort hat
Herr Abg. Hermann Schaus, Fraktion DIE LINKE.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Vor wenigen Tagen hat das auf Stadtentwicklung speziali-
sierte Pestel Institut eine Studie vorgelegt, aus der hervor-
geht, dass deutschlandweit 800.000 Sozialwohnungen feh-
len. Dass auch in Hessen eine große Unterversorgung vor-
handen ist, ist hinlänglich bekannt.

Von 1991 bis 2014 hat sich der Bestand an Sozialwohnun-
gen von 206.000 auf 110.000 Wohneinheiten halbiert. Al-
leine in den letzten beiden Jahren sind über 8.200 Woh-
nungen aus der Sozialbindung gefallen. Gleichzeitig stieg
die Anzahl der gemeldeten Anspruchsberechtigten in Hes-
sen auf 45.000 Haushalte.

Die in den vergangenen Jahren getroffenen Maßnahmen
der CDU-geführten Landesregierungen – sei es nun mit der
FDP oder, Frau Feldmayer, mit den GRÜNEN – waren zu
keiner Zeit in der Lage, diesem dramatischen Verlust an
preiswertem Wohnraum etwas entgegenzusetzen. Im Ge-
genteil, der Abbau der Sozialbindung hat sich in den letz-
ten zwei Jahren noch beschleunigt. Die Entscheidung, mit
Mitteln für den sozialen Wohnungsbau – das haben Sie ge-
rade angesprochen – den Bau von Einfamilienhäusern wei-
ter zu fördern, hat sich als wohnungspolitischer Irrweg er-
wiesen.

Wir haben in den vergangenen Jahren immer wieder, bei
allen Haushaltsberatungen, Sonderprogramme zum Bau
von 4.000 neuen Sozialwohnungen sowie von weiteren
2.000 Studierendenwohnungen – das gehört auch zum
Thema – pro Jahr gefordert und legen seit Jahren entspre-
chende Haushaltsanträge vor. Diese Anträge wurden von
Ihnen Jahr für Jahr abgelehnt.

Dass beim sozialen Wohnungsbau nichts vorangeht, liegt
im Übrigen nach meiner festen Überzeugung an der
Umressortierung dieses Bereichs vom Wirtschafts- zum
Umweltministerium. Dort findet außer Ankündigungspoli-
tik nichts statt, und Ihnen, Frau Ministerin, merke ich ein
geringes Interesse an diesem Thema an.

(Lachen des Abg. Ulrich Caspar (CDU))

Durch den anhaltenden Zustrom von Geflüchteten hat sich
die Situation weiter zugespitzt, und es ist absehbar, dass
der Kampf um die wenigen preiswerten Wohnungen zwi-
schen den seit Jahren gemeldeten Familien und den Ge-

flüchteten in absehbarer Zeit in den Städten und Gemein-
den große politische Sprengkraft besitzt. Deshalb dürfen
wir wohnungspolitisch nicht zum Tagesgeschäft überge-
hen. Die Nassauische Heimstätte z. B. sollte sich endlich
auf ihren Ursprung und ihre Werte zurückbesinnen, die sie
seit über 90 Jahren in ihren Leitlinien hat, und sich darauf
besinnen, dass sozialer Wohnungsbau, der Erhalt, die Ent-
wicklung und der Neubau, ihr zentrales Geschäft ist und
nicht der Verkauf von Eigentumswohnungen an Reiche.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen ein nachhaltiges Wohnungsbauprogramm für
Familien mit geringem Einkommen wie für Geflüchtete,
damit wir alle hier Lebenden menschenwürdig unterbrin-
gen können. Dafür sind aber entsprechende finanzielle
Mittel in die Hand zu nehmen. Frau Feldmayer, da reicht
es in der Tat nicht aus, die Mittel um 230 Millionen € in
fünf Jahren, im Laufe der Legislaturperiode, zu erhöhen.
Denn nach Adam Riese bedeuten 230 Millionen € bei ei-
nem Subventionsbedarf pro Wohnung von 100.000 € zu-
sätzliche 2.300 Wohnungen in fünf Jahren, und das ist viel
zu wenig. In den kommenden Jahren brauchen wir viel-
mehr ein Wohnungsbauprogramm, mit dem mindestens
10.000 Wohneinheiten pro Jahr gefördert werden – das ist
eine Riesensumme –, weil ansonsten eine Eskalation auf
dem Wohnungsmarkt droht.

Das ist durch bloßen Neubau von Wohnungen – das geht
nicht so schnell – natürlich nicht möglich. Deshalb müssen
wir endlich auch über die Umwandlung von leer stehenden
Büroräumen in Wohnungen nachdenken.

(Beifall bei der LINKEN)

Allein in Frankfurt stehen rund 1,5 Millionen m² Büroraum
leer. Viel von diesem leer stehenden Raum könnte nach-
haltig zum Wohnen umgebaut werden.

Der Ministerpräsident hat vorgestern in seiner Regierungs-
erklärung viele Worte zum Thema Flüchtlingsunterbrin-
gung gefunden, ohne jedoch konkret zu werden. Warme
Worte sind aber auch schon in den vergangenen Jahren ge-
nug gewechselt worden.

Wir brauchen endlich schlüssige Konzepte und massive fi-
nanzielle Unterstützung der Genossenschaften und der
kommunalen Wohnungsbaugesellschaften.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Schaus, vielen Dank. – Das Wort erhält Herr
Abg. Caspar für die CDU-Fraktion.

Ulrich Caspar (CDU):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Diese Koalition
steht dafür, dass alle Menschen in Hessen angemessenen
Wohnraum finden. Wir nehmen die Herausforderung, die
wir jetzt durch die Zuwanderung der Flüchtlinge in unse-
rem Land haben, energisch an. Wir wissen, dass wir hier
noch einiges zusätzlich auf den Weg bringen müssen. Ich
kann zur Beruhigung der Mitglieder der Opposition sagen:
Auch das werden wir meistern.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Auch hier gilt: Erhalt vor Neubau. – Wenn wir uns in Hes-
sen umschauen, erkennen wir, dass wir insbesondere in
den ländlichen Regionen ganz erhebliche Wohnungskapa-
zitäten haben. Wir müssen deshalb versuchen, Menschen
zu motivieren, auch in diesen Regionen zu bleiben oder
sich in diesen Regionen anzusiedeln.

Wie kann uns das gelingen? – Zum einen kann es uns ge-
lingen, indem wir die Infrastruktur im ländlichen Raum
ausbauen, um die Erreichbarkeit zu erhöhen und den Ort
attraktiver zu machen. Wir müssen uns darum bemühen,
dass sich Unternehmen im ländlichen Raum ansiedeln.
Denn dort, wo Arbeitsplätze sind und entstehen, gehen
auch Menschen hin. Ich glaube, insoweit ist es auch sehr
ressourcenschonend, wenn wir uns zunächst einmal damit
beschäftigen, wie wir dafür sorgen können, dass die Men-
schen, die im ländlichen Raum sind, dort bleiben können
und dass Menschen dort auch zuziehen, weil sie da Ar-
beitsplätze finden, wenn wir da welche angesiedelt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber wir wissen auch, dass es insbesondere im Ballungs-
raum Rhein-Main einen erheblichen Bedarf nach zusätzli-
chem Wohnraum gibt. Herr Schaus hat dazu geäußert, wir
bräuchten immer noch mehr staatliche Programme.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Ohne das geht es
nicht!)

Herr Schaus, zunächst einmal möchte ich sagen, dass diese
Landesregierung unglaublich viele Programme für den
Wohnungsbau auf den Weg gebracht hat. Das waren so
viele wie seit Jahrzehnten nicht mehr.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg.
Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN) – Hermann Schaus (DIE LINKE): Wo
denn?)

Sie kennen doch die Zahlen. Wenn Sie das nachlesen, se-
hen Sie, dass wir ein 600-Millionen-€-Programm haben.
Wir haben jetzt noch einmal ein 230-Millionen-€-Pro-
gramm obendrauf gelegt.

Wir wissen aber auch, dass das Engagement des Staates al-
leine nicht ausreichen wird. Das kann jeder im Kopf nach-
rechnen. Wir haben allein in Frankfurt pro Jahr einen Zu-
zug von 15.000 Menschen. Ich sage das, um nur einmal ei-
ne Zahl zu nennen. Wenn wir im Rhein-Main-Gebiet zu-
sätzlichen Wohnraum für 50.000 Menschen schaffen wol-
len und wenn wir davon ausgehen, dass die Menschen im
Durchschnitt erheblich weniger Wohnraum als heute haben
werden – es werden nur 30 m² pro Person zur Verfügung
stehen –, dann brauchen wir 1,5 Millionen m² Wohnfläche.
Wenn der Quadratmeter im Durchschnitt 2.000 € kostet,
dann brauchen Sie 3 Milliarden €, um 50.000 Menschen
zusätzlichen Wohnraum zu schaffen und sie im Rhein-
Main-Gebiet anzusiedeln.

Da werden Sie doch nicht ernsthaft behaupten, dass wir
das Thema so regeln können, wie Sie das in der DDR ge-
löst haben. Da hat der Staat nämlich die Wohnungen ge-
baut. Das hat auch da schon nicht funktioniert. In Hessen
würde es auch nicht funktionieren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU sowie der Abg.
Mathias Wagner (Taunus) und Martina Feldmayer
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Staatliche Programme sind notwendig und sinnvoll, vor al-
lem als Anreizsystem, um Private zu motivieren, zu inves-
tieren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Wenn es uns gelingen sollte, dass Private investieren, dann
muss das Land natürlich weiter mit seinen Programmen ar-
beiten. Das macht es auch sehr erfolgreich. Ich möchte
Frau Ministerin Hinz dafür sehr danken. Sie engagieren
sich sehr in der Wohnungspolitik. Das wissen die Men-
schen. Vielen Dank dafür. Das wird erfolgreich sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Zurufe von der SPD:
Oh!)

Wir wissen aber auch, dass das Land das nicht alleine
stemmen kann. Gerade durch die Zuwanderung der Flücht-
linge stehen wir vor erheblichen Herausforderungen. Das
wird eine Gemeinschaftsaufgabe zwischen Bund, Land und
Kommunen sein. Der Bund wird sich hinsichtlich des
Mietrechts und des Steuerrechts bewegen müssen, um für
private Investoren den Mietwohnungsbau wieder interes-
sant zu machen.

Man muss sich doch einmal Gedanken darüber machen,
warum sich die Versicherungswirtschaft, die früher der
Hauptinvestor beim Mietwohnungsbau war, zurückgezo-
gen hat. Heute haben sie Anlageprobleme, weil mit den
Staatspapieren die notwendige Rendite nicht mehr zusam-
menkommt. Sie hätten ein Interesse daran, in Mietwoh-
nungsbau zu investieren, wenn man da viele Hemmnisse
beseitigen würde. Aber da ist der Bund gefragt.

Hinsichtlich der Kommunen muss ich sagen, dass es da
viele Erhaltungssatzungen, Milieuschutzsatzungen und
Baugestaltungssatzungen gibt, die auch den Mietwoh-
nungsbau verhindern. Auch hier müssen wir erwarten, dass
die aktuellen Anforderungen angenommen und umgesetzt
werden.

Ich glaube aber, dass wir das gemeinschaftlich – Land,
Bund und Kommunen – stemmen werden. Wir sind jeden-
falls auf einem guten Weg und engagiert. Wir werden das
auch so umsetzen.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Caspar, vielen Dank. – Das Wort erhält Frau
Staatsministerin Priska Hinz.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Ich bedanke mich für diese Aktuelle Stunde. Denn sie gibt
mir Gelegenheit, die Aktivitäten der Hessischen Landesre-
gierung in Sachen Wohnraumförderung darzustellen. An-
scheinend ist das an den Mitgliedern der SPD-Fraktion
völlig vorbeigegangen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt bekommen Sie einmal erklärt, was wir alles machen.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels (SPD))

3850 Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 56. Sitzung · 24. September 2015



Wir haben in dieser Wahlperiode über 600 Millionen € für
die Wohnraumförderung zur Verfügung. Wir sind eines
der wenigen Bundesländer, das die Kompensationsmittel
des Bundes in Höhe von 30 Millionen € tatsächlich auch
zweckgebunden im Wohnungsbau einsetzt. Damit können
wir in diesem Jahr 150 Millionen € für die Förderung so-
zialen Wohnraums ausgeben.

Schauen Sie sich einmal bei anderen Ländern an, wie es da
funktioniert. Das ist bei Weitem nicht auf dem Level, das
wir hier in Hessen erreichen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Heute wird das Investitionsprogramm für die Kommunen
eingebracht werden. Es wird den Kommunen zusätzliche
finanzielle Spielräume eröffnen. Es wird 230 Millionen €
für den Bau sozialen Wohnraums und für die Unterbrin-
gung der Flüchtlinge geben, also für beides. Alle Bevölke-
rungsgruppen sollen hier profitieren können. Herr Siebel,
wenn Sie nicht in der Lage sind, einen Gesetzentwurf zu
lesen, dann können wir Ihnen leider nicht helfen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich würde mir wünschen, dass der Bund nicht nur Presse-
erklärungen verschickt, sondern tatsächlich auch deutlich
macht, wie er die Länder in der Frage der Beschaffung so-
zialen Wohnraums und der Unterbringung der Flüchtlinge
unterstützen will. Durch Presseerklärungen allein haben
wir keine Förderung und keine Unterstützung. Ich bin ge-
spannt, was die Bundesregierung den Ländern heute in den
Verhandlungen nicht nur tatsächlich anbieten, sondern
dann auch bereitstellen wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich will den Beispielen, die Abg. Feldmayer hier vorge-
stellt hat, noch eines hinzufügen. Das rot-rot regierte Bran-
denburg hat jetzt verkündet, die Förderung des Wohnraum-
baus von 40 Millionen € auf 70 Millionen € zu erhöhen.
Das stand gestern in einer Presseerklärung. Selbst wenn
man das auf die Zahl der Einwohner umrechnet, ist Hessen
um Längen besser. Schwarz-Grün ist hier eindeutig besser.
Das wollte ich an dieser Stelle sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Zurufe – Glockenzeichen
des Präsidenten)

– Das ist interessant. Dann erkundigen Sie sich bitte ein-
mal – –

(Weitere Zurufe)

Vizepräsident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren, ich bitte um Aufmerksamkeit.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Wir haben für den Bau studentischen Wohnraums zusätzli-
che Förderlinien eingerichtet. Da wurden bereits viele An-
träge bestätigt. Sie stammen sowohl von Studentenwerken
als auch von Privaten.

Herr Siebel, wir haben ein neues Programm für Bezieher
mittlerer Einkommen aufgelegt, das in Kraft ist. Auch hier
findet bereits die erste Runde der Antragsabgaben statt.

Sie sollten nicht vergessen, dass wir bereits die Konditio-
nen verbessert haben. Bei einer Förderung wurden die Zin-
sen vor Kurzem ermäßigt, und zwar von 0,9 % auf 0,6 %
beim Mietwohnungsbau einschließlich der studentischen
Förderung, und von 1,2 % auf 0,9 % bei der Förderung der
Modernisierung.

Auch hilft es tatsächlich, im Markt verbesserte Konditio-
nen zu bekommen, damit wir das Geld auch wirklich aus-
geben können. Bislang konnten wir alle Anträge aus Hes-
sen bescheiden. Wir haben also keinen Antragsstau.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben die Kappungsgrenze eingeführt und den Mieter-
schutz bei Umwandlung in Eigentumswohnungen verlän-
gert. Die Fehlbelegungsabgabe wird demnächst in Kraft
treten. Wir werten gerade die Anhörung in Bezug auf die
Mietpreisbremse aus, danach wird sie in Kraft treten.

Ich sorge ebenfalls dafür, dass mit der Allianz für Wohnen
in Hessen an vielen Stellen sozialer Wohnraum entsteht
und dass wir die Modernisierung von Wohnungen voran-
treiben. Wir werden ab der nächsten Woche in Arbeits-
gruppen mit der Allianz für Wohnen konstruktive Gesprä-
che über die Bauordnung und die energetische Sanierung
führen. Wir werden darüber sprechen, wie wir zur Nach-
verdichtung in Städten kommen können und wie wir im
ländlichen Bereich durch den Ankauf, aber auch die Sanie-
rung von Wohnungen zusätzlichen Wohnraum schaffen
können. Auch dies wird der Erleichterung dienen. Ich freue
mich, dass die Verbände konstruktiv sind. Ich finde, die
Opposition sollte sich von den Verbänden – vom Mieter-
schutzbund über die Wohnungswirtschaft bis hin zu den
Kammern – eine Scheibe abschneiden.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ein letzter Punkt. Wir haben es geschafft, dass mit dem
Nachtragshaushalt 2014 die Lücke für die Finanzierung der
Sozialen Stadt geschlossen werden konnte. Wir haben je
sechs neue Standorte in den Jahren 2014 und 2015 aufge-
nommen. Wir werden im Haushaltsjahr 2016 wiederum
zusätzliche Mittel einstellen, damit alle Anträge beschie-
den werden können. Auch da stehen wir an der Seite der
Kommunen.

Ich freue mich, dass die Aktuelle Stunde hoffentlich dazu
dienen konnte, Ihre Informationslücken zu schließen. –
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herzlichen Dank. – Keine weiteren Wortmeldungen. – Da-
mit ist diese Aktuelle Stunde besprochen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 69 auf:

Antrag der Fraktion der FDP betreffend eine Aktuelle
Stunde (Wirtschaftsminister der Regierung Bouffier
kneift bei Spatenstich für Terminal 3 – Schwarz-Grün
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bei größter privatwirtschaftlicher Investition in Hessen
erneut gespalten) – Drucks. 19/2446 –

Hierzu gibt es zuerst eine mündliche Frage. Wir müssen
das zunächst klären, wenn Sie einverstanden sind. – Das ist
die Frage des Kollegen Marius Weiß. Sie sind da? Dann
machen wir das so. Herr Kollege Weiß, bitte die Frage
354.

Marius Weiß (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Welche Mitglieder der Landesregierung nehmen am Spa-
tenstich für das Terminal 3 des Frankfurter Flughafens in
diesem Herbst teil?

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Staatsminister Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Sehr geehrter Herr Abg. Weiß, am Spatenstich für das Ter-
minal 3 des Frankfurter Flughafens am 5. Oktober 2015
nehmen der Hessische Ministerpräsident sowie für das
Hessische Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr
und Landesentwicklung Herr Staatssekretär Samson in
meiner Vertretung teil.

Vizepräsident Frank Lortz:

Zusatzfrage, Herr Kollege Weiß.

Marius Weiß (SPD):

Herr Minister, warum nehmen Sie nicht an dem Spaten-
stich teil?

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Staatsminister.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Herr Abg. Weiß, ich nehme an diesem Tag einen Termin
im Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur wahr.

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. Gibt es noch etwas? – Nein. Dann ist die
mündliche Frage beantwortet.

Ich rufe jetzt die Aktuelle Stunde auf. Jetzt spricht Kollege
Dr. Jörg-Uwe Hahn, FDP. Bitte.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir alle
wissen, es gibt verschiedene Arten von Terminen. Es gibt
Arbeitstermine, bei denen man hinter verschlossenen Tü-

ren verhandelt. Es gibt Termine, die Freude und Spaß ma-
chen; bei mir ist das der Besuch der Eintracht Frankfurt.

Vizepräsident Frank Lortz:

Da komme ich auch mit, Herr Kollege Hahn.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Es gibt Termine, die Symbolwirkung haben. Bei diesen
Terminen wird gefragt: Wer ist denn da? Dann gibt es Ter-
mine mit Symbolwirkung, aber da wird gefragt: Wer ist
denn nicht da?

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Termin am 5. Ok-
tober 2015 ist ein Symboltermin. Dort wird geschaut, wer
nicht da ist. Dann stellt man fest: Der hessische Minister
für Wirtschaft und Verkehr ist nicht da, und das ist ein
starkes Symbol.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD)

Das Symbol macht nämlich deutlich, dass es der Wirt-
schafts- und Verkehrsminister und stellvertretende Minis-
terpräsident dieses Landes für nicht so wichtig erachtet, zu
diesem Spatenstich zu gehen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen wir ein-
mal alles weg, was darum herum so erzählt wird.

(Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Also, dass der Ministerpräsident auch da ist – ich würde
sogar fast sagen, dass er auf alle Fälle natürlich da ist –, ist
selbstverständlich.

(Michael Boddenberg (CDU): Ja!)

Aber, werter stellvertretender Herr Ministerpräsident, in
der Geschichte der Landesregierung ist es schon mehr als
einmal vorgekommen, dass neben dem Ministerpräsiden-
ten auch der stellvertretende Ministerpräsident und/oder
der zuständige Fachminister dabei waren. Bei der Einwei-
hung der Landebahn des Frankfurter Flughafens waren der
Ministerpräsident, der stellvertretende Ministerpräsident
und der Wirtschaftsminister da. Es ist ein ganz schlechtes
Argument, zu erklären: Bouffier ist ja da, dann kann ich
schwänzen.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Marius Weiß
(SPD))

Es ist auch nicht nachvollziehbar, und man merkte es an
der etwas verkrampften Art Ihrer Antwort, Herr stellvertre-
tender Ministerpräsident, dass Sie – –

(Judith Lannert (CDU): Ha! – Zuruf des Abg. Hol-
ger Bellino (CDU))

– Lieber Holger, ich habe erzählt, dass ich eben bei euch in
der CDU-Fraktion sitzen und mir das ansehen durfte. Tie-
fenentspannt wird dort gesagt: „Ich habe einen wichtigen
Termin in Berlin.“

Ich weiß, wovon ich spreche. Natürlich gibt es wichtige
Termine in Berlin. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, aber auch da ist wieder zu unterscheiden: Sind es Ter-
mine, bei denen gearbeitet und verhandelt wird, oder sind
es Spaßtermine oder symbolische Termine? Ich habe das
Gefühl, dass es sich um einen Arbeitstermin handelt. Man
könnte sogar fast unterstellen: Der Parteifreund Baake
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wurde gebeten, für seinen Parteifreund Al-Wazir schnell
einen Termin zu besorgen.

(Unruhe)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das jedenfalls
kann Herr Samson genauso gut machen wie der Minister.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD
– Zuruf von der CDU – Gegenruf der Abg. Janine
Wissler (DIE LINKE))

Deshalb komme ich auf den Kern der Symbolik. Ich bin to-
tal überrascht, mit welcher Dynamik

(Zurufe der Abg. Holger Bellino und Michael Bod-
denberg (CDU) – Anhaltende Unruhe – Glockenzei-
chen des Präsidenten)

die schwarzen Freunde hier meinen, ihren grünen Koaliti-
onspartner verteidigen zu müssen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD)

Ich weiß doch, lieber Michael Boddenberg, dass es den
einen oder anderen gibt, der hier sitzt oder der jetzt be-
wusst nicht hier sitzt

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

und sagt: Es ist unerhört, dass der stellvertretende Minis-
terpräsident bei diesem Symboltermin nicht auf dem Flug-
hafen ist.

(Beifall bei der FDP)

Wir wissen es doch. Deshalb schreit ihr ja auch so.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir reden über
die konjunkturelle Entwicklung. Wir reden über Arbeits-
und Ausbildungsplätze in Hessen im Rhein-Main-Gebiet.
Ein MDAX-Unternehmen mit öffentlichen Anteilseignern
legt ein privat finanziertes Konjunkturprogramm von 2,5
Milliarden € auf. Das ist mehr als das Konjunkturpro-
gramm, das die damalige Hessische Landesregierung unter
Leitung von Roland Koch und mir im Jahre 2009 aufgelegt
hat: 2,5 Milliarden €.

Was meinen Sie denn, welches Symbol das für die Arbeit-
nehmer ist? Bei denen kommt an: Al-Wazir geht gern zur
Montagsdemo, Al-Wazir geht aber nicht zur Erweiterung
meiner Arbeitsfläche.

(Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist ein völlig
falsches Symbol. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herzlichen Dank. – Das Wort hat der Kollege Frank-Peter
Kaufmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

(Florian Rentsch (FDP): Das ist jetzt kein Windpark,
da wäre man dabei!)

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wir leben in einem wirklich glücklichen Land, wenn wir
keine größeren Probleme haben als die FDP-Opposition.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn eines Ihrer wichtigsten Probleme besteht offensicht-
lich darin, die Frage zu thematisieren, ob am 5. Oktober
neben dem Ministerpräsidenten auch sein Stellvertreter
beim fröhlichen Buddeln dabei ist. Entschuldigen Sie, Kol-
lege Hahn, ich kann dem Thema dieser Aktuellen Stunde
wirklich keine politische Relevanz bescheinigen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU – Lachen bei der SPD)

Denn es greift überhaupt kein wirkliches Problem auf, ge-
schweige denn, dass es gelöst wird.

Am 5. Oktober soll der erste Spatenstich für den Neubau
des Terminals 3 am Frankfurter Flughafen stattfinden, ein
für die Fraport AG durchaus wichtiges Datum, wenn auch
– das wurde bereits betont – mehr symbolischen Charak-
ters. Denn es markiert den Übergang von der Planungspha-
se zur Ausführung.

Natürlich ist dieses Datum auch für das Land Hessen als
Standort des Flughafens und als größten Anteilseigner der
Fraport AG keineswegs ohne Bedeutung. Aber gerade des-
halb wird die Landesregierung dabei auch optimal vertre-
ten sein: durch den Ministerpräsidenten persönlich. Wir
haben es schon gehört: Auch das Fachressort wird keines-
wegs fehlen, denn der Staatssekretär Samson wird bei die-
ser Gelegenheit eine Delegation aus dem Ministerium an-
führen. Es gibt also an der Sache überhaupt nichts zu kriti-
sieren. Deswegen darf ich schon die Frage in den Raum
stellen: Verehrter Herr Kollege Hahn, warum führen Sie
überhaupt diese Debatte?

Offensichtlich geht es Ihnen um etwas anderes. Denn sonst
müsste man mit Shakespeares Komödie sagen: „Much Ado
about Nothing.“ – Viel Lärm um nichts. – Übrigens ist die-
se Komödie sehr viel angenehmer als diese Diskussion.
Vielleicht gibt es gewisse Parallelen unter dem Aspekt,
dass dort auch die höfische Selbstinszenierung gefeiert
wird, die wir gerade auch erlebt haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Kollege Kaufmann, der Kollege Schaus wollte Ihnen eine
Zwischenfrage stellen.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, nicht in fünf Minuten.

(Florian Rentsch (FDP): Ach du großer Gott, jetzt
hat er auch noch Angst!)

Vizepräsident Frank Lortz:

Also: Nix is.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Wirklich wichtig waren in Ihrer Zeit beim Thema Flugha-
fen Frankfurt und Terminal 3 doch vor allem die intensive
Debatte über den Ausbau und die sich daran anschließende
Überprüfung des Bedarfs sowie die Bewertung möglicher
Alternativen zu dieser Planung. Über all diese Vorgänge
haben wir hier im Hause bereits mehrfach intensiv disku-
tiert. Daher sind alle Positionen und Einschätzungen be-
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kannt, und alle Abgeordneten kennen auch die gegebene
Rechtslage.

Meine Damen und Herren, Fraport hat einen höchstrichter-
lich bestätigten Planfeststellungsbeschluss und eine Bauge-
nehmigung für das Terminal 3.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Daher lag und liegt die abschließende Entscheidung bezüg-
lich der Realisierung exklusiv beim Unternehmen.

(Florian Rentsch (FDP): Das dritte Gutachten?)

Sie alle wissen auch: Die Grundentscheidung ist ergangen.
Jetzt wird die Umsetzung auf den Weg gebracht.

Und auch das soll hier überhaupt nicht verschwiegen wer-
den: Wir GRÜNE – auch das wissen Sie bereits – halten
die eingeschlagene Richtung für problematisch, ja, für
falsch. Aber die Entscheidung ist anders gefallen, als wir
es uns gewünscht hätten.

Wir bedauern dies, aber jenseits dessen ist die Debatte zur-
zeit nicht zielführend, und ich frage mich: Warum wollen
Sie sie aufgreifen?

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Die größte Sorge des Antragstellers dieser Aktuellen Stun-
de – das wird immer öffentlich verkündet, sehr gerne auch
vom Kollegen Rentsch – ist ja die weitere Entwicklung,
die Prosperität des Frankfurter Flughafens. Dazu will ich
Ihnen durchaus noch ein bisschen Beruhigung zukommen
lassen.

Seit dem Regierungswechsel zu Schwarz-Grün Anfang des
Jahres 2014 – und infolge davon eines Wechsels in der Be-
setzung des Aufsichtsrats der Fraport AG – ist es mit die-
sem Unternehmen keineswegs bergab gegangen.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Ganz im Gegenteil: Das Unternehmen war ökonomisch so
erfolgreich wie nie zuvor.

(Zuruf des Abg. Marius Weiß (SPD))

Es war so erfolgreich, dass es bereits im Jahr 2014 die Di-
vidende gegenüber dem Vorjahr um 8 % erhöhen konnte.

(Florian Rentsch (FDP): Das war alles Frank Kauf-
mann! – Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Also, Kollege Hahn, Kollege Rentsch: Machen Sie am
übernächsten Montag auf der Baustelle ein fröhliches Ge-
sicht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Kaufmann. – Das Wort hat Frau
Abg. Janine Wissler, Fraktion DIE LINKE.

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Nein, wir wer-
den Tarek Al-Wazir nicht dafür kritisieren, dass er dem
Spatenstich für Terminal 3 und dem anschließenden
Schnittchenessen bei Fraport fernbleibt. Damit ist er näm-

lich voll auf unserer Linie, denn auch wir werden nicht
dorthin gehen.

(Beifall des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE) –
Zurufe von der CDU)

Denn für uns ist der Tag des Spatenstichs kein Grund zum
Feiern.

(Florian Rentsch (FDP): Haben Sie einen wichtigen
Termin in Berlin? – Weitere Zurufe)

– Es mag außerhalb der Vorstellungen der FDP liegen,

(Zurufe – Glockenzeichen des Präsidenten)

aber es gibt durchaus wichtigere Termine, als vor Kameras
zu posieren, sich selbst zu inszenieren und Lobbys zu be-
dienen – auch wenn es das gewesen sein mag, mit dem
sich die FDP-Minister maßgeblich und hauptsächlich in ih-
rer Zeit beschäftigt haben.

(Lachen des Abg. Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

In der Tat gibt es wichtigere Termine, und deswegen wird
es an dieser Stelle von uns auch keine Kritik geben.

(Beifall bei der LINKEN)

Unsere Kritik ist es nicht, dass der Wirtschaftsminister
nicht an diesem Spatenstich teilnehmen wird; unsere Kritik
ist, dass er nicht alles getan hat, um genau dieses Ereignis
zu verhindern.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Minister, aus Ihrer Wahlkampfaussage: „Mit mir wird
es kein Terminal 3 geben“,

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

wurde: „Mit mir wird es keinen Spatenstich geben“ – ge-
nauer gesagt: „Ich verhindere es nicht, aber ich nehme we-
nigstens nicht daran teil.“ Immerhin das konnten Sie offen-
bar im Kabinett herausholen. Das erspart Ihnen einen un-
angenehmen Termin, ändert aber in der Sache leider gar
nichts.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte es nochmals deutlich machen: Wir lehnen den
Bau von Terminal 3 ab. Dieser Flughafen liegt inmitten ei-
nes Ballungsgebietes, und die Grenze der Belastbarkeit ist
schon lange überschritten.

Für uns stehen die Gesundheit und die Lebensqualität der
Menschen an erster Stelle. Deshalb ist die Erhöhung der
Kapazitäten völlig unverantwortlich.

Meine Damen und Herren, es lohnt sich aber auch, sich die
betriebswirtschaftliche Seite nochmals anzuschauen. Denn
da tun sich Widersprüche zu den Gutachten auf, die Fra-
port im Jahr 2007 vorgelegt hat, um für den Bau des Flug-
hafens zu werben. Wenn man sich die Zahlen von 2007
und jetzt anschaut, sieht man, wie die auseinanderklaffen:
bei den Arbeitsplätzen, der Passagierentwicklung und der
Prognose der Flugbewegungen. Es zeigt sich, dass der ge-
samte Planfeststellungsbeschluss zum Ausbau des Flugha-
fens auf falschen Zahlen und falschen Prognosen beruht.
Eigentlich gehört dieser gesamte Planfeststellungsbe-
schluss auf den Prüfstand.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Terminal 3 wird gebaut – und Schwarz-Grün spricht
vom Lärmschutz und davon, dass es leiser werden soll.
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Man baut ein Terminal, damit dort Passagiere abgefertigt
werden können, die danach in ein Flugzeug steigen. Natür-
lich ist es richtig, dass der Bau der Landebahn Nordwest
ohne das Terminal 3 ziemlich sinnlos gewesen wäre; das
ist aus Sicht der Fraport klar. Aber genau das war doch in
den letzten Jahrzehnten die Strategie: Erst erweitert man
die Flugkapazität; dann baut man ein neues Terminal, das
aber nicht ausgelastet ist; dann argumentiert man, man
brauche die nächste Bahn, usw. Natürlich kann man dann
die Schlussfolgerung ziehen, dass man jetzt dieses Termi-
nal bauen muss – man kann aber auch die Schlussfolge-
rung ziehen, dass die Landebahn Nordwest stillgelegt wer-
den muss. Das wäre mit Sicherheit die vernünftigere, wenn
man an die lärmgeplagte Bevölkerung im Rhein-Main-Ge-
biet denkt.

(Beifall bei der LINKEN – Michael Boddenberg
(CDU): Was wollen Sie denn stilllegen?)

Ich will nur auf eine Absurdität beim Bau von Terminal 3
hinweisen: Die Fraport AG bewirbt sich jetzt bei der Euro-
päischen Union für die Finanzierung von Terminal 3 aus
dem EU-Investitionspaket 2015. Das heißt, sie will auch
noch öffentliche Mittel dafür abgreifen, dass die Menschen
in der Flughafenregion weiter verlärmt werden. Meine Da-
men und Herren, das ist überhaupt nicht hinnehmbar: Eine
ganze Region wird verlärmt, und die Menschen müssen um
ihre Gesundheit fürchten.

Ich will darauf hinweisen: Dieser Flughafen befindet sich
mehrheitlich im öffentlichen Besitz. Deshalb ist die Lan-
desregierung in der Verantwortung, hier Lärm zu reduzie-
ren und die Gesundheit der Menschen zu schützen.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb ganz klar: Wer weniger Lärm verspricht, der muss
die Zahl der Flugbewegungen reduzieren. Wer die Gesund-
heit der Menschen schützen will, der braucht ein achtstün-
diges Nachtflugverbot und muss die Flugbewegungen auf
380.000 pro Jahr begrenzen, und der darf nicht versuchen,
die Menschen mit Mogelpackungen wie den Lärmpausen
abzuspeisen.

Die Grenzen des Wachstums des Frankfurter Flughafens
sind lange überschritten. Dieser Flughafen liegt inmitten
eines Ballungsgebietes. Die enorme Lärm- und Schadstoff-
belastung gefährdet die Menschen in der Region.

Unsere Meinung ist: Der Schutz der Bevölkerung, der
Schutz der Gesundheit und der Lebensqualität der Men-
schen muss endlich Vorrang haben vor den Profiten von
Lufthansa und Fraport.

Am kommenden Montag wird die 150. Montagsdemo der
Bürgerinitiativen im Flughafenterminal stattfinden. Als
LINKE werden wir die Proteste und die Forderungen der
Bürgerinitiativen weiter unterstützen, im Parlament und
außerhalb. Deswegen ist es sicher sinnvoller, am 5. Ok-
tober zur Montagsdemo zu gehen als zum Spatenstich für
das neue Terminal.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. Michael
Boddenberg (CDU))

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Wissler. – Das Wort hat der
Abg. Dr. Arnold, CDU-Fraktion.

Dr. Walter Arnold (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Herr Kollege Hahn, ich hätte eigentlich erwartet, dass Sie,
als Sie diese Aktuelle Stunde beantragt und kritisiert ha-
ben, dass Herr Staatsminister Al-Wazir nicht in Frankfurt
am Spatenstich für das neue Terminal teilnimmt, sondern
in Berlin ist, zumindest gewusst hätten, welchen Termin er
dort wahrnimmt. Ich sage ganz deutlich: Wenn der hessi-
sche Wirtschaftsminister in Berlin im Verkehrsministerium
Gespräche führt, um aus der digitalen Dividende für Hes-
sen möglichst viel Geld herauszuholen, ist das nicht zu kri-
tisieren, sondern ein guter Vorgang. Das begrüßen wir aus-
drücklich.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zurufe von der SPD)

Wer ein bisschen mit der Sache vertraut ist – der Staatsse-
kretär in diesem Ministerium ist in Hessen gut bekannt –,
weiß, dass im Moment dort wichtige Entscheidungen fal-
len. Ich halte diesen Termin durchaus für sehr wichtig.

Herr Kollege Hahn, daraus die Frage abzuleiten: „Ist
Schwarz-Grün deswegen erneut gespalten?“, ist so weit
weg von der Realität, dass es eigentlich schade ist, dass wir
uns heute darüber unterhalten.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Florian Rentsch (FDP): Das ist unser
Eindruck!)

Ich bin übrigens interessiert daran, zu erfahren – diese Fra-
ge möchte ich an den Kollegen Weiß weitergeben; viel-
leicht kann er gleich etwas dazu sagen –, wie eigentlich die
Stadt Frankfurt am 5. Oktober vertreten ist. Nach dem, was
ich gehört habe – vielleicht können Sie etwas dazu sagen –,
ist auch Oberbürgermeister Feldmann bei diesem Termin
nicht anwesend,

(Florian Rentsch (FDP): Er hat einen Termin in Ber-
lin!)

sondern lässt sich durch ein Magistratsmitglied vertreten.
Vielleicht können Sie nachher noch etwas dazu sagen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Michael Boddenberg (CDU): Er macht
Hausbesuche! – Weitere Zurufe von der CDU)

Ich weise darauf hin, dass der 5. Oktober ein wichtiger Tag
für die Fraport und auch für die Region ist.

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Ich denke, die Tatsache, dass der Hessische Ministerpräsi-
dent Volker Bouffier, aber auch Staatssekretär Samson die
Landesregierung dort hochrangig vertreten, ist ein Zeichen
dafür, welche Bedeutung dieser Spatenstich für die Region,
für Hessen und auch für Deutschland selbst hat. Das macht
deutlich, welchen Stellenwert dieser Tag hat.

Aber, Herr Kollege Hahn, das Thema Terminal 3 ist doch
längst durch. Es wieder hervorzuholen, um irgendwelche
Dinge daraus abzuleiten, ist absolut absurd.

(Beifall bei der CDU)

Es ist entschieden. Fraport hat zur Kenntnis genommen,
dass der hessische Wirtschaftsminister dort einen Alterna-
tivvorschlag unterbreitet hat. Er wurde sicherlich auch mit
großem Interesse untersucht. Fraport hat entschieden. Wir
haben in der Koalitionsvereinbarung eindeutig vorgegeben,
dass Fraport diese Entscheidung selbst trifft.
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Ich kann Ihnen am heutigen Tage wirklich sagen: Lieber
Herr Kollege Hahn, die schwarz-grüne Landesregierung
und auch die Regierungsfraktionen arbeiten weiterhin fröh-
lich und erfolgreich zusammen. Die FDP ist in der Opposi-
tion. – Das ist die Tagesmeldung von heute zu diesem The-
ma. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Walter Arnold. – Der Kollege Marius Weiß
ist der nächste Redner.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wo ist Feldmann?)

Marius Weiß (SPD):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Man kann
einmal fehlen; man darf einmal einen Termin nicht wahr-
nehmen. In diesem Fall ist allerdings etwas anderes ein
Problem, nämlich die Summe der Termine, die die Landes-
regierung bzw. der Wirtschaftsminister nicht wahrnimmt,
wenn es um die Luftverkehrswirtschaft geht, und es ist die
Uneinheitlichkeit des Auftretens der Landesregierung in
diesem Bereich.

(Michael Boddenberg (CDU): Haben Sie den Ter-
minkalender in der Hand, oder woher wissen Sie
das?)

Deswegen ist es ein fatales Signal, wenn die Luftverkehrs-
wirtschaft in der Wirtschaftspolitik dieser Landesregierung
keine Rolle mehr spielt.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Herr Arnold und Herr Wagner, weil Sie so freudig da-
zwischenrufen:

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Immer bei Ihnen!)

Bevor Herr Al-Wazir gekniffen hat, hatte das Herr Cunitz
schon längst getan. Der hat damit angefangen. Er hat es
nach seiner Interpretation von Verantwortung und Füh-
rungsstärke seinem Referenten überlassen,

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wo ist Feldmann? Nicht: „Wo ist Beh-
le?“, sondern: „Wo ist Feldmann?“)

die Baugenehmigung für das Terminal 3 zu verkünden,
und ist in den Urlaub abgedüst. Das ist die Art und Weise,
wie die GRÜNEN in Frankfurt Verantwortung überneh-
men.

Ich gehe davon aus, dass Herr Cunitz und auch Frau Sorge
an dem Spatenstich teilnehmen werden.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Was ist mit Feldmann? Kennen Sie ihn
eigentlich noch? – Unruhe – Glockenzeichen des
Präsidenten)

– Herr Wagner, da Sie immer „Wo ist Feldmann?“ dazwi-
schenrufen, nenne ich Ihnen einmal den größten Unter-
schied zwischen Herrn Feldmann und den hessischen

GRÜNEN: Herr Feldmann hat nach der Wahl exakt das
Gleiche zum Flughafen erzählt wie vor der Wahl,

(Beifall bei der SPD – Lachen bei der CDU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Michael Bodden-
berg (CDU): Ach du lieber Gott! – Weitere Zurufe
von der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

während die hessischen GRÜNEN von dem, was sie vor
der Wahl zum Flughafen – –

(Fortgesetzte Zurufe von der CDU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren, einmal durchschnaufen. Ma-
chen Sie ein paar Übungen mit den Fingern, dann werden
Sie wieder ruhiger. – Herr Kollege Weiß hat das Wort.

Marius Weiß (SPD):

Was ist denn das hier für eine Aufregung?

(Zuruf von der SPD: Völlig gaga! – Unruhe –
Glockenzeichen des Präsidenten)

Ich kann die Aufregung ja verstehen. Ich kann auch verste-
hen, dass Tarek Al-Wazir am 5. Oktober nicht dabei ist.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wo ist denn Peter Feldmann? – Michael
Boddenberg (CDU): Was haben Sie heute gefrüh-
stückt? – Weitere Zurufe von der CDU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Präsident.

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Weiß, ich kann hier nur darum bitten.

(Zurufe von der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

– Moment. Ich bitte um etwas Aufmerksamkeit. Beruhigen
Sie sich alle wieder. Der Kollege Weiß sorgt dafür, dass
Sie ruhig bleiben. – Bitte.

Marius Weiß (SPD):

Ich kann gut verstehen, dass Tarek Al-Wazir am 5. Ok-
tober nicht dabei ist. Er hat zusammen mit seiner grünen
Fraktion das Parlament schon einmal bei dem Thema T 3
missachtet, indem eine Anhörung, die wir dazu beantragt
hatten, nicht zugelassen wurde, indem 100.000 € für völlig
überflüssige Gutachten verbrannt wurden und indem die
Öffentlichkeit über Monate hinweg an der Nase herumge-
führt wurde. Daher kann ich sehr gut verstehen, dass Tarek
Al-Wazir nicht daran teilnehmen möchte.

(Beifall bei der SPD – Mathias Wagner (Taunus)
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Was denn nun? –
Weitere Zurufe von der CDU und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Aber das Problem ist nicht dieser eine Termin, sondern das
Problem ist die Summe.

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)
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Vor ein paar Wochen hatten wir den Spatenstich der Luft-
hansa Technik, einer Lufthansa-Tochter, im Frankfurter
Osthafen: eine Investition in Höhe von 60 Millionen € von
einer Firma, die für die hessische Wirtschaft enorm wichtig
ist.

(Michael Boddenberg (CDU): Sagen Sie einmal, wer
das zu verantworten hat!)

Es hat kein Mitglied der Hessischen Landesregierung dar-
an teilgenommen. Der Wirtschaftsminister war nicht da.

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, deswegen sage ich: Es ist
die Summe. Wenn der Wirtschaftsminister innerhalb von
ein paar Wochen bei Terminen für wichtige Investitions-
projekte des größten Arbeitgebers Lufthansa und der größ-
ten Arbeitsstätte Fraport nicht anwesend ist, macht er sei-
nen Job nicht.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Die Liste lässt sich beliebig verlängern. Wir können uns
einmal anschauen, wie oft der Minister schon in Brüssel
war, um sich dort für die Belange der hessischen Luftver-
kehrswirtschaft einzusetzen.

(Manfred Pentz (CDU): Hauptsache, Marius Weiß
war da!)

Herr Minister, wir können uns einmal überlegen, ob Sie,
wenn Sie am 5. Oktober in Berlin sind, einmal mit Herrn
Schäuble darüber reden, wie es mit der Luftverkehrsteuer
aussieht.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

In der Großen Koalition hat es auf der Fachebene längst ei-
ne Übereinstimmung gegeben, sie abzuschaffen. Herr Mi-
nister Schäuble hat sein Veto eingelegt.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr gut!)

Dort könnte sich der Wirtschaftsminister einmal für die In-
teressen der hessischen Luftverkehrswirtschaft einsetzen.
Aber auch da passiert nichts.

(Beifall bei der SPD)

Als weiteres Beispiel nenne ich die Codeshare-Verbindun-
gen, etwa Air Berlin/Etihad, für die alle, die davon betrof-
fen sind – die Landesregierungen –, kämpfen. Die Berliner
setzen sich dafür ein. In Nordrhein-Westfalen setzt sich
Hannelore Kraft für die Interessen ihrer Wirtschaft ein. In
Baden-Württemberg setzt sich der grüne Ministerpräsident
Kretschmann dafür ein,

(Manfred Pentz (CDU): Und Marius Weiß! – Weite-
re Zurufe von der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Glockenzeichen des Präsidenten)

im Übrigen nicht allein, sondern im Zusammenspiel mit
dem roten Minister Schmid und dem grünen Verkehrsmi-
nister. Sie setzen sich da für die Interessen der hessischen
Wirtschaft ein. Von Minister Al-Wazir habe ich überhaupt
noch nichts gehört, was die Wahrung der Interessen von
Fraport, der Lufthansa oder der Luftverkehrswirtschaft
überhaupt angeht; denn die Luftverkehrswirtschaft spielt in
der hessischen Wirtschaftspolitik überhaupt keine Rolle.

(Beifall bei der SPD und der FDP – Lachen bei der
CDU)

Das ist die Wahrheit, und das ist das Problem, das wir in
dieser Landesregierung haben. Von den GRÜNEN hätte
ich überhaupt nichts anderes erwartet. Aber ich finde es ei-
nigermaßen erschreckend, dass gerade der CDU-Teil die-
ser Landesregierung diesen für Hessen wirklich existenzi-
ellen Wirtschaftszweig so sträflich vernachlässigt und zu-
lässt, dass der hessische Wirtschaftsminister hier Politik
für die grüne Klientel macht – nicht für die Interessen der
hessischen Wirtschaft.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der FDP –
Zurufe der Abg. Michael Boddenberg (CDU) und
Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP) – Weitere Zurufe von
der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Weiß. – Das Wort hat der Staatsmi-
nister Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Es wäre schön, wenn der SPD-Flughafensprecher sich
auch nur ansatzweise mit dem gleichen Engagement um
mehr Lärmschutz kümmern würde wie um meinen Termin-
kalender.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie des Abg. Hermann Schaus (DIE
LINKE) – Zuruf des Abg. Mathias Wagner (Taunus)
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) – Weitere Zurufe
von der CDU – Glockenzeichen des Präsidenten)

Herr Kollege Weiß, ich möchte noch ein offensichtliches
Missverständnis an diesem Punkt beseitigen: Berlin, Nord-
rhein-Westfalen und leider auch Baden-Württemberg set-
zen sich nicht für die Interessen der hessischen Wirtschaft
ein – in Sachen Etihad und Codeshare eher im Gegenteil.

(Marius Weiß (SPD): Eben! – Weitere Zurufe von
der SPD)

Lieber Kollege Weiß, Sie können mir glauben: Ich bin tief
in diesem Thema drin.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zum eigentlichen Punkt. Meine Haltung ist bekannt. Über
die haben wir die letzten eineinhalb Jahre in diesem Parla-
ment wirklich ausgiebig diskutiert. Es ist klar, ich hätte mir
an diesem Punkt eine andere Entscheidung gewünscht.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Wir haben auch Alternativen aufgezeigt. Aber es ist un-
zweifelhaft, dass die Fraport auf der Grundlage des Plan-
feststellungsbeschlusses des Jahres 2007, auf der Grundla-
ge der Gerichtsentscheidung des Jahres 2012, auf der
Grundlage des Bauantrags des Jahres 2013 und der Bauge-
nehmigung des Jahres 2014 ein Recht darauf hat, dieses
Terminal zu bauen.

(Zurufe der Abg. Florian Rentsch (FDP) und Janine
Wissler (DIE LINKE) – Glockenzeichen des Präsi-
denten)

Herr Kollege Rentsch, ich verstehe es, ehrlich gesagt,
nicht: Das Wirtschaftsministerium ist vertreten mit dem
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Staatssekretär, und prominenter als mit dem Hessischen
Ministerpräsidenten kann die Hessische Landesregierung
nicht vertreten sein.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich habe in der Zeit – das habe ich schon gesagt – einen
Termin im Bundesverkehrsministerium. Herr Kollege Dr.
h.c. Hahn, den kann nicht Herr Baake organisieren – der ist
nämlich im Wirtschaftsministerium Staatssekretär. Aber
ich glaube, dass es in diesem Zusammenhang sicherlich
auch aus Ihrer Sicht richtig ist, dass ich mich an diesem
Punkt darum kümmere, dass wir aus der digitalen Dividen-
de auch einen ordentlichen Schluck nach Hessen bekom-
men.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Letzter Punkt. Herr Weiß, Herr Hahn, Sie haben gesagt,
die Luftverkehrswirtschaft würde keine Rolle spielen.
Wenn Sie sich wirklich mit meinem Terminkalender be-
schäftigt hätten, dann wüssten Sie, dass ich heute Abend in
Berlin Gast einer Podiumsdiskussion beim parlamentari-
schen Abend der Fraport bin.

(Florian Rentsch (FDP): Oh! – Weitere Zurufe von
der FDP)

Herr Kollege Weiß, ich sage aber, da wir momentan in
ganz aufregenden Zeiten mit Bund-Länder-Verhandlungen
leben, dazu: Ich habe fest vor, um 20 Uhr dort zu sein. Es
kann aber auch da sein, dass ich aufgrund der laufenden
Bund-Länder-Verhandlungen zu Asylfragen kurzfristig ab-
sagen muss. Das kann sein.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Fliegen Sie hin?)

In diesem Zusammenhang kann ich wirklich nur sagen,
diese Aktuelle Stunde zeigt aus Ihrer Sicht ein glückliches
Land, wenn Sie keine anderen Probleme haben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herzlichen Dank, Herr Staatsminister. – Es gibt keine wei-
teren Wortmeldungen. Damit ist die Aktuelle Stunde, Ta-
gesordnungspunkt 69, behandelt.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 70 auf:

Antrag der Fraktion der CDU betreffend eine Aktuelle
Stunde (25 Jahre Deutsche Einheit – Hessen feiert in
Dankbarkeit und großer Freude) – Drucks. 19/2447 –

Ich wäre dankbar, wenn es eine Wortmeldung der CDU
geben würde. – Das macht der Herr Alterspräsident. Bitte
sehr, Kollege Klee. Du hast das Wort.

Horst Klee (CDU):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 25 Jahre
deutsche Einheit – Hessen feiert in Dankbarkeit. Man hat
in einer Aktuellen Stunde nicht die Zeit, um die Vorge-
schichte des Tags der Deutschen Einheit zu erläutern. Heu-
te gilt es, der Freude darüber Ausdruck zu verleihen, dass
wir als Volk wieder selbstbestimmt in Frieden und Freiheit
leben können. Das wurde in einer friedlichen Revolution

von unten nach oben erreicht. Die Montagsdemonstratio-
nen mit dem Ruf „Wir sind das Volk“, die später in dem
Ruf „Wir sind ein Volk“ mündeten, bleiben unvergesslich.

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Man war es einfach leid, sich von einer maroden, rück-
wärtsgerichteten Regierung das Leben vorschreiben zu las-
sen: die ständigen Gängelungen und Bespitzelungen und
fehlende Reise- und Pressefreiheit waren Punkte, derer die
Bürgerinnen und Bürger der DDR überdrüssig waren.

(Beifall bei der CDU sowie bei Abgeordneten der
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die ganze Welt schaute mit, als Bundesaußenminister
Genscher am 30. August 89 vor mehr als 4.000 DDR-
Flüchtlingen in der Prager Botschaft verkündete: „Wir sind
zu Ihnen gekommen, um Ihnen mitzuteilen, dass heute Ihre
Ausreise ...“ – das Ende des Satzes ist im Jubel der Men-
schen untergegangen.

(Zuruf des Abg. Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

Anschließend fuhren die Züge von Prag, ohne in der DDR
zu halten, in den Westen. Aber zuvor – schon im August
des Jahres 1989 – hatte der ungarische Ministerpräsident
Antall die Grenze nach Österreich für aus der DDR Ge-
flüchtete geöffnet. Auf dem Vereinigungsparteitag der
CDU am 1. Oktober 1990 wurde er dafür minutenlang ge-
feiert.

Am Tag, als die Mauer am 9. November 89 fiel, interpre-
tierte Günter Schabowski den Beschlussvorschlag des
DDR-Ministerrats zum Reisegesetz – wie wir heute wissen
– in einer Form, die nicht beabsichtigt war. Auf die Frage
eines italienischen Journalisten, ab wann denn das Gesetz
gelte, gebrauchte Schabowski die Worte „sofort“ und „un-
verzüglich“. Das war der Start für den Fall der Mauer.

Die Nachricht erreichte den Deutschen Bundestag, der sei-
ne Sitzung am 9. November unterbrach, um kurz nach 20
Uhr stehend die deutsche Nationalhymne zu singen. Für
die Bürgerinnen und Bürger auf beiden Seiten gab es kein
Halten. Viele Bundesbürger machten sich auf zur Grenze.
Die Trabis kamen entgegen. Man roch sie schon, bevor
man sie sah.

(Allgemeine Heiterkeit)

Die Landeshauptstädte Wiesbaden und Mainz schickten je
drei Busse nach Herleshausen, um in den Morgenstunden
des 10. November Bürgerinnen und Bürger der DDR zu ei-
nem Tagesausflug nach Wiesbaden und Mainz abzuholen.
Die Nachricht war über hr 3 und SWF auch in die DDR
gelangt. Es waren bewegende Begegnungen an der Grenze
und infolge auch in den Hauptstädten. Ich war einer der
Busbegleiter. Ich könnte hier stundenlang erzählen.

Helmut Kohl wird zu Recht als Kanzler der Einheit be-
zeichnet. Ihm gebührt Dank für die diplomatischen Leis-
tungen, die er zusammen mit Außenminister Genscher er-
bracht hat.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aber es gehört auch zur Wahrheit, dass ohne Zustimmung
der USA, Großbritanniens, Frankreichs und vor allem der
UdSSR keine tragbare Lösung zur Einheit Deutschlands
erreichbar gewesen wäre. Die Bedenken waren vor allen
Dingen in England und Frankreich hörbar. Die Haltungen
der USA und der UdSSR werden im Jahre 2014 in den
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Grußadressen zum Fall der Mauer von George Bush und
Michail Gorbatschow beschrieben. George Bush schreibt
unter anderem – ich zitiere –:

Die Mauer wurde auch von Deutschlands Verbünde-
ten umgestoßen, die dem deutschen Volk bedin-
gungslos zur Seite standen, damit es seinen Traum
von der Einheit erfüllen konnte.

Ich möchte auch nicht versäumen,

– schreibt Bush weiter –

die besondere Rolle zu betonen, die Michail Gorbat-
schow gespielt hat. Er hatte die mutige Überzeu-
gung, dass seine Perestroika-Reformen in den sowje-
tischen Satellitenstaaten auf ihre eigene Weise Fuß
fassen und ihre Wirkung entfalten sollten.

Michail Gorbatschow schreibt:

Das Niederreißen der Mauer ebnete den Weg zur
deutschen Einheit im Zuge … der friedlichen Been-
digung des Kalten Krieges.

Die Deutschen hatten zu dieser Wende einen großen
Beitrag geleistet. Andere Völker haben sie … unter-
stützt – sonst wäre die deutsche Wiedervereinigung
undenkbar gewesen. Besonders wichtig dabei: Die
Russen, alle Völker der Sowjetunion, die im Blut-
vergießen des Krieges gegen das Hitler-Regime die
schlimmsten Verluste erleiden mussten, haben für
die Sehnsüchte der Deutschen Verständnis und Ver-
trauen aufgebracht. … Nicht Gewalt, sondern Ge-
spräche und Suche nach gegenseitigem Vertrauen,
das Bestreben, sein Gegenüber zu verstehen, haben
das Klima geschaffen, in dem es möglich wurde, ein
so düsteres Bauwerk wie die Berliner Mauer zu zer-
stören.

Originalton Michail Gorbatschow. Gorbatschow zitierte
dann aber auch Willy Brandt, der einmal gesagt hat:

Wer nicht schießen will, muss reden.

Besser kann man es nicht auf den Punkt bringen. Wir ha-
ben allen Grund, stolz zu sein und den 3. Oktober 2015 in
Frankfurt zu feiern.

(Beifall bei der CDU, der SPD, dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege, Sie müssen langsam zum Schluss kommen.

Horst Klee (CDU):

Ganz flott. – Wir haben als Bundesrepublik Deutschland
viel erreicht und uns Anerkennung in der gesamten Welt
erarbeitet. Vor diesem Hintergrund sollte es uns auch ge-
lingen, die aktuellen Probleme wie das Flüchtlingspro-
blem, das wir am Dienstag diskutiert haben, mit Optimis-
mus und Tatkraft anzugehen. Ich wünsche uns einen schö-
nen Nationalfeiertag in Frankfurt. Ich bin sicher, es kom-
men Hunderttausende; es wird ein stolzer Tag für unser
Land. – Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU, der SPD, dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, lieber Horst Klee. – Das Wort hat Abg. Lo-
thar Quanz, SPD-Fraktion.

Lothar Quanz (SPD):

Sehr verehrter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und
Kollegen, verehrte Zuschauerinnen und Zuschauer! Ich tei-
le den Inhalt dieser Botschaft voll und ganz, nicht nur, was
die Thematik dieses Tagesordnungspunkts anbelangt, son-
dern ich kann auch jeden Satz meines Vorredners unter-
streichen. Wir sprechen hier von einem Glücksfall der
deutschen Geschichte. Unsere Geschichte ist nicht sehr ge-
segnet mit solchen Glücksfällen. Aber wir können gemein-
sam in Dankbarkeit und mit Stolz auf die Ereignisse von
1989 zurückblicken, die dann zum 3. Oktober 1990 führ-
ten, mit ganz besonderer Dankbarkeit, weil kein einziger
Schuss fiel, weil die Revolution friedlich begann und fried-
lich endete und deshalb erfolgreich war, und mit Stolz,
weil Menschen auf die Straße gingen, Zivilcourage zeigten
und die Mauer zum Einsturz brachten und damit das Tor
zur Wiedervereinigung aufstießen.

Ich darf kurz auf die wichtigsten Ursachen, Akteure, Ereig-
nisse und Entwicklungen eingehen. Wie Herr Klee sage
auch ich: Der 3. Oktober 1990 ist nicht denkbar ohne den
9. November 1989. Ich möchte zunächst ganz kurz auf
Bertolt Brechts klassisches Gedicht „Fragen eines lesenden
Arbeiters“ verweisen. Dort heißt es unter anderem:

Wer baute das siebentorige Theben? In den Büchern
stehen die Namen von Königen.

Auch in unseren Geschichtsbüchern werden Namen, nicht
von Königen, aber wesentlicher Politiker stehen, die dieses
Ereignis ermöglicht haben. Ich aber möchte wie Brecht zu-
nächst den Blick auf diejenigen richten, die für mich die
wahren Helden sind. Das sind die Menschen, die mit Ker-
zen in den Händen gegen einen Unrechtsstaat, gegen eine
Diktatur aufmarschierten.

(Beifall bei der SPD, der CDU, dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Die wahren Helden sind diejenigen, die Rückgrat zeigten,
als es noch zerschlagen werden konnte, die Gesicht zeig-
ten, als die Stasi noch ihr Unwesen trieb. Diesen Menschen
müssen wir bei solchen Gelegenheiten zuerst das Recht auf
ihren Platz in der Geschichte zuweisen.

(Beifall bei der SPD, der CDU, dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Die Dynamik – Herr Klee, das haben auch Sie zitiert –
setzte sich fort. Aus dem Skandieren des Slogans „Wir
sind das Volk“ wurde „Wir sind ein Volk“; und die Dyna-
mik hin zur Wiedervereinigung wurde letztlich von dieser
Macht von Hunderttausenden von Menschen untermauert.

Ich darf aber auch auf die Akteure verweisen, die ge-
schichtlich gewissermaßen zu den Vorläufern gehören, an
die Solidarność in Polen. Ich erinnere an die Charta 77, an
Václav Havel in Prag. Ganz besonders erinnere ich an den
KSZE-Prozess, dieser wäre undenkbar ohne den wesentli-
chen Beitrag – das sagen wir Sozialdemokraten mit Stolz –
von Willy Brandt und Egon Bahr.

(Beifall bei der SPD, der CDU, dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der FDP)
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Egon Bahrs Blaupause mit dem Titel „Wandel durch An-
näherung“ legte die wesentliche Grundlage dafür, dass die
Mauer löchrig wurde, dass Informationen flossen, dass sich
Menschen wieder begegnen konnten – zunächst nur von
West nach Ost, aber dieser Prozess gewann so an Dyna-
mik, dass er letztlich auch die Menschen in Thüringen,
Sachsen und Brandenburg erfasste.

Sie haben zu Recht Michail Gorbatschow und seine Ver-
dienste genannt. Ich glaube, er hat sich dreifach um diese
Entwicklung, um die deutsche Wiedervereinigung, ver-
dient gemacht:

Erstens. Perestroika und Glasnost haben die Sowjetunion
verändert, haben Prozesse ermöglicht, die vorher undenk-
bar waren.

Zweitens. Sein Befehl, dass nicht geschossen wird – ich
sagte es schon –, war die wesentliche Grundlage dafür,
dass das Ganze friedlich und erfolgreich beendet werden
konnte.

(Beifall bei der SPD, der CDU, dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Drittens. Ohne seine Zustimmung und ohne die Zustim-
mung der drei westlichen Großmächte in den Zwei-plus-
Vier-Verhandlungen wäre der Prozess letztlich gescheitert.
Deshalb will ich an dieser Stelle noch einmal das große
Verdienst von Gorbatschow erwähnen.

Ich vergesse auch nicht Bundeskanzler Kohl und Außen-
minister Genscher, die diesen Prozess mit ihren weitsichti-
gen Entscheidungen natürlich erfolgreich mit eingeleitet
und begleitet haben.

(Beifall bei der SPD, der CDU, dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Lassen Sie uns gemeinsam in Freude feiern. Ja, es gibt
weiterhin Trennendes zwischen den neuen und alten Bun-
desländern. Ich könnte auf einige Beispiele verweisen;
wenn man es scherzhaft benennen wollte, könnte man sa-
gen: Die neuen Bundesländer haben nicht eine einzige
Fußballmannschaft in der ersten Bundesliga. – Aber es gibt
andere Beispiele, die, glaube ich, zeigen, dass wir gemein-
same Probleme auch gemeinsam lösen müssen. Ich denke
an die demografische Entwicklung. Ich denke an den länd-
lichen Raum und dessen Entwicklung; dort gibt es gemein-
same Aufgaben, welchen wir uns auch gemeinsam zuwen-
den müssen.

Lassen Sie mich damit schließen, dass diese Ereignisse
auch uns, der Generation von heute, Verantwortung über-
tragen, Verantwortung dafür, eine Erinnerungskultur zu
bewahren – dazu dienen solche Stunden wie diese auch –,
Erinnerungen an das Trennende, an das Menschenverach-
tende, an die Mauer, an Stacheldraht und vieles mehr, und
damit ein Zeichen der Trauer setzen. Aber gleichzeitig er-
innern diese Ereignisse an die grenzenlose Freude, die am
9. November 1989 begann. Sie erinnern an die stolzen
Aufbauleistungen, daran, dieses Projekt, dieses Problem
von 17 Millionen Menschen zu stemmen, die wirtschaft-
lich, sozial und kulturell unter völlig anderen Bedingungen
lebten. In so kurzer Zeit so viel Gemeinsames an Qualität
zu schaffen, ist eine stolze Leistung aller Deutschen. Dar-
auf können wir stolz sein.

(Beifall bei der SPD, der CDU, dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Lieber Kollege Lothar Quanz, du musst zum Schluss kom-
men.

Lothar Quanz (SPD):

Ich komme zum Schluss; gestatten Sie mir noch zwei Sät-
ze. – Beleben wir also stets den Geist der Demonstranten
von 1989. Feiern wir immer wieder den Sieg der Freiheit
über die Diktatur, feiern wir den Sieg der Kerzen über die
Gewehre. Dies bleibt der Auftrag an alle Demokraten: Wir
sind ein Volk, das Frieden, Freiheit, Gerechtigkeit und So-
lidarität nicht nur an Feiertagen predigt, sondern an allen
Werktagen seine praktische Politik daran orientiert. – Vie-
len Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD, der CDU, dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Lothar Quanz. – Das Wort hat die Kollegin
Feldmayer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

(Holger Bellino (CDU): Dass DIE LINKE da nicht
ein Mal klatschen kann, ist mir unbegreiflich! – Ge-
genruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE): Ja,
ihr klatscht bei uns ja auch dauernd! – Anhaltende
Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren, sehr geehrte Zu-
hörerinnen und Zuhörer! Die Wiedervereinigung jährt sich
am 3. Oktober zum 25. Mal. Es wird eine große Feier in
Frankfurt geben. Darüber freue ich mich als Frankfurterin
mit den hier anwesenden Frankfurter Abgeordneten natür-
lich besonders. Es wird ein umfangreiches Informations-
programm geben, Diskussionen und Zeitzeugengespräche.
Es ist auch nötig, daran zu erinnern, was dort alles stattge-
funden hat. Es wird eine Feier aus Anlass dieses wunder-
baren Kapitels unserer Geschichte sein, die an die friedli-
che Überwindung von Unterdrückung und Diktatur, an den
Sieg von Demokratie und Freiheit erinnert.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
CDU, der SPD und bei Abgeordneten der FDP)

Ich möchte mich dem anschließen, was Herr Quanz schon
gesagt hat: Die Wiedervereinigung ist vor allem ein Ver-
dienst der einfachen Bürgerinnen und Bürger, die genug
hatten von Gängelungen, von Reiseverboten und der Be-
drohung durch die Staatssicherheit. Diese Bürgerinnen und
Bürger waren es, die die Mauer und den Eisernen Vorhang
zum Einsturz brachten.

Wir hatten alles geplant und waren auf alles vorbereitet,
nur nicht auf Kerzen und Gebete – soll Horst Sindermann,
ein Mitglied des Zentralkomitees der SED, im Nachhinein
gesagt haben. Die Bürgerinnen und Bürger haben es ge-
schafft, dass diese Revolution friedlich vollzogen wurde.
Ohne den Mut der Bürgerinnen und Bürger, die 1989 auf
die Straße gingen, hätte es keine freie Volkskammerwahl
in der DDR und keine Wiedervereinigung gegeben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
CDU, der SPD und der LINKEN)
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Die Menschen skandierten: „Wir sind das Volk“. Das ist
ein berühmter, ein historischer und ein stolzer Satz. Damit
wollten die Menschen den Parteifunktionären, „denen da
oben“ deutlich machen, dass die Regierenden sich gefäl-
ligst um das kümmern sollten, was die Regierten fordern:
endlich einmal zuhören und aufhören mit ihrer Apparat-
schik-Politik.

Dass jetzt PEGIDA, LEGIDA, oder wie auch immer sie
sich nennen, diese Parole für sich vereinnahmen, ist wider-
wärtig.

(Allgemeiner Beifall)

Diese Menschen stehen nicht für das Volk, sie sind eine
Minderheit – zum Glück, muss man sagen. Was sie mei-
nen, wenn sie rufen: „Wir sind das Volk“, ist schlicht:
„Nur wir sind das Volk“. Die anderen, die eine andere Re-
ligion, einen anderen Glauben, eine andere Meinung oder
eine andere Hautfarbe haben, sollen nicht das Volk sein.
Sie wollen ausgrenzen, und sie wollen das instrumentali-
sieren, was die mutigen Bürgerinnen und Bürger der DDR
damals vollbracht haben.

Meine Damen und Herren, unsere Aufgabe als Politiker ist
in diesem Zusammenhang auch, darauf hinzuweisen, dass
das eine widerwärtige Instrumentalisierung ist.

(Allgemeiner Beifall)

Wenn wir in diesem Jahr 25 Jahre Wiedervereinigung fei-
ern, wenn wir feiern, dass Grenzen und der Eiserne Vor-
hang überwunden wurden, dass die Mauer gefallen ist,
dann müssen wir uns auch an die aktuelle Situation in
Europa erinnern. Dieses Europa mit seinen Grundwerten
Demokratie, Menschenrechte und Freiheit hätte es ohne
die Wiedervereinigung nicht gegeben.

Es ist kein gutes Zeichen für die momentane Verfasstheit
Europas, dass angesichts der Flüchtlingszahlen innerhalb
Europas wieder Mauern und Grenzzäune sogar innerhalb
des Schengen-Raumes errichtet werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der LINKEN)

Es mutet geradezu zynisch an, dass sich die jetzige Regie-
rung in Ungarn so martialisch gegen Flüchtlinge abschot-
tet, wo doch damals, vor 26 Jahren, die Freiheit für die
Bürgerinnen und Bürger der DDR zuerst über Ungarn er-
folgte, das damals als Erstes die Grenzen öffnete.

Wir haben in Europa, in Deutschland, in Hessen ein riesi-
ges Privileg. Wir können glücklich sein, in einem Land ge-
boren zu sein, das nach der Überwindung von zwei Dikta-
turen für demokratische Grundwerte steht. Andere Men-
schen, die zu uns flüchten, haben das nicht. In den meisten
Fällen flüchten sie gerade deswegen zu uns, weil in ihren
Heimatländern keine Demokratie herrscht.

Wir haben es geschafft, dass das zweigeteilte Deutschland
wieder zusammengewachsen ist. Das war für uns alle eine
Bereicherung. Das wird niemand bezweifeln. Ich bin da-
von überzeugt, dass ein so starkes Land und eine so starke
Europäische Union auch mit den Herausforderungen der
Flüchtlingskrise umgehen können und daraus bereichert
hervorgehen werden. Wir können dies mit unserer Ge-
schichte schaffen und sind dazu verpflichtet, dies positiv
zu gestalten. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
CDU, der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Feldmayer. – Das Wort hat
Frau Abg. Beer, FDP-Fraktion.

Nicola Beer (FDP):

Herr Präsident, sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Die deutsche Einheit wurde möglich, weil Millionen von
Menschen auf den Straßen der DDR, aber auch Politikerin-
nen und Politiker mit Entschlossenheit und Weitsicht han-
delten.

Zwei Faktoren ebneten den Weg für die historische Chance
dieser deutschen Einheit. Das eine ist die Tatsache, dass
die deutsche Frage über all die Jahrzehnte vor 1989 konse-
quent über den europäischen Weg angegangen wurde. Die
europäische Einigung wurde sozusagen zum Rahmen der
deutschen Einigung, während die Überwindung der deut-
schen Teilung schließlich wiederum das Ende der Spaltung
Europas einläutete.

Zum anderen wurde die friedliche Wiedervereinigung am
3. Oktober 1990 auch durch die Entspannungspolitik der
Siebzigerjahre ermöglicht. Wenn wir uns an diese Jahre
zurückerinnern, dann werden wir uns daran erinnern, wie
umstritten diese Frage damals war. Durch viele Familien
ging ein tiefer Riss in der Einschätzung, ob die neue Ost-
politik, ob die Bemühungen, über Gespräche die Basis für
Vertrauen und damit möglicherweise auch die Basis für die
Wiedervereinigung zu legen, der richtige Weg sind. Heute
wissen wir, dass mit dieser Politik Weitsicht bewiesen
wurde.

Die Entspannungspolitik machte deutlich, dass die Propa-
ganda vom antifaschistischen Schutzwall eben genau das
war: Propaganda. Es war Propaganda eines totalitären
kommunistischen Staates, der seine Bürger lieber einsperr-
te, als ihnen bürgerliche und wirtschaftliche Freiheitsrechte
zuzugestehen, der sie lieber mit Waffengewalt daran hin-
derte, die Einflusssphäre des sozialistischen Arbeiter- und
Bauernstaates zu verlassen.

(Beifall bei der FDP, der CDU, der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hans-Dietrich Genscher, der die DDR 1952 verlassen hat-
te, verfasste als Bundesinnenminister zur Unterzeichnung
des Grundlagenvertrags auch einen Brief an die sowjeti-
sche Führung, in dem er deutlich machte, dass für die Bun-
desrepublik die deutsche Frage damit keineswegs geklärt
sei. Man hatte dieses Ziel eben nicht aufgegeben.

Respekt gebührt in diesem Prozess auch den Verdiensten
von Willy Brandt, Egon Bahr und Helmut Schmidt. Ich
möchte aber auch, gerade weil er lange in Hessen gelebt
hat, an den aus Dresden stammenden Wolfgang Mischnick
und auch an den Dresdner Herbert Wehner erinnern, die
z. B. 1973 zu einem Geheimtreffen mit Erich Honecker
reisten, um die humanitären Erleichterungen bei teilungs-
bedingten Härten zu erreichen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Den Deutschen in der DDR, aber auch den Völkern in Mit-
tel- und Osteuropa wurde nämlich so noch einmal deutlich,
dass die Bedrohung für sie nicht von der freiheitlichen und
marktwirtschaftlichen Gesellschaft der Bundesrepublik auf
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der anderen Seite des antifaschistischen Schutzwalles aus-
ging.

Den Menschen, die für die Freiheit auf die Straße gingen,
obwohl dies Gefängnis oder noch viel Schlimmeres bedeu-
ten konnte, obwohl damit auch Repressalien für ihre Fami-
lien drohten, sind auch wir in Hessen zu Dank verpflichtet.

Ihr Mut bannte nicht nur die Gefahr einer militärischen
Auseinandersetzung mitten in Deutschland, vielmehr wur-
de auch uns, die wir in einer freiheitlichen Gesellschaft
groß geworden sind, vor Augen geführt, dass es sich lohnt,
selbst die Angst vor Repression einer Diktatur zu überwin-
den und mutig für die Freiheit zu kämpfen. Sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen, diese Errungenschaft der fried-
lichen Revolution brachten die Ostdeutschen in das ge-
samtdeutsche Erbe ein.

Wenn es vielen Bürgerrechtlern im Herbst 1989 so noch
nicht bewusst war, hatte mit dem kommunistischen Re-
gime auch der Staat DDR seine Legitimation beim eigenen
Volk verloren. Dem Sog der freiheitlich und marktwirt-
schaftlich verfassten Gesellschaft der Bundesrepublik
konnte die DDR ohne Mauer und ohne Stasi nicht wider-
stehen.

Helmut Kohl und Hans-Dietrich Genscher haben erkannt,
dass diese historische Gelegenheit zur Beendigung der
deutschen Teilung nicht mit Zögerlichkeit angegangen
werden darf, und haben mit den Zwei-plus-Vier-Verhand-
lungen beherzt zugegriffen. Auch für diese Entschlossen-
heit in diesen Tagen ist Dankbarkeit angebracht.

(Beifall bei der FDP, der CDU, der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn wir uns heute einmal umschauen, können wir fest-
stellen, ganz Deutschland hat sich mit den Jahren 1989/90
gewandelt.

Wir müssen zugeben, dass nicht alles so gelaufen ist wie
geplant und erhofft. Der wirtschaftliche Aufholprozess
z. B. hat sich deutlich verlangsamt. Das Erbe der sozialisti-
schen Misswirtschaft hat schwerer gewogen, als wir es uns
vor 25 Jahren mit den Gedanken an „blühende Landschaf-
ten“ vorgenommen hatten. Nicht zuletzt kam es aber auch
deswegen so, weil damals ganze Unternehmergenerationen
aus ideologischen Gründen aus der DDR vertrieben wur-
den. Zur Wahrheit gehört auch, dass von deren Kraft und
deren Willen zum Aufbau gerade auch wir in Hessen in
den 40 Jahren zuvor profitiert haben.

In vielen Fragen nähern sich die Deutschen in Ost und
West immer mehr an: Bei der Kinderbetreuung oder Frau-
enerwerbstätigkeit werden die alten Länder den neuen ähn-
licher; denn es geht um eine Annäherung in beide Richtun-
gen. So schauen auch wir – auch wir aus Hessen – bei-
spielsweise ein wenig neidisch auf die schulischen Erfolge
in den neuen Bundesländern, die dort etwa in den Natur-
wissenschaften erzielt werden.

Die einseitige Ost-West-Wanderung der Anfangsjahre ist
fast zum Erliegen gekommen. Umzüge zwischen Ost und
West, zwischen West und Ost sind mittlerweile Normalität.
Dies gilt auch, wenn man sich die Zahlen für Hessen be-
trachtet.

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin Beer, Sie müssen zum Schluss kommen.

Nicola Beer (FDP):

Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. – Ich möchte
nicht unerwähnt lassen, dass ich glaube, dass wir eine Ver-
antwortung dafür tragen, die Erinnerung an die jüngere Ge-
schichte wachzuhalten. Mittlerweile wächst nämlich die
zweite Generation heran, die von der deutschen Teilung,
von Stacheldraht und Mauer, von der Stasi keinerlei Erin-
nerung mehr aus eigenem Erleben hat. 19 Millionen Men-
schen sind in den vergangenen 25 Jahren in unserem Land
zur Welt gekommen, die dies nicht mehr selbst erlebt ha-
ben, sondern dies aus Erzählungen und dem Schulunter-
richt kennen.

Ich glaube, es gilt umso mehr, die Faszination der Freiheit,
durch die Deutschland, aber auch Europa seine Einheit ge-
wann, zu bewahren. Dieser Tage zeigen uns letztendlich
auch die Flüchtlinge, die jetzt in unser Land kommen, wel-
che Kraft diese Faszination der Freiheit hat. Deswegen
sollten wir genau diese Faszination der Freiheit auch mit
sehr viel Freude feiern. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei Abge-
ordneten der CDU und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Beer. – Das Wort hat der Abg.
Dr. Wilken, DIE LINKE.

(Manfred Pentz (CDU): Völker, hört die Signale! –
Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsiden-
ten)

Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren
im Plenum und auf der Zuschauertribüne! Sie haben für die
Feier am übernächsten Wochenende ein sehr schönes Mot-
to gewählt: „Grenzen überwinden“.

Leider geht Ihre Dankbarkeit nur nicht so weit, diesem
Motto auch in der aktuellen Politik zu entsprechen. Wir
führen diese Debatte heute an dem Tag, an dem Sie in ei-
nem Bund-Länder-Gipfel eine massive Verschärfung des
Asylrechts beschließen werden. Verbesserungen im Be-
reich der Asylpolitik, die hart erkämpft wurden, sollen zu-
nichtegemacht werden.

Statt der von Ihnen heute geplanten Verabredung wollen
wir eine Solidarität, die eine Kritik an der deutschen und
europäischen Asylpolitik und das unbedingte Einstehen für
Bewegungsfreiheit für alle mit einschließt,

(Beifall bei der LINKEN)

unabhängig davon, weshalb sie ihr Heimatland verlassen.

Wir sollten gegen alle Machtverhältnisse ankämpfen, die
dafür sorgen, dass eine Schere zwischen den hier Lebenden
und den hier Ankommenden aufgemacht wird. Wir wollen
ein Europa und eine Welt ohne Grenzen, in der alle frei
entscheiden können, wohin sie gehen und wo sie bleiben,
und nicht nur einige wenige, die durch ihre Staatsangehö-
rigkeit privilegiert sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, real erleben wir doch gerade
das Gegenteil Ihres schönen Mottos: Deutschland hat wie-
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der Grenzkontrollen eingeführt. In Europa werden Stachel-
drahtzäume errichtet. Und das Mittelmeer ist längst zum
Massengrab geworden. Wenn Menschen auf der Flucht
über das Mittelmeer ertrinken, dann sind das keine tragi-
schen Unglücksfälle, sondern es ist die Folge der EU-Ab-
schottungspolitik und der Aushöhlung des Asylrechts.

(Manfred Pentz (CDU): „Den Sozialismus in seinem
Lauf ...“! – Zuruf: Noch immer nicht in der Lage, et-
was zur eigenen Geschichte zu sagen! – Anhaltende
Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Es wird den Flüchtlingen so schwer wie möglich gemacht,
europäischen Boden zu erreichen. Es gibt keine sicheren
Fluchtwege, und die Seenotrettung wurde gekürzt.

Meine Damen und Herren, der 25. Jahrestag der deutschen
Einheit ist auch für uns Anlass, sich anzuschauen, wie ge-
eint Deutschland wirklich ist und welche Gräben es bis
heute gibt. Noch immer gibt es zwischen Ost- und West-
deutschland große Unterschiede bei den Löhnen und Ren-
ten.

(Zuruf des Abg. Alexander Bauer (CDU))

Im Osten ist die Erwerbslosigkeit höher, die Menschen ha-
ben eine niedrigere Lebenserwartung und im Schnitt einen
sehr viel geringeren Wohlstand.

(Zuruf von der CDU: Wie war es denn in der DDR?
– Manfred Pentz (CDU): In der DDR war das sicher-
lich alles besser!)

Dafür florieren der Niedriglohnsektor und die Kinderar-
mut. Die Abwanderung junger und qualifizierter Menschen
und der damit verbundene Rückgang der sozialen Infra-
struktur stellen breite Landstriche vor große Probleme. Die
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse bleibt also
gesamtdeutsche Aufgabe – auch 25 Jahre nach der Einheit.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der CDU)

Wir können aber auch von den Erfahrungen der Ostdeut-
schen lernen. Bei der Nutzung erneuerbarer Energien liegt
der Osten heute genauso vorne wie bei der frühkindlichen
Bildung und dem Anteil vollzeiterwerbstätiger Frauen.

Meine Damen und Herren, es gibt gute Gründe, den Mau-
erfall und die Öffnung der innerdeutschen Grenze zu fei-
ern. Dass man ungehindert und ohne Gefahren von Ost
nach West reisen kann, ist heute eine Selbstverständlich-
keit und bleibt eine wichtige Errungenschaft.

(Beifall bei der LINKEN – Manfred Pentz (CDU):
Ah!)

Gerade in diesen Tagen zeigt sich aber in drastischer Art
und Weise, dass es auch im Jahre 2015 noch viele Gren-
zen, Zäune und Mauern gibt, die eingerissen werden müs-
sen.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der CDU)

Es liegt an Ihnen und Ihrer Politik, dass Ihr schönes Motto
bei sehr vielen Menschen als zynisch empfunden wird.

Ich möchte mit einem Zitat aus der „Zeit“ enden, wohl be-
kanntlich nicht gerade ein linksradikales Blatt. Ich zitiere:

Ein Teil der deutschen Bevölkerung schaut verbittert
auf … diese opulente Jubelfeier, die sich nicht ge-
niert in Zeiten europäischer Grenzabschottung unter
Einsatz von militärischer Gewalt, angesichts rechts-
radikaler Straftaten und rechtspopulistischer Anti-

stimmung, angesichts eines weit verbreiteten Hasses
von ost- und westdeutscher Bevölkerung gegenein-
ander und gegen alles Mögliche. Eine Jubelfeier al-
so,

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsiden-
ten)

die sich angesichts all dieser Beispiele, die das Ge-
genteil von Integration und Einheit sind, erdreistet,
schwarz-rot-goldene Ampelmännchen als Testimo-
nials einer vorgeblich grenzenfreien Gesellschaft zu
beklatschen.

So weit die „Zeit“.

(Zuruf des Abg. Alexander Bauer (CDU) – Gegen-
ruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Ein letzter Satz, Herr Präsident. Wer das Motto „Grenzen
überwinden“ ernst nimmt, der muss für eine Abkehr der
Abschottungs- und Abschiebepraxis und eine humanitäre
Flüchtlingspolitik eintreten – Sie tun das genaue Gegenteil.
– Ich bedanke mich.

(Beifall bei der LINKEN – Manfred Pentz (CDU):
Das ist ja unglaublich! Eure letzte Feier war Blocku-
py!)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. – Das Wort hat Herr Staatsminister Beuth.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsiden-
ten)

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Herr Dr. Wilken, es ist traurig, dass Sie eine Debatte über
die deutsche Geschichte und über 25 Jahre deutsche Ein-
heit derartig missbraucht haben, wie Sie es gerade getan
haben.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg.
Lothar Quanz (SPD) – Janine Wissler (DIE LINKE):
Frau Feldmayer hat doch auch etwas dazu gesagt!)

Aber ich muss sagen, ich verstehe das. Ich verstehe, dass
Sie diese Debatte derartig missbraucht haben. Sie müssten
sich bei dem Thema „25 Jahren deutsche Einheit“ ja mit
Ihrer eigenen Geschichte, Ihrer eigenen Parteigeschichte
auseinandersetzen.

(Manfred Pentz (CDU): So sieht es aus!)

DIE LINKE in direkter Nachfolge von SED und den
Schergen des Regimes der DDR trägt eine große Schuld
und große Verantwortung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Zuruf des
Abg. Manfred Pentz (CDU) – Gegenruf der Abg. Ja-
nine Wissler (DIE LINKE))

Wenn Sie die Debatte angenommen hätten, hätten Sie sich
auch mit genau dieser Geschichte auseinandersetzen müs-
sen. Dem sind Sie entgangen durch den Missbrauch in
Form Ihres Redebeitrags.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsiden-
ten)
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Motto der
Aktuellen Stunde lautet: „25 Jahre deutsche Einheit – Hes-
sen feiert in Dankbarkeit und großer Freude“.

Lassen Sie mich zunächst an das letzte Wort dieses Mottos
anknüpfen, an die Freude.

Ja, wir haben allen Grund, uns darüber zu freuen, dass vor
25 Jahren die Teilung Deutschlands überwunden worden
ist. Die Bürger der DDR haben das Unrechtsregime der
SED, Stasi und Schießbefehl abgeschüttelt. „Wir sind das
Volk“, „Wir sind ein Volk“, skandierten Tausende friedli-
che Demonstranten im Herbst 1989. Mit der Wiederverei-
nigung unseres Landes, mit dem Beitritt zum Grundgesetz
für die Bundesrepublik Deutschland bekamen die Men-
schen in den fünf neuen Ländern die Chance auf ein Leben
in Freiheit, auf ein Leben in einem demokratischen Rechts-
staat. Sie bekamen die Chance auf Wohlstand und auf so-
ziale Sicherheit.

Die Freude, die wir in der Rückschau auf den Fall der
Mauer im Jahr 1989 und auf die Wiedervereinigung am
3. Oktober 1990 empfinden, darf ungeteilt sein. Der tief
greifende Wandel in der ehemaligen DDR und im ehemali-
gen Ostblock ist friedlich verlaufen. Die Geschichte lehrt,
dass dies alles andere als selbstverständlich war. Wir ver-
danken das den Menschen, die gegen das Regime aufge-
standen sind und die damit den friedlichen Wandel, die
friedliche Revolution auslösten. Wir verdanken es ihrem
Mut. Es war nämlich nicht klar – ich nehme das Bild von
Lothar Quanz gerne auf –, ob sich die Kerzen am Ende ge-
gen die vielfach vorhandenen Waffen durchsetzen würden.

Wir verdanken es gleichzeitig dem besonnen Handeln der
damals Verantwortung tragenden Politiker. Aus deutscher
Sicht nenne ich in diesem Zusammenhang vor allem den
damaligen Bundeskanzler Helmut Kohl, den Kanzler der
Einheit. Das Ende der Teilung Deutschlands, Europas und
der Welt ist fest mit seinem Namen verbunden. Mit Hans-
Dietrich Genscher und mit Willy Brandt nenne ich bei-
spielhaft und stellvertretend für viele zwei andere herausra-
gende Persönlichkeiten, die in diesen Tagen gewirkt haben.
Mit dem Satz „Jetzt wächst zusammen, was zusammenge-
hört“, damals am 10. November vor dem Schöneberger
Rathaus, hat Willy Brandt die Zeitenwende, wie ich finde,
sehr treffend zusammengefasst.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich will nun auch den zweiten Begriff aus dem Motto, die
Dankbarkeit, noch ein wenig erörtern.

Wir können vor allen Dingen unseren alliierten Freunden
dankbar sein. Die Wiedervereinigung liegt 25 Jahre zu-
rück. 70 Jahre zurück liegt die Gründung unseres Landes
durch die amerikanische Militärregierung. Hessen profi-
tierte nach dem Totalzusammenbruch von der Freund-
schaft zu unseren amerikanischen Freunden.

Ich hatte vor einigen Wochen Gelegenheit, die Gemeinde
Rasdorf im Landkreis Fulda zur Point-Alpha-Gemeinde zu
erklären. Dies ist ein Namenszusatz nach der Hessischen
Gemeindeordnung, der dazu dienen soll, zu mahnen und zu
gedenken, daran zu erinnern, dass die Gemeinde Rasdorf,
wie man will, der letzte oder der erste Punkt der freien
Welt war. Im hessischen Fulda Gap standen sich die freie
Welt und der Warschauer Pakt – Diktatur und Menschen-
verachtung – am östlichsten Punkt in Deutschland gegen-
über. Diese Erinnerung verbinde ich vor allem mit der

Dankbarkeit für unsere amerikanischen Freunde, die für
uns Frieden und Freiheit im Kalten Krieg gesichert haben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie des Abg. Lothar Quanz (SPD))

Hessen richtet in diesem Jahr die bundesweite Feier der
deutschen Einheit aus. Seit September vergangenen Jahres
finden überall in unserem Land Veranstaltungen statt. Die
Würdigung der Einheit und der Blick in die Zukunft sind
bei den Bürgerinnen und Bürgern auf großes Interesse ge-
stoßen. Wir freuen uns, wenn sich dieses Interesse bei den
vielfältigen Veranstaltungen am 2. und 3. Oktober fort-
setzt. Hessen hat sich vorbereitet, das große Jubiläum deut-
scher Geschichte zu feiern. Es wird ein großes Bürgerfest.
Das ist angemessen, weil es vor 25 Jahren die Bürgerinnen
und Bürger waren, die die Einheit herbeigeführt haben.

Feiern wir unser Fest am 3. Oktober friedlich, dankbar und
mit großer Freude. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Minister Beuth. – Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Damit ist Punkt 70 der Tagesordnung
abgehandelt.

Ich rufe Punkt 71 der Tagesordnung auf:

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN be-
treffend eine Aktuelle Stunde (Reaktivierung der Kur-
hessenbahn: Bringt Pendler schneller ans Ziel und Tou-
risten umweltfreundlich in den Kellerwald) – Drucks.
19/2448 –

Das Wort hat die Frau Abg. Karin Müller, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN.

Karin Müller (Kassel) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir haben hier
im Landtag die Geschichte der Kurhessenbahn lange be-
gleitet. Deswegen wollen wir auch heute den Fortgang der
Erfolgsgeschichte mit einer Aktuellen Stunde würdigen.

Im Jahr 2008 hat der Landtag die Reaktivierung der
Strecke Frankenberg – Korbach beschlossen. Der damalige
Ministerpräsident hatte der Region einen Bahnanschluss
versprochen. Das Nationalparkzentrum Kellerwald ist da-
mals extra dorthin gebaut worden.

Für uns hätte die Reaktivierung auch schneller vorangehen
können, aber das ist jetzt Geschichte, und wir setzen dar-
auf, dass irgendwann alle sagen: Wir waren schon immer
dafür, und die Reaktivierung war ein großer Erfolg für die
Region und für das ganze Land Hessen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir freuen uns darüber, dass die Strecke Frankenberg –
Korbach vor knapp zwei Wochen eröffnet wurde und da-
mit Pendler schneller an ihr Ziel kommen und Touristen
umweltfreundlich in den Kellerwald und in das National-
parkzentrum gelangen. Selbst ein amerikanischer Konsul
war bei der Eröffnung zugegen, der extra wegen des Natio-
nalparks Kellerwald nach Nordhessen gekommen war.
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Aber nicht nur für die Region Nordhessen ist die Eröff-
nung der Strecke ein Gewinn. Vielmehr wird auch die Rei-
sezeit nach Südhessen kürzer. Jetzt können die Südhessen
entspannt im schönen Nordhessen Urlaub machen, im
Winter zum Skilaufen nach Willingen kommen, und das
alles umweltfreundlich, auf einer der schönsten Bahn-
strecken in ganz Hessen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nicht nur aus verkehrspolitischer, sondern auch aus touris-
tischer Sicht ist diese Streckeneröffnung ein Gewinn. Der
Tourismus in Hessen nimmt weiter zu. Jetzt kann man um-
weltfreundlich an dieses schöne Ziel kommen. Also wer-
den noch mehr Touristinnen und Touristen nach Hessen
kommen und sich den Nationalpark ansehen.

Der Tourismus wird noch mehr zunehmen, wenn wir es
schaffen, dass die Strecke in das „Fahrtziel Natur“ aufge-
nommen wird, das die Bahn zusammen mit BUND, NABU
und VCD vorantreibt und dem sie mit die schönsten
Strecken in ihr Programm aufnimmt, die ein herausragen-
des Naturerlebnis sind. Das kann man für die Strecke be-
haupten. Wer sie noch nicht gefahren ist, sollte das unbe-
dingt einmal tun. Dabei kann man einmal völlig entspannt
die Debatten hier im Landtag vergessen, und aller Ärger
rückt in den Hintergrund.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Machen wir! – Janine Wissler (DIE
LINKE): Wir können eine Ausschussreise dorthin
machen!)

Die Lage Nordhessens ist gut. Das gilt hier uneinge-
schränkt. Wenn jetzt noch mehr Menschen davon wissen
und das geschaffene Angebot nutzen, wird die Lage immer
besser.

Die 16,7 Millionen € Landesförderung sind also gut ange-
legtes Geld. Damit die Erfolgsgeschichte weitergeht, müs-
sen wir jetzt noch daran arbeiten, dass die Fahrzeiten ver-
kürzt werden, dass die Bahnübergänge reduziert werden,
dass moderne Streckentechnik eingesetzt wird und dass
Kreuzungsmöglichkeiten geschaffen werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Auch am Thema Barrierefreiheit können wir weiterarbei-
ten, damit nicht die alten, sondern die neueren Züge einge-
setzt werden, sodass die Menschen barrierefrei in den Kel-
lerwald kommen. Wenn das Angebot angenommen wird,
wovon wir ausgehen – ich habe von einem Empiriker ge-
hört, dass die Züge voll sind –, kann vielleicht auch noch
die Taktzeit von zwei Stunden auf eine Stunde verkürzt
werden, und die Erfolgsgeschichte der Edertalbahn kann
fortgesetzt werden.

Jetzt freuen wir uns erst einmal über die Reaktivierung der
Strecke. Sie ist eine Erfolgsgeschichte für ganz Hessen, die
fortgeschrieben werden muss. Auch wünschen wir uns,
dass es nicht die letzte Streckenreaktivierung in Hessen ist,
sondern dass bei einer positiven Wirtschaftlichkeit, und
wenn die Region es will, weitere Strecken reaktiviert wer-
den können.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU – Vizepräsidentin Heike
Habermann übernimmt den Vorsitz.)

Lassen Sie uns also eine große Erfolgsgeschichte daraus
machen und die schlechten Zeiten seit 1987 vergessen. Wir
wünschen der Kurhessenbahn bzw. der Edertalbahn viele
Fahrgäste und der Region viele Besucherinnen und Besu-
cher.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächste hat Kollegin Wissler, Fraktion
DIE LINKE, das Wort.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Die Wiederer-
öffnung der Kurhessenbahn ist für die Region Waldeck-
Frankenberg, aber auch darüber hinaus, ein echter Fort-
schritt und natürlich nur zu begrüßen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sie zeigt, dass entgegen dem Trend der Streckenschließun-
gen der vergangenen Jahrzehnte Wiedereröffnungen von
Bahnstrecken durchaus möglich sind.

Die Region um Korbach und Bad Arolsen hat nun wieder
einen Anschluss in Richtung Marburg und Rhein-Main.
Zum unzweifelhaften Nutzen dieses Lückenschlusses wur-
de von der Kollegin Müller schon einiges gesagt. Er ist ei-
ne sinnvolle Erschließung für 50.000 Menschen im Ein-
zugsbereich und damit auch eine Stärkung der Attraktivität
des ländlichen Raums, und er erschließt touristische Regio-
nen, allen voran den Nationalpark Kellerwald-Edersee.

Herzhausen z. B., der Standort des Nationalpark-Besucher-
zentrums, war zuvor am Wochenende nur per Anruf-Sam-
meltaxi erreichbar. Ich weiß das aus eigener Erfahrung,
weil ich dort einmal im nordhessischen Regen gestrandet
bin

(Günter Rudolph (SPD): Na, na, keine Schärfe!)

bei der Wanderung auf dem Urwaldsteig, wobei der Ur-
wald an dem Tag eher ein Regenwald war. Von daher
freue ich mich, dass man in Zukunft eine Verkehrsanbin-
dung hat und auch mit größerem Reisegepäck oder dem
Fahrrad dort hin-, aber auch wieder wegkommen kann.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Schön ist in dieser Hinsicht auch, dass die CDU endlich zu
der Einsicht gekommen ist, dass die Reaktivierung der
Edertalbahn sinnvoll und notwendig ist. Das sah man in Ih-
ren Reihen lange Zeit anders. Die CDU-Fraktion im Kreis-
tag von Waldeck-Frankenberg hat noch 2012 als einzige
Fraktion dagegen gestimmt. Ich erinnere mich auch, dass
die CDU hier im Landtag in der Vergangenheit immer wie-
der dagegen gestimmt hat, diese Strecke wieder herzurich-
ten. Insofern ist es wirklich erfreulich, dass Sie es sich an-
ders überlegt haben.

Ich sage an dieser Stelle: Vielleicht behält mein Kollege
Willi van Ooyen doch recht mit seinem Glauben an die
Lernfähigkeit aller Menschen. Von daher freue ich mich
sehr, dass Sie doch nicht so beratungsresistent waren.
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(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD)

Aber, meine Damen und Herren, eine Kurhessenbahn
macht noch keine Verkehrswende. Wir hoffen, dass dem
Beispiel der Kurhessenbahn – und anderer Erfolgsge-
schichten wie der Taunusbahn oder der Stichstrecke nach
Pfungstadt – nun weitere folgen werden. Hessenweit gibt
es genug stillgelegte Bahnstrecken, deren Trassen noch er-
halten sind, die also reaktiviert werden könnten. Im Sinne
einer Verkehrswende müssen wir das machen, wenn wir
eine echte Flächenbahn erreichen wollen.

Ich will ein paar Beispiele nennen. Das ist zum einen die
Aartalbahn von Wiesbaden nach Bad Schwalbach. Die ist
bereits in der Diskussion. Ich meine, ein solches Projekt
mit einer vernünftigen Stadtbahn für Wiesbaden zu verbin-
den wäre sinnvoll.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben im Kreis Gießen die Lumdatalbahn und die erst
2003 stillgelegte Strecke von Hungen nach Wölfersheim.
Aber auch die Überwaldbahn zwischen Mörlenbach und
Wald-Michelbach im Odenwald, die heute von Draisinen
„warmgehalten“ wird, könnte wieder echte Verkehrs-
dienste erbringen.

(Beifall bei der LINKEN – Alexander Bauer (CDU):
Die können Sie jetzt schon fahren! Tun Sie das ein-
mal! – Zuruf des Abg. Peter Stephan (CDU))

Das sind einige Beispiele für Bahnlinien, die es in Hessen
einmal gab und die es wieder geben könnte.

Hessen braucht die Verkehrswende sowohl im ländlichen
Raum als auch im Ballungsgebiet Rhein-Main. Der ÖPNV
wurde in den letzten Jahren und Jahrzehnten immer weiter
ausgedünnt. Wir haben Gegenden in Hessen, wo es gar
keine Möglichkeit gibt, ohne eigenes Auto von Ort zu Ort
zu gelangen.

Dass hier noch viel Luft nach oben ist, zeigt uns zum einen
ein historischer Vergleich, wenn man sich einmal anschaut,
wie groß das Bahnnetz in Hessen früher war, bevor so vie-
le Strecken stillgelegt wurden. Man kann aber auch ein
Beispiel aus der Gegenwart nehmen und das hessische
Streckennetz mit dem der Schweiz vergleichen, die eine
ähnliche Einwohnerzahl hat wie Hessen und eine ähnlich
große besiedelte Fläche. Das Eisenbahnnetz der Schweiz
ist doppelt so groß wie das hessische, übrigens zu 100 %
elektrifiziert. Die Schweizerinnen und Schweizer legen
dreimal so viele Bahnkilometer zurück wie die Hessinnen
und Hessen, was übrigens auch daran liegen könnte, dass
die Schweizer Bahntickets und vor allem die Rabatt-Bahn-
cards deutlich billiger sind als hier.

Meine Damen und Herren, die Reaktivierung der Kurhes-
senbahn ist richtig. Sie kann aber nur der Anfang sein,
denn ohne weitere Reaktivierungen von Bahnstrecken wird
die Verkehrswende in Hessen nicht gelingen. Es gibt eine
ganze Menge sinnvoller Neubauten, über die wir hier im-
mer wieder diskutieren. Wir fordern weiterhin, dass Hes-
sen sich nicht nur beim Bund weiterhin für höhere Regio-
nalisierungsmittel zur Finanzierung des ÖPNV einsetzt.
Das ist zwar richtig, aber Hessen sollte endlich auch eigene
Landesmittel einsetzen, wie es die GRÜNEN in ihrem
Wahlprogramm gefordert haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich komme zum Schluss. Die Verkehrswende braucht
mehr Bahn, weil sie das umweltfreundlichste Verkehrsmit-
tel ist. Herr Minister, deswegen war das ein wichtiger, ein
richtiger, ein guter erster Schritt, den wir begrüßen. Aber
ihm müssen weitere folgen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Lenders,
FDP-Fraktion.

Jürgen Lenders (FDP):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Schlechte
Zeiten, ja, die hat es bei dem Projekt Kurhessenbahn gege-
ben. Ich kann mich daran erinnern, dass eines der ersten
Projekte, mit denen ich mich auseinandersetzen durfte, als
ich 2008 in den Hessischen Landtag eingezogen bin, die
Kurhessenbahn war.

Meine Damen und Herren, wir haben im Landtag das The-
ma rauf und runter diskutiert. An der Stelle darf man schon
einmal sagen: Ja, Frau Müller, es hat schlechte Zeiten ge-
geben. Es hat vor allem einen Abriss in der Kommunikati-
on unter dem damaligen Verkehrsminister Rhiel gegeben,
der den Gesprächsfaden mit der Deutschen Bahn hat abrei-
ßen lassen.

Es sei an der Stelle gesagt, dass es vor Ort vor allem die
GRÜNEN waren, die immer noch an das Projekt geglaubt
und sich öffentlich immer dazu bekannt haben. Das war
nicht bei allen Kommunalpolitikern so. Es gibt auch den
einen oder anderen Kommunalpolitiker, der dem Projekt
eher Steine in den Weg gelegt hat, als dass er geholfen hät-
te.

Meine Damen und Herren, wenn wir zurückblicken, wis-
sen wir, dass es am Ende ein Verkehrsminister in Hessen
war, der gesagt hat: „Ich packe es an, ich nehme den Ge-
sprächsfaden wieder auf“, der diese Bahn wieder auf die
Schiene gesetzt hat. Das war niemand anderes als Dieter
Posch.

(Beifall bei der FDP)

Es würde zur Redlichkeit bei einer Aktuellen Stunde hin-
zugehören, dass man das erwähnt. Dass Dieter Posch zur
Eröffnung zunächst keine Einladung hatte, ist wahrschein-
lich nur ein Versehen gewesen. Aber das sind sicherlich
Kleinigkeiten.

Meine Damen und Herren, wenn wir über die Kurhessen-
bahn reden, dann reden wir über die wichtigste Destination
touristischer Art für uns in Hessen. Das sind die Region
um Willingen und die Region um den Edersee. Wenn wir
sagen, es ist eine Chance für die Pendler, aber auch für den
Tourismus – das war eine der Kernforderungen, die wir
immer aufgestellt haben –, dann müssen wir auch sagen:
Es wird Konflikte geben, und auch damit wird sich Wirt-
schaftspolitik auseinandersetzen müssen.

Es sind vor allem Menschen, die Natur erleben wollen. Das
funktioniert heute auf eine sehr moderne Art. Diese Men-
schen sind im Kellerwald unterwegs. Unter Umständen
sind sie dort auch mit Fahrrädern unterwegs. Das ist nicht
immer nur beschaulich, sondern sie machen dort auch Frei-
zeitsport. Über diese Konflikte müssen wir uns im Klaren
sein. Wir müssen uns auch darauf einstellen.
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(Beifall bei der FDP)

Die Pendler habe ich angesprochen. Ja, Schiene gehört für
den ländlichen Raum zur öffentlichen Infrastruktur. Sie
kann dazu dienen, die Anbindung des ländlichen Raums an
die Ballungsräume zu erhalten. Neben dem Breitband ge-
hört aber auch die Straße dazu. Auch das gehört für den
ländlichen Raum zur öffentlichen Infrastruktur.

(Beifall bei der FDP)

Wenn wir einen Erfolg bei der Kurhessenbahn haben, dass
sich die Deutsche Bahn dort wieder beteiligt hat, gibt es ei-
ne grundsätzliche Frage, zu der ich heute vielleicht eine
Antwort vom hessischen Verkehrsminister hören werde.
Gerade diese kleineren Strecken wären ohne die Privatisie-
rung der Bahn undenkbar. Die Deutsche Bahn konzentriert
sich auf ihr Kerngeschäft. Das sind der Personenverkehr
und der Güterverkehr, aber vor allem dann, wenn sie auf
den großen internationalen und nationalen Strecken wett-
bewerbsfähig sind.

Meine Damen und Herren, die kleinen Strecken hat die
Bahn sehr vernachlässigt. Erst durch eine klare Trennung
von Schiene und Betrieb ist eine Privatisierung überhaupt
möglich. Bei solchen Strecken wie der Kurhessenbahn
muss man sich darüber im Klaren sein, dass wir, wenn wir
sie aktivieren wollen, vor allem auch über Wettbewerber
der Bahn nachdenken müssen. Denn erst das hat die Bahn
dazu gebracht, darüber nachzudenken, ob sie selbst wieder
in das Projekt Kurhessenbahn einsteigt.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das sind Dinge, die die Bahn attraktiv halten. Das sind
vernünftige Produkte und vernünftige Linien zu Preisen,
die die Menschen auch akzeptieren. Ich kann nur sagen:
Die Kurhessenbahn wird ein Erfolg werden. – Wir sollten
ihr noch ein bisschen mehr Zeit geben. Ich glaube, die
Menschen werden diese Bahn sehr gern annehmen. Das
wird ein Gewinn für alle Menschen in Nordhessen sein. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Nächster Redner ist Herr Kollege Caspar
für die CDU-Fraktion.

Ulrich Caspar (CDU):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Die von der
CDU geführten Landesregierungen der letzten Jahre haben
sich immer sehr dafür eingesetzt, dass sich die Region
Nordhessen positiv entwickelt. Wie Sie wissen, ist es so,
dass es immer wieder Jahre gibt, in denen das Wirtschafts-
wachstum in Nordhessen beispielsweise stärker als das im
Rhein-Main-Gebiet ist. Daran kann man sehen, dass die
Politik der Stärkung Nordhessens richtig und sinnvoll ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und bei dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eine dieser Maßnahmen ist natürlich, Nordhessen auch für
den Tourismus attraktiver zu machen. Auch hier ist die Po-
litik in Hessen sehr erfolgreich vorangeschritten. Ich erin-
nere daran, dass der Naturpark und der Nationalpark Kel-

lerwald-Edersee eingerichtet wurden. Ich glaube, das war
eine wichtige und gute Entscheidung, um den Menschen in
Deutschland und darüber hinaus zu vermitteln, welch at-
traktive Region wir dort haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und bei dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da das so ist, ist es natürlich auch sinnvoll, zu schauen,
wie wir die Infrastruktur da ausbauen und verbessern kön-
nen. Mit der Einweihung der Kurhessenbahn besteht natür-
lich die Hoffnung, dass die Menschen das annehmen und
dass es wirtschaftlich sinnvoll war, dass wir diese Ent-
scheidung getroffen haben.

Seitens des Landes wurden allein etwa 25 Millionen € in-
vestiert. Das Geld floss sowohl in die Bahnstrecke als auch
in den Bahnhof und die entsprechenden Parkmöglichkei-
ten, um auch das Umsteigen zu ermöglichen. Das erzeugt
sehr positive Effekte für die Region.

Wir können heute natürlich nicht sagen, in welchem Um-
fang und in welchem Maß das von den Menschen ange-
nommen werden wird. Die Strecke ist erst seit dem 11.
September 2015 in Betrieb. Das wird man abwarten. Wir
leisten mit der heutigen Aktuellen Stunde einen Beitrag da-
zu, zu verdeutlichen, dass es dieses Angebot gibt. Wir hof-
fen, dass es die Menschen eben auch annehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und bei dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Frau Wissler, Sie hatten die Idee, dass man nun alle
Strecken, die es irgendwann einmal bei der Bahn gab, ein-
fach wiederbeleben müsse.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Nicht alle!)

Frau Wissler ist jetzt gar nicht mehr im Raum. Aber sie
wird es nachlesen können oder hören. Sie hat vorhin hierzu
gesprochen. Vielleicht will sie sich aber auch hinsichtlich
der Dinge kundig machen, die sie hier gesagt hat.

Sie hat angeregt, die Strecke im Odenwald wiederzubele-
ben. Dann müsste sie z. B. wissen, dass es sich dabei um
eine Strecke handelt, die 11 km lang ist und momentan
zwei Bahnhöfe hat. Die Bahnhöfe liegen aber außerhalb
der Ortschaften.

Die Alternative zu dieser Bahnstrecke ist momentan eine
Buslinie, die diese 11 km abfährt. Der Bus fährt direkt
durch die Ortschaften. Dadurch haben die Menschen eine
bessere Möglichkeit, den ÖPNV in Form des Busses zu be-
nutzen, der auf der Strecke insgesamt 11 Haltestellen hat.
Insoweit muss man sich schon mit den Dingen im Detail
beschäftigen.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Aber die Strecke
ist immer verstopft! Da steht der Bus dann auch
drin! – Gegenruf von der CDU: Herr Schaus, das ist
doch gar nicht wahr!)

So, wie es momentan mit dem Bus geregelt ist, ist es für
die Menschen besser, als wenn man die alte Bahnstrecke
mit den zwei Bahnhöfen außerhalb wieder aktivieren wür-
de. Insoweit muss man sich schon ein bisschen mit den De-
tails beschäftigen, bevor man sich hier vorne hinstellt und
solche Dinge in den Raum wirft.

Aber vielleicht sitzt sie jetzt in ihrem Zimmer und beschäf-
tigt sich damit. Es wäre allerdings besser gewesen, sich vor
der Rede damit zu beschäftigen.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU und bei dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir begrüßen es, dass der Betrieb der Kurhessenbahn jetzt
in dieser Form möglich ist. Wir hoffen, dass das ein Erfolg
wird. Wir werden es abwarten. Wir wünschen der Region
diesen Erfolg.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und bei dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächste sprich Frau Kollegin Sommer
für die SPD-Fraktion.

Dr. Daniela Sommer (SPD):

Sehr geehrte Präsidentin, meine Damen und Herren! Von
der Aktuellen Stunde zu Fraport und dem Flughafen, bei
dem sich Minister Al-Wazir nicht blicken lassen wird,
kommen wir zur Aktuellen Stunde zur Reaktivierung der
Bahnstrecke Frankenberg – Korbach, wo den Festgästen,
die an den Tischen saßen, auffiel, dass die Abgeordneten
der CDU durch Abwesenheit glänzten.

(Zuruf von der SPD: Hört, hört!)

Man munkelte, dass sie damit ihre Kritik an der Reaktivie-
rung zum Ausdruck bringen wollten. Zwei Frankenberger
CDU-Kommunalpolitiker sagten: Wir sind mit dem Auto
gekommen und nicht mit der Bahn gefahren, um die Reak-
tivierung zu boykottieren.

Seit September 2015 hat die Kurhessenbahn die Strecke
Frankenberg – Korbach wieder geöffnet. Sie fährt jetzt im
Zweistundentakt und bringt die Menschen von dem Mittel-
zentrum A nach B. Das tut sie seither mit guter Frequentie-
rung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das kann ich sagen, da ich sehr oft vor der Bahnschranke
stehen und beobachte, dass die zwei Waggons gefüllt sind.

(Zuruf von der CDU: Ich dachte, Sie fahren mit!)

Herr Caspar, ich freue mich, dass Sie Ihre Meinung geän-
dert haben. Ich möchte aber noch einmal an vergangene
Jahre erinnern. Auf Antrag der GRÜNEN gab es am 25.
September 2008 im Hessischen Landtag einen Beschluss
mit den Stimmen der GRÜNEN, der SPD, der LINKEN
und der FDP. Janine Wissler hat eben schon darauf hinge-
wiesen.

Wir können an der Abwesenheit der Mitglieder der CDU
während der Eröffnungsfeier sehen – Herr Hahn sagte vor-
hin, das seien symbolische Termine –, dass es nicht wirk-
lich ihr Lieblingsprojekt ist. Die Mitglieder der CDU-
Kreistagsfraktion lehnten – wie die der Mitglieder der hes-
sischen CDU im Landtag – den Antrag auf Umsetzung des
Lückenschlusses im Jahr 2011 ab. Sie machten aus ihrer
Abneigung keinen Hehl, auch nicht im Wahlkampf, den
die CDU kürzlich verlor. Wohlgemerkt, ich meine den
Wahlkampf um den Landrat.

(Günter Rudolph (SPD): Deutlich verlor!)

Ich zitiere aus einer Pressemitteilung der örtlichen CDU:

Unsere Position ist bekannt. Wir lehnen die Inbe-
triebnahme der Bahnstrecke ab. Wir fordern den

Landkreis auf, seine Energie nicht auf verkehrspoli-
tische Wunschträume zu konzentrieren.

Weiter heißt es:

Die Pläne zur Inbetriebnahme sind alter Wein in
neuen Schläuchen.

Da kann ich der CDU allerdings recht geben. Ich möchte
diesbezüglich aus einer Rede vom Kreisparteitag zitieren:

Wir benötigen den Lückenschluss für die Weiterent-
wicklung unseres Landkreises, insbesondere im süd-
lichen Bereich.

Jetzt raten Sie einmal, wo und von wem das geäußert wur-
de. Das ist ein Zitat aus einer Rede aus dem Jahr 2006 auf
dem Kreisparteitag der CDU. Sie hören richtig: der CDU.
Alle waren für die Bahnreaktivierung und machten das
2006 vor der Kreistagswahl zum Programm, um ein umfas-
sendes Angebot im öffentlichen Nahverkehr aus Schiene,
Bus und alternativen Beförderungssystemen neben dem
Straßennetz zu gewährleisten.

Unverkennbar ist also, dass die CDU erst seit Landrat Dr.
Kubat und unter rot-grüner Mehrheit im Landkreis die Re-
aktivierung der Bahnstrecke bekämpft. Ein guter ÖPNV,
gerade im ländlichen Gebiet, ist äußerst wichtig, damit jun-
ge sowie ältere Menschen langfristig mobil bleiben.

(Beifall bei der SPD)

Entgegen den Stimmen der CDU vor Ort ist es nicht un-
wirtschaftlich, sondern nachhaltiger und günstiger, die
Bahn zu betreiben, als sie stillzulegen. Ohne eine Reakti-
vierung würde es keine Neugestaltung der Bahnanlagen
geben. Erst mit der Reaktivierung wurde und wird das fi-
nanziell von der Kurhessenbahn gefördert.

Die Stilllegung der Bahnstrecke und das Brachliegen der-
selben hat den Landkreis seit dem Jahr 2006 aufgrund von
vertraglichen Verpflichtungen 800.000 € pro Jahr gekostet.
Hinzu kommt noch die Verkehrswegesicherungspflicht in
Höhe von 200.000 € jährlich. Hätte man die Bahnstrecke
schon vor Jahren reaktiviert, hätte man viel Geld sparen
können.

(Günter Rudolph (SPD): So ist es!)

Insgesamt kann man sagen, dass die Reaktivierung der
Bahnstrecke eine Investition in die Zukunft ist, und zwar
für den Landkreis und die Menschen, die dort leben. Da
sind wir uns mit dem kleineren Partner der Koalition, mit
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, heute einiger, als Sie es mit
Ihrem großen Partner, der CDU, sind.

Ich danke dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, dass sie die
Reaktivierung zum Thema gemacht haben und wir noch
einmal klarstellen konnten, wer sich für die Reaktivierung
starkgemacht hat und wer nicht. Wir stehen zu diesem qua-
si rot-grünen Projekt und der damit verbesserten Anbin-
dung. Wir wünschen uns, dass die Mobilität per Schiene
von jungen und älteren Bürgerinnen und Bürgern, aber
auch von Touristen rege genutzt wird. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Staatsminister Al-Wa-
zir.
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Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Es gibt ein wunderbares Sprichwort: „Der Erfolg hat viele
Väter und Mütter, der Misserfolg ist ein Waisenkind.“ Ich
will jetzt einmal alle heftigen Debatten der Vergangenheit,
in der alle ihre Rollen hatten, beiseitelassen und einfach sa-
gen: 1987 ist diese Strecke stillgelegt worden. Es gab eine
lange Debatte über die Frage, ob es nicht ein Fehler war.
Der Edersee, das Upland und der Nationalpark Kellerwald
haben inzwischen erheblich an touristischer Attraktivität
und Bedeutung gewonnen. Daher gab es eine Debatte, ob
es nicht gelingen kann, diese Strecke zu reaktivieren. Ich
bin einfach froh, dass es gelungen ist und dass die Kurhes-
senbahn zwischen Korbach und Frankenberg seit dem 11.
September 2015 wieder fährt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Land Hessen hat dafür ziemlich viel Geld investiert,
nämlich über 16 Millionen €. Wenn man hinzuzählt, was in
die Modernisierung des Bahnhofs Frankenberg und dessen
Umfeld geflossen ist – ich kann allen nur raten, sich das
einmal anzuschauen; es ist wirklich ein Schmuckstück ge-
worden, bis auf das eigentliche Bahnhofsgebäude, das im
nächsten Jahr dran ist, Herr Kollege Frömmrich –, dann
wird klar, dass damit auch Investitionen in der Region an-
gestoßen worden sind. Ich bin davon überzeugt, dass das
seinen Teil zur Attraktivität des Schienenverkehrs beitra-
gen wird.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kollege Lenders, natürlich gehört das Auto zur Mobi-
lität im ländlichen Raum. Aber auch der Schienenverkehr
gehört dazu. Innerhalb von Frankenberg oder Korbach ge-
hört auch das Zufußgehen dazu. Es gehört sicher auch das
Fahrradfahren dazu. Wenn man am Ende das Fahrrad in
die Kurhessenbahn mitnehmen kann, dann haben Sie ein
klassisches Beispiel von Intermodalität. Dazu brauchen Sie
aber das Angebot auf der Schiene.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Wir müssen Angebote schaffen – das sage ich noch einmal
in Richtung der passionierten Autofahrer unter uns –: Je-
der, der in der Bahn sitzt, fährt nicht auf der Straße und er-
möglicht Ihnen, Herr Kollege Lenders, dann eine freie
Durchfahrt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU – Zuruf des Abg. Thors-
ten Schäfer-Gümbel (SPD))

Ich will ausdrücklich betonen: Genau das ist ein Zeichen
für das mobile Hessen 2020. Wenn man sich das insgesamt
– –

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Herr Staatsminister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Kollegen Lenders?

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Frau Präsidentin, danach bin ich über die Zeit, deswegen
lieber nicht. – Mir ist der folgende Punkt noch wichtig:

Wenn man sich die Schieneninfrastruktur in Nordhessen
insgesamt anschaut, stellt man fest, dass bei der Kurhes-
senbahn in den letzten Jahren immer mehr reaktiviert wor-
den ist und dass das jetzt der letzte Lückenschluss war.
Dann wird klar, dass wir jetzt ein attraktives Angebot auf
der Schiene haben, so ähnlich wie die Regiotram in und
um Kassel.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in Nordhessen
sind die größten Probleme gelöst, was die Infrastruktur auf
der Schiene angeht; im Rhein-Main-Gebiet arbeiten wir
noch daran.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und der SPD)

Ich will es ausdrücklich sagen, denn ich bin darauf ange-
sprochen worden: Die neue Bahnlinie bietet alle zwei
Stunden durchgehende Fahrten. Es wird auch darauf an-
kommen, wie sie jetzt angenommen wird. Davon wird es
auch abhängen, ob wir noch einmal zusätzlich investieren,
um auch den Stundentakt anzubieten zu können. Den gibt
es jetzt übrigens zwischen Frankenberg und Marburg. Es
gibt auch neue Direktverbindungen in der Region, z. B. mit
Umsteigemöglichkeiten in Marburg, Richtung Gießen und
Frankfurt; in Korbach nach Bad Arolsen, Wolfhagen und
Kassel; und natürlich in Richtung Brilon-Wald nach Dort-
mund. Das bedeutet, dass wir eine attraktive Anbindung
der Region in die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main
im Süden und in die Metropolregion Rhein-Ruhr im Nor-
den haben. Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich
glaube, das wird auch seine Auswirkungen auf die touristi-
sche Attraktivität der Region haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Herr Kollege Lenders, natürlich geht es auch um sinnvolle
Verknüpfungen zu anderen Verkehrsträgern, z. B. Park and
Ride, Bike and Ride, Bus and Ride und auch Kiss and Ri-
de. Für die Nicht-Verkehrspolitiker: Das sind Orte, an de-
nen man Menschen aussteigen lassen und freundlich verab-
schieden kann. Mit der neuen Verbindung kommen Be-
rufspendler schneller ans Ziel. Wir haben einen Berufs-
pendler unter uns auf der Strecke Korbach – Wiesbaden,
der das Angebot schon rege nutzt. Ich weiß, dass es mehr
Personen aus der Region gibt, als man denkt, die im Rhein-
Main-Gebiet arbeiten. Und dementsprechend – –

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Herr Staatsminister, ich möchte darauf hinweisen, dass Ih-
re Befürchtung gerade eintritt: Sie haben die Redezeit
überschnitten.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Frau Präsidentin, deswegen setzen wir darauf, dass nicht
nur Pendlerinnen und Pendler, sondern auch der Fremden-
verkehr davon profitiert. Wir arbeiten daran, dass die Bahn
die Strecke in das „Fahrtziel Natur“ aufnimmt. Am Natio-
nalpark-Bahnhof Vöhl-Herzhausen gibt es Busanschlüsse
zur Ederseesperrmauer und in den Nationalpark Keller-
wald-Edersee. Insofern ist die Strecke nicht nur für die Re-
gion, sondern für ganz Hessen ein Gewinn. Ich hoffe, dass
in ein paar Jahren alle sagen, dass sie immer schon dafür
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waren – ähnlich wie jetzt beim Nationalpark Kellerwald.
Ich werde ihnen dann sagen: Das sei Ihnen gegönnt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Damit ist die Aktuelle Stunde zu Tagesord-
nungspunkt 71, Drucks. 19/2448, abgehalten.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 72 auf:

Antrag der Fraktion DIE LINKE betreffend eine Aktu-
elle Stunde (Fraport-Deal schadet Griechenland: Lan-
desregierung darf Ausverkauf der griechischen Infra-
struktur nicht unterstützen) – Drucks. 19/2449 –

Der Tagesordnungspunkt wird zusammen mit Tagesord-
nungspunkt 82 aufgerufen:

Dringlicher Antrag der Fraktion DIE LINKE betref-
fend keine Bereicherung auf Kosten Griechenlands
durch die Übernahme griechischer Flughäfen durch die
Fraport AG – Drucks. 19/2471 –

Ich erteile als Erster Frau Kollegin Wissler, Fraktion DIE
LINKE, das Wort.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Am letzten
Sonntag wurde in Griechenland gewählt, und als Erstes
möchte ich dem Syriza-Bündnis zum erneuten Wahlsieg
gratulieren.

(Beifall bei der LINKEN – Anhaltende Unruhe bei
Abgeordneten der CDU, der SPD und der FDP –
Glockenzeichen der Präsidentin)

Ob Syriza aber umsetzen kann, wofür sie gewählt wurden,
nämlich ein Ende der Kürzungs- und Verarmungspolitik,
ist fraglich. Denn Griechenland steht unter dem Diktat der
Troika. Die Demokratie wurde ausgehebelt, und „Grie-
chenland wird zum Protektorat der Eurozone“.

(Anhaltende Unruhe)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kolleginnen und Kollegen, ich bitte um etwas mehr Ruhe
für die Rednerin. – Frau Kollegin Wissler, gestatten Sie ei-
ne Zwischenfrage des Kollegen Wagner?

Janine Wissler (DIE LINKE):

Bei einer Redezeit von fünf Minuten möchte ich das nicht.
Sonst komme ich mit dem Punkt nicht durch.

(Holger Bellino (CDU): Jetzt ist sie auch noch fei-
ge!)

Meine Damen und Herren, die Demokratie in Griechen-
land wurde ausgehebelt, und „Griechenland wird zum Pro-
tektorat der Eurozone“. Das sind nicht meine Worte, son-
dern das sind die Worte der GRÜNEN und langjährigen
Bundestags-Vizepräsidentin Antje Vollmer, nachzulesen in
der „Frankfurter Rundschau“. Sie sagt, die Eurozone habe
damit gezeigt, dass demokratische Wahlen sinnlos gewor-
den seien; die Veränderung des Systems solle nicht einmal

mehr gedacht werden können. – Meine Damen und Herren,
sie hat recht.

(Beifall bei der LINKEN)

Blicken wir auf den 13. Juli zurück. In Brüssel wurde das
dritte sogenannte Rettungspaket für Griechenland be-
schlossen. Tatsächlich handelt es sich um ein erneutes Kür-
zungsdiktat auf Kosten weiter Teile der Bevölkerung. Die
neuen Kredite zögern den Zeitpunkt nur weiter hinaus, zu
dem die Eurostaaten – die doch den Banken die Risiken
großzügigerweise abgenommen haben – das Geld ab-
schreiben müssen. Wohlgemerkt, in diese Situation haben
sozial- und christdemokratische Schwesterparteien Grie-
chenland gebracht, nicht unsere.

Griechenland wurde auf maßgebliches Betreiben des Bun-
desfinanzministers ein sogenannter Privatisierungsfonds
aufgezwungen, also eine Art Treuhand 2.0. Er soll griechi-
sches Staatseigentum zum Krisenpreis verhökern. Der Er-
lös aber soll nicht den Griechinnen und Griechen zugute-
kommen, sondern er soll der Tilgung der Schulden dienen,
von denen alle wissen, dass sie sowieso nicht zurückge-
zahlt werden können.

Meine Damen und Herren, dieser Privatisierungsfonds be-
deutet nichts anderes als den Ausverkauf der griechischen
Infrastruktur an ausländische Konzerne,

(Beifall bei der LINKEN)

und zwar an Konzerne wie die hessische Fraport AG. Um
sicherzustellen, dass die Profite auch in den richtigen Kas-
sen landen, wurde das schon länger im Raum stehende,
aber von der Tsipras-Regierung gestoppte Fraport-Ge-
schäft in den Text für das sogenannte Hilfspaket explizit
aufgenommen.

Dabei geht es um die Vergabe der Konzessionen für 14 ge-
winnbringende griechische Flughäfen an die Fraport AG,
während die 26 defizitären Flughäfen in Griechenland
beim griechischen Staat bleiben sollen. Das heißt, die Ge-
winne fließen nach Deutschland ab, die Verluste bleiben in
Griechenland und vergrößern das Haushaltsdefizit. Meine
Damen und Herren, das nennt sich dann Rettungspaket.
Der griechische Infrastrukturminister sagte dazu: Das passt
eher zu einer Kolonie als zu einem EU-Mitgliedsland. –
Damit hat er auch recht.

(Beifall bei der LINKEN – Michael Boddenberg
(CDU): Mit wem regieren eigentlich die griechi-
schen Linken?)

Wie sich zeigte, hat sich Ministerpräsident Bouffier hier
tatkräftig eingemischt. Er reiste nach Brüssel, um bei der
EU-Kommission Druck zu machen, damit Fraport zum Zu-
ge kommt. Herr Bouffier ist der Auffassung, dass der grie-
chische Staat unfähig sei, die Flughäfen zu betreiben. „Oh-
ne Privatisierung“ – so sagte er wörtlich – „würden sie ir-
gendwann mit Unkraut zuwuchern.“ Das waren seine Wor-
te.

Da frage ich Sie schon: Wie kommt ein Ministerpräsident

(Michael Boddenberg (CDU): Seit wann kämpfen
Sie eigentlich für Flughäfen?)

– der für den Bau eines Regionalflughafens in Hessen ver-
antwortlich ist, der nicht gebraucht wird und der jahrelang
am Tropf öffentlicher Kassen hängt – eigentlich dazu, den
Griechen Tipps zu geben, wie sie ihre Flughäfen zu betrei-
ben haben?
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(Beifall bei der LINKEN)

Wie kommt ein Politiker aus einem Land, das es nicht ein-
mal schafft, einen funktionierenden Hauptstadtflughafen
zu bauen, dazu, so arrogant über die Griechinnen und Grie-
chen zu urteilen? – Meine Damen und Herren, das ist pein-
lich und beschämend.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber auch andere hessische Politiker haben diesen Deal
verteidigt. Der GRÜNE Frank Kaufmann spricht davon,
das sei eine gute Nachricht für die Menschen, die im
Rhein-Main-Gebiet mit den Belastungen des Flughafens
leben;

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

denn wenn Fraport an anderer Stelle investiere, dann wach-
se der Frankfurter Flughafen langsamer.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das ist allerdings
Quatsch!)

Ihre Argumentation. Also, die Annahme, dass die Men-
schen, die in Frankfurt unter dem Fluglärm leiden, jetzt da-
von profitieren würden, wenn es diesen Griechenland-Deal
der Fraport gebe, ist doch absurd – also ob die Lufthansa
jetzt nur noch über Rhodos fliegt und nicht mehr über
Frankfurt.

(Heiterkeit des Abg. Hermann Schaus (DIE LIN-
KE))

Auch die SPD hat Zustimmung signalisiert, mit dem Argu-
ment, das sei eine gute Nachricht für die Menschen – –

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Nicht signalisiert!
Ich habe gesagt, das ist ein guter Deal! Das ist rich-
tig!)

– Ihr könnt das ja gleich noch einmal ausführen. – Das sei
eine gute Nachricht für die Menschen, die an den Stand-
orten arbeiten. Leider sehen das aber die Menschen, die an
diesen Standorten arbeiten, anders.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das kommt
manchmal vor!)

Die haben nämlich Angst vor Lohnkürzungen und vor
Massenentlassungen. Der Vorsitzende der Gewerkschaft
der Flughafenangestellten in Griechenland hat sich klar ge-
gen die Privatisierung ausgesprochen. Das könnte die SPD
ja einmal zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. Thorsten
Schäfer-Gümbel (SPD))

Meine Damen und Herren, das gesamte Vorhaben ist gro-
tesk, denn Fraport als Privatisierer griechischer Flughäfen
ist mehrheitlich in staatlichem Besitz – und dann hat Bouf-
fier in Brüssel auch noch für eine Absicherung der Finan-
zierung des Fraport-Deals durch EU-Mittel geworben.

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollegin Wissler, kommen Sie bitte zum Schluss.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Das muss man sich einmal vorstellen: Die Fraport, ein öf-
fentliches Unternehmen, beteiligt sich mithilfe der EU an
der Ausplünderung des griechischen Tafelsilbers. Die Ge-

winne fließen dann nach Frankfurt, nach Hessen und nicht
mehr nach Griechenland. Hier zeigt sich, wessen Interes-
sen Schäuble vertreten hat, nämlich in allererster Linie die
von Deutschland.

Ich komme zum Schluss. Wir fordern die Landesregierung
und die von ihr in den Aufsichtsrat von Fraport entsandten
Mitglieder auf,

(Zurufe der Abg. Kurt Wiegel und Michael Bodden-
berg (CDU))

diese unsolidarische, diese erpresserische und europafeind-
liche Politik nicht mitzutragen, und dass sich der Minister-
präsident in Brüssel nicht weiter als Lobbyist für Fraport
betätigt. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Kaufmann,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
An der Politik, die Europa mit dem Druckmittel der Troika
– später „Institutionen“ genannt – gegenüber Griechenland
an den Tag gelegt hat, kann man gewiss vieles aussetzen.
Etliche gegenüber den Griechen erhobene Forderungen
führen auch hierzulande zu berechtigter Kritik. Dass umge-
kehrt, aus Richtung Griechenland, auch viel Unverständli-
ches geliefert wurde, macht diese Angelegenheit nicht ein-
facher.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel und Uwe
Frankenberger (SPD))

Aber nach der am vorigen Sonntag abgehaltenen Wahl mit
der klaren Bestätigung der Regierung Tsipras zeigen die
Signale in Richtung konstruktiver Zusammenarbeit, auch
im Hinblick auf unser jetziges Thema.

Frau Kollegin Wissler, seitens der neuen Regierung wurde
nämlich das deutliche Interesse bekundet, die Modernisie-
rung der griechischen Flughäfen mit Fraport erfolgsorien-
tiert voranzubringen, und deshalb die Forderung erhoben,
diese Verhandlungen möglichst rasch abzuschließen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD) und
Clemens Reif (CDU))

Deswegen ist diese Aktuelle Stunde in der Sache überholt.
Leider hat sich die Kollegin Wissler nicht durch Tatsachen
von ihrem Vortrag abbringen lassen. Damit geben Sie
einen Bewusstseinsstand wieder, den Sie hartnäckig vertei-
digen, der aber nun wahrlich nichts mit der Realität zu tun
hat.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU – Zuruf des Abg. Her-
mann Schaus (DIE LINKE))

Meine Damen und Herren, an den Fakten ändert sich auch
dadurch nichts, dass die „heute-show“ vom letzten Freitag
ebenfalls die Legende von den ausgeplünderten Griechen
erzählt hat und dass vorgestern Dieter Hooge und ein paar
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seiner Parteifreunde demonstrativ an der Bannmeile ge-
standen haben.

Wenn man Griechenland wirklich bei seiner wirtschaftli-
chen Entwicklung unterstützen will, dann hilft nur eine
nüchterne Analyse der Gegebenheiten. Etliche von uns
kennen den einen oder anderen griechischen Flughafen,
beispielsweise aus Ferienzusammenhängen. Fast überall
zeigt sich dringender Sanierungsbedarf. Viele Einrich-
tungen sind eher eine Zumutung für die Passagiere denn ei-
ne moderne Verkehrsinfrastruktur. So ist es auch kein
Wunder, dass von den heimkehrenden Reisenden häufig
Klagen über Betriebsmängel an den griechischen Flughä-
fen zu hören sind.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Fraport wird da hel-
fen!)

Da ist es sehr vernünftig, dass die griechische Regierung
eine Lösung suchte und den Betrieb der Touristenflughäfen
– mit Ausnahme von Athen und Heraklion – als Konzessi-
on mit Investitionsverpflichtungen weltweit ausgeschrie-
ben hat. Frau Kollegin Wissler, die Flugplätze mit aus-
schließlich inländischem Betrieb wollten die Griechen von
sich aus überhaupt nicht anbieten. Alle Flugplätze, die Sie
nennen, haben insgesamt ungefähr 3 % des gesamten grie-
chischen Passagieraufkommens. Das heißt, 97 % erbringen
die anderen; wenn Sie Athen und Heraklion abziehen, dann
bleibt ungefähr die Hälfte von dem, was jetzt in der Aus-
schreibung enthalten war. So sind die Realitäten.

Meine Damen und Herren, diesen internationalen Wettbe-
werb hat Fraport, gemeinsam mit einem griechischen Part-
nerunternehmen, gewonnen. Sie gaben das aus griechi-
scher Sicht beste Angebot ab und haben deshalb den Zu-
schlag erhalten. Damit es sich alle noch einmal merken:
Dieses Angebot umfasst erstens eine Vorabzahlung, zwei-
tens jährliche Konzessionszahlungen mit einem fixen wie
auch einem ergebnisorientierten Anteil sowie die von mir
schon erwähnten Investitionsverpflichtungen, die sich un-
ter Fachleuten auf mehr als 300 Millionen € summieren
dürften.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Und wo sind die Ge-
winne?)

Das vorgesehene Engagement von Fraport bei den griechi-
schen Flughäfen ist – auch, wenn Frau Wissler das nicht
wahrhaben will – das genaue Gegenteil von Ausbeutung,
und es werden damit auch keine Schnäppchen gemacht.

(Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Meine Damen und Herren, vielmehr werden beidseitige
Chancen positiver Entwicklung genutzt. Denn wir alle hier
wissen: Für die griechische Seite ist der Tourismus die
Branche überhaupt, an der sich die weitere Entwicklung
festmacht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zu-
ruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Intakte und gut gemanagte Flughäfen sind für die Entwick-
lung des Tourismusverkehrs nicht nur ein großer Gewinn,
sie sind überhaupt die Voraussetzungen dafür, dass das
funktionieren kann.

Für Fraport gilt auf der anderen Seite natürlich ebenso:
Mehr Touristen bedeuten mehr Kunden. Mehr Kunden be-
deuten mehr Umsatz. Natürlich will Fraport als Unterneh-
men dabei auch positive Ergebnisse erzielen – was denn
sonst?

(Zuruf des Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD) –
Janine Wissler (DIE LINKE): Das wird den Grie-
chen aber weggenommen!)

Meine Damen und Herren, im Übrigen – das haben Sie so
diffamiert – liegt eine positive, erfolgreiche Geschäftsent-
wicklung der Fraport AG – auch an anderen Standorten in
dieser Welt, und da gibt es noch mehr – auch im Interesse
des Heimatstandorts.

Deshalb ist der Antrag der LINKEN nicht nur unverschämt
im Ton, sondern auch völlig neben der Sache. Es geht we-
der um den Verkauf oder den Ausverkauf öffentlicher In-
frastruktur, sondern darum, Strukturen zu verbessern, da-
mit eine positive Entwicklung in Gang kommt.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ein „wohltätiges“
Engagement der Fraport!)

Im Übrigen sei mir noch folgender Hinweis gestattet –
letzter Satz –: Der örtliche Widerstand – denken Sie einmal
darüber nach – könnte auch etwas damit zu tun haben, dass
sich eingefahrene Strukturen dagegen wehren, in professio-
nelles Management umgestaltet zu werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten CDU und der SPD)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Frankenber-
ger, SPD-Fraktion.

Uwe Frankenberger (SPD):

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Dieser
Landtag bietet immer noch Überraschungen. Man stelle
sich eine Rede, in der Frank-Peter Kaufmann Fraport ver-
teidigt, vor zwei Jahren vor. Ich glaube, so etwas hätte da-
mals keiner für möglich gehalten.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und bei Abge-
ordneten der FDP)

Liebe Kollegin Wissler, Sie haben ihren Beitrag sehr enga-
giert vorgetragen – wie immer –, aber Sie werden mir si-
cherlich recht geben: Inhaltlich war das nicht gerade Ihre
stärkste Rede.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der
CDU)

Sie haben dem Sieger der Wahl in Griechenland Ihren
Glückwunsch ausgesprochen. Dazu muss ich Ihnen sagen:
Das Einzige, was die SPD im Moment an Tsipras wirklich
gut findet, ist, dass er alle Fundamentalisten aus der Partei
hinausgeschmissen hat. Das würden wir uns auch von
Herrn Bartsch bei den LINKEN wünschen.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD sowie bei Abge-
ordneten der CDU und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN – Zurufe von der LINKEN)

Dann würden nämlich Anträge wie der, den Sie zu diesem
Thema geschrieben haben, wahrscheinlich nicht mehr ein-
gereicht. Ich finde, der Antrag, den Sie eingebracht haben,
wird dem Thema auf keinen Fall gerecht. Es kommt mir so
vor, als hätten sich ein paar spätpubertäre Altlinke und ein
paar Fundamentalisten heute Nacht zusammengesetzt und
hätten das aufgeschrieben, was ihnen gerade durch den
Kopf ging, ohne von der Thematik Ahnung zu haben.
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(Heiterkeit und Beifall bei der SPD sowie bei Abge-
ordneten der CDU, des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN und der FDP – Zurufe von der LINKEN)

Damit das unter uns klar ist: Wir nehmen die Menschen,
die sich um den Ausverkauf der griechischen Infrastruktur
sorgen, als Sozialdemokratische Partei sehr ernst.

(Beifall bei der SPD)

Das gilt insbesondere für den Bereich Energieversorgung.
Aber gerade weil wir die Menschen ernst nehmen, ist hier
eben keine holzschnittartige Betrachtung, kein Absondern
von Plattitüden, sondern eine differenzierte Auseinander-
setzung mit der Situation und den Bedingungen ange-
bracht. Das ist notwendig, wenn man das Engagement von
Fraport bei den Regionalflughäfen in Griechenland beur-
teilen will.

(Zurufe von der LINKEN)

Wir kommen nach sorgfältiger Abwägung der Fakten zu
dem Schluss: Das Engagement von Fraport bei den 14
griechischen Flughäfen ist sinnvoll und nützlich, insbeson-
dere auch für die griechische Infrastruktur.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der CDU
– Zurufe von der LINKEN)

Weil das so ist und weil wir wissen, dass die Menschen in
Griechenland von Sorgen geplagt sind, haben wir hier die
Verantwortung, diese Ängste nicht noch zu schüren, son-
dern den Menschen die Ängste zu nehmen. Das ist die
Aufgabe der Politik, wenn sie verantwortungsvoll mit den
Sorgen der Menschen umgehen will.

(Beifall bei der SPD)

Zu den Fakten. Für ca. 2,5 Milliarden € bekommt Fraport
Konzessionen, um 14 griechische Regionalflughäfen 40
Jahre lang zu betreiben. Erwartet werden 20 Millionen Pas-
sagiere. Von diesem Geschäft profitieren natürlich auch
das Land Hessen und die Stadt Frankfurt, die zusammen
51 % der Anteile an Fraport halten.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Genau, die profitie-
ren davon!)

– Liebe Frau Kollegin Wissler, was ist daran so schlimm,
wenn Unternehmen, Aktiengesellschaften, Geld verdienen
und dafür Steuern bezahlen, die wir in soziale Projekte, in
die Infrastruktur stecken können? Was ist denn daran so
schlimm?

(Janine Wissler (DIE LINKE): Weil die Griechen
auf den Verlusten sitzen bleiben! Vielleicht hätten
die Griechen das Geld ja auch gern! – Weitere Zuru-
fe von der LINKEN)

Meine Damen und Herren, es gibt ein ganzes Bündel – –

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD), an DIE LINKE
gewandt: Ihr habt keine Ahnung! – Gegenrufe von
der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Schäfer-Gümbel, der Fraktionskollege Franken-
berger hat das Wort.

Uwe Frankenberger (SPD):

Es gibt sicherlich ein ganzes Bündel von Ursachen, die zu
der Situation beigetragen haben, die wir heute in Griechen-
land vorfinden. Zwei davon möchte ich jetzt nennen: die
teilweise wirklich desolate Infrastruktur und das Versäum-
nis notwendiger Investitionen in der Vergangenheit. Grie-
chenland braucht dringend Investitionen in Arbeit und in
die Infrastruktur. Deswegen ist das Engagement von Fra-
port eine riesige Chance für die Menschen in Griechen-
land.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der CDU
– Zurufe von der LINKEN)

Ich sage es noch einmal: Natürlich gibt es bei diesem En-
gagement auch Ängste, insbesondere von Regionalpoli-
tikern und den Gewerkschaften. Frau Wissler hat darauf
hingewiesen. Ich bin aber überzeugt, ein Unternehmen wie
Fraport weiß, welche Verantwortung es mit der Übernah-
me dieser Flughäfen übernommen hat. Wir Sozialdemokra-
ten sind da optimistisch. Wir sind froh, dass mit Fraport
ein Betreiber gefunden wurde, der unser Vertrauen genießt.
Das ist doch besser als irgendein Betreiber aus arabischen
Ländern oder aus Fernost, bei dem Fragen des Arbeits-
rechts überhaupt keine Rolle mehr spielen. Meine Damen
und Herren, wir unterstützen das Engagement von Fraport.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
FDP)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Reif, CDU-
Fraktion.

Clemens Reif (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Frau Wissler, hier und heute von Ihnen einen leidenschaft-
lichen Kampf für Flughäfen gehört zu haben, ist etwas
ganz Besonderes:

(Hermann Schaus (DIE LINKE): In griechischen
Händen, das ist das Entscheidende!)

Wenn Sie leidenschaftlich für griechische Flughäfen
kämpfen, dann kämpfen Sie vielleicht irgendwann auch
einmal ebenso leidenschaftlich für unsere Flughäfen in
Deutschland.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Bei Kassel-Calden
ist das auch bitter nötig!)

Die Schlagworte der LINKEN bei diesem Thema sind aber
nicht nur fragwürdig, sondern auch irreführend, demago-
gisch und im Kern verlogen.

(Beifall bei der CDU sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Wahr ist: Die 14 griechischen Flughäfen, die infrage ste-
hen, werden nicht an Fraport und deren griechischen Part-
ner „verkauft“, wie Sie ständig glauben machen wollen,
sondern die beiden Partner unter Führung der Fraport er-
halten eine Konzession zum Betrieb der 14 Flughäfen über
einen Zeitraum von 40 Jahren.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))
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„Konzession“ kommt aus dem Lateinischen, von concede-
re, zu Deutsch „zugestehen“ oder „erlauben“, nicht „ver-
kaufen“, Frau Wissler. Das ist der Unterschied zwischen
dem, was Sie glauben machen wollen, und den Fakten.

(Beifall bei der CDU sowie bei Abgeordneten der
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
FDP – Janine Wissler (DIE LINKE): Versuchen Sie
doch einmal, die Konzessionen für Stromleitungen
rückgängig zu machen!)

Frau Wissler, zur Klarstellung: Eine Konzession ist in die-
sem Fall die Erlaubnis zur Nutzung von Gemeingut, in
dem Fall von 14 Flughäfen, die der griechische Staat dem
Betreiber Fraport erteilt – nicht mehr und nicht weniger.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Fraport zahlt, wie eben schon vom Kollegen Kaufmann
ausgeführt, nach der Vertragsunterzeichnung vorab – was
unüblich ist – ein Upfront von rund 1,2 Milliarden € an den
griechischen Staat. Anschließend wird Fraport zudem mit
seinem Partner die 14 Flughäfen, die sich allesamt in ei-
nem widerlichen Zustand befinden, sanieren, rehabilitieren
und in Ordnung bringen – in technischer, baulicher und si-
cherheitstechnischer Hinsicht.

(Beifall bei der CDU sowie bei Abgeordneten der
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
FDP – Zurufe von der LINKEN)

Frau Wissler, überall in Griechenland hängt es daran, dass
diese Dinge an den Flughäfen nicht stimmen. Durch das
Engagement von Fraport werden die Flughäfen, die aus-
schließlich von Touristen und von Griechen benutzt wer-
den, in einen Zustand gebracht, der nationalen und interna-
tionalen Standards entspricht. Das ist generell notwendig
in einem Land wie Griechenland, das vom Grundsatz her
seine Haupteinnahmen aus der Tourismusindustrie gene-
riert und davon auch in Zukunft leben muss und leben
kann.

Zu glauben, dass die griechischen Menschen da keine Ar-
beit finden, ist völlig irrsinnig; denn all das, was ich zur
Sanierung, Rehabilitierung usw. gesagt habe, wird eine
Chance für die Griechen sein, die sich dort auch beteiligen
können.

Im Grunde genommen ist Fraport daran auch interessiert,
um an diesen Flughäfen konveniente Einkaufsmöglichkei-
ten für Touristen zu schaffen, so, wie sie das an anderen
Flughäfen, z. B. in der Türkei oder in Südamerika, ma-
chen. Das heißt, hier werden Dauerarbeitsplätze in den
Shops geschaffen, die von den Touristen frequentiert wer-
den. Es wird dazu animiert, Einkaufsmöglichkeiten zu
schaffen.

Wenn all das erfolgt ist, nämlich die technische Aufrüs-
tung, die bauliche Aufrüstung und die Sicherheitsaufrüs-
tung, wird, wie Herr Kaufmann sagte, eine jährliche er-
folgsabhängige Konzessionsabgabe gezahlt. Übrigens wer-
den mit den 300 Millionen € die Sanierung und die Reha-
bilitierung bezahlt. Das ist also eine eindeutige Win-win-
Situation.

Ausverkauf, Verhökerung, Zwangsversteigerung, Demüti-
gung, Erpressung, Verscherbelung von Tafelsilber – bei al-
ler Liebe muss ich sagen, unter Tafelsilber verstehen wir
im Grunde genommen etwas völlig anderes als das, was da
vorgefunden wird.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Was denn?)

Frau Wissler, es ist eine Schande, wie Sie mit der Unwis-
senheit von Menschen spielen, wie verlogen Sie mit die-
sem Thema umgehen und dass Sie glauben machen wollen,
dass Sie in diesem Fall recht haben. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Hahn, FDP-
Fraktion.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Man
könnte sich die Frage stellen, ob es sinnvoll ist, dass wir,
die vier anderen Fraktionen dieses Hauses – sicherlich
auch die Landesregierung –, uns mit diesem peinlichen,
populistischen und dummen

(Michael Boddenberg (CDU): Sozialistischen!)

Antrag der Fraktion DIE LINKE auseinandersetzen.

(Beifall bei der FDP – Hermann Schaus (DIE LIN-
KE): Dann lassen Sie es doch! Es steht Ihnen frei!)

Aber, Frau Kollegin Wissler, unser aller Hoffnung ist, dass
die vielen peinlichen Lügen, die in Ihrem Antrag stehen,
von uns so klug aufgedeckt werden können, dass nicht vie-
le Ihrer Demagogie hinterherlaufen, sondern dass die Men-
schen merken, dass Sie einfach bewusst Unsinn erzählen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der CDU
– Janine Wissler (DIE LINKE): Dann fangen Sie
einmal mit dem klugen Aufdecken an!)

Rosinenpickerei: Rosinen kann man nur dann picken,
wenn man die Auswahl hat. Offensichtlich haben Sie gar
nicht verstanden, dass es die griechische – –

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Genau! Sie sind er-
presst worden!)

– Hören Sie doch mit Ihren relativ unintelligenten Zwi-
schenrufen auf.

(Heiterkeit bei der FDP – Hermann Schaus (DIE
LINKE): Vielen Dank, Herr Dr. h.c.! – Zuruf der
Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Sie wissen genau, dass es die griechische Regierung gewe-
sen ist, die ein Paket mit 14 Flughäfen geschnürt hat.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja!)

Vielleicht wollen Sie es gar nicht hören und quaken des-
halb dauernd dazwischen: Möglicherweise hat die griechi-
sche Regierung es sogar sehr klug gemacht, weil es sich
nämlich um Flughäfen handelt, die für die Infrastruktur in
Griechenland zwar von besonderer Bedeutung sind, sich
aber in einem derart schlechten Zustand befinden, dass In-
vestitionen vorgenommen werden müssen. Das nennt man
nicht „Rosinenpickerei“, sondern das sind das Nutzen von
Know-how und Finanzen auf der einen Seite und das Ei-
gentum auf der anderen Seite. So arbeitet man in der Welt
zusammen. Ich dachte, dass Sozialisten wenigstens das
noch verstehen würden.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)
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Ich bin meinen beiden Vorrednern, Herrn Kaufmann und
auch Herrn Reif, sehr dankbar dafür, dass sie auf die Inves-
titionen hingewiesen haben. Wenn ich es richtig verstan-
den habe, ist die Fraport, wenn tatsächlich ein Geschäft mit
Unterschrift zustande kommt – das ist noch fraglich, wie
wir wissen –, bereit, mehr als 300 Millionen € dort zu in-
vestieren. Es fließt also Geld eines hessischen Unterneh-
mens nach Griechenland, um dort beim Wiederaufbau und
bei der Strukturierung der Wirtschaft zu helfen. Wir Freien
Demokraten finden das richtig und gut. Deshalb unterstüt-
zen wir auch das, was die Fraport macht.

(Beifall bei der FDP)

Nächste Bemerkung. Sie sollten sich einmal Gedanken
darüber machen, warum die griechische Regierung auf die
Fraport zukam. Ich kann Ihnen die Antwort geben – als
Ausschussvorsitzender habe ich das Geschäft, nämlich die
Beteiligungen, mehr als zehn Jahre lang aus dem Auf-
sichtsrat heraus begleitet –:

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Weil das eine Auf-
lage der Troika war!)

weil Fraport damit hervorragende Ergebnisse erzielt hat
und weil es eine Win-win-Situation für diejenigen war, die
ihre Flughäfen der Fraport zur Verfügung gestellt haben,
damit sie ausgebaut werden. Das haben wir z. B. in Antal-
ya, in Burgos und in Lima – um nur drei Beispiele zu nen-
nen. Sie brauchen sich gar nicht weiter mit dem Thema zu
beschäftigen, sondern Sie müssen sich nur einmal die Ent-
wicklung dieser drei Flughäfen anschauen: vorher und
nachher.

(Beifall bei der FDP – Zuruf der Abg. Janine Wiss-
ler (DIE LINKE))

Das ist eine Win-Situation für die jeweiligen Länder und
natürlich auch eine Win-Situation für das Unternehmen
Fraport.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Herr Frankenberger, deshalb will ich Ihr Bild übernehmen:
dass man sich da einmal zusammengesetzt und einen An-
trag zusammengeschrieben hat. Ich bin da völlig bei Ihnen.
Ich habe noch eine Befürchtung, nämlich dass es einen
ganz schlechten, alten Lambrusco gab, und dann ist solch
ein blöder Antrag dabei herausgekommen. Wir lehnen ihn
ab. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP – Mathias Wagner (Taunus)
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Griechischer
Wein!)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Das Wort hat Staatsminister Schäfer.

Dr. Thomas Schäfer, Minister der Finanzen:

Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren!
Ich habe nach der Lektüre des Antrags, der der Aktuellen
Stunde zugrunde liegt, und nach der Rede von Frau Wiss-
ler lange überlegt, wie ich zusammenfassende Bewertun-
gen dieses Gesamtkunstwerks formulieren kann. Mir sind
nur Formulierungen eingefallen, die mich an die Grenze ei-
nes Ordnungsrufs bringen würden. Deshalb lasse ich es.

(Heiterkeit bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

So viel gequirlten Unsinn habe ich in diesem Landtag sel-
ten erlebt.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Nun mag man – Kollege Kaufmann hat es hervorgehoben
– über den Umgang Europas mit Griechenland und den
Umgang Griechenlands mit Europa an vielen Stellen sehr
differenzierte Auffassungen austauschen. Das ist nicht
mein Thema. Aber ich glaube, die allermeisten, die die Si-
tuation betrachten, eint die Einschätzung, dass es eine we-
sentliche Voraussetzung dafür gibt, dass die griechische
Wirtschaft wieder auf die Füße kommt, nämlich dass sich
ausländische Investoren finden, die bereit sind, in Grie-
chenland zu investieren.

(Manfred Pentz (CDU): So ist es!)

Ohne eine solche Bereitschaft wird es Griechenland nie-
mals schaffen. Nichts anderes macht Fraport hier, im Übri-
gen – das haben Sie verschwiegen – gemeinsam mit einem
griechischen Partner. Es ist also keineswegs so, dass sich
ausschließlich die Fraport um die Konzession beworben
hat, sondern sie hat es zusammen mit einem griechischen
Partner gemacht.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Lassen Sie mich einen Satz zu den Arbeitsplätzen sagen:
Glauben Sie wirklich, dass Arbeitsplätze in maroden, defi-
zitären griechischen Staatsbetrieben sicherer sind als Ar-
beitsplätze in gewinnträchtigen privatwirtschaftlichen Un-
ternehmen?

(Janine Wissler (DIE LINKE): Die sind doch gar
nicht defizitär! – Gegenruf des Abg. Manfred Pentz
(CDU): Ihr glaubt das! – Unruhe – Glockenzeichen
des Präsidenten)

– Vorsicht, Frau Wissler. Wenn Sie sich das Gesamtpaket
anschauen, stellen Sie fest, dass in den beiden Paketen, die
jeweils sieben Flughäfen umfassen, Flughäfen enthalten
sind, die Gewinne erwirtschaften. Aber die griechische Re-
gierung hat das Paket ausdrücklich so geschnürt, dass auch
Flughäfen dabei sind, die defizitär sind. Nur so ist sie auch
in der Lage, ein Stück weit defizitäre, aber entwicklungsfä-
hige Flughäfen auf den Markt zu bringen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das ist einfach nicht
wahr!)

Das Konsortium hat einen Betrag von 1,25 Milliarden €
geboten und will 300 Millionen € auch in die Infrastruktur
solcher Flughäfen investieren, deren wirtschaftliche Exis-
tenz ohne eine solche Investition kaum möglich wäre.

Lassen Sie mich noch einen Hinweis geben: Das Auslands-
engagement der Fraport kann sich, was die Ergebnisse
nicht nur für die Fraport selbst, sondern vor allen Dingen
auch für ökonomische Entwicklung in den jeweiligen Län-
dern betrifft, mehr als sehen lassen.

Ich habe nur ein Beispiel mitgebracht. Das ließe sich fort-
setzen. Nehmen Sie den Flughafen in Lima. Der Flughafen
in Lima hat im Jahr 2001 Zahlungen an die öffentlichen
Hände, also Konzessionsabgaben und Steuern, in der Höhe
von 40 Millionen Dollar generiert. 2009 waren es bereits
100 Millionen Dollar. Im Jahr 2014 hat sich der Betrag
noch einmal auf 200 Millionen US-Dollar verdoppelt, die
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sich aus dem Betrieb durch Fraport, durch den Flughafen
in Lima, für die öffentlichen Hände in Peru ergeben haben.
Das ist eine klassische Win-win-Situation: dass nämlich je-
mand, der in der Lage ist, Flughäfen international profes-
sionell zu betreiben, einen Flughafen betreibt und daraus
einen Vorteil zieht.

(Beifall des Abg. Manfred Pentz (CDU) – Vizepräsi-
dent Wolfgang Greilich übernimmt den Vorsitz.)

Aber der Vorteil, der in der Region bleibt, ist um ein Viel-
faches höher als das, was Fraport an Benefit zu uns nach
Hessen und nach Deutschland zurückzieht. Um das zu ver-
stehen, braucht man keine Eins in Ökonomie, aber mögli-
cherweise die Fähigkeit, ein Stück Realitätsbewusstsein für
sich zu akzeptieren, anstatt nur immer diesen gequirlten
Unsinn mit ideologiebeladenen Phrasen herunterzudre-
schen. Das geht nicht.

(Beifall bei der CDU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Staatsminister Schäfer. – Weitere Wort-
meldungen liegen mir nicht vor. Dann stelle ich fest, dass
auch diese Aktuelle Stunde abgehalten ist.

Wie wir beschlossen haben, kommen wir dann zur Abstim-
mung über den Dringlichen Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE; da soll sofort abgestimmt werden. Ich rufe den Antrag
Drucks. 19/2471 zur Abstimmung auf. Wer diesem Antrag
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die
Fraktion DIE LINKE. Wer stimmt dagegen? – Das ist der
Rest des Hauses. Damit ist dieser Antrag bei Zustimmung
der Fraktion DIE LINKE und Ablehnung durch alle ande-
ren Fraktionen abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 50:

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Tierschutz
stärker in Forschung und Lehre verankern – Drucks.
19/2416 –

Hier liegt mir zunächst eine Wortmeldung von Frau Kolle-
gin Hammann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vor. Bitte
sehr, Sie haben das Wort.

Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin sehr
froh, dass ich heute zum Antrag „Tierschutz stärker in For-
schung und Lehre verankern“ sprechen kann. Ich denke,
Sie sehen mir das auch an.

(Heiterkeit bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Seit vielen Jahren verfolgen wir GRÜNEN die Entwick-
lung der Tierversuchszahlen mit Sorge. Die Anzahl der
verbrauchten Tiere in Tierversuchen an den hessischen
Universitäten stieg seit dem Jahr 2000 von 28.818 auf
50.276 im Jahr 2014. Dies stellt für diese Zeitspanne fast
eine Verdoppelung dar. Für uns GRÜNE ist es eine ethi-
sche Verpflichtung, sich für den Schutz der Tiere um ihrer
selbst willen einzusetzen. Wir sehen es als notwendig an,
dass Maßnahmen mit dem Ziel, Tierversuche überflüssig
zu machen, erforscht werden. Ich bin sehr froh, dass wir

uns mit unserem Koalitionspartner geeinigt haben und dass
wir ein gemeinsames Ziel haben. Wir sind uns einig: Die
Tierversuche sollen deutlich reduziert werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie bei Abgeordneten der SPD und der
Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Daher haben wir in der Koalitionsvereinbarung nicht nur
beschlossen, eine Stiftungsprofessur für das sogenannte
3-R-Verfahren einzurichten, sondern auch die Veranke-
rung der 3-R-Prinzipien bei den Forschungseinrichtungen
durch das neue Hessische Hochschulgesetz. Für die, die es
nicht wissen: Was bedeuten die „3 R“? Das bedeutet Re-
placement – dies bezeichnet den Ersatz von Tierversu-
chen –, Reduction – das bedeutet Verringerung von Tier-
versuchen –, und Refinement – das beinhaltet nichts ande-
res als die Verfeinerung von Versuchen und führt somit zu
weniger belastenden Versuchen bei den Tieren.

Meine Damen und Herren, ich bin sehr stolz darauf, dass
Hessen die Anliegen des Tierschutzes in der Hochschulpo-
litik verwirklicht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Es ist nicht nur gelungen, eine Stiftungsprofessur auf den
Weg zu bringen, sondern es wurden sogar zwei Stiftungs-
professuren geschaffen. Ich finde, das ist eine Leistung, die
man anerkennen kann.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Zuruf des Abg. Günter Rudolph (SPD))

Es gibt nicht nur zwei Stiftungsprofessuren, sondern zu-
sätzlich erfolgt auch die Wiederbesetzung einer Professur
für den Tierschutz an der veterinärmedizinischen Fakultät
der Justus-Liebig-Universität in Gießen. Damit wird ein
von uns GRÜNEN lang verfolgtes Ziel verwirklicht. Wir
freuen uns sehr, dass Wissenschaftsminister Boris Rhein
die Einrichtung einer entsprechenden Professur an der
Goethe-Universität Frankfurt und einer Juniorprofessur an
der Liebig-Universität Gießen bekannt gegeben hat und –
das ist wichtig – auch die entsprechenden Bewilligungsbe-
scheide übergeben hat.

Eine der Professuren ist für die Entwicklung tierversuchs-
freier Methoden vorgesehen, um neue Wirkstoffe zu prü-
fen. Sie wird in der Goethe-Universität Frankfurt künftig
zur Reduktion von Tierversuchen beitragen können. Die
andere Professur in Gießen sowie die neu besetzte Profes-
sur für den Tierschutz werden sich sowohl mit der Lei-
densreduktion bei Tierversuchen als auch mit tierversuchs-
freien Methoden beschäftigen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dies ist ein be-
deutender Fortschritt für den Tierschutz. Er wird dazu füh-
ren, dass die Tierversuche in Hessen deutlich reduziert
werden können. Es kann auch ein Signal an andere Bun-
desländer ausgehen, um deutlich zu machen, welche Mög-
lichkeiten bestehen, alternative Verfahren zu erforschen
und einzusetzen, um dann auch die Not und das Tierleid
nach unten zu drücken und Tierversuche zu reduzieren.
Vielleicht schaffen wir es auch irgendwann einmal, ganz
auf die Tierversuche zu verzichten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Uns ist klar, dass es eine Vielzahl von Tierversuchen gibt,
die gesetzlich vorgeschrieben sind. Dazu zählen die ge-
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samte Palette der Giftigkeitsprüfungen für neue Chemikali-
en sowie auch die Arzneimittelprüfungen. Es gibt die Tier-
versuche, die in den Bereichen der Diagnostik, der Ausbil-
dung, der Grundlagenforschung und der Arzneimittelent-
wicklung vorgenommen werden.

Es ist jedoch auch erkennbar, dass Tierversuche oft eine
falsche Sicherheit bedeuten können: Es ist erwiesen, dass
viele im Tierversuch getestete Medikamente im späteren
klinischen Einsatz die Unbedenklichkeit nicht bestätigen,
die sich zuerst durch den Tierversuch ergeben hatte. So
wurden und werden – das ist Ihnen auch bekannt – immer
wieder Medikamente vom Markt genommen, da Menschen
durch sie gesundheitlich geschädigt wurden. Also: Ihnen
wurde nicht geholfen, sondern es trat sogar noch ein ge-
sundheitlicher Schaden ein.

Die Liste dieser Medikamente mit gesundheitlicher Schä-
digung ist sehr lang. Wer sich dafür interessiert: Es gibt ei-
ne Ausführung dazu. Ich war, als ich mich mit diesem The-
ma auseinandergesetzt habe, selbst darüber erstaunt, wie
viele Medikamente wieder vom Markt genommen werden
mussten, weil sie eben nicht die Wirkung erbracht hatten,
die man sich von ihnen erhofft hatte. Besonders bekannt
geworden ist zum Beispiel Contergan – das liegt schon ei-
ne Weile zurück. Aber in der neueren Zeit waren es Trasy-
lol, Vioxx und auch Lipobay. So wurde Lipobay als Chole-
sterinsenker im Tierversuch getestet und als sicher befun-
den. Es gab vorher zahlreiche Tierversuche. Beim Men-
schen führte dieses Medikament jedoch zu Muskelzerstö-
rung und zu Todesfällen.

Selbst Erkenntnisse oder Ergebnisse aus klinischen Studi-
en, die meist an Menschen mittleren Alters vorgenommen
werden, zeigen bereits, dass sie nicht auf Kinder oder alte
Menschen übertragbar sind. Wenn schon die Übertragun-
gen der Ergebnisse anhand eines Menschen auf einen an-
deren Menschen aufgrund von alters- und geschlechtsspe-
zifischen Unterschieden problematisch sind, besteht zu
Recht die Frage: Wie sollen dann Ergebnisse anhand von
Ratten und Fischen Sicherheit schaffen?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie der Abg. Barbara Cárdenas (DIE
LINKE))

Der Mensch unterscheidet sich nun einmal von den ver-
schiedenen Tierarten – hinsichtlich des Körperbaus, der
Organfunktion und des Stoffwechselprozesses von Sub-
stanzen. Die Erkenntnisse aus einem Tierversuch sind da-
her – das muss ich betonen – immer mit einem Risiko be-
haftet. Ein Tier ist nun einmal kein Mensch. Daher können
die Ergebnisse niemals eine hundertprozentige Sicherheit
für den Menschen beinhalten.

Aber was wir brauchen, sind sichere Medikamente. Dafür
brauchen wir verlässliche und für den Menschen relevante
Forschungsergebnisse. Schon seit Längerem reift auch die
Erkenntnis, dass Studien über Zell- und Gewebekulturen
gegenüber Tierversuchen betrachtet zuverlässige, gut re-
produzierbare und eindeutige Ergebnisse bringen können.

Es ist auch feststellbar, dass In-vitro-Systeme nicht nur
schnelle Ergebnisse bringen, sondern oftmals auch wesent-
lich empfindlicher auf giftige Einflüsse reagieren als z. B.
die Versuchstiere. Als Beispiel nenne ich den Episkin-Test
mit künstlicher menschlicher Haut, der zur Bestimmung
der Ätzwirkung von Chemikalien auf der Haut eingesetzt
wurde. Dieser Test wurde sonst an Kaninchen und Meer-
schweinchen vorgenommen. Oder der Transformationstest,

der eine Prüfung auf Tumorbildung mit permanenten Zell-
linien beinhaltet. Dieser Test ersetzt die Verabreichung
von Substanzen bei Ratten und Mäusen, und dies über
einen längeren Zeitraum.

Ich sage aber auch ganz deutlich: Der Kostenfaktor spielt
natürlich auch eine Rolle, gerade bei den Versuchstieren.
Wenn sich die tierversuchsfreien Verfahren erst einmal
etabliert haben, sind sie, das ist die Erkenntnis von vielen,
wesentlich kostengünstiger als Versuche mit Tieren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie des Abg. Hermann Schaus (DIE
LINKE))

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, wir müssen alles daransetzen, dass dieser Weg
zu einer Forschung mit sicheren Erkenntnissen und ohne
Tierleid führt. Diesen Weg wollen wir in Hessen mit den
3-R-Stiftungsprofessuren begehen. – Ich danke Ihnen für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie des Abg. Hermann Schaus (DIE
LINKE))

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Frau Kollegin Hammann. – Als Nächste hat
Abg. Müller (Schwalmstadt) für die Fraktion der Sozialde-
mokraten das Wort. Bitte sehr, Sie haben das Wort.

Regine Müller (Schwalmstadt) (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Zahl der für
Tierversuche verwendeten Tiere hat noch immer eine mehr
als fragwürdige Größenordnung. Im Jahr 2013 etwa spre-
chen wir von rund 3 Millionen Tieren in der Bundesrepu-
blik. Hessen kommt im Ländervergleich dabei auf Platz 6.
Hier geht es um etwa 250.000 Tiere. Natürlich ist auch uns
klar, dass bestimmte Tierversuche z. B. durch Vorgaben
des Bundes in der Medikamentenentwicklung derzeit nicht
nur schwierig zu ersetzen sind, sondern im Verfahren sogar
gefordert werden. Gleichwohl lassen diese Zahlen natür-
lich Beunruhigung, Unzufriedenheit und Mitleid zurück.
Es geht um 3 Millionen Lebewesen. Dies sage ich aus-
drücklich nicht zuletzt auch vor dem Hintergrund des Tier-
schutzes als unser Verfassungsziel.

Daher bewerten es meine Fraktion und ich als Schritt in die
richtige Richtung, wenn sich der Landtag für eine deutliche
Verringerung der Tierversuche und zugleich für zwei Pro-
fessuren der 3-R-Aspekte – Frau Kollegin Hammann hat
eben benannt, wofür die drei R stehen: Replacement, Refi-
nement und Reduction – ausspricht. Dies ist übrigens eine
Forderung, die schon seit Längerem von der Tierschutzbe-
auftragten Frau Dr. Martin erhoben worden ist. Ich nehme
dies zur Gelegenheit, ihr und ihrem Team für ihre Arbeit,
für ihren Einsatz und für das Bohren wirklich dicker Bret-
ter ganz herzlich zu danken.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie des Abg. Manfred Pentz (CDU))

Was den vorgelegten Antrag von CDU und GRÜNEN an-
belangt, ist es selbstverständlich zu begrüßen, wenn das
3-R-Prinzip im Hochschulgesetz festgeschrieben wird. Es
wird sich zeigen, wie dies konkret aussehen wird, auch
durch die Stiftungsprofessuren. Forschungen zur Verringe-
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rung und Vermeidung von Tierversuchen sind dringend an-
gezeigt. Ich hätte mir wirklich gewünscht, dass weitere
Maßnahmen hinzugekommen wären und ein Gesamtplan
entstanden wäre. Vorschläge für solche Maßnahmen gibt
es.

Andere Bundesländer haben bereits entsprechende Ent-
scheidungen getroffen, entweder wie NRW mit der Ein-
richtung eines Zentrums für tierversuchsfreie Verfahren,
das von den dortigen GRÜNEN als Meilenstein gefeiert
worden ist, oder mit einer festen Förderung für tierver-
suchsfreie Verfahren, wie sie etwa in Baden-Württemberg
mit 400.000 € praktiziert wird. Auch die Kopplung von
Wissenschafts- und Forschungsförderung in der Tierfor-
schung an die Einhaltung und Weiterentwicklung des 3-R-
Prinzips gehört zu einem solchen Gesamtkonzept. Natür-
lich wäre es dann auch notwendig gewesen, noch etwas
Geld in die Hand zu nehmen, doch ich betone nochmals:
Der Tierschutz ist ein Verfassungsziel und gehört damit
qua definitionem zu den Aufgaben, denen wir uns vorran-
gig zu widmen haben.

Ich möchte noch auf einen anderen Aspekt hinweisen,
nämlich auf die Kontrolle. Am Ende können alle gesetzli-
chen Vorgaben nur so wirksam sein wie die Behörden, die
sie zu überwachen haben. Wir erinnern uns an einen Fall
eines Instituts in Bad Nauheim, wo nicht genehmigte Tier-
versuche durchgeführt und die Tiere unnötigen und
schmerzhaften Prozeduren unterzogen wurden. Wahr-
scheinlich gibt es auf diesem Feld eine hohe Dunkelziffer,
nicht zuletzt auch wegen der Konkurrenz von Forschungs-
einrichtungen in Bezug auf die schnelle Publikation von
Forschungsergebnissen. Im vorliegenden Fall bedurfte es
offenbar eines internen Hinweisgebers, um den Stein ins
Rollen zu bringen. Das zeigt, dass die kontrollierenden Be-
hörden in den Landkreisen und kreisfreien Städten noch
besser in die Lage versetzt werden müssen, ihr Kontroll-
netz dicht zu stricken. Dies gilt, am Rande bemerkt, z. B.
natürlich auch für die Nutztierhaltung. Um es einmal sa-
lopp zu formulieren: Solange den Kommunen das Wasser
bis zum Hals steht, bleibt kaum oder viel zu wenig Raum
für diese notwendigen Kontrollen. Auch da steht die Lan-
desregierung in der Verantwortung.

(Beifall bei der SPD)

Dann hilft es auch nicht viel weiter, auch dies nur am Ran-
de, wenn eine hessische Tierschutzstiftung mit einem Stif-
tungskapital von 150.000 € künftig den jährlichen Ertrag
an Tierheimprojekte ausschütten soll, allzumal vor dem
Hintergrund der heutigen Niedrigzinsphase. Fragen Sie vor
Ort nach, dann werden Sie feststellen: Das ist nur ein Trop-
fen auf den heißen Stein.

(Günter Rudolph (SPD): Ja, das ist sehr übersicht-
lich!)

Der angesprochene Fall illegaler Tierversuche zeigt aber
noch etwas anderes: Am Ende mussten an den illegalen
Versuchen beteiligte Forscher zwar eine bis dahin beispiel-
lose Geldbuße von 72.000 € zahlen, zu einem Prozess je-
doch kam es nicht. Dies hätte der öffentlichen Debatte über
Tierversuche aber sicherlich genutzt, und der Rechtferti-
gungsdruck auf die beteiligten Wissenschaftler wäre um ei-
niges höher gewesen. Daher schließe ich mich der Forde-
rung der Landestierschutzbeauftragten an, Schwerpunkt-
staatsanwaltschaften für den Bereich des Tierschutzes ein-
zurichten und Fälle von Verletzungen des Tierschutzes bei
bestimmten Richtern bzw. Gerichten zu bündeln. So könn-

ten Kompetenz und Expertise konzentriert und damit die
Verfolgung von illegalen Tierversuchen weiter verbessert
werden.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, es gibt für die ethische Pro-
blemstellung im Bereich der Tierversuche keine simplen
Lösungen. Wir müssen stets abwägen. Bei dieser Abwä-
gung ist aber eines ganz klar: Das Leben von empfindungs-
fähigen Tieren wiegt schwer. Meine Fraktion und ich be-
kennen uns dazu, dass Tiere um ihrer selbst willen schüt-
zenswert sind. Deshalb muss es langfristig darum gehen,
möglichst alle Tierversuche zu vermeiden und Ersatzme-
thoden zu erforschen und zu etablieren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Kurzfristig müssen wir alles tun, um Tierversuche zu ver-
mindern und die Methoden in Richtung Leidensfreiheit zu
verfeinern und um illegale Tierversuche zu ermitteln, zu
verfolgen und konsequent zu bestrafen. – Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Frau Kollegin Müller. – Das Wort hat für die
Fraktion der CDU Herr Abg. Dr. Bartelt. Bitte sehr.

Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Hessen richtet in Frankfurt und Gießen zwei Lehrstühle
ein, die Methoden entwickeln, Tierexperimente zu ersetzen
oder zu reduzieren. Es ist das Ziel, den Tierschutz zu stär-
ken und gleichzeitig die Qualität und Freiheit der For-
schung in der Medizin, Biologie und Pharmakologie zu si-
chern.

(Manfred Pentz (CDU): Sehr gut!)

Für diese beiden Professuren werden 2 Millionen € einge-
setzt. Nur ganz wenige Hochschulen in Deutschland wid-
men sich diesem Thema durch eigenständige Lehrstühle.
Hessen ist auch hier Vorreiter.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Im Einzelnen wird das 3-R-Verfahren erforscht und evalu-
iert. Ich wiederhole: Die drei R stehen für Reduction, also
die Überprüfung, ob ein Tierexperiment unbedingt zum Er-
kenntnisgewinn nötig ist, Replacement, die Überprüfung,
ob eine Untersuchung an Zellkulturen oder Computersimu-
lationen wissenschaftlich gleichwertig wären, und Refine-
ment, also die Überprüfung, wie bei noch nötigen Tierver-
suchen der Tierschutz gewährleistet wird durch artgerechte
Haltung der Versuchstiere und Minimierung des Schmer-
zes der Versuchstiere.

Im pharmakologischen Institut der Goethe-Universität in
Frankfurt auf dem Riedberg werden schwerpunktmäßig
Experimente mit Zellkulturen erforscht. Hier wird die Aus-
sagekraft des Versuchs im Vergleich zum Tierexperiment
evaluiert. Es werden Verfahren auf ihre Rechtssicherheit,
etwa bei einer vorklinischen Prüfung beim Zulassungsver-
fahren eines neuen Medikaments, geprüft und zertifiziert.
Dies kann in der Folge zur erheblichen Verminderung von
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Tierversuchen führen, ohne den Forschungsstandort an den
Universitäten und in der pharmazeutischen Industrie zu ge-
fährden. Das ist uns wichtig.

In Gießen wird der Schwerpunkt im Refinement liegen.
Artgerechte Haltung der Tiere, schmerzfreie Betäubungs-
verfahren und intelligente Versuchsplanung durch Verwen-
dung möglichst weniger Tiere und von Tieren möglichst
niedriger Entwicklungsstufen sollen die Ziele Forschung
für den kranken Menschen und Schutz des Geschöpfes
Tier miteinander vereinbaren. In diesem Zusammenhang
wächst sicherlich die Erkenntnis, dass die Fakultäten Me-
dizin, Biologie und Pharmazie Zugang zu einer Tierver-
suchsanlage in eigener Verantwortung anstreben sollten.
Dies sei bei allem Respekt vor der Autonomie der Hoch-
schulen hier angemerkt.

Die Einrichtung dieser Professur für 3 R stärkt die Koope-
ration mit deutschen und europäischen Forschungsgemein-
schaften und erhöht die Möglichkeit, Fördermittel zu erhal-
ten.

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft, DFG, vergibt alle
zwei Jahre einen Preis für Alternativmethoden zum Tierex-
periment. Es ist der Händel-Preis mit einer Dotierung von
100.000 €. Sie fördert Tierexperimente auch nur dann,
wenn die 3-R-Prinzipien berücksichtig werden.

Die European Science Foundation, ESF, der Zusam-
menschluss der Forschungsgemeinschaften in Europa,
knüpft die Vergabe von Fördermitteln ebenfalls an diese
Bedingungen. Dies steht auch im Einklang mit der 3-R-De-
claration zwischen der EU-Kommission, Wissenschaftsor-
ganisationen und Verbänden der pharmazeutischen Indus-
trie aus dem Jahr 2005.

Da diese Übereinkunft zehn Jahre alt ist, die Idee der 3 R
bereits von Wissenschaftlern im Jahr 1959 zusammenfas-
send publiziert wurde, ein gleichwertiges System ohne
Tierexperimente erfahrungsgemäß zehn Jahre Entwicklung
benötigt, ist der Impuls in Hessen aus Hessen jetzt notwen-
dig und vielleicht sogar fällig und überfällig.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deshalb ist dieses Thema Bestandteil des Koalitionsver-
trags zwischen CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Wir vereinbarten:

Wir streben an, Tierversuche langfristig durch alter-
native Verfahren zu ersetzen. … Dazu wollen wir im
Rahmen der Autonomie der Hochschulen eine Stif-
tungsprofessur für sogenannte „3-R-Verfahren“ …
einrichten.

Ob Tierversuche nun langfristig durch andere Verfahren
vollständig ersetzt werden können, wird unterschiedlich
bewertet. Diese Frage wird nun aber nicht politisch-welt-
anschaulich und auch nicht emotional entschieden, sondern
fachlich-wissenschaftlich im Rahmen der 3-R-Forschung
ausgewertet.

Natürlich ist es ambitioniert, die Prüfung eines neuen Arz-
neimittels auf Toxizität, Mutagenität und Teratogenität oh-
ne Tierexperimente durchführen zu wollen. Es werden aber
Wege gesucht, die Tierversuche zumindest deutlich zu re-
duzieren.

Dies ist ein Signal. Wir setzen das seit 2002 bestehende
Staatsziel Tierschutz in unserer praktischen Politik und in
unserem Verantwortungsbereich um. Es ist aber auch das

Signal, dass wir die Freiheit der Forschung als hohes Gut
ansehen. Es gibt in forschenden Universitäten und der
pharmazeutischen Industrie in Hessen die Sicherheit, dass
Tierexperimente für Grundlagenforschung und präklini-
schen Prüfungen von Medikamenten weiterhin möglich
und willkommen sind, soweit ethische Vorgaben sorgfältig
beachtet werden.

Freiheit der Forschung und Tierschutz haben beide Verfas-
sungsrang. Die Einrichtung der Lehrstühle für 3-R-For-
schung ist ein entscheidender Schritt unseres Wissen-
schaftsministers Rhein, beide Ziele in Einklang zu bringen
und miteinander zu versöhnen.

Wir wollen so wenige Tierexperimente wie irgend möglich
und so viele wie nötig, um die Forschung auf dem Gebiet
der Medizin, Pharmakologie und Biologie zu stärken. –
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Bartelt. – Als Nächste hat
für die Fraktion DIE LINKE Frau Kollegin Cárdenas das
Wort.

Barbara Cárdenas (DIE LINKE):

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Der von
den Regierungsfraktionen eingereichte Entschließungsan-
trag ist in seinem Ziel grundsätzlich begrüßenswert. Tier-
schutz und Tierrechte stoßen in unserer Bevölkerung auf
immer breitere Zustimmung. Eine demokratische und auf-
geklärte Gesellschaft tut gut daran, sich dieses Themas
ernsthaft und aufrichtig anzunehmen.

Dennoch oder gerade deshalb erscheinen uns aber manche
Einzelheiten des Antrags und die darin hochgelobten Maß-
nahmen zu vage und nicht verbindlich genug. Es fehlt al-
lein schon eine konkrete Zielsetzung. Wie viel Prozent sind
denn eine „deutliche Verringerung“, wie Sie sie wollen?

Die Tierversuche – wie es im Antrag heißt – zunächst ein-
zudämmen und erst „langfristig durch alternative Verfah-
ren“ zu ersetzen, ist nicht genug. Meine Damen und Her-
ren, „langfristig“ dauert uns deutlich zu lang.

Das sogenannte 3-R-Prinzip – Replacement, Refinement
and Reduction, zu Deutsch: Vermeidung, Verfeinerung
und Verringerung von Tierversuchen – im neuen Hoch-
schulgesetz zu verankern, ist ein wichtiger, wenn auch
nicht allzu großer Schritt auf dem richtigen Weg, an dessen
Ende ein allgemeines Verbot von Tierversuchen stehen
muss.

Ich frage mich, welche Reichweite dieses Prinzip tatsäch-
lich erzielen kann, wenn es zu diesem Thema nur eine kur-
ze Passage gibt und daher viel Interpretationsspielraum
möglich ist. Lediglich der Umfang der Dokumentations-
und Berichtspflichten über die Umsetzung des 3-R-Prin-
zips wird vom entsprechenden Ministerium und vermutlich
auch der Landestierschutzbeauftragten festgelegt.

Was bedeutet das im Einzelfall? – Die Pflicht gegenüber
dem Ministerium begnügt sich mit bloßem Dokumentieren
und Berichten. Und selbst diese Dokumentations- und Be-
richtspflicht ist ziemlich wässrig. Ministerium und Tier-
schutzbeauftragte entscheiden allein, wie groß der Umfang
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ist. Ob die Hochschule sich dann überhaupt für ihre Tier-
versuche wird rechtfertigen müssen, ist nicht geklärt. Mit
welchen Argumenten sie sich dann rechtfertigen darf, ist
ebenso unklar.

Wünschenswert wäre es, wenn die Hochschule nachweisen
müsste, dass derzeit keine technischen Alternativen existie-
ren, die ein qualitativ ausreichendes Ergebnis bieten kön-
nen, und der zu erwartende Nutzen des Tierversuchs so er-
heblich ist, dass ein Tierversuch absolut notwendig ist.

Oder muss sich der Tierschutz letzten Endes damit begnü-
gen, dass die Hochschule nur behauptet, entsprechende Al-
ternativen seien teurer und damit einfach nicht wirtschaft-
lich? Frau Hammann, wer entscheidet also, dass es keine
Alternativen gibt? Wer entscheidet, dass ein Tierversuch
wichtig genug ist?

Die ethische Abwägung fehlt ganz. Schon jetzt fordert das
Tierschutzgesetz die Unerlässlichkeit eines Tierversuches.
Die genannte Passage im Hochschulgesetz ist dagegen weit
laxer, und deshalb wird die tierexperimentelle Forschung
so ungehindert weitergehen wie bisher; das ist jedenfalls
unsere Befürchtung.

Schließlich gibt der Gesetzentwurf noch nicht einmal her,
was denn eigentlich bei einem Verstoß gegen das 3-R-
Prinzip passieren soll. Deshalb wäre von der Landesregie-
rung mehr Mut zu mehr Verbindlichkeit zu wünschen ge-
wesen.

(Beifall bei der LINKEN)

Darüber hinaus werden in Gießen und Frankfurt zwei Stif-
tungsprofessuren gefördert, die am 3-R-Prinzip forschen.
Das begrüßen wir natürlich. Die dafür vorgesehene Förde-
rung durch das Land Hessen beläuft sich allerdings – wenn
ich es richtig verstanden habe – auf nur etwa 2 Millionen €
für fünf Jahre. Wir bezweifeln ernsthaft, dass diese Mittel
für das angestrengte Ziel ausreichend sind, da die Band-
breite der Forschungsarbeit beträchtlich ist.

Es ist wichtig, an dieser Stelle aufzuzeigen, dass eine Um-
orientierung ohne zusätzliche Kosten genügen würde, die
nötigen Mittel bereitzustellen.

(Zuruf der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Allein der Deutschen Forschungsgemeinschaft, die in
großem Maße Tierversuche im Hochschulbereich finan-
ziert, stand im Jahr 2012 ein Etat von 2,5 Milliarden € aus
öffentlichen Bundes- und Landesmitteln zur Verfügung.

Demgegenüber stehen der tierversuchsfreien Forschung
jährlich nur etwa 4 bis 5 Millionen € staatliche Unterstüt-
zung zur Verfügung – nicht mehr als ein Almosen, vergli-
chen mit den Milliardenbeträgen, die in die tierexperimen-
telle Forschung fließen. Auch die Landesbeauftragte für
Tierschutz geht in ihrem letzten Bericht von einem „kras-
sen Missverhältnis zugunsten der Forschung mit Tierversu-
chen“ aus. Hier ist dringend eine grundlegende Umorien-
tierung in der Mittelvergabe geboten.

(Beifall bei der LINKEN)

Nach Diplom-Biologin Silke Strittmatter von „Ärzte gegen
Tierversuche“, die an unserer diesjährigen Tagung mit dem
Titel „Tiere sind keine Ware“ teilgenommen hat, sind in
Hessen 2011 um die 170.000 Tiere in Tierversuchen „ver-
braucht“ – sprich: getötet – worden, davon 58.000 an hes-

sischen Hochschulen. Sie stellt klar – ich zitiere mit Ihrer
Erlaubnis, Herr Präsident –:

Das Hauptproblem stellt die Grundlagenforschung
dar, die bundesweit rund 40 % aller Tierversuche
ausmacht. Hier wird nicht geforscht, um anwendbare
Ergebnisse zu erzielen, sondern zum reinen Erkennt-
nisgewinn. Selbst diese zweckfreie Art der For-
schung wird mit dem neuen Gesetz sicher nicht ein-
geschränkt, da ja die Sinnhaftigkeit der Versuche
nicht infrage gestellt wird, sondern es geht nur dar-
um, ob es eine „Alternative“ gibt.

Doch selbst wenn die Wissenschaft hier zu brauchbaren
Ergebnissen käme, so bleiben Tierversuche doch ethisch
unverantwortlich. Tiere sind keine Messinstrumente, die
man wie ein Gerät nach Gebrauch und Verschleiß einfach
wegwirft. Sie empfinden Angst, Schmerz und Leid und ha-
ben Anspruch auf ein artgerechtes Leben ohne unnötiges
Leiden. Auch aus diesen Gründen müssen wir versuchen,
uns endgültig von Tierversuchen zu verabschieden.

Es ist wissenschaftlich belegt – und auch Frau Hammann
sprach schon davon –, dass Tierversuche eben nicht den
medizinischen Fortschritt erbringen, der immer verspro-
chen wird.

Ich möchte dazu ein paar Zahlen anfügen. Eine Auswer-
tung aus 2012, die Daten von 13 großen Arzneimittelher-
stellern aus den Jahren 2007 bis 2011 unter die Lupe
nimmt, kommt zu einer Durchfallquote von 95 % der zu-
vor an Tieren getesteten Arzneimitteln. 95 % kamen nicht
durch die klinische Prüfung am Menschen. Als besonders
gefährlich erwiesen sich Medikamente zur Behandlung
von Krebs, Herzleiden und psychischen Erkrankungen.

Die getesteten Medikamente wirken also oft gar nicht, und
wenn doch, dann anders als erwartet, und richten häufig
große Schäden an. Zwischen 20 % und 50 % der Medika-
mente, die auf den Markt kommen, werden wieder zurück-
gerufen oder mit Warnhinweisen versehen, weil sie beim
Menschen Nebenwirkungen hervorrufen, obwohl diese im
Tierversuch nicht erkannt wurden.

Im Jahr 2003 sind in deutschen Krankenhäusern mindes-
tens 58.000 Menschen aufgrund der Nebenwirkungen von
Medikamenten gestorben, die zuvor an Tieren getestet
worden waren und eigentlich hätten sicher sein sollen. Auf
der anderen Seite wäre Aspirin nie zugelassen worden, hät-
te man sich auf die Tests an Mäusen wirklich verlassen.

Obwohl also die Tierversuche viel Leid und Schmerzen
bringen, kostenintensiv sind und sich die Ergebnisse häufig
nicht auf Menschen übertragen lassen können, wird weiter-
hin an dieser milliardenschweren Industrie festgehalten.
Wir fordern daher, dass die meisten Mittel, die derzeit in
Tierversuche fließen, auf die Erforschung und Anwendung
von tierversuchsfreien Methoden umgeleitet werden. Nur
dies wäre ein ernst zu nehmender Anreiz, um Tierversu-
chen entgegenzuwirken und eine ausreichende Kapazität
für tierversuchsfreie Forschung zu schaffen. Wer es mit
dem Ausstieg ernst meint, wird uns in diesem Punkt
beipflichten.

Alternativen sind also dringend geboten, sowohl ethisch
als auch wirtschaftlich. Und es gibt schon Alternativen:
Die sogenannte In-vitro-Revolution beispielsweise erlaubt
es, menschliche Zellen und ganze Mini-Organismen auf
Chips zu kultivieren und so ganz ohne Tierversuche Medi-
kamente und andere Wirkstoffe zu testen. Durch die Struk-
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tur der Chips lassen sich exakte Modelle kreieren, die viel
zuverlässigere Ergebnisse liefern. Es bedarf allerdings
noch einiges an Entwicklungsarbeit, um diese Methode se-
rientauglich zu machen.

Auch deswegen noch einmal: Wir müssen deutlich mehr
Mittel, die jetzt noch zur Finanzierung von Tierversuchen
dienen, für die Entwicklung und Anwendung solcher Al-
ternativen zur Verfügung stellen.

Es reicht aber nicht, nur die Tierversuche an den Hoch-
schulen einzudämmen, sondern dies muss in der gesamten
hessischen Wirtschaft geschehen. Wer Tierschutz als
Staatsziel in die Verfassung übernommen hat, der sollte
auch dafür sorgen, dass Tierversuche nicht nur zur Ent-
wicklung von Medikamenten, sondern auch in der Kosme-
tikindustrie und in der militärischen Forschung verboten
werden.

Sie sehen also, meine Damen und Herren, hier bedarf es
noch mehr an Arbeit seitens der Politik, um das 3-R-Prin-
zip nicht nur in einem Gesetz, sondern auch in der Realität
zu verankern. Letzten Endes ist aber nicht nur eine Verrin-
gerung, Verfeinerung und Vermeidung von Tierversuchen
geboten, sondern der vollständige Ausstieg. Dieser ist nicht
nur ethisch geboten, sondern auch machbar und wirtschaft-
lich sinnvoll.

Ich fasse zum Antrag zusammen: richtige Richtung, aber
deutlich zu kurze Reichweite. Wir hätten uns mehr ge-
wünscht und können uns daher leider in der Abstimmung
nur enthalten. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Frau Kollegin Cárdenas. – Als Nächste hat
Frau Abg. Nicola Beer für die Freien Demokraten das
Wort.

Nicola Beer (FDP):

Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Tierschutz ist wichtig, auch – und ich sage gerade „auch“ –
bei Tierversuchen. Deswegen ist es nicht zufällig, dass be-
reits sehr strikte tierschutzrechtliche Regelungen zum
Spannungsfeld zwischen der Freiheit der Wissenschaft, die
in unserem Grundgesetz konstituiert ist, und dem genauso
im Grundgesetz enthaltenen Staatsziel des Tierschutzes
niedergelegt sind. Bereits jetzt ist in § 7 Tierschutzgesetz
festgelegt, dass die Tierversuche bezüglich der Schmerzen,
Leiden und der Zahl der verwendeten Tiere „auf das uner-
lässliche Maß zu beschränken“ sind und Tiere, die zu wis-
senschaftlichen Zwecken verwendet werden, so zu halten,
zu züchten und zu pflegen sind, „dass sie nur in dem Um-
fang belastet werden, der für die Verwendung zu wissen-
schaftlichen Zwecken unerlässlich ist“.

Das bedeutet aber auch – und damit komme ich auf den
größten Anteil des Antrags, der uns vorliegt, zurück –, dass
bei Betrachtung des Tierschutzgesetzes, der Tierschutz-
Versuchstierverordnung und auch der EU-Richtlinie zum
Schutz der für wissenschaftliche Zwecke verwendeten Tie-
re aus dem Jahr 2010 klar wird, dass das hier von allen
Rednern zitierte 3-R-Prinzip nicht zusätzlich hochschul-
rechtlich verankert werden muss, um Gebot für unsere
Hochschulen und Forschungseinrichtungen zu sein.

(Beifall bei der FDP)

Tatsächlich – und das haben Sie, Frau Kollegin, geflissent-
lich verschwiegen – wurde in der Anhörung des Ausschus-
ses für Wissenschaft und Kunst deutlich, dass die hessi-
schen Hochschulen schon längst nach dem 3-R-Prinzip
handeln. Auch bei der DFG ist festgelegt, dass für tierex-
perimentell arbeitende Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler die Anwendung des 3-R-Prinzips Bestandteil der
Versuchsplanung ist und andernfalls eine entsprechende
Förderung nicht stattfindet; Herr Kollege Bartelt hat heute
noch einmal für die CDU-Fraktion darauf hingewiesen.

Das bedeutet aber doch eindeutig, dass die zusätzliche Ver-
ankerung im Hochschulgesetz redundant ist. Das könnte
man noch hinnehmen. Ich als Juristin weiß, dass sehr viele
teilweise schlechte und andere Sachverhalte so geregelt
werden, dass sie sich unnötigerweise in vielen Gesetzen
immer wiederholen. Das heißt, es wäre noch nicht das
größte Problem, dies einfach zusätzlich zu regeln. Aber die
gleichzeitig mit dieser redundanten Aufnahme ins Hoch-
schulgesetz vorgesehenen zusätzlichen Berichtspflichten
bauen eine zusätzliche Bürokratie für unsere Hochschulen
und Forschungseinrichtungen auf, die nicht notwendig ist.

(Beifall bei der FDP)

Auch hierzu haben die Hochschulen in der Anhörung sehr
deutlich gemacht, dass sie die Gefahr sehen, dass die Wis-
senschaftler entnervt einen Bogen um die Hochschulen
machen oder vielleicht ganz ins Ausland abwandern.

Wohlgemerkt: Es geht nicht um die Frage „Tierschutz – ja
oder nein?“, es geht nicht um die Frage, Tierversuche nach
Möglichkeit unnötig zu machen, sondern es geht lediglich
um die Frage, welche Hürden man auf dem Weg dorthin
aufbaut und ob es wirklich notwendig ist, hierzu weitere
Dokumentations- und Berichtspflichten aufzunehmen, oder
ob die Mühe – und letztendlich auch das Geld, das dann in
diese zusätzliche Bürokratie fließt – nicht besser dort in-
vestiert wäre, wo wir Tierversuche zu vermeiden helfen.

(Beifall bei der FDP)

Damit komme ich zu dem richtigen Punkt in Ihrem Antrag
– das ist bei Ihnen leider erst auf der Skala 4 –, nämlich
dem Weg, in die Forschung zu investieren. Das ist etwas,
was wir als Freie Demokraten absolut begrüßen, dass es
hier eine entsprechende Unterstützung seitens des Landes
für zwei bzw. drei – Gießen und Marburg teilt es auf zwei
weitere auf – Professuren gibt, die ganz konkret danach
forschen, wie man Tierversuche ersetzen kann.

Auch die Ausgestaltung dieser geförderten Professuren er-
gänzt sich sehr gut. Die Forschung an der Universität in
Frankfurt beschäftigt sich im Hinblick auf die Tierversuche
mit Experimenten an Zellen, d. h. mit der Frage, wie durch
dreidimensionale Zellkulturen Experimente mit Tieren ver-
mieden werden können. In Gießen geht es im Forschungs-
schwerpunkt sowohl in der Tier- als auch in der Human-
medizin darum, das Leid der Tiere z. B. bei der Entwick-
lung von Arzneimitteln zu reduzieren.

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass schon die Tatsa-
che, dass z. B. die Stiftungsuniversität Frankfurt aus eige-
nen Stiftungsmitteln der Universität, also nicht nur aus
Landesgeldern, zusätzlich 300.000 € in diese Forschung in-
vestiert, zeigt, dass die Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler selbst ein Interesse an dieser Forschung zur Ver-
meidung von Tierversuchen haben, womit das leider allzu
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oft bediente Zerrbild gegenüber Wissenschaftlern und For-
schern widerlegt wird.

(Beifall bei der FDP)

Aber so richtig und wichtig die Vermeidung von Tierver-
suchen auch ist, so sehr ist nicht zuletzt auch in der Anhö-
rung im Wissenschaftsausschuss deutlich geworden, dass
eine ganze Reihe von Forschungsfragen weiterhin nicht
ohne Tierversuche geklärt werden kann und dass, liebe
Frau Cárdenas, nicht alle Probleme durch Tierversuche im
Voraus abgeklärt werden können. Sie haben völlig recht.
Auch ansonsten ist hier in der Debatte zu Recht darauf hin-
gewiesen worden, dass Tierversuche nicht alles regeln und
lösen können, dass es nachher immer noch andere Erkennt-
nisse geben kann. Ich sage gerade im Hinblick auf das Bei-
spiel, das Sie gewählt haben: Es mag sein, dass psychische
Probleme bei Menschen andere sind als bei Ratten und
dementsprechend die Aussagefähigkeit der Versuche etwas
eingeschränkt ist.

(Beifall bei der FDP)

Aber ich glaube, zur Wahrheit gehört auch, darauf hinzu-
weisen, dass Tierversuche noch eine ganze Zeit unerläss-
lich sein werden, wenn wir Gefährlichkeit, insbesondere
Giftigkeit, oder sonstige Gefährdungen für Leib und Leben
der Menschen ausschließen wollen.

(Beifall bei der FDP)

Deswegen weise ich noch einmal darauf hin, dass es gera-
de die Justus-Liebig-Universität Gießen war, die, obwohl
sie in der Tierversuchsvermeidung und vor allem auch in
der Vermeidung entsprechenden Leids an Tieren so enga-
giert ist und von der Landesregierung gefördert wird, in
der Anhörung davor gewarnt hat, mit der Einfügung des
Ziels der vollständigen Ersetzung von Tierversuchen durch
andere Methoden unrealistische Erwartungen zu wecken.

(Zuruf von der FDP: Hört, hört!)

Ebenso fehlt, wenn es uns darum geht, alle drei R des 3-R-
Prinzips zu berücksichtigen, bis heute ein gesicherter Weg
für die neue Tierversuchsanlage an der Universität Frank-
furt. Dies ist ebenfalls ein Feld, auf dem man sich als Land
engagieren könnte.

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der Regie-
rungskoalition, konzentrieren Sie sich auf das tatsächliche
Handeln, so wie mit der Förderung dieser beiden Professu-
ren, aber ersparen Sie uns und insbesondere den verant-
wortlichen und auch sehr verantwortungsvoll handelnden
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern an unseren
Hochschulen und Forschungseinrichtungen den Aufbau
neuer Bürokratie, den Sie mit der Aufnahme des Ziels in
das Hochschulgesetz und insbesondere der dort vorgesehe-
nen Berichtspflichten erreichen wollen. – Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Frau Kollegin Beer. – Für die Landesregie-
rung spricht Herr Staatsminister Rhein. Bitte sehr, Sie ha-
ben das Wort.

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die Verwendung von Tieren für Forschung und Wissen-
schaft ist wohl eines der schwierigsten Themen, aber auch
eines der Themen, die besonders ambivalent sind. Ich glau-
be, es ist noch viel mehr als das. Wenn man sich die Dinge
genauer anschaut, sich mit den Dingen vertiefter befasst,
ist es im Grunde genommen ein klassisches ethisches Di-
lemma: Wir beeinträchtigen oder wir töten sogar Leben,
um mehr über das Leben zu erfahren, und vielfach auch,
um anderes Leben zu retten.

Dieses Dilemma wird noch dadurch verschärft, dass Wis-
senschaft, Forschung und insbesondere wissenschaftliche
Medizin selbst eine ethische Verpflichtung gegenüber dem
Menschen haben, dessen medizinische Versorgung sicher-
zustellen, und zwar immer mit den jeweils neuesten Er-
kenntnissen.

Insoweit stellen sich viele Fragen, die man am besten ohne
Verhärtung der Diskussionslinien beleuchtet. Wäre es bei-
spielsweise richtig, darauf zu verzichten, Ebola-Kranken
zu helfen, weil wir darauf verzichten, grundlegende Kennt-
nisse darüber zu erlangen, wie diese Viren in die Zellen
eindringen, wie sie sie zerstören und dabei die körpereige-
ne Abwehrkraft überwinden? Oder wäre es beispielsweise
richtig gewesen – hier sind wir ja einen ganz großen
Schritt vorangekommen –, wenn Mediziner darauf verzich-
tet hätten, die sogenannte Tiefenhirnstimulation zu testen,
um Parkinson-Patienten zu helfen?

Das sind unglaublich schwierige Fragen, und ich glaube, es
gibt keine simple, keine pauschale Antwort darauf. Es gibt
auch keine Antwort auf die Frage, ob wir zu viele Tierver-
suche haben oder ob wir Tiere in angemessenem Umfang
in der Forschung verwenden. So einfach ist das nicht.

Was man aber aus meiner Sicht, wenn man realistisch ist –
Frau Kollegin Cárdenas, ich füge in Parenthese sehr deut-
lich hinzu: jedenfalls aus heutiger Sicht –, mit einem Ja be-
antworten kann, ist die Frage, ob tierexperimentelle For-
schung notwendig ist. Da beißt die Maus keinen Faden ab,
um das sehr deutlich zu sagen.

Ich will auch mit der Mär aufräumen, die Sie immer wie-
der vorbringen – ich habe das auch in Ihrer Pressemittei-
lung wieder gelesen –, dass die Ergebnisse, die man bei
Tierversuchen erreichen könne, nicht auf den Menschen
übertragbar seien. In der Tat sind Menschen keine Mäuse.
Das ist so. Ich glaube, für diese Feststellung ist keine große
Weisheit erforderlich. Die Ergebnisse sind vielleicht auch
nicht 1 : 1 übertragbar, verehrte Frau Kollegin. Wegen der
Ähnlichkeit von Zell- und Organfunktionen bei Säugetie-
ren ist aber natürlich zu erwarten, dass Prinzipien – ich
wiederhole: Prinzipien – auf den Menschen übertragbar
sind.

Ich will noch etwas sehr deutlich sagen, auch um die For-
scherinnen und Forscher in Schutz zu nehmen, denen Sie
ja vorwerfen, sie machten das unnötigerweise aus welchen
Gründen auch immer. Ich glaube, Sie haben verwerflicher-
weise wirtschaftliche Gründe angeführt. Kein Mensch
führt grundlos Tierversuche durch, Frau Kollegin
Cárdenas, und kein normaler Mensch tötet Tiere ohne
Grund.

Aber immer dann, wenn es um den intakten Organismus
geht, und immer dann, wenn es nicht ausreicht, mit Zell-
und mit Gewebekulturen zu arbeiten, was unsere Wissen-
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schaftler ja in überwiegendem Maße tun, sind Tierversuche
bedauerlicherweise unvermeidlich, um die Grundlagen des
Lebens zu verstehen und insbesondere auch um Fortschrit-
te in der Medizin zu erzielen.

Allerdings gilt auch – das will ich unterstreichen –, wenn
man die Frage so beantwortet hat, wie ich sie eben beant-
wortet habe, dass es allerstrengste Regeln geben muss.
Deswegen war es richtig, dass das Tierschutzgesetz in den
vergangenen Jahren in Deutschland mehrmals überarbeitet
und verschärft worden ist. Deswegen war es auch richtig –,
Frau Kollegin Beer hat darauf hingewiesen – dass es in-
zwischen europaweite verbindliche Regelungen gibt und
dass nur Versuche genehmigt werden können, für die es
keine Alternativmethoden gibt und die im Übrigen auch
wichtigen Zielen dienen. Dazu gehören aus meiner Sicht
ganz besonders prominent Transparenz und Offenheit.
Wenn man in diesem Themenbereich mit Transparenz und
Offenheit arbeitet, so gewährleistet dies das Vertrauen in
unsere Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die sehr
verantwortungsbewusst mit Tierversuchen umgehen, und
beugt eben auch einer bösartigen Legendenbildung vor.

Insofern begrüße ich – das will ich deutlich sagen, Frau
Kollegin Hammann – Ihre jährliche Abfrage der entspre-
chenden Zahlen, die Sie seit mindestens 15 Jahren, seit
1999 abfragen, weil sie eben auch für Transparenz sorgen.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Konsequent abgefragt!)

Sie haben sie konsequent abgefragt, und sie geben dazu
Anlass, immer wieder sehr genau hinzuschauen.

Auch aus diesem Grunde ist es aus meiner Sicht richtig,
dass es wie in kaum einem anderen Bereich der Forschung
einen derartig hohen Dokumentationsaufwand und ein so
dichtes Kontrollnetz gibt, sehr geehrte Frau Kollegin Beer.
Insoweit wird aus meiner Sicht richtigerweise im neuen
Hessischen Hochschulgesetz festgelegt, dass, wer Tierver-
suche macht, dokumentieren und berichten muss, was er
tut, um alternative Verfahren zur Vermeidung, zur Verrin-
gerung und zur Verfeinerung von Tierversuchen umzuset-
zen. Wir machen das nicht, um den Menschen mehr Büro-
kratie aufzubürden – wir haben schon heute die Notwen-
digkeit und die Verpflichtung, zu dokumentieren –, son-
dern wir machen es, damit verantwortungsbewusstes Han-
deln auch transparent und offen dargestellt wird.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ganz ehrlich, ich weiß gar nicht, wie oft wir redundante
Regelungen in Gesetzen haben. Wenn wir aber einen Be-
reich haben, in dem ganz besonders hingeschaut wird und
in dem in besonderem Umfang Tierversuche gemacht wer-
den, dann ist es der Hochschulbereich. Dann muss es na-
türlich in dem dafür zuständigen Gesetz geregelt werden.
Wo denn sonst?

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir tun als Hessische Landesregierung noch viel mehr.
Denn wer die eingangs beschriebene Einsicht hat, der hat
natürlich auch die Pflicht, alles zu tun, dass entsprechend
dem von Russell und Burch schon 1959 entwickelten 3-R-
Prinzip – reduce, refine, replace; Herr Dr. Bartelt hat schon
darauf hingewiesen – nur so viele Tierversuche durchge-
führt werden, wie unbedingt notwendig sind, um eine wis-
senschaftliche Fragestellung zu beantworten, dass die Un-

tersuchungsmethoden so verbessert werden, dass die Tiere
möglichst wenig belastet werden, und dass Ersatzmethoden
für Tierversuche verwendet werden, wann immer das mög-
lich ist.

Diese Fragen kann man nicht mit einem Glauben, Denken
oder Meinen beantworten, sondern das sind Fragen, die
man seriös nur Wissenschaftler mit wissenschaftlicher Ex-
pertise beantworten lassen kann. Deswegen richtet das
Land Hessen zeitgleich zwei – verehrte Frau Kollegin
Hammann, Sie haben vollkommen recht gehabt –, gewis-
sermaßen sogar drei neue Tierschutzprofessuren mit dem
Ziel 3 R ein. Verehrte Frau Kollegin Müller, das ist eine
deutschlandweit beispielgebende Maßnahme zur konse-
quenten Umsetzung von Tierschutzmaßnahmen in der
Wissenschaft.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Da sind wir den geschätzten Kollegen aus Nordrhein-
Westfalen oder den anderen Ländern, die Sie als Beispiel
genannt haben, weit voraus, weil niemand sich so konkret
auf die 3 R stützt, wie wir das tun. Andere kümmern sich
um Tierversuche; das will ich überhaupt nicht in Abrede
stellen. Aber wir tun es mit einem besonderen Fokus. Ich
glaube, das ist richtig; denn es fördert den wissenschaftli-
chen Nachwuchs. Es zieht Wissenschaftler aus der ganzen
Welt an, und je mehr Wissenschaftler auf diesem Gebiet
forschen und lehren, umso größer wird am Ende der Out-
put an leistungsfähigen und praxisreifen neuen Verfahren
sein.

Wir unterstützen bewusst an der Goethe-Universität in
Frankfurt und – dieses „und“ unterstreiche ich, weil es von
Anfang an so nicht geplant gewesen ist; aber wir haben es
ausgeschrieben, wir haben es begutachten lassen, wir ha-
ben Wissenschaftler sich mit den Konzepten befassen las-
sen – an den mittelhessischen Universitäten, konkret in
Gießen, jeweils eine Professur mit der Ergänzung, die Frau
Kollegin Hammann schon genannt hat.

Es sind Kollegen, die sich grundlegend unterscheiden und
die – ich finde, das ist der Charme der Lösung – sehr ver-
schiedene Aspekte der 3-R-Forschung bedienen. Der Kol-
lege Dr. Bartelt hat darauf hingewiesen: Frankfurt setzt den
Schwerpunkt beim Replacement. Mittelhessen legt einen
besonderen Fokus auf den Aspekt des Refinements. Das
Land Hessen unterstützt die Universitäten dabei mit 2 Mil-
lionen €, und die Universitäten ihrerseits leisten einen Ei-
genanteil von insgesamt 2 Millionen €. Das sind in der
Summe 4 Millionen €, Frau Cárdenas. Da kann man nicht
sagen, dass das wenig Geld wäre. Das ist eine große Sum-
me, die wir investieren, um eine deutliche Verringerung
der Zahl der Tierversuche in Hessen zu erreichen.

Meine Damen und Herren, ich finde schon, das sind 4 Mil-
lionen €, von denen jeder Euro gut investiertes Geld ist.
Deswegen bedanke ich mich sehr für den Antrag der bei-
den Regierungsfraktionen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Minister. – Mir liegen keine weiteren
Wortmeldungen vor. Damit sind wir am Ende der Ausspra-
che.
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Wir haben auf der Tagesordnung den Entschließungsantrag
der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
betreffend Tierschutz stärker in Forschung und Lehre ver-
ankern, Drucks. 19/2416. Darüber stimmen wir ab. Ich bit-
te um die Zeichen derer, die dem Antrag zustimmen. – Das
sind die Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SPD. Wer stimmt dagegen? – Das ist die Frakti-
on der Freien Demokraten. Wer enthält sich? – Das ist die
Fraktion DIE LINKE. Damit ist der Antrag mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SPD gegen die Stimmen der FDP bei Enthaltung
der Fraktion DIE LINKE beschlossen.

Meine Damen und Herren, damit ist auch dieser Tagesord-
nungspunkt erledigt. Nach der Vereinbarung gehen wir
jetzt in die Mittagspause und setzen die Sitzung um 14 Uhr
fort. Ich unterbreche die Sitzung.

(Unterbrechung von 12:56 bis 14:01 Uhr)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich eröffne die
unterbrochene Sitzung nach der Mittagspause und rufe Ta-
gesordnungspunkt 48 auf:

Entschließungsantrag der Fraktion DIE LINKE betref-
fend Milchkrise bedroht hessische Landwirtschaft
– Drucks. 19/2414 –

Zusammen damit wird Tagesordnungspunkt 79 aufgeru-
fen:

Dringlicher Antrag der Fraktionen der CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend bäuerliche
Milchviehhaltung in Hessen sichern – Drucks.
19/2459 –

Die vereinbarte Redezeit beträgt zehn Minuten je Fraktio-
nen. Als Erste hat sich Frau Schott für die Fraktion DIE
LINKE zu Wort gemeldet.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich hoffe, es
kommen noch ein paar mehr Menschen in den Plenarsaal.
Denn das Thema Milch sollte uns alle und nicht nur die
Fachpolitiker angehen.

(Timon Gremmels (SPD): Marjana, die Wichtigen
sind da!)

Zumindest als Konsumenten sind wir betroffen.

Die wirtschaftliche Situation der Bauern, insbesondere der
Milchbauern, ist einmal mehr auf einem Tiefpunkt ange-
langt. Das war für uns der Anlass für diesen Setzpunkt.
Denn auch wenn wir als Land relativ wenige Möglichkei-
ten haben, auf die Situation der Milchbauern einzuwirken,
halten wir es doch für notwendig, dass sich dieser Landtag
mit der Situation beschäftigt und dass wir versuchen, her-
auszufinden, welches die Möglichkeiten sind, wo und wie
wir einwirken können und wie wir das Leben unserer
Landwirte und insbesondere der Milchbauern im Moment
unterstützen und verbessern können.

(Beifall bei der LINKEN)

– Das hätte auch bei Ihnen Klatschen hervorrufen können.
Aber offensichtlich ist das nicht Ihr Thema, mit dem Sie

sich befassen wollen. Zu der Veranstaltung des Bauernver-
bandes zum Essen zu kommen, war in Ordnung. Aber hier
zu bestätigen, dass man ein Interesse daran hat, dass ihr
Leben auch wirklich besser wird, ist zu viel verlangt.

(Zuruf von der CDU: Das war unnötig!)

– Das war so unnötig wie Ihr Nichtreagieren. – Wütende
Bauern, brennende Barrikaden und Mannschaftswagen der
Polizei, so war das Bild vor wenigen Tagen in Europas Re-
gierungsviertel in Brüssel. 7.000 Landwirtinnen und Land-
wirte machten ihrem Ärger Luft und demonstrierten gegen
ruinöse Milchpreise. Mit 1.500 Traktoren legten sie halb
Belgien und das Europaviertel lahm.

Die Agrarminister der Mitgliedstaaten waren zusammenge-
kommen, um nach Lösungen zu suchen. Am Ende des Ta-
ges gab es für die Bauern nicht nur Wasser aus den Was-
serwerfern und Tränengas, sondern auch 500 Millionen €
in einem Paket, das die Milchbauern entlasten soll. Zins-
günstige Darlehen, Unterstützung der privaten Lagerhal-
tung und mehr Exporte holten die Agrarminister aus der
Mottenkiste. Gekrönt wurde das mit dem Vorschlag, die
Europäische Union solle mit Mitteln für die Flüchtlingspo-
litik Milchprodukte aufkaufen und an Flüchtlinge ausge-
ben. Das ist ein vielleicht gut gemeinter Vorschlag. Aber er
ist doch eher peinlich und schon gar keine Lösung für die
Milchkrise.

Bundesagrarminister Schmidt will eine Exportinitiative.
Dabei hat Deutschland im Jahr 2013 bereits Waren im
Wert von 60 Milliarden € exportiert, davon knapp 23 % an
Drittländer außerhalb der Europäischen Union. Milch und
Milcherzeugnisse sowie Fleisch und Fleischwaren sind da-
bei die wichtigsten Produkte des deutschen Agrarexportes.

Genau darin liegt aber ein nicht unwesentlicher Teil des
Problems. Erlauben Sie mir einen kurzen Schlenker zur
Schweinefleischproduktion. Der Rückfall in den Kalten
Krieg mit einem Embargo gegen Russland und einem Ge-
genembargo hat unmittelbare Auswirkungen auf die Ein-
kommens- und Lebenssituation der Landwirte in Hessen.
Dass diese Embargos einen politischen Nutzen haben, be-
zweifle ich. Ihr Schaden ist aber unübersehbar. Den erle-
ben Menschen in Hessen alltäglich.

Den Milchbauern wurde eingeredet, sie müssten für einen
neu zu erobernden Markt in China mehr Milch produzie-
ren. Jetzt schlägt die Schwächung der chinesischen Wirt-
schaft wiederum auch auf die Milchbauern in Hessen zu-
rück.

Dass unter dem Eindruck dieser offenkundigen Fehlorien-
tierung der Bundeslandwirtschaftsminister und Teile des
Bauernverbandes noch immer an ihrer Exportstrategie fest-
halten, zeigt, dass es ihnen nicht um die bäuerliche Land-
wirtschaft vor Ort geht, sondern um Großbetriebe, Massen-
produktion und Außenhandelsbilanzen. Wir halten das für
falsch. Frau Ministerin, wir freuen uns deshalb, dass Sie
hier einen anderen Kurs fahren. Den unterstützen wir.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Letztlich lautet doch die Frage: Wollen wir Lebensmittel
wie jede andere Ware betrachten? Sie werden da produ-
ziert, wo die Gegebenheiten am günstigsten sind, wo sie
am preiswertesten herzustellen sind, oder was auch immer
das Argument für einen bestimmten Ort sein mag. Oder ist
es uns wichtig, dass die Lebensmittelproduktion in der Re-
gion stattzufinden hat, weil es dafür viele gute Gründe
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gibt? Wenn wir die regionale Produktion wollen – ich gehe
einmal davon aus, dass wir uns darin im Haus über alle
sonstigen Differenzen hinweg einig sind –, dann müssen
wir auch sicherstellen, dass die Produzenten, also die
Landwirte, von ihrem Einkommen leben können. Land-
wirtschaftliche Betriebe kann man nicht beliebig schließen
oder öffnen. Flächen und Know-how gehen schnell verlo-
ren.

Landwirt zu sein, ist kein Beruf wie jeder andere mit gere-
geltem Feierabend, freien Wochenenden oder gar Feierta-
gen. Viele Menschen arbeiten heute zunehmend mit unor-
thodoxen Arbeitszeiten. Das gebe ich zu. Wir kritisieren
das auch an vielen Stellen. Aber bei der Landwirtschaft be-
stimmen eben das Tier, das Wetter oder das Wachstum die
Arbeitszeiten, und zwar deutlich mehr, als der Landwirt sie
selbst bestimmt.

Milchbauern haben in den letzten Jahren viel Geld inves-
tiert, um für das Tierwohl bessere Ställe zu bauen und um
für ihre eigene Entlastung technisches Gerät anzuschaffen.
Gerade diese modernen Betriebe stehen jetzt unter Druck,
weil sie für ihre Kredite schließlich auch aufkommen müs-
sen.

Die geplante Soforthilfe wollen auch die Mitglieder der
Linksfraktion. Aber das reicht doch nicht aus. Der Milch-
markt muss dauerhaft stabilisiert werden. Wir können doch
nicht immerzu mit Soforthilfen arbeiten, wenn es eine Kri-
se gibt.

Die Abstände zwischen den Milchkrisen werden immer
kürzer. Wir brauchen einen Systemwechsel in der Milch-
politik. Wir brauchen keine Billigproduktion und Ex-
portausrichtung, sondern eine Ausrichtung auf die Binnen-
nachfrage in der Europäischen Union und die Wertschöp-
fung durch regionale Verarbeitung und Vermarktung.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Biomilch zeigt, dass das funktioniert. Die Bauern be-
kommen erstmals trotz der Krise in der konventionellen
Milchproduktion weiterhin einen kostendeckenden Preis,
während bisher der Preisabstand auch in Krisenzeiten bei
etwa 10 % bestehen blieb.

Allen hier im Haus, die sich dazu genauer informieren
wollen, empfehle ich einen Besuch der Upländer Bauern-
molkerei. Da werden Sie noch einmal genau die Zahlen,
Daten und Fakten über die Entwicklung in diesem Markt
erfragen können. Der Besuch des Unternehmens ist sehr
amüsant, weil man nebenbei in einem kleinen schönen Mu-
seum zur Milch auch in die Vergangenheit schauen kann.

(Timon Gremmels (SPD): Die haben auch tolle Pro-
dukte!)

Die Nachfrage für Biomilch ist unverändert vorhanden, so
wie die Bereitschaft der meisten Menschen, für die Milch
einen angemessenen Preis zu zahlen. Hessen mit seinen
vergleichsweise eher kleinen Betrieben und seiner spezifi-
schen Topografie und Besiedlung eignet sich für die biolo-
gische Produktionsweise gut. Deshalb sind Beratung und
Unterstützung zur Umstellung besonders zielführend und
hilfreich. Sie muss gerade jetzt ausgebaut werden. Sie ist
da. Aber ich glaube, wir brauchen davon noch mehr.

Das darf sicherlich nicht der einzige Weg sein. Zusam-
menschlüsse, wie beispielsweise das Milch Board, müssen
gefördert werden, um den Bauern zu mehr Durchsetzungs-
kraft für ihre Anliegen, insbesondere bei der Preisgestal-

tung, zu verhelfen. Es kann doch nicht sein, dass sie ihre
Milch liefern und erst Wochen später erfahren, was sie da-
für bekommen. Das ist doch bei keiner anderen Produktion
denkbar. Ich verkaufe doch nur dann etwas, wenn ich einen
Preis ausgehandelt habe. Warum soll das bei der Milch an-
ders sein?

(Beifall bei der LINKEN)

Ohne ein Mengenregulierungssystem jenseits der fehlkon-
struierten teuren Milchquote, die seit April dieses Jahres
abgeschafft ist, wird es nicht gehen. Ohne Nachfrageorien-
tierung war sie krisenanfällig.

Das Auf und Ab hat zugenommen. Die „Frankfurter Allge-
meine Zeitung“ formulierte dieser Tage zutreffend:
„Milchpreis im Schweinezyklus“.

Landwirte brauchen faire und kostendeckende Erzeuger-
preise. Kein Agrarbetrieb will Notgroschen aus Brüssel ha-
ben. Es ist doch nicht Ziel der Bauern, dass sie immer
dann, wenn es eine Krise gibt, gestützt werden. Sie wollen
doch eine Situation, die ihnen ganzjährig und über alle Jah-
re hinweg eine Produktion ermöglicht und bei der ihre Ar-
beit entsprechend gewürdigt wird.

Die Marktmacht und das Wachstum der Molkereien und
Handelskonzerne müssen begrenzt werden.

Freiwillige Drosselungen der Milcherzeugnisse müssen für
einen befristeten Zeitraum entschädigt werden. Zu große
Lieferungen müssen sanktioniert und Erzeugerzusam-
menschlüsse gestärkt werden.

Die Erfahrung mit der abgeschafften Milchquote zeigt,
dass ein solches System anfällig ist. Ich bitte Sie jetzt, mir
genau zuzuhören: Daher sollte es nicht wie die damalige
Quote staatlich verkündet werden. Vielmehr sollte es zwi-
schen den Marktakteuren verbindlich vereinbart werden.
Aber da muss dann auch Verbindlichkeit her.

Wenn Erzeuger, Verarbeiter, Molkereien, Handel und Ver-
braucher an einem Tisch sitzen würden, könnte man den
realen Bedarf näher bestimmen und sich daran orientieren.
Dann würden die Preise auch steigen, weil man nur das
produziert, was man braucht, und nichts darüber hinaus.
Ich glaube, wir kämen tatsächlich bei 40 oder 50 Cent pro
Liter Milch an. Wenn die Molkereien den Erzeugern dann
nicht den Preis diktieren, sondern tatsächlich Augenhöhe
gewollt wäre, kämen die Bauern auch aus ihrer Position
der Ohnmacht heraus.

Wenn wir dann noch die regionale Vermarktung und Ver-
arbeitung stärken, haben wir eine Chance, die Milch aus
der Krise zu bringen. Dazu braucht es viel Überzeugungs-
kraft, aber auch politischen Willen.

Wenn am nächsten Donnerstag die Agrarministerkonferenz
tagt, werden die Bauern vor Ort sein und wieder demons-
trieren. Frau Ministerin, bleiben Sie bitte bei Ihrer Linie.
Exportwirtschaft und das Wachsen um jeden Preis sind
nicht das Allheilmittel für unsere Landwirtschaft. – Herzli-
chen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Schott. – Für die CDU-Fraktion erteile ich
Herrn Wiegel das Wort.
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Kurt Wiegel (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Die Landwirtschaft steckt nach 2009 wieder in einer Krise.
Die Einkommen der Milch-, aber auch der Schweinebau-
ern – das wird bei dieser Diskussion leider oftmals verges-
sen – sind nicht mehr kostendeckend. Die Preise für die
Milch liegen 40 % unter dem Vorjahresniveau, der Preis
für Schweine liegt um 20 % darunter. Der Preis für
Schweine war im letzten Jahr auch nicht berauschend. Dies
ist ein Preisniveau, mit dem gerade unsere Familienbetrie-
be auf Dauer nicht existieren können. Hier sind alle Ebe-
nen gefragt, zu helfen und zu unterstützen, damit wir die
Betriebe, die dort lebenden und arbeitenden Menschen und
Familien und damit auch unsere bäuerliche Agrarstruktur
und Kulturlandschaft erhalten können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Uns muss klar sein: Ein Hof, dem wir jetzt nicht durch die
Krise helfen, ist nicht nur für die Bauern und ihre Famili-
en, sondern auch für uns als Volkswirtschaft und Gesell-
schaft für immer verloren. Denn die Stalltür, die einmal ge-
schlossen ist, wird meistens nicht mehr aufgemacht.

Lassen Sie mich auch deshalb gleich zu Beginn unserem
Finanzminister – der jetzt leider nicht da ist, aber er wird
es sicher mitbekommen – dafür danken, dass er den Betrie-
ben die Möglichkeit der zinsfreien Stundung der Steuerlast
erhalten und die Anpassung der Vorauszahlungen ermög-
licht hat. Dies ist eine wichtige kurzfristige Sicherstellung
der Liquidität. Deswegen danke ich dafür, dass der Finanz-
minister so schnell geholfen hat, durch Preissenkungen und
die Möglichkeit der Stundung der Steuerlast Erleichterun-
gen für Landwirte infolge des trockenen Sommers zu
schaffen. Die Steuerlast wird leider im Voraus auf die Ein-
nahmen der Vorjahre berechnet; damals waren die Erträge
nicht so schlecht.

Liebe Frau Ministerin Priska Hinz, lassen Sie mich auch
Ihnen danken. Sie haben vorgestern beim parlamentari-
schen Abend der Landwirtschaft zugesagt, dass die Be-
triebsprämie zum Ende des Jahres 2015 kommen wird. Das
ist ein klares Bekenntnis; denn es stand auch die Möglich-
keit im Raum, dass dies erst im März nächsten Jahres ge-
schehen wird. Aber ich glaube, wir haben Wege gefunden,
dass es funktioniert. Vielen herzlichen Dank, dass Sie das
so klar gesagt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es sollte aber auch die Möglichkeit der früheren Voraus-
zahlung von 70 % der Betriebsprämie geprüft werden. Das
wird jetzt auch von der EU genehmigt. Das wäre dann im
Oktober und November so weit. Aber man muss dazu sa-
gen: Bevor man Menschen zu viel Hoffnung macht – das
Verfahren wird wahrscheinlich mit technischen Schwierig-
keiten verbunden sein –, sollte man zumindest ausloten, ob
es funktioniert. Das ändert zwar nichts an den Preisen, aber
der finanzielle Druck wird gedämpft und die Liquidität der
Betriebe erleichtert.

Deswegen nochmals vielen Dank, auch an die Landesre-
gierung und die Ministerien, die sich hier schnell und un-
bürokratisch bewegt haben, um den Betrieben in dieser
schwierigen Lage zu helfen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Lassen Sie mich nun zu den Marktpreisen für die Milch
kommen. Hier liegt das Hauptproblem. Für den Liter
Milch sind weniger als 30 Cent nicht ausreichend. Unsere
Bauern verdienen nicht mehr. Oft wird das Auslaufen der
Quote – das hat auch Frau Schott gemacht – als Grund für
den Preisverfall genannt.

(Marjana Schott (DIE LINKE): Das habe ich nicht
gemacht!)

– Doch, Sie haben das schon, aber es ist auch egal. Sie ha-
ben ja davon Ahnung.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Die Rede war schon
fertig geschrieben!)

Aber nach dem Auslaufen der Quotenregelung zum
1. April 2015 ist die Milchmenge aktuell nur ca. 1 % hö-
her. Gleichzeitig – das haben Sie, Frau Schott, auch gesagt
– steht ihr aber ein Einbruch in der Nachfrage gegenüber.
Auch durch das Einfuhrverbot Russlands für Agrarproduk-
te aus der EU, wie z. B. Obst, Gemüse, Schweinefleisch
und Milchprodukte, war plötzlich ein Vermarktungsweg
geschlossen, und der Export ist eingebrochen. Ein weiteres
Problem ist, dass China durch die Abwertung seiner Wäh-
rung die Einfuhr von Agrarprodukten verteuert und damit
die Erzeugnisse für den normalen Chinesen unattraktiv
macht. Auch hier ist ein wichtiger Markt – auch für deut-
sche Bauern – kurzfristig eingebrochen.

In dieser Situation kamen dann die Preisgespräche mit den
Molkereien und dem Lebensmittelhandel auf. Dies haben
vor allem die großen Discounter ausgenutzt, um die Ein-
kaufspreise zum Nachteil der Erzeuger zu drücken. Ein
Milchpreis unter 30 Cent pro Liter Milch bringt Betriebe in
Existenznot. Zu diesen Preisen kann kein Landwirt produ-
zieren. Deshalb ist besonders die EU-Politik gefordert, den
Landwirten zu helfen. Deutschland oder Hessen alleine
kann das nicht. Das muss EU-weit geregelt werden. Wir
haben offene Märkte, das darf man nicht vergessen. Dies
gilt auch für eine eventuelle Mengenbegrenzung, die nur
auf europäischer Ebene machbar ist.

Wir brauchen die Fortführung von Intervention und priva-
ter Lagerhaltung, eine moderate Anhebung des Interventi-
onspreises, der derzeit bei 23 Cent pro Liter liegt. Erst
dann greifen die Lagerhaltung und alles andere, die Liqui-
dität und Bürgschaftsprogramme, die teilweise schon ange-
laufen sind, aber auch russlandbedingte Sonderbeihilfen.
Den Einbruch dieser Märkte kann die Landwirtschaft nicht
alleine schultern. Sie benötigt Exportunterstützung und ei-
ne Erschließung neuer Märkte. Die Sonderabgabe, die die
Landwirtschaft nicht nur in Höhe von 500 Millionen €,
sondern von 900 Millionen € gezahlt hat, muss wieder in
den Milchsektor zurückfließen, um die Probleme für die
Betriebe zu vermindern.

Hessen hat frühzeitig – auch das will ich sagen – Vorsorge
getroffen. Schon Anfang dieses Jahres kamen am soge-
nannten Milchtisch alle Erzeuger, Verarbeiter und der
Handel zusammen. Sie haben die Probleme erörtert und
mögliche Lösungen zwischen den Verbänden unter der
Leitung des Ministeriums angesprochen und ihre Umsetz-
barkeit ausgelotet. Das ist der richtige Ansatz. Nur gemein-
sam werden wir Lösungen finden.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auch das noch
sagen: Der Discounter Lidl hat angekündigt, seinen Milch-
produzenten unabhängig vom Marktpreis 5 Cent zu bezah-
len. Das kann ein Weg sein. Ich würde mich freuen, wenn
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man auch Aldi und andere auf diesen Weg bekommen
könnte; denn das würde den landwirtschaftlichen Erzeu-
gern und Betrieben helfen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und bei dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dann sind aber
auch wir als Verbraucher gefragt. Auch das ist angespro-
chen worden: Wir wollen regionale Produkte. Wir wollen
eine gläserne Produktion. Wir wollen die Betriebe sehen
und gute regionale Produkte – und dafür brauchen wir auch
die Käufer. Die muss der Verbraucher auch wirklich nach-
fragen. Regionale Produkte sind zwar etwas teurer, aber
man weiß auch, woher sie kommen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und bei dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, selbstverständ-
lich werden wir unserem Antrag zustimmen und den der
LINKEN ablehnen. – Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und bei dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Wiegel. – Für die SPD-Fraktion erteile ich
Herrn Lotz das Wort.

Heinz Lotz (SPD):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Es ist
gut, dass wir die Milchkrise heute hier im Landtag disku-
tieren. Vor allem ist es gut, dass wir die Krise auch als sol-
che benennen.

Mittlerweile stehen wir vor der dritten Milchkrise inner-
halb weniger Jahre. Den eigentlich Betroffenen, den
Milchviehhaltern, hilft es jedoch wenig, wenn wir uns hier
im Landtag in Endlosdebatten im Kreis bewegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es muss unser gemeinsames Ziel sein, die Existenzfähig-
keit und die Wettbewerbsfähigkeit unserer hessischen Mil-
cherzeuger zu sichern und zu erhalten. Es muss möglich
sein, mit einer Milchproduktion ein angemessenes Ein-
kommen zu erzielen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das sehe ich aber leider momentan nicht. Wir haben die
Preise gehört, der Kollege Wiegel hat sie genannt. Deshalb
müssen wir darauf drängen, dass die 70 Millionen € aus
Brüssel umgehend an die Landwirte ausgezahlt werden.
Langfristig muss jedoch die Position der Milcherzeuger in
der Lieferkette gestärkt werden.

Die beiden Anträge der LINKEN und der Fraktionen von
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN überschneiden
sich in wichtigen Teilen. Den meisten Punkten können wir,
die SPD, zustimmen. Meine Damen und Herren, auch
wenn ich für ökologische Landwirtschaft große Sympathi-
en hege, finde ich es jedoch fraglich, ob der Wechsel in die
Bioschiene für alle erfolgversprechend ist.

(Demonstrativer Beifall der Abg. Jürgen Lenders
und René Rock (FDP))

Meines Erachtens ist das eine Entscheidung, die nur der
einzelne Betrieb treffen kann.

Einer der Punkte, dem wir so nicht zustimmen können, ist
die Entwicklung eines landeseigenen Krisenprogramms.
Ein Krisenprogramm, das richtigerweise mit Produktions-
drosselungen arbeitet, kann weder auf Bundes- noch auf
Landesebene greifen. Aus unserer Sicht ist selbst der klein-
ste Milchbauer heute ein Global Player. Die meisten hessi-
schen Betriebe sind nicht nur in Deutschland, sondern auch
auf dem Weltmarkt erheblicher Konkurrenz ausgesetzt.
Selbst wenn wir in ganz Hessen die Milchproduktionen
drosseln, heißt das noch lange nicht, dass unsere europäi-
schen Nachbarländer genauso vorgehen.

Liegt die Milchproduktion also weiterhin über der Nach-
frage, kann sich die Krise jederzeit wiederholen.

Meine Damen und Herren, deshalb brauchen wir eine Lö-
sung auf europäischer Ebene. Um eine solche Lösung von
Hessen aus voranzutreiben, braucht es aber auch eine akti-
vere Rolle des Ministeriums.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei der LIN-
KEN)

Bei dem letzten runden Tisch Milch war es aus unserer
Sicht das größte Problem, dass eine klare Positionierung
des Ministeriums nicht erkennbar war. Das mag daran lie-
gen, dass es darum bemüht war, es sich mit keiner der dort
vertretenen Interessengruppen zu verscherzen.

Aber das ist keine gute Ausgangsposition, wenn man einer
Milchkrise begegnen will. Um einer Krise zu begegnen,
muss man sie als solche anerkennen. Dieses Gefühl habe
ich jedoch bei dem letzten runden Tisch nicht immer ge-
habt. Alte Rezepte wie z. B. die Kuhschwanzprämie sind
keine Lösungen – aber natürlich sind kleinere Molkereien
solchen Ideen gegenüber aufgeschlossen. Die großen dage-
gen suchen ihr Heil in der eigenen Firmenausrichtung –
doch dafür brauche ich keinen runden Tisch.

Zu gerne nur würde ich dem Antrag von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN zustimmen, aber dann muss auch
garantiert sein, dass bei den in Punkt 8 angekündigten Ge-
sprächen mit allen Beteiligten das Ministerium, auch die
Ministerin, eine aktivere und selbstbewusstere Rolle ein-
nehmen als bisher.

Meine Damen und Herren, in China gibt es ein Sprichwort:
Worte kochen keinen Reis. – In diesem Fall könnte man
das umwandeln und sagen: Worte kochen keinen
Milchreis.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die in beiden Anträgen stärkere Fokussierung auf die Mil-
cherzeuger ist absolut lobenswert. Was sich aber nicht vom
letzten runden Tisch wiederholen darf, sind fehlende Ta-
ten. Wie ich eingangs schon sagte, brauchen die Milchbau-
ern keine Endlosdebatten. Milch ist ein Lebensmittel von
großer Qualität.

(Torsten Warnecke (SPD): Und leicht verderblich!)

Dafür sollten die Landwirte einen angemessenen, also auch
fairen Preis erzielen, von dem sie auch leben können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei der LIN-
KEN)

Meine Damen und Herren, die Landwirtschaft braucht un-
sere Unterstützung, damit die Milchwirtschaft leistungs-
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stark und wettbewerbsfähig bleibt und/oder wieder wird.
Wenn wir also die beiden Anträge im Anschluss in diesem
Sinne im Ausschuss diskutieren, dann hoffe ich, dass wir
dort etwas Vernünftiges für die Milchwirtschaft erzielen. –
Ich bedanke mich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des Abg.
Hermann Schaus (DIE LINKE))

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Lotz. – Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
sich Frau Feldmayer zu Wort gemeldet.

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Im Gegensatz
zum Kollegen Lotz bin ich sehr froh darüber, dass wir heu-
te im Parlament über die Milchkrise reden.

(Timon Gremmels (SPD): Das hat er auch gesagt!)

Dieses wichtige Thema gehört hier debattiert, denn die La-
ge der Milchbäuerinnen und -bauern in Hessen ist drama-
tisch.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN – Timon Gremmels (SPD): Das wird
doch gar nicht bestritten!)

Der aktuelle Milchpreis liegt unter 30 Cent. Seit Monaten
ist er auf einer Talfahrt. Leider müssen wir wieder von ei-
ner Milchkrise sprechen – und das vor dem Hintergrund,
dass wir in Hessen nur noch ca. 3.400 Milchviehbetriebe
haben. Zwischen 1991 und 2010 gab es einen Rückgang
der Milchviehbetriebe um 89 % – das muss man sich ein-
mal vorstellen. Der Strukturwandel ist hier in vollem Gan-
ge. Es ist gut, wenn wir da etwas tun. Unsere Landwirt-
schaftsministerin Hinz setzt sich dafür ein, dass dies nicht
mehr so schnell vorangeht und diese Entwicklung ge-
bremst wird.

(Beifall der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Meine Damen und Herren, an den Milchviehbetrieben hän-
gen, wie an allen landwirtschaftlichen Betrieben, Ar-
beitsplätze, Existenzen und eine ganze Wertschöpfungsket-
te in der ländlichen Region. Ich glaube, es ist nicht jedem
hier bewusst: Ohne Milchviehhaltung droht der Verlust ei-
ner ganzen Kulturlandschaft, nämlich unserer wertvollen
Grünlandflächen, und damit der Artenvielfalt an Pflanzen
und Tieren, die diesen Lebensraum benötigen.

Die Preisspirale nach unten in den Discountern ist schon
angesprochen worden. Diese „Geiz ist geil“-Mentalität ge-
fährdet die Existenz der Milchviehbetriebe in Hessen.

Wir brauchen existenzsichernde Preise für Milchviehbe-
triebe, damit sie überleben können. Ich glaube, dass wir es
uns als Verbraucher leisten können, eine ein paar Cent teu-
rere Milch zu kaufen; aber wir können es uns als Gesell-
schaft eben nicht leisten, dass immer mehr Milchviehbe-
triebe und damit bäuerliche Existenzen in Hessen aufgeben
müssen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der CDU und der SPD)

Wir müssen in der Tat um jeden Milchviehbetrieb in Hes-
sen kämpfen.

Die weltweite Überproduktion hat dazu geführt, dass die
Erzeugerpreise für Milch eingebrochen sind. Das ist ein
klassischer Fall von Überangebot und zu wenig Nachfrage.
Der deutsche Milchpreis hat seit Ende 2013 eine Talfahrt
von 41 auf 28 Cent pro Liter hingelegt. Zu diesem Preis-
verfall kam es auch vor dem Hintergrund der am 1. April
dieses Jahres ausgelaufenen Milchquote. Der aktuelle
Milchpreis kann die Kosten der Landwirte nicht mehr
decken.

Was würde jeder Unternehmer in dieser Situation tun? Er
würde die Produktion drosseln. So etwas geht aber in der
Milchviehhaltung nicht. Die Milchbauern können ihre Pro-
duktion kaum drosseln oder stilllegen, wie das in anderen
Wirtschaftszweigen der Fall ist; denn die Kühe können
nicht einfach abgeschaltet werden wie eine Maschine. Und
so stehen die Milchbauern mit dem Rücken zur Wand.
Hier hilft es eben nicht, erneut – wie schon bei der letzten
Milchkrise – an den Symptomen herumzudoktern, sondern
wir müssen endlich an die Ursachen des Problems heran-
gehen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Dazu ist es notwendig, ein Gesamtkonzept für den Milch-
markt zu entwickeln. Hierzu hat unsere Landwirtschaftsmi-
nisterin Hinz mit den grünen Landwirtschaftsministern der
Länder ein Positionspapier zum Krisenmanagement im
Milchmarkt vorgelegt und zu flexiblen Mengensteuerun-
gen bei der Milchproduktion aufgerufen. Mit diesem Posi-
tionspapier haben sie sich an Bundeslandwirtschaftsminis-
ter Schmidt gewandt, damit auch EU-weit ein funktionie-
render Marktrahmen erarbeitet wird. Unsere Landwirt-
schaftsministerin ist hier also schon sehr aktiv geworden.
Ich finde das, was sie dort vorgetragen hat, durchaus sehr
selbstbewusst.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist auch richtig so; denn wir brauchen wirksame, flexi-
ble Instrumente – auch in Kooperation mit Molkereien –,
um die Milchmenge zu steuern, statt eines Wettbewerbs,
wer den Preisverfall am längsten durchhält. Es sind garan-
tiert nicht die Kleinbetriebe in Hessen, die diesen Preisver-
fall am längsten durchhalten, sondern es sind die großen
Betriebe. Wir müssen aber dafür sorgen, dass die kleinen
Betriebe hier in Hessen überleben können.

Als erste Hilfe müssen der Interventionspreis für Mager-
milchpulver und Butter angehoben und die Superabgabe an
die Milchbauern zurückgeführt werden. Auch hier ist unse-
re Landwirtschaftsministerin aktiv geworden, Herr Lotz.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Landwirtschaftsministerin Hinz hat alle Akteure der
Milchwirtschaft zu einem Milchtisch zusammengeführt,
um dort zu beraten, was zu tun ist, um Maßnahmen zu er-
arbeiten, die den Milchbauern in Hessen helfen. Vieles
können zwar nur die Bundesregierung und die EU regeln,
aber das, was wir in Hessen tun können, wird gemacht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zu-
ruf des Abg. Timon Gremmels (SPD))

– Der Milchtisch war eine Anregung der Milchbauern, kei-
ne Idee alleine von uns. Die Idee kam auch von den Akteu-
ren selbst. Deswegen würde ich mich wundern, wenn Sie
das kritisierten.
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Der Bundesverband der Milchviehhalter übernimmt selbst
Verantwortung. Er hat eigene Vorschläge erarbeitet, die
von der Bundesregierung ernsthaft geprüft werden müssen.

Die Landesregierung unterstützt mit ihrem Agrarumwelt-
maßnamenprogramm die Stärkung der regionalen Ver-
marktung von Milch; denn auch hier gibt es noch Potenzia-
le und Marktchancen, z. B. die Vermarktung gentechnik-
freier Milch. Zudem werden auch die richtigen Anreize in
unserer Landwirtschaftspolitik gesetzt. Nicht die weitere
Intensivierung in der Tierhaltung, sondern Investitionen in
artgerechtere Tierhaltung werden gefördert. Ich glaube, das
ist genau der richtige Weg.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wir haben alles getan und wer-
den alles tun, was auf Landesebene getan werden kann, um
den Milchviehbetrieben zu helfen. Es fehlt leider noch die
Entschlossenheit der Bundesregierung – in Person des
Bundeslandwirtschaftsministers –, hier gemeinsam etwas
zu bewegen; denn nur gemeinsam können wir erreichen,
dass auf der EU-Ebene Bedingungen geschaffen werden,
die die Versorgung der Bürgerinnen und Bürger mit guten
Qualitätsprodukten, wie der hessischen Milch, ebenso si-
chern wie die Existenz der Milchbauern.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Feldmayer. – Für die FDP-Fraktion erteile ich
Herrn Lenders das Wort.

Jürgen Lenders (FDP):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Vor-
redner haben es schon angesprochen: Die Probleme auf
dem Milchmarkt sind sicherlich nicht regional zu lösen.
Sie können nicht von Hessen aus gelöst werden, wahr-
scheinlich sogar nicht einmal national gelöst werden. Das
ist ein Thema, das am Ende die EU anpacken muss. Das
hängt natürlich auch mit den Milchmengen zusammen, die
in der EU produziert werden. Das ist eine große Herausfor-
derung, wie im Moment jeder sehen kann.

Wir haben es mit einem Produkt zu tun, dessen derzeitige
Probleme nicht lokal zu lösen sind; das mag man vielleicht
an den Mengen ablesen können. Zu der Krise trägt nicht so
sehr der Liter Milch bei, der nicht getrunken wird; er-
schwerend hinzugekommen ist in der Tat das Russland-
Embargo. Für dieses Embargo trägt die Politik die zentrale
Verantwortung. Das Embargo hat auf die Preiskrise – so
will ich das einmal nennen – auf dem Milchmarkt voll
durchgeschlagen.

Dazu kommt natürlich die Situation in Asien. Auch das ist
schon angesprochen worden. Meine Damen und Herren,
wenn Milch ein verderbliches Produkt ist und wir über zu
große Mengen reden, dann reden wir auch über viele
Milchprodukte, vor allen Dingen über Milchpulver. Wenn
es darum geht, neue Absatzmärkte zu erschließen, dann
muss die Politik, wenn sie vorher in das Marktgeschehen
eingegriffen hat, den Landwirten eben auch beim Absatz
von Milchprodukten helfen.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, auch ich sage, dass es gut ist,
dass DIE LINKE dieses Thema heute zum Setzpunkt ge-
macht hat, dass wir darüber diskutieren können. Die beiden
ersten Punkte sowohl im Antrag der LINKEN als auch im
Antrag von CDU und GRÜNEN müsste jeder unterschrei-
ben können. Dann ist man aber wahrscheinlich schon am
Ende der Gemeinsamkeiten; denn wenn man sich den An-
trag der LINKEN etwas genauer anschaut, dann sieht man,
es geht wohl eher darum, die Marktmechanismen zu kriti-
sieren.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Die funktionieren
ja auch nicht! – Marjana Schott (DIE LINKE): Das
ist doch auch so!)

– Liebe Kollegen, die Einführung einer Quote ist kein In-
strument einer freien Marktwirtschaft, sondern ein Instru-
ment der Planwirtschaft. Genau die hat versagt.

(Beifall bei der FDP – Hermann Schaus (DIE LIN-
KE): Sollen wir lieber gegen die Milchbauern sein,
als das zu kritisieren?)

Die alte Quotenregelung – ich darf Sie vielleicht daran er-
innern, bevor Sie sich echauffieren – hat dazu geführt, dass
wir in der Europäischen Gemeinschaft Butterberge und
Milchseen hatten. Der Versuch, diesen Markt über Quoten
zu regulieren, hat am Ende dazu geführt, dass die Quoten
permanent nachgesteuert werden mussten. Die Forderung,
die Quote wieder einzuführen, unterstützt in der Landwirt-
schaft sicherlich keiner.

Sie haben vorschlagen, Biomilch und Biomilchprodukte
sollen es retten. Herr Kollege Lotz hat es eben schon ge-
sagt – und das wäre auch meine Befürchtung –, dass das
Problem, das der gesamte Milchmarkt zurzeit hat, auf die
Bioprodukte und damit auf die Biobauern verlagert würde.
Das kann sicherlich nicht gewollt sein.

(Beifall bei der FDP)

Die Vorredner haben es schon angesprochen: Der Lebens-
mitteleinzelhandel muss sich kritisch fragen lassen, was er
dazu beigetragen hat, dass es bei einem so hochwertigen
Produkt wie der Milch zu einer solchen Eckpreislage ge-
kommen ist. Milch gehört zu den Produkten im Lebensmit-
telhandel, bei denen immer hingeschaut wird, welcher Eck-
preis vorgegeben wird. Hier hat immer der niedrigste Preis
das Prä. Milch wird oftmals unter Einstandspreis abgege-
ben, nur um dem Verbraucher eine bestimmte Preissymbo-
lik zu suggerieren. Das wird dem Produkt Milch überhaupt
nicht gerecht.

Ich bin schon froh, dass es hier Anzeichen gibt, denn ich
hätte den Namen nicht genannt. Aber Lidl hat es vorgelebt,
und es gibt auch andere Unternehmen, die das Gleiche ge-
macht haben. Ich erinnere an die Firma Tegut oder an die
Firma REWE, die in der Vergangenheit, bei der letzten
Milchkrise, auch eher gesagt haben: faire Milch und ein
fairer Preis für die Landwirte.

Wie ich meine, haben auch die Verbraucher das sehr wohl
verstanden. Nur glaube ich, dass der Verbraucher insge-
samt über seine Marktmacht eigentlich noch gar nicht so
richtig im Bilde ist. Er sollte eben diesen Eckpreislagen
nicht immer auf den Leim gehen, nicht immer den billigs-
ten Liter Milch kaufen, sondern eher zu dem Produkt grei-
fen, dem er auch Vertrauen schenkt. Wenn das ein Bio-
milchprodukt ist, habe ich überhaupt nichts dagegen.

(Beifall bei der FDP)
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Meine Damen und Herren, in den letzten 33 Jahren konnte
die Milchquote weder den Strukturwandel aufhalten, noch
konnte sie Milchpreiskrisen verhindern. Sie hat eher Be-
triebe daran gehindert, sich weiterzuentwickeln. Wenn Sie
heute in tiergerechte Ställe investieren wollen, dann müs-
sen Sie im Grunde doppelt zahlen – für die Ställe und für
die Quote.

Die Forderung, jetzt die sogenannte Superabgabe zurück-
zuführen, findet auch unsere volle Unterstützung. 900 Mil-
lionen € – ich weiß nicht, ob die Zahl richtig ist. Ich habe
eine etwas andere Zahl, aber hier vertraue ich dem einzi-
gen Landwirt – das darf man ruhig sagen –, der im Hessi-
schen Landtag verblieben ist. Hier wird man sicherlich
nicht über die Größe, sondern über das „an sich“ streiten
dürfen oder nicht zu streiten brauchen. Es muss jedoch zu-
rückgegeben werden.

Es ist auch ganz klar: Wir reden bei der Landwirtschaft
und bei den Milchbauern nicht alleine von produzierenden
Betrieben. Sie sind natürlich auch als ein Stück Kulturgut
in Deutschland zu erhalten.

Es ist jedoch ein Problem angesprochen worden: Die hessi-
schen Bauern – nicht nur die hessischen, sondern alle
Milchbauern – haben 365 Tage im Jahr ihr Milchvieh im
Stall stehen. Es ist im Hessischen Landtag einmal eine
ganz legendäre Rede gehalten worden, die das sehr gut be-
schrieben hat.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

– Es ist aber in der Sache nicht falsch gewesen. Wer will
das bestreiten?

(Heiterkeit)

– Will das hier irgendjemand kritisieren? Nein, ich glaube,
nicht. – So will ich mit den Worten meines ehemaligen
Kollegen Heinrich Heidel enden:

Eine Kuh macht Muh, und viele Kühe machen Mü-
he.

Meine Damen und Herren, so ist das in Deutschland. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Lenders. – Für eine Kurzintervention hat sich
Frau Feldmayer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, gemeldet.

Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Ich habe mich zu dieser Kurzintervention gemeldet, weil
ich es nicht unwidersprochen lassen will, was Sie, Herr
Lenders, gerade gesagt haben. Sie haben gesagt, die Milch-
quote habe dazu geführt, dass es Butterberge und Milch-
seen gibt. Das ist völliger Unsinn.

(Jürgen Lenders (FDP): Das habe ich gesagt, da ha-
ben Sie recht! Vielleicht falsch verstanden!)

Die Milchquote ist genau deswegen eingeführt worden,
weil es diese Butterberge und Milchseen gab. Also haben
Sie es komplett falsch dargestellt.

(Zuruf des Abg. Jürgen Lenders (FDP))

– Gut, danke schön. – Noch ein zweiter Punkt, wenn ich
jetzt schon hier stehe

(Heiterkeit)

– Herr Lenders, Sie haben es gerade noch einmal klarge-
stellt, vielen Dank –: In der Landwirtschaft, gerade auch
bei der Milchviehhaltung, funktioniert das, was Sie immer
gern vorbringen – nämlich der freie Markt –, nicht. Das
müssen wir uns einmal anschauen. Der Milchbauer ist ein-
fach das schwächste Glied in der Kette: Sie sind abhängig
von den Molkereien, der Einzelhandel gibt den Preis vor.

Ich bitte Sie daher: Überlegen Sie es sich noch einmal,
wenn Sie argumentieren, der freie Markt wird es richten.
Ich glaube, an dieser Stelle ist den Milchbauern wirklich
nicht geholfen. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Feldmayer. – Herr Lenders, Sie haben zwei
Minuten Zeit zur Antwort.

Jürgen Lenders (FDP):

Frau Kollegin, vielleicht habe ich mich eben etwas undeut-
lich ausgedrückt. Die Quote war ein Resultat von Butter-
bergen und Milchseen, das stimmt. Bei dem letzten Punkt
haben Sie mich falsch verstanden oder eventuell falsch
verstehen wollen.

(Martina Feldmayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wir können mal eine Milch zusammen trin-
ken!)

Wir haben keinen freien Markt in der Landwirtschaft. Frau
Kollegin, es ist ein streng regulierter Markt, in dem Politik
eine hohe Verantwortung hat, wenn sie in dieses Marktge-
schehen eingreift. Ich kritisiere nur, dass in dem Antrag der
LINKEN der freie Markt als Buhmann herhalten muss und
Instrumente genannt werden, die mit einem freien Markt
überhaupt nichts zu tun haben, zum großen Teil aber Pro-
bleme verursacht haben – nicht mehr und nicht weniger.

(Beifall bei der FDP – Marjana Schott (DIE LIN-
KE): Das stimmt doch gar nicht!)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Lenders. – Für die Landesregierung erteile ich
Frau Staatsministerin Hinz das Wort.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ja, es ist richtig:
Wir haben eine Milchkrise. Seit dem Frühjahr hat sich die
Problematik zugespitzt. Angesichts von Milchauszahlungs-
preisen von unter 30 Cent für konventionell erzeugte Milch
– das schon seit Beginn des Jahres – geraten viele Milcher-
zeugerinnen und Milcherzeuger auch in Hessen in eine
schwierige, existenzbedrohende Lage.

Ich weiß nicht, ob Sie alle das wissen: Die Milcherzeugung
ist deshalb so wichtig für die hessische Landwirtschaft,
weil rund ein Drittel der landwirtschaftlichen Erlöse aus-
schließlich in diesem Bereich erwirtschaftet wird. Das ist

3890 Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 56. Sitzung · 24. September 2015



ein hoher Anteil. Die Milcherzeugung, gerade in benach-
teiligten Regionen, trägt, oftmals als einzige ökonomisch
sinnvolle landwirtschaftliche Nutzung, zur Existenz und
zudem wesentlich zum Erhalt der Kulturlandschaft und der
biologischen Vielfalt bei.

Die Landesregierung unterstützt deshalb die Milchbauern
in ihrem Anliegen, einen vernünftigen Preis für dieses
wertvolle Lebensmittel zu erzielen. Ich sage an dieser Stel-
le auch: Das ist eine Verantwortung, die vom Lebensmit-
telhandel getragen werden muss. Ich kritisiere es ausdrück-
lich, wenn Milch zu Dumpingpreisen verschleudert wird.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU und der
SPD)

Es ist eine Verantwortung der Molkereien, seriöse Preise
zu zahlen und faire Handelsbeziehungen mit den Landwir-
ten einzugehen. Es ist jedoch auch die Verantwortung von
Verbraucherinnen und Verbrauchern, für gute und wertvol-
le Erzeugnisse einen guten Preis zu zahlen. Hinter jedem
Liter Milch stehen nicht nur Kühe, sondern dahinter stehen
auch Familien, die ernährt werden wollen. Deswegen ist es
so wichtig, dass man für Milcherzeugnisse auch einen gu-
ten Preis zahlt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Wie Sie wissen, ist die Problematik nicht auf Hessen be-
schränkt. Deshalb haben wir sehr frühzeitig über den Bund
bis hin zur EU versucht, an neuen Regelungen mitzuwir-
ken, die im Hinblick auf das Auslaufen der Milchquote aus
unserer Sicht notwendig waren. Leider hat die EU-Kom-
mission im Hinblick auf das Auslaufen der Milchquote
nichts getan. Stattdessen hat sie abgewartet. So wurden bei
den Krisengesprächen auf der EU-Ebene bisher keine
greifbaren Ergebnisse erzielt.

Es gibt 69 Millionen € für Deutschland, sowohl für Milch-
bauern als auch für Schweinehalter; diese müssen sich das
Geld teilen. Das Geld wird voraussichtlich für Kredit- und
Bürgschaftsprogramme genutzt. Es sind keine strukturellen
Veränderungen absehbar, die mittelfristig greifen können.
Das kritisieren wir, und zwar unisono: alle Landwirt-
schaftsministerinnen und alle Landwirtschaftsminister der
deutschen Bundesländer.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der CDU und der SPD)

Es sind Vorschläge vonseiten der Länder eingebracht wor-
den. Entscheidungen werden voraussichtlich erst bei der
Agrarministerkonferenz fallen.

Ich sage Ihnen ganz deutlich, wir werden uns von Hessen
aus – ich habe den Vorsitz der Agrarministerkonferenz in-
ne – mit einem Leitantrag dafür einsetzen, dass der Bund
tätig wird, vor allen Dingen auch auf der europäischen
Ebene, und für die Weiterentwicklung der vorhandenen
Kriseninstrumente eintritt. Wir haben von Hessen aus zu-
sammen mit anderen Landschaftsministerien, die ebenfalls
grün geführt sind, schon im Frühjahr eine entsprechende
Studie in Auftrag gegeben. Im Frühsommer haben wir sie
vorgestellt. Auf dieser Grundlage wird der Beschlussvor-
schlag erarbeitet.

Herr Lotz, Sie sagen, das Ministerium würde sich nicht po-
sitionieren. Es tut mir leid, dass es die SPD-Landwirt-
schaftsminister nicht geschafft haben, sich frühzeitig auf

den Weg zu machen und sich zu überlegen: Wie reagieren
wir auf mögliche neue Milchkrisen? Das tut mir herzlich
leid. Wir haben uns positioniert. Da Sie nicht Mitglied des
Milchtisches sind, weiß ich nicht, woher Sie Ihre Informa-
tionen haben. Authentisch sind sie jedenfalls nicht; denn
mein Ministerium hat ganz klare Positionen, und die kann
ich Ihnen gleich noch einmal beschreiben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Wir wollen eine Verbesserung der Bedingungen für die
staatliche und private Einlagerung von Milchprodukten.
Wir wollen eine Weiterentwicklung der Marktbeobach-
tungsstelle zu einem echten Frühwarnsystem, eine Über-
prüfung der Lieferbeziehungen zwischen Erzeugern und
Molkereien – hier müssen die Milcherzeuger gestärkt wer-
den – und die Entwicklung weiter gehender Maßnahmen,
mit denen eine Verringerung des Milchangebots erreicht
werden kann. Hierzu müssen Vereinbarungen mit Molke-
reien und dem Lebensmittelhandel getroffen werden.

(Beifall der Abg. Marjana Schott (DIE LINKE))

Das soll keine staatliche Regulierung sein. Wir brauchen
nicht die Einführung einer neuen Milchquote. Die will
auch keiner.

(Beifall der Abg. Marjana Schott (DIE LINKE))

Aber es muss klar sein, dass man zu neuen Vereinbarungen
kommt, von denen die Milcherzeuger tatsächlich profitie-
ren können. Wir brauchen Kriseninstrumente, mit deren
Hilfe man im Zweifelsfall auch Milchmengen aus dem
Markt nehmen kann, wenn es hart auf hart kommt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der Abg. Marjana Schott (DIE LINKE))

Gerade zu dem letzten Punkt möchte ich noch etwas
Grundsätzliches sagen, auch im Hinblick auf den Antrag
der LINKEN: Ein solches Instrument kann man nicht lan-
desweit einführen. Das ist völlig unmöglich. Die Landwirt-
schaft ist ein Feld, das nicht nur regional gesehen werden
kann. Sie wissen, dass wir die regionale Wertschöpfung in
Hessen wollen, brauchen und fördern. Das ist wichtig, ge-
rade im Hinblick auf die Transparenz für die Verbraucher.
Es ist wichtig, dass die regionale Wertschöpfung möglichst
hier bleibt. Das ist besser, weil die Preisbildung dann von
den Landwirten eher beeinflusst werden kann.

Aber die Landwirtschaft ist ein Markt, der mit der europäi-
schen Ebene und weit darüber hinaus verschränkt ist. Von
daher können wir nicht sagen, wir machen das nur für uns
allein. Wir haben einen Binnenmarkt, und wir haben Ex-
portbeziehungen.

Ich bin keine, die denen das Wort redet, die sagen: „Alle
Bauern sollen sich auf den Export ausrichten, dann klappt
das schon“; denn wir sehen gerade, dass es nicht klappt. Je
mehr sich die Erzeuger auf den Export verlassen, umso
eher haben sie ein Problem, wenn es Exportkrisen gibt;
dann hängen sie nämlich richtig tief am Boden. Von daher
brauchen wir auch eine regionale Wertschöpfung.

Aber wir können nicht so tun, als ob wir die Milchkrise mit
Landesprogrammen bewältigen könnten. Wir müssen grö-
ßer denken und agieren, wenn wir hier etwas bewirken
wollen. Ich habe Ihnen erläutert, was wir mit Blick auf die
AMK vorschlagen.
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Ich möchte Ihnen abschließend kurz darstellen, wie wir in
Hessen schon heute die Milcherzeugerinnen und Milcher-
zeuger unterstützen. Im Hinblick auf die aktuelle Krise hat
der Finanzminister entschieden – Herr Wiegel hat es schon
erwähnt –, dass die Steuervorauszahlungen herabgesetzt
werden können. Wir werden die AGZ und die Betriebsprä-
mie in jedem Fall noch in diesem Jahr auszahlen.

Eine Auszahlung schon im November werden wir nicht
leisten können, weil die Anlastung bei uns liegt. Wir wer-
den das auch deshalb nicht leisten können, weil wir die
EDV-Programme völlig umstellen müssten, was unglaub-
lich viel Geld kosten würde, das wir den Landwirten in der
zweiten Säule abziehen müssten. Am Ende würden die
Landwirte verlieren. Deswegen sind auch alle Landwirt-
schaftsminister in Deutschland dagegen.

Aber wir werden auch die Erzeugungsbedingungen für die
Milchviehhalterinnen und Milchviehhalter weiterhin durch
das Agrarinvestitionsprogramm verbessern. Im letzten Jahr
haben wir bereits 5,4 Millionen € dafür ausgegeben, den
Umbau alter Ställe zu forcieren. Der Landesbetrieb Land-
wirtschaft berät die Milchviehbetriebe vor Ort, wie die
Milchvieherzeugung optimiert und nachhaltig betrieben
werden kann. Wir haben mit dem Ökoaktionsplan die Mit-
tel für die Flächenförderung von 80 auf 120 Millionen €
erhöht.

Wir werden die regionale Vermarktung jetzt durch eine
neue Vermarktungsgesellschaft, die an die MGH ange-
dockt ist, unterstützen – auch finanziell. Daher können wir
versuchen, das zu befördern, was wir am Milchtisch erör-
tern, nämlich neue Marktbeziehungen zwischen Milchbau-
ern, Molkereien und Lebensmitteleinzelhandel.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Frau Ministerin, ich darf Sie an die Redezeit erinnern.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Das ist der letzte Satz. – Mit diesen Unterstützungsleistun-
gen vor Ort in Hessen, aber auch mit den Vorschlägen in
Richtung Bundesebene und EU-Ebene sind wir auf einem
guten Weg. Ich freue mich auf jede Unterstützung, die ich
von Ihnen bekomme.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Staatsministerin. – Wir sind am Ende der De-
batte angelangt.

Nach meinen Informationen werden beide Anträge an den
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz überwiesen. – Dann machen wir das so.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Erste Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktion DIE
LINKE für ein Gesetz zur Änderung der Hessischen
Gemeindeordnung (HGO) – Drucks. 19/2412 –

Zur Einbringung erteile ich Frau Schott, Fraktion DIE
LINKE, das Wort. Die vereinbarte Redezeit beträgt 7,5
Minuten je Fraktion.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich möchte zu-
nächst über die Entstehung dieses unseres Gesetzentwurfs
berichten; denn das erschließt sich nicht von selbst. Vor ei-
niger Zeit kam eine behinderte Kommunalpolitikerin auf
uns zu, die uns berichtete, dass es ihr, was die Ausübung
ihres Mandats betraf, mit ihrer Behinderung in ihrer Kom-
mune nicht gut ergehe: dass man nicht all das, was für sie
notwendig wäre, um ihr Mandat sinnvoll auszuüben, so
herrichten würde, wie sie es benötigen würde. Man habe
ihr erklärt, womit sie zurechtzukommen habe und wie sie
damit umgehen solle. Sie fühlte sich dadurch diskriminiert.
Sie machte andere Vorschläge, die ein wenig kostenauf-
wendiger waren; aber die konnten nicht umgesetzt werden.

Das war der Anlass, weshalb wir uns mit dem Thema be-
fasst haben. Die Auseinandersetzung mit diesem Anlass
und mit dem, was zu tun wäre, führte dazu, dass wir auf
einen alten Gesetzentwurf der GRÜNEN gestoßen sind,
der uns an der Stelle durchaus hilfreich und zielführend er-
schien. So haben wir heute die Situation, dass wir in die-
sem Haus über etwas diskutieren, worüber man vor vielen,
vielen Jahren schon einmal diskutiert hat und was damals
leider abgelehnt wurde.

Die Begründungen lassen sich leicht nachlesen; das geht
recht fix. Man liest, dass gesagt worden ist: Eigentlich
steht in der HGO schon alles. Die Menschen mit Behinde-
rungen brauchen hier keine besondere Erwähnung, denn
sie sind sozusagen schon mit gemeint.

Seither hat sich eine Menge in der Behindertenpolitik all-
gemein getan. Es hat sich weltweit, bundesweit und auch
in Hessen an manchen Stellen viel verändert. Wir haben
seit vielen Jahren die UN-Behindertenrechtskonvention
und dazu den nationalen Aktionsplan, der in zwölf Hand-
lungsfeldern beschreibt, was zu tun ist, und wir haben den
Hessischen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention.

Dazu gehört ein eigener Absatz, der sich mit der Sicher-
stellung der Beteiligung von Menschen mit Beeinträchti-
gungen am politischen und öffentlichen Leben beschäftigt.
In Art. 29 der Konvention werden explizit „aktives“ und
„passives Wahlrecht“ genannt. Im hessischen Aktionsplan
findet sich aber, trotz einer langen Beschreibung, was man
alles dafür tun muss, damit Menschen an Wahlen teilhaben
können, kein einziges Wort dazu, wie man die Ausübung
eines Mandats für Menschen mit Behinderungen vereinfa-
chen und erleichtern will und welche Schritte gegangen
werden sollen und müssen, damit sich Menschen mit Be-
hinderungen angesprochen und angeregt fühlen, sich aktiv
an der Gestaltung von Politik zu beteiligen.

Nach der Hessischen Gemeindeordnung steht jedem das
Recht zu, ein Mandat auszuüben. Klar, das Recht ist auch
nicht strittig. Niemand darf benachteiligt oder daran gehin-
dert werden, sich um ein Mandat als Gemeindevertreterin
oder -vertreter zu bewerben. Ich beziehe mich hierbei auf
§ 35a „Sicherung der Mandatsausübung.“ Das steht im Ge-
setz. Aber daraus folgt noch nicht automatisch, dass die
notwendige Unterstützung für bestimmte Teile der Bevöl-
kerung tatsächlich da ist, in der Gemeindevertretung dann
auch wirklich vertreten zu sein. Es heißt zwar im Allge-
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meinen, daran dürfe keiner gehindert werden – es wird dar-
an auch keiner gehindert; das würde ich nicht behaupten –,
aber die Frage ist, inwieweit wir insbesondere Menschen
mit Behinderungen hierzu ermutigen und ihnen den Weg
leichter machen. Diese Frage können wir in Hessen leider
nicht positiv beantworten.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn wir uns die realen Verhältnisse anschauen, dann
stellen wir fest, dass Kommunalpolitikerinnen und -poli-
tiker mit einer Behinderung zu einer kleinen Minderheit
gehören. Es gibt nicht einmal eine ausreichende Statistik
darüber, wie viele Kommunalpolitikerinnen und -politiker
in Städten, Gemeinden und Landkreisen vertreten sind.
Auf den prozentualen Anteil von Menschen mit einer
Schwerbehinderung in Firmen und Betrieben, auf den wir
uns vor langer Zeit verständigt haben, also auf 5 %, dürfte
der prozentuale Anteil von Kommunalpolitikerinnen und
-politikern mit Behinderungen lange nicht kommen. Zu-
mindest zeigt das die gelebte Erfahrung. Wenn jemand im
Hause ist, der von seinem kommunalen Parlament zu
Hause etwas anderes zu berichten weiß, möge er oder sie
dies tun. Aber, ich glaube, Sie werden alle bestätigen, was
wir dort erlebt haben. Es ist eben so, dass wir dort keine
adäquate Vertretung haben.

Es gibt zwar nur wenige Fälle, in welchen sich kommunale
Politiker mit Behinderungen über Barrieren in ihrem Eh-
renamt beklagt haben, doch liegt dies nicht daran, dass es
keine oder wenige Barrieren gibt, sondern daran, dass es
schlicht und ergreifend wenige Menschen mit Behinderun-
gen in kommunalen Parlamenten gibt. Das liegt einfach
daran, dass die vorhandenen Barrieren, die Anstrengungen
und Schwierigkeiten, die vorhanden sind, dahin gehend
wirken, dass sich diese Menschen erst gar nicht um ein
Mandat bemühen, geschweige denn, es erlangen. Das ist
doch etwas, was wir dringend ändern müssen. Wir sollten
nach Mitteln und Wegen suchen, wie wir dies von hier aus
angehen können. Unser Entwurf ist ein Schritt in diese
Richtung.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb sollte es selbstverständlich sein, wenn wir von ei-
ner barriere- und diskriminierungsfreien Welt sprechen,
dass auch kommunale Mandatsträgerinnen und Mandats-
träger, die aufgrund ihrer Behinderungen finanzielle oder
andere Mehraufwendungen erbringen müssen, diese erstat-
tet bekommen. Ich glaube, das ist doch das kleinere Pro-
blem. Trotzdem muss man es noch einmal deutlich benen-
nen. Aber auch in den Rat- und Kreishäusern muss die
Möglichkeit geschaffen werden, ein Mandat diskriminie-
rungsfrei ausüben zu können; denn auch das ist noch nicht
immer und überall wirklich zufriedenstellend gelöst.

(Beifall bei der LINKEN)

Nachteile jeglicher Art, seien es finanzielle oder prakti-
sche, müssen ohne Wenn und Aber ausgeglichen werden.

Meine Damen und Herren, ich bin nicht der Meinung, dass
wir mit diesem kleinen Gesetzentwurf alle Probleme lösen
werden. Aber ich bin der Meinung, dass wir mit diesem
kleinen Gesetzentwurf einen Schritt in die richtige Rich-
tung tun. Wenn Sie, meine Damen und Herren von den
GRÜNEN und der CDU, bereit sind, darüber zu diskutie-
ren und an dieser Stelle noch mehr zu tun, hätte ich noch
einige weiter gehende Vorschläge. Wir können gemeinsam
beraten, wie wir es hinbekommen, Menschen mit Behinde-

rungen dahin gehend zu animieren, zu unterstützen und zu
stärken, dass sie sich für diese Dinge, die speziellen Inter-
essen und Belange von Menschen mit Behinderungen, ein-
bringen, die uns alle interessieren, dass sie diese selbst ver-
treten und nicht andere über sie reden, so wie wir es hier
im Moment leider tun müssen, und in der Lage sind, für
sich selbst zu sprechen und dies in den Gremien vor Ort,
den Gemeinderäten, Stadträten und Kreistagen, einzubrin-
gen.

Wir müssen doch einmal an den Punkt kommen, zu sagen:
Wir haben unser Ziel der Inklusion erst erreicht, wenn wir
prozentual einmal so viele Menschen mit Behinderungen
in diesen Gremien haben, wie wir sie in unserer Gesell-
schaft haben. Solange wir dies nicht erreicht haben, müs-
sen wir all die Dinge tun, die wir für sinnvoll, richtig und
wichtig halten, um in diese Richtung zu gehen. Jeder klei-
ne Schritt dorthin ist ein richtiger und wichtiger. Deshalb
ist dieser kleine Entwurf – es ist und bleibt ein kleiner –
ein Anstoß, hierfür etwas zu tun, und dies sollten wir ge-
meinsam tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Sie kommen zum Schluss, Frau Schott?

Marjana Schott (DIE LINKE):

In diesem Sinne sollten wir, denke ich, in diese Debatte ge-
hen und schauen, was wir zur Inklusion von Menschen mit
Behinderungen in unserem Land tun und wie wir dies ver-
bessern können. Ich glaube, dass das dringend notwendig
ist. Wir sind, auch all die vielen Jahre nach dem ursprüng-
lichen Entwurf, noch nicht am Ziel angelangt, leider. –
Herzlichen Dank.

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Schott. – Für die CDU-Fraktion erteile ich
Herrn Bauer das Wort.

Alexander Bauer (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Zu meiner noch aktiven Zeit als Lehrer war es immer so,
dass ich, wenn ich jemanden beim Abschreiben erwischt
habe, danach in einem Gespräch immer gefragt habe,
warum er denn abgeschrieben habe; denn es macht einen
schlechten Eindruck. Man unterstellt Faulheit; man unter-
stellt Ideenlosigkeit oder Planlosigkeit, und häufig unter-
stellt man kein ernsthaftes Interesse an der Sache.

(Manfred Pentz (CDU): Oft ist es auch so! – Marja-
na Schott (DIE LINKE): Mit Sicherheit nicht!)

Mir ist aufgefallen, Sie haben das zwar sibyllinisch ange-
deutet, aber Ihre Drucksache, die Sie eingereicht und heute
begründet haben, die Drucks. 19/2412, ist nahezu aufs
Wort identisch mit einem Anliegen der GRÜNEN-Fraktion
aus dem Jahre 2003, die schon damals genau das Gleiche
wollte.

(Günter Rudolph (SPD): Das geht ja gar nicht!)

Sie haben sich in der Sache wahrlich keine Mühe gegeben.
Gleichwohl muss man sich mit dem, was Sie hier vorgetra-
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gen haben, ernsthaft auseinandersetzen. Aber das haben
wir schon im Jahr 2003 gemacht, und die Sachlage ist kei-
ne andere; denn schon damals hat der damalige Innenmi-
nister Volker Bouffier für alle vorneweg gestellt – damit
gebe zumindest ich einmal die Quelle an –, dass es keine
Selbstverständlichkeit sei, dass in Hessen galt, gilt und in
Zukunft gelten werde, dass behinderte kommunale Stadt-
verordnete, behinderte Kreistagsabgeordnete und andere
behinderte Kollegen selbstverständlich in den Stand ver-
setzt werden müssten, ihre kommunalpolitische Arbeit in
gleicher Weise effektiv und ohne Nachteile durchzuführen,
wie dies auch Nichtbehinderte tun können. Das ist eine
Selbstverständlichkeit, und, ich glaube, das sieht das ganze
Haus ebenfalls so.

(Marjana Schott (DIE LINKE): Das ist aber nicht
so!)

Was ist jedoch der Unterschied? Schon damals wurde un-
terstellt, das Ganze sei, weil es sachlich nicht geboten ist
und wir in der Hessischen Gemeindeordnung bereits eine
Regelung haben, durchaus eine parteipolitisch eingefärbte
Initiative, die der Sache als Ganzem nicht dienlich ist.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Man muss damals wie heute fragen: Wo gibt es denn einen
konkreten Fall, in dem die entsprechende Unterstützung
nicht gewährt worden ist? Schon damals musste man fest-
stellen – Sie haben es ja 1 : 1 übernommen –, dass es in
dem entsprechenden Gesetzentwurf leider handwerkliche
Fehler gibt. Sie schließen damals wie heute sachliche Un-
terstützungen aus und beziehen sich allein auf finanzielle
Unterstützungen. Es muss durchaus möglich sein, wenn
Kommunen es als hilfreich erachten, dass zur Ausübung
des Mandats von behinderten Personen Sachmittel wie eine
Lesehilfe geboten sind, dass diese Sachmittel auch gewährt
werden können. Man kann sich nicht allein auf die finanzi-
ellen Aspekte beziehen.

In der Debatte im Jahr 2003 wurde schon mehrfach festge-
stellt, dass wir in der Hessischen Gemeindeordnung bereits
eine Regelung haben, die es ermöglicht und klarstellt, dass
behinderte Menschen entsprechende Mittel bekommen, da-
mit sie ihr Amt bzw. Mandat in gleicher Weise ausüben
können. Es wird sicherlich auch unter dieser Landesregie-
rung die ähnliche Auffassung geben, dass wir diese Rege-
lung in § 27 der Hessischen Gemeindeordnung, die sich ja
nicht verändert hat, in gleicher Weise wahrnehmen.

Meine Damen und Herren, wir sind der Auffassung, dass
wir diesen Gesetzentwurf nicht brauchen, weil es schon ei-
ne entsprechende Regelung gibt. Es gab schon damals,
2003, eine breite Anhörung, in der die Kommunalen Spit-
zenverbände ihre Meinung kundgetan haben. Da wir aktu-
ell eine entsprechende Gesetzesänderung der Hessischen
Gemeindeordnung am Laufen haben, ist es ein Leichtes,
den Kommunalen Spitzenverbänden Ihr Anliegen zur Be-
wertung vorzulegen, damit sie die Argumente von damals
noch einmal verinnerlichen können.

Ich darf für meine Fraktion feststellen: Wir brauchen diese
Regelung nicht, weil sie letztendlich entbehrlich ist. Wir
haben schon jetzt in der Hessischen Gemeindeordnung in
Verbindung mit den entsprechenden Regelungen im
Grundgesetz, Art. 3, die Gewährleistung, dass die Aus-
übung eines kommunalen Mandats durch die Gewährung
von sachlichen und finanziellen Hilfen unterstützt wird. –
Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Bauer. – Zu einer Kurzintervention hat sich
Frau Schott, Fraktion DIE LINKE, gemeldet.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Herr Bauer, offensichtlich ist es Ihnen entgangen, dass
trotz aller schönen Worte die Zahl der Menschen mit Be-
hinderungen in den kommunalen Parlamenten nicht gestie-
gen ist. Was ich aber eigentlich sagen möchte, ist: Wenn
Ihnen an diesem Gesetzentwurf etwas fehlt, habe ich über-
haupt kein Problem damit, wenn Sie das ergänzen oder
wenn wir es gemeinsam ergänzen. Wenn das Sie davon ab-
hält, dem Gesetzentwurf zuzustimmen, haben Sie mein
vollstes Entgegenkommen.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. Alexan-
der Bauer (CDU))

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Schott. – Herr Bauer, Sie verzichten auf eine
Antwort. – Dann darf ich für die SPD-Fraktion Herrn Kol-
legen Rudolph das Wort erteilen.

Günter Rudolph (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Werte Kolleginnen und Kollegen der Fraktion DIE LIN-
KE, Ihr Gesetzentwurf hat zwei Nachteile. Erstens stammt
er aus einer Oppositionsfraktion, das ist bei Schwarz-Grün
grundsätzlich schlecht. Zweitens wirkt sich dabei strafver-
schärfend aus, dass dieser Gesetzentwurf von der Fraktion
DIE LINKE kommt.

(Heiterkeit bei der SPD und der LINKEN)

Ich sage das für die Zuhörerinnen und Zuhörer: Der Ge-
setzentwurf kann inhaltlich gut und begründet sein, das
spielt alles keine Rolle. Herr Bauer, das meine ich jetzt
sehr ernst, wie man an ein solches Thema so unsensibel
herangehen kann, verstehe ich nicht.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Sie stellen sich hin und sagen, das sei alles kein Problem,
jeder, der eine Beeinträchtigung habe, könne sich um ein
kommunales Mandat bewerben. Das hat keiner bezweifelt.
Hier geht es um die praktischen Auswirkungen, wenn je-
mand ein kommunales Mandat besitzt und Beeinträchti-
gungen hat.

(Alexander Bauer (CDU): Nennen Sie mir einen
konkreten Fall!)

Wir haben im Hessischen Landtag für einen Kollegen bau-
liche Maßnahmen getroffen, damit er dieses Amt ausüben
kann. Hier geht es um wenige Ehrenamtliche im Land Hes-
sen. Es gibt augenscheinlich ein Problem, weil im Regie-
rungspräsidium Kassel auf Initiative der Stadt Kassel
Handlungsbedarf gesehen wird. Ich habe meine Zweifel
daran, ob wir das per Änderung der HGO regeln müssen.
Ich könnte mir vorstellen, wenn man die Auslegungen des
Bundesverfassungsgerichts zum Thema Kopftuch per Er-
lass regelt, dann kann auch ein Erlass des Innenministers
zum § 27 HGO, „Entschädigung“, regeln, dass auch für
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Menschen mit Behinderungen die Kosten, die beispiels-
weise für Personen, die sie unterstützen, entstehen, von der
jeweiligen Gebietskörperschaft erstattet werden. Das ist ein
ganz pragmatischer Vorschlag.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Wenn Sie schon eine so hochpolitische Angelegenheit wie
das Thema Kopftuch per Erlass regeln – im Übrigen ist
dieser Erlass des Innenministers zum Kopftuch sehr allge-
mein gehalten, um das einfließen zu lassen, er wird kein
einziges Problem lösen, aber das ist eine andere Baustel-
le –,

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das liegt am Verfassungsgericht!)

dann kann man auch dieses Thema per Erlass regeln.
Wenn sich dann der Kollege der CDU hinstellt und sagt,
dass sei von den GRÜNEN abgeschrieben, dann kann ich
nur erwidern: Wenn etwas inhaltlich gut ist, dann kann
man es auch übernehmen. Damit habe ich überhaupt kein
Problem. Herr Bauer, wenn Sie nicht lernfähig sind, ist das
eher Ihr als unser Problem.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hier geht es
wahrscheinlich um sehr wenige Fälle aus der Praxis. Sie
wollen das Ehrenamt in die Verfassung aufnehmen. Das
gilt bei Ihnen aber immer nur sonntagabends. Montagmor-
gens im realen Alltag interessiert Sie das alles nicht mehr.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Hier geht es um einen kleinen Sachverhalt, wahrscheinlich
von wenigen Menschen, die betroffen sind. Es ist Aufgabe
der Politik, Probleme zu lösen, wenn es sie gibt. Ich glau-
be, man könnte das per Erlass regeln, damit klargestellt ist,
dass es sich um Kosten handelt, die bei ehrenamtlich täti-
gen Menschen mit Behinderungen in der kommunalen Ge-
bietskörperschaft anfallen. Dann ist das genauso zu behan-
deln wie Sitzungsgeld, Kilometergeld oder andere Entschä-
digungen. Das kann man so regeln, wenn man es will.

Herr Bauer, dass Sie es nicht wollen, haben Sie eben sehr
deutlich gemacht. Meine Damen und Herren, ich bin mir
relativ sicher, dass das noch von dem Vertreter der GRÜ-
NEN getoppt wird. Er wird sich jetzt hinstellen und sagen:
Das, was 2003 richtig war, muss heute schon lange nicht
mehr richtig sein, weil es eine andere Fraktion übernom-
men hat. – Das ist nicht die Position der SPD.

Wie wir das administrativ umsetzen, da bin ich sehr offen.
Ich bin für ein vereinfachtes Verfahren, also per Erlass.
Das ist die beste Lösung. Wenn Sie diese Initiative nicht
unterstützen, sollten Sie bitte das Gerede und Geschwätz:
„Wir wollen auch Menschen mit Behinderungen Möglich-
keiten geben, sich ehrenamtlich in der Kommunalpolitik zu
engagieren“, nie mehr in den Mund nehmen. Das ist so et-
was von unglaubwürdig.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Jetzt wollen wir konkretes Handeln. Herr Kollege Bauer,
Sie sind bei solchen Themen ideologisch so verbohrt, nur
weil es die Fraktion der LINKEN eingebracht hat.

(Zuruf des Ministers Peter Beuth)

– Herr Innenminister, es steht Ihnen nicht zu, dazwischen-
zurufen und dann auch noch von „unverschämt“ zu reden.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Ich bin es langsam leid, jedes Mal die Bemerkungen aus
der Regierungsbank zu hören. Sie haben nachher die Gele-
genheit, zu erwidern. Ich erwarte von einer Partei, die sich
christlich nennt, sich auch für Menschen einzusetzen, die
Behinderungen oder Beeinträchtigungen haben.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Holger Bel-
lino (CDU): Unglaubliche Polemik! – Weitere Zuru-
fe von der CDU – Minister Peter Beuth: Ich habe zu
Herrn Weinmeister gesprochen!)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Herr Rudolph, einen Augenblick bitte. – Meine Damen
und Herren, kommen Sie bitte wieder zur Ruhe. Es ist rich-
tig, Zwischenrufe von der Regierungsbank wollen wir
nicht.

(Günter Schork (CDU): Er hat doch gar keinen ge-
macht! – Holger Bellino (CDU): Das ist unerträg-
lich!)

– Wenn Sie den Präsidenten kritisieren wollen, können wir
gerne den Ältestenrat einberufen. – Nein, das wollen Sie
nicht. – Gut, dann hat Herr Rudolph das Wort.

Günter Rudolph (SPD):

Vielen Dank, Herr Präsident. – Ich finde es sehr schade,
dass wir bei diesem Thema, bei dem es um einen zahlen-
mäßig sehr begrenzten Personenkreis geht, nicht zu einer
pragmatischen Lösung kommen. Herr Bauer, das werfe ich
Ihnen ganz konkret vor. Sie haben gesagt, es gebe keinen
Handlungsbedarf. Das bestreite ich dezidiert. Sie haben
auch nicht den Willen, etwas zu regeln. Im Jahr 2003 gab
es eine Initiative der GRÜNEN. Ich bin einmal sehr ge-
spannt, mit welcher Begründung die GRÜNEN das, was
damals richtig war, heute als falsch empfinden. Wir wollen
Menschen, die beinträchtig sind, ehrenamtliches Engage-
ment ermöglichen.

(Holger Bellino (CDU): So eine Polemik!)

Das ist finanziell zu verkraften. Meine Damen und Herren,
deswegen erwarten wir, dass Sie konkrete Handlungsoptio-
nen machen. Bisher hat der Vertreter der CDU gesagt, sie
wollten es nicht.

(Zuruf des Abg. Alexander Bauer (CDU))

Das ist das falsche Signal. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Holger Bel-
lino (CDU): So eine Polemik! – Weitere Zurufe von
der CDU)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Rudolph. – Für die Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN erteile ich Frau Goldbach das Wort.

(Holger Bellino (CDU): So eine Polemik auf dem
Rücken der Behinderten!)

Eva Goldbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich versuche, ein bisschen Ruhe in die Debatte zu
bringen.
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(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Punkt 1. Wir haben im Koalitionsvertrag stehen, dass wir
in den Kommunen gemeinsam mit den Kommunen dafür
sorgen wollen und werden, dass Menschen mit Behinde-
rungen ihre Teilhabe am gesellschaftlichen Leben realisie-
ren können. Das schließt auch die Ausübung eines Man-
dats ein.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Zuruf der Abg. Brigitte Hofmeyer
(SPD))

Dazu stehen wir. Herr Rudolph, Herr Bauer hat gerade ge-
sagt, im Ausschuss beraten wir ohnehin Änderungen der
HGO. Er hat auch gesagt, wir werden diesen Gesetzent-
wurf, den die GRÜNEN 2003 schon einmal eingebracht
haben, noch einmal beraten und prüfen.

(Günter Rudolph (SPD): Das hat er so nicht gesagt!
Die LINKEN sollen diesen Gesetzentwurf den Spit-
zenverbänden zusenden!)

Jetzt schauen wir uns einmal an, wie das generell geregelt
ist. Ich habe recherchiert, wie das in anderen Bundeslän-
dern läuft. Erstaunlicherweise gibt es in keinem anderen
Bundesland eine vergleichbare Regelung.

(Zuruf der Abg. Sabine Waschke (SPD))

Es ist immer nur der allgemeine Passus enthalten, dass ei-
ner Mandatsträgerin oder einem Mandatsträger alle entste-
henden Aufwendungen und Kosten zu erstatten sind.

Man kann § 35a Hessische Gemeindeordnung so auslegen,
dass die besonders hohen Aufwendungen von Mandatsträ-
gern mit Behinderungen erstattet werden müssen. Ein
bisschen schwierig finde ich es, dass sich das auf sachliche
und finanzielle Hilfen bezieht.

Was heißt das konkret? – Sie haben zu Recht gesagt, es ha-
be einen Kollegen gegeben, der auf den Rollstuhl angewie-
sen sei, und es habe bauliche Maßnahmen gegeben, um
ihm die Teilnahme zu ermöglichen. Das ist völlig in Ord-
nung. Ich möchte den Blick aber einmal auf eine Kommu-
ne lenken. In meinem Kreistag, dem ich angehöre, haben
wir auch einen Kollegen, der im Rollstuhl sitzt. Es ist nicht
so, dass wir einen Raum in einem Gebäude haben, den wir
umbauen können. Wir touren durch den gesamten Kreis,
durch sämtliche Bürgerhäuser. Das ist ein Problem. Das
würde bedeuten, wir müssten allen Gemeinden vorschrei-
ben, wie die Orte, an denen Sitzungen stattfinden, auszuse-
hen haben.

(Marjana Schott (DIE LINKE): Ja, natürlich!)

Tatsächlich ist es so, dass dieser Kollege niemals ein Pro-
blem damit hatte, sein Mandat auszuüben. Was ich damit
sagen will, ist, natürlich müssen wir es den Menschen er-
möglichen. Die Frage ist nur, wie das die Kommunen ma-
chen und ob wir nicht erst einmal mit den Kommunen, mit
den Kommunalen Spitzenverbänden, den Vertretern spre-
chen müssen, wie wir zu einer vernünftigen Regelung
kommen können.

(Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE))

In meiner Zeit in einer Kreisverwaltung, in der ich mit
Schulen zu tun hatte, habe ich gesehen, was es heißt, Men-
schen mit Behinderungen die Teilhabe zu ermöglichen.
Das heißt eben nicht nur, Rampen und Fahrstühle zu bau-
en, sondern im Zweifel heißt das auch, jemand mit Gehör-

schäden muss in die Lage versetzt werden, in einem Raum,
der dafür eigentlich nicht geeignet ist, zu hören und zu ver-
stehen. Das geht weiter mit Menschen mit starken Sehbe-
hinderungen bis hin zu Blindheit, die in die Lage versetzt
werden müssen, vielleicht durch Brailleschrift und speziel-
le Computer. Das alles muss gemacht werden.

Wir stehen dazu, das ist keine Frage, und da dürfen auch
die Kosten keine Rolle spielen. Aber letztlich muss die
Kommune es umsetzen, weswegen wir sehr stark dafür
plädieren, genau das – wie finden wir eine einvernehmli-
che Lösung, um das in Zukunft mit den Kommunen und
den Kommunalen Spitzenverbänden zu regeln? – umzuset-
zen.

(Zuruf der Abg. Sabine Waschke (SPD))

Ich finde auch Ihre Idee gar nicht schlecht, einmal zu prü-
fen, ob das vielleicht durch einen Erlass geht, Herr Ru-
dolph. Das alles werden wir dort gemeinsam besprechen,
und ich denke, dass wir da zu einer guten Regelung kom-
men. Es gilt ganz klar, dass die GRÜNEN und auch unser
Koalitionspartner dazu stehen, dass niemand aufgrund sei-
ner Behinderung daran gehindert werden darf, ein Mandat
oder ein kommunales Mandat auszuüben – dazu stehen
wir.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abg. Michael Boddenberg und Holger Belli-
no (CDU))

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Zu einer Kurzintervention hat sich Herr Rudolph zu Wort
gemeldet.

Günter Rudolph (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Frau Goldbach, Herr Bauer hat klar gesagt, für jedermann
und jede Frau zu hören, es gebe nichts zu regeln. Das ist
etwas anderes, als Sie hier vorgetragen haben.

(Zuruf von der SPD: Genau!)

In Ihrem Ansatz haben Sie eher aufgezeigt, wie schwierig
das alles ist. Ja, das Thema Inklusion – wir erleben es auch
in anderen Bereichen – wird Geld kosten, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren. Das kann uns aber doch nicht
hindern, uns diesem Thema zuzuwenden. Wer die UN-Be-
hindertenrechtskonvention ratifiziert und anerkennt, der
muss auch mit den Konsequenzen leben.

Die Frage der Ausgestaltung ist eine Sache der Gebietskör-
perschaft vor Ort. Hier geht es jetzt darum, der Gesell-
schaft ein Signal zu senden, dass Menschen mit Beein-
trächtigungen bzw. mit gesundheitlichen Behinderungen
ehrenamtlich tätig sein können. Wie vereinbart sich das?
Sie wollen Ehrenamt als Verfassungsziel in die Hessische
Verfassung aufnehmen. Das hat Konsequenzen, nicht nur
in Form von Sonntagsreden.

Deswegen werden Sie sich in der Koalition doch bitte ei-
nig: Sie sagen, man müsse darüber reden, Herr Bauer sieht
keinen Handlungsbedarf. – Was gilt denn nun, meine sehr
verehrten Damen und Herren? Wir wollen Menschen hel-
fen, die Beeinträchtigungen haben. Deswegen ist es gut
und richtig, dass es den Gesetzentwurf gibt. Ich könnte mir
eine pragmatische Erlassregelung vorstellen. Das wird
auch nicht Unsummen kosten; denn es sind nicht Tausen-
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de. Es gibt unterschiedliche Beeinträchtigungen. Wichtig
aber ist, dass Menschen nicht ausgegrenzt werden. Das
muss unser gemeinsames Ziel sein, bisher sind Sie dazu
nicht bereit. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD – Alexander Bauer (CDU): Wo
wird denn ausgegrenzt? Nennen Sie nur einen einzi-
gen Fall!)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Rudolph. – Frau Goldbach, Sie haben zwei
Minuten Zeit für eine Antwort.

Eva Goldbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Kollege Rudolph, wir sind da doch ganz nah beiein-
ander, auch wenn Sie sich dabei jetzt unwohl fühlen.

(Lachen bei der SPD)

Sie haben ins Gespräch gebracht, eine Regelung vielleicht
durch eine Verordnung oder einen Erlass zu treffen. Wenn
ich mich nicht verhört habe, haben Sie auch ausdrücklich
gesagt, Sie wüssten nicht, ob die HGO-Änderung der rich-
tige Schritt oder die richtige Maßnahme ist. – Wir sagen
nichts anderes.

Und, bitte: Wir sind uns völlig einig darin, dass Menschen
mit Behinderungen auch am politischen Leben – durch
Ausübung eines Mandats – teilhaben müssen. Da sind wir
uns einig.

(Günter Rudolph (SPD): Herr Bauer nicht! – Marja-
na Schott (DIE LINKE): Da muss man etwas tun!
Das fällt nicht vom Himmel!)

Herr Bauer hat auch gesagt, wir werden im Ausschuss –
wenn wir über die ohnehin anstehenden HGO-Änderungen
beraten – auch darüber sprechen. Wir werden mit den
Kommunalen Spitzenverbänden sprechen, und das tun wir
auch so. Ich denke, es wäre wirklich unwürdig, wenn wir
bei diesem wichtigen Thema zu polarisieren versuchten,
weil die Zielrichtung wohl völlig klar ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Goldbach. – Für die FDP-Fraktion erteile ich
Herrn Hahn das Wort.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol-
legen! Ich habe gerade auf die Uhr geschaut. Wir haben
doch Zeit, oder?

(Zuruf: Ja!)

Ich muss gestehen, dass ich die Emotionen, die sich hier in
der letzten halben Stunde aufgeschaukelt haben, beim bes-
ten Willen nicht nachvollziehen kann. Sie wissen, ich bin
Vater eines geistig und körperlich behinderten Sohnes. Ich
muss gestehen: Ich erlebe diese Gesellschaft immer nur so,
dass sie zu helfen versucht. Sie versucht es, natürlich geht
es nicht immer. Aber wenn es geht, wird es gemacht, und
das schon – mein Sohn ist 25 Jahre alt – seit 25 Jahren.

Ich verstehe nicht, dass man eine solche Diskussion so
führt und gleich Gesetze einbringen möchte. Ich würde
gerne einmal wissen – und zwar mit Namen und An-
schrift –, wo in einer hessischen Kommune derart Negati-
ves passiert ist.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Alexander Bauer
(CDU))

Ich möchte das deshalb wissen, weil ich unverzüglich zum
Telefonhörer greifen würde und den Bürgermeister/die
Bürgermeisterin anrufen und fragen würde – ich sage es
jetzt in höflicher Form, weil mich der Präsident sonst rü-
gen müsste.

Ich kann mir nicht vorstellen, dass es so etwas in Hessen
gibt. Ich habe nirgendwo ein Beispiel gehört. Sie haben
auch kein Beispiel genannt.

(Zuruf der Abg. Marjana Schott (DIE LINKE))

– Nein, bitte nicht dazwischenrufen. Das wäre jetzt ganz
billig. Wenn Sie etwas sagen wollen, kommen Sie nach
vorne, und sagen Sie bitte, ob in A-Dorf – okay, gerade das
haben wir in Hessen, das stellen wir zur Seite –, B-Dorf
oder in X-Stadt das und das so und so passiert ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, machen wir doch
erst einmal Sachverhaltsaufklärung. Wenn als Ergebnis
feststeht, es gibt in der einen oder anderen Kommune
Schwierigkeiten – ich kann es mir nicht vorstellen –, dann
müssen wir überlegen, wie wir diese lösen. Ich glaube, die
einfachste Möglichkeit ist der Anruf beim Bürgermeister
oder beim Landrat,

(Holger Bellino (CDU): So ist es!)

und zwar mit dem ganz stilsicheren Hinweis: Wenn du
meinst, du hast rechtliche Probleme, dann ändere schlicht
und ergreifend die Entschädigungssatzung. Da kann es je-
de Kommune hineinschreiben, wenn sie es denn will.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Aber wir müssen doch jetzt nicht gleich ein Gesetz ändern,
wenn wir noch nicht einmal konkret einen Fall von diesem
Pult aus gehört haben. Sie merken es: Ich bin fassungslos,
weil hier natürlich ein Spiel auf dem Rücken der Behinder-
ten geführt wird, und das will ich nicht. Das halte ich für
falsch. Ich halte es für gut, wie unsere Gesellschaft organi-
siert ist, dass versucht wird – so mein Gefühl seit 25 Jah-
ren –, die Probleme zu lösen.

Deshalb die Bitte: herunter dimmen. Wir machen eine An-
hörung, die wir gemeinsam mit der HGO-Anhörung ma-
chen können, es braucht keine separate Veranstaltung.
Wenn die Butter wirklich bei die Fische käme, garantiere
ich Ihnen, dass ich noch heute den Bürgermeister/die Bür-
germeisterin anrufen und fragen würde, ob es wirklich
ernst gemeint ist.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb, meine sehr verehrten Damen und Herren: herun-
ter dimmen. Wenn es ein Problem ist, löst es – aber bitte
mit der niedrigsten Schwelle, und die beginnt, lieber Kolle-
ge Rudolph, erst einmal in der Entschädigungssatzung.
Wenn die nicht wirkt, können wir vielleicht zur Verord-
nung kommen. Aber ich habe das Gefühl, die hessischen
Bürgermeister und Landräte sind so fit, dass das überhaupt
nicht notwendig ist. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)
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Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Hahn. – Zu einer Kurzintervention hat sich
Frau Schott, Fraktion DIE LINKE, gemeldet.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Herr Hahn, selbstverständlich hat es diesen Einzelfall ge-
geben, und wenn Sie mir vorhin zugehört hätten, dann
wüssten Sie das auch. Genau damit habe ich nämlich mei-
ne Rede eröffnet.

Es geht hier nicht darum, eine Einzelfalllösung zu schaf-
fen. Es geht auch nicht darum, im Einzelfall, wenn es pas-
siert, einen Bürgermeister oder einen Landrat anzurufen,
sondern es geht darum, Lösungen zu schaffen, die Struktu-
ren hervorbringen, dass genau das eben nicht passiert.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD)

Ich werde auch ganz sicher nicht, wie Sie es eingefordert
haben, mit Namen und Anschriften einen behinderten
Menschen an den Pranger stellen, der es ohnehin in seiner
Kommunalvertretung schon schwer hat. Das werde ich
ganz bestimmt nicht tun.

(Holger Bellino (CDU): Das ist doch gar nicht das
Ziel!)

Da werden Sie sich schon darauf verlassen müssen, dass
ich Ihnen sage, dass es diesen Fall gegeben hat, der sich
mit der Bitte um Hilfe an uns gewandt hat.

Nehmen Sie also bitte zur Kenntnis, dass Ihre Vorstel-
lungskraft an dieser Stelle offensichtlich nicht ausreicht.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der CDU –
Gegenruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Schott. – Herr Hahn, Sie haben zwei Minuten
Gelegenheit zur Antwort.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Herr Präsident, meine lieben Kolleginnen und Kollegen!
Ich übernehme gerne den Hinweis des parlamentarischen
Geschäftsführers der SPD, dass rein formal der oder die
Vorsitzende des Parlaments anzusprechen ist. Aber ich hat-
te das Gefühl, dass wir alle hier schon Erfahrung haben
und letztlich die Arbeit im Hauptamt einer Kommune
durchgeführt wird, jedenfalls bei kleineren Kommunen –
deshalb kam ich auf den Bürgermeister oder den Landrat.

Frau Schott, ich bin noch einmal ans Rednerpult gekom-
men, weil ich Ihnen in aller Deutlichkeit widersprechen
möchte. Wir haben in Hessen diese Strukturen. Wir brau-
chen von Ihnen keine Nachhilfe darin, Strukturen zu än-
dern. Die Strukturen sind hervorragend. – Vielen herzli-
chen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Hahn. – Für die Landesregierung erteile ich
Herrn Staatsminister Beuth das Wort.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich möchte vor-
weg eine Bemerkung machen, zu der mich Frau Schott ge-
rade getrieben hat. Frau Schott, Sie haben sich sehr flapsig
ausgedrückt. In Deutschland und in Hessen stehen behin-
derte Menschen nicht am Pranger, zu keinem Zeitpunkt,
nirgendwo.

(Beifall bei der CDU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP)

Ich finde es schade, dass in der Debatte Begrifflichkeiten
verwendet oder Sätze formuliert worden sind, mit denen
infrage gestellt wird, dass sich alle Teile des Parlaments
dem wichtigen Bereich der Inklusion zuwenden. Das ist
nicht wahr. Das würde ich auch keinem der Sozialdemo-
kraten oder irgendeinem anderen hier im Parlament unter-
stellen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Herr Kollege Rudolph, wenn man es einmal nüchtern be-
trachtet, nicht aufgeregt, nicht polarisierend, so wollen wir
Menschen helfen. Ehrenamtlichen Kommunalpolitikern in
Hessen wird bereits geholfen.

Ich denke, wir sind uns alle einig: Ein behinderter Man-
datsträger muss in die Lage versetzt werden, seine kommu-
nale ehrenamtliche Tätigkeit genauso wahrzunehmen wie
ein nicht behinderter Mandatsträger. Er soll die Nachteile,
die ihm durch seine Behinderung entstehen, so ausgegli-
chen bekommen, dass er das Mandat vernünftig wahrneh-
men kann – selbstverständlich.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Landesregie-
rung ist der Ansicht, dass wir hierfür keine neue gesetzli-
che Regelung, wie sie von der Fraktion DIE LINKE vorge-
schlagen wird, brauchen. Die entscheidende Norm ist in
§ 35a Abs. 1 Satz 1 der Hessischen Gemeindeordnung, der
hier schon genannt worden ist, bereits vorhanden. Ihr zu-
folge darf niemand gehindert werden, „sich um ein Mandat
als Gemeindevertreter zu bewerben, es anzunehmen oder
auszuüben“. So steht es bereits heute in der Hessischen
Gemeindeordnung. Im Zusammenhang mit dem allgemei-
nen Benachteiligungsverbot in Art. 3 des Grundgesetzes ist
dort der gesetzliche Anspruch des Nachteilsausgleichs ge-
regelt. Im Übrigen findet sich in § 1 des Hessischen Behin-
derten-Gleichstellungsgesetzes ein allgemeines Benachtei-
ligungsverbot. Das bedeutet, dass der Gesetzgeber in Hes-
sen, dass also Sie deutlich machen, dass Sie keine Benach-
teiligungen wünschen.

Der Nachteilsausgleich ist aus Sicht der Landesregierung
übrigens nicht allein eine Frage der Aufwandsentschädi-
gung. § 35a versetzt die Kommunen vor Ort in die Lage,
zu entscheiden, ob sie den behinderungsbedingten Nachteil
des betroffenen Mandatsträgers sachlich oder finanziell
ausgleichen. Die Kommunen könnten also z. B. von sich
aus bestimmte technische Einrichtungen für einen behin-
derten Mandatsträger vorhalten und bereitstellen. Dies wä-
re allerdings nach dem Gesetzentwurf der Fraktion DIE
LINKE nicht möglich. Der Ausgleich würde sich allein auf
eine erhöhte Aufwandsentschädigung beschränken. Das ist
aus meiner Sicht nicht im Sinne der kommunalen Selbst-
verwaltung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

3898 Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 56. Sitzung · 24. September 2015



Diese Rechtsauffassung vertritt das Innenministerium in
langjähriger Tradition. – Deshalb verstehe ich die Aufre-
gung, die in der Debatte entstanden ist, überhaupt nicht. –
Sie wurde in einer Dienstbesprechung mit Vertretern der
Regierungspräsidien im Jahr 2002 festgehalten und damit
den Kommunalaufsichten als Rechtsrahmen bereits vorge-
geben. Mir als Innenminister und damit oberster Kommu-
nalaufsicht ist auch kein praktischer Fall bekannt, in dem
es zu den dargestellten Problemen für behinderte Mandats-
träger gekommen wäre – im Gegenteil.

So haben wir z. B. im Mai dieses Jahres eine Anfrage einer
Kommune beantwortet. In diesem Fall hatte sich ein taub-
stummer Mensch für einen Listenplatz für die anstehende
Kommunalwahl interessiert. Die Kommune stellte sich die
Frage – das ist ganz im Sinne dessen, was Herr Kollege
Hahn hier berichtet hat –, welche Unterstützung – z. B. Ge-
bärdensprachdolmetscher – in diesem konkreten Fall aus
städtischen Mitteln bereitzustellen wäre, wenn der Listen-
bewerber tatsächlich gewählt würde.

Wir haben die gerade dargestellte Rechtsauffassung kom-
muniziert, und es ist nicht erkennbar, dass es dabei vor Ort
zu irgendeinem Problem gekommen wäre.

In dem Gesetzentwurf ist von einem Vorschlag des Regie-
rungspräsidiums Kassel die Rede. Hierzu kann ich Sie auf
Folgendes hinweisen: Die Formulierung in der Gesetzesbe-
gründung – das haben wir hier schon erörtert – stammt
1 : 1 aus einem Gesetzentwurf von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN aus dem Jahre 2003. Ich kann Ihnen versichern,
dass das Problem, auf das sich damals die GRÜNEN bezo-
gen haben, innerhalb der letzten zwölf Jahre selbstver-
ständlich im vorstehenden Sinne bereits gelöst worden ist.

Auch hieran wird deutlich, dass wir eine diesbezügliche
Regelung in unserer Hessischen Gemeindeordnung nicht
benötigen. Wenn wir sie nicht benötigen und dies bereits
geregelt ist, dann brauchen wir sie auch nicht in die Ge-
meindeordnung aufzunehmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Staatsminister.

Wir sind damit am Ende der ersten Lesung des Gesetzent-
wurfs der Fraktion DIE LINKE für ein Gesetz zur Ände-
rung der Hessischen Gemeindeordnung angelangt und
überweisen die Drucks. 19/2412 zur Vorbereitung der
zweiten Lesung an den Innenausschuss.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf:

Erste Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Gesetz
zur Stärkung der Investitionstätigkeit von Kommunen
und Krankenhausträgern durch ein Kommunalinvesti-
tionsprogramm und zur Änderung von Rechtsvor-
schriften – Drucks. 19/2417 –

Die vereinbarte Redezeit beträgt 7,5 Minuten. Herr Schork
von der CDU-Fraktion bringt den Gesetzentwurf ein.

Günter Schork (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! 1.027 Millionen € für In-

vestitionen von Kommunen und Krankenhausträgern – das
ist der Inhalt des Gesetzentwurfs, den CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN heute in erster Lesung in den Hes-
sischen Landtag einbringen. Das ist ein großes Paket zur
gezielten Unterstützung aller hessischen Kommunen, eine
gute Nachricht für die Kommunen. Dieser Gesetzentwurf
zeigt, dass die Regierungskoalition Partner der Kommunen
ist.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die einzelnen Bestandteile dieses Kommunalinvestitions-
programms bestehen aus folgenden Punkten:

Erstens. Der Gesetzentwurf beinhaltet die Weiterleitung
der Bundesmittel aus dem Bundesinvestitionsprogramm in
Höhe von 317 Millionen €. Damit verbunden – das wissen
wir aus dem Bundesprogramm – ist die Komplementärfi-
nanzierung von ca. 35 Millionen €, der Eigenanteil, den die
Kommunen im Rahmen des Bundesprogramms zu erbrin-
gen haben. Wir bieten den Kommunen an, diese Komple-
mentärfinanzierung über ein Darlehensprogramm mit zehn
Jahren Laufzeit bei der WIBank zu finanzieren. Im Falle
der Darlehensaufnahme der Kommunen zur Komplemen-
tärfinanzierung übernimmt das Land die Zinsaufwendun-
gen für diese zehn Jahre. Damit haben die Kommunen je-
weils 1 % des Eigenanteils zu tilgen. Mit dieser Regelung
stellen wir sicher, dass die Forderung des Bundes in die-
sem Bundesinvestitionsprogramm erfüllt wird, dass den
Kommunen die Möglichkeit gegeben werden muss, an
dem Bundesprogramm teilzunehmen und die Komplemen-
tärfinanzierung darzustellen. Denn – auch das ist ein wich-
tiger Punkt – die Bundesmittel und das Bundesprogramm
richten sich ausschließlich an finanzschwache Kommunen.

Wir haben im Land Hessen aufgrund der Steuereinnahme-
kraft in den einzelnen Gruppen, die wir aus dem Kommu-
nalen Finanzausgleich kennen, und aus den Arbeitslosen-
kennzahlen die Bedürftigkeit und die Finanzschwäche der
Kommunen ermittelt. Von dem Bundesprogramm werden
im Land Hessen 248 Kommunen profitieren.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der zweite Bestandteil ist ein Landesprogramm mit einem
Volumen von 370 Millionen €. Das Bundesprogramm ist
in einzelnen Teilen restriktiv und darf nur für bestimmte
Investitionen verwandt werden. Das hat dazu geführt, dass
wir gesagt haben: Wir wollen das Bundesprogramm durch
ein Landesprogramm mit einem Volumen von 370 Millio-
nen € ergänzen.

Von diesen 370 Millionen € stehen 25 Millionen € den
Kommunen zur Verfügung, die Standort für eine Erstauf-
nahmeeinrichtung für Flüchtlinge sind. Diese Kommunen
wollen wir mit dem Betrag von 25 Millionen € gesondert
unterstützen.

Die weiteren 345 Millionen € stehen allen – ich wiederho-
le: allen – hessischen Kommunen zur Verfügung. Für die-
ses Programm übernimmt das Land 80 % der Tilgung.
20 % der Tilgung verbleiben bei den Kommunen. Das
Land zahlt für die ersten zehn Jahre die Zinsen für diese
Darlehen. Für weitere zehn Jahre werden die Zinszahlun-
gen auf Antrag gewährt.

Dieses Programm ist bundesweit einmalig. Das Land Hes-
sen, die Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen
sind die Einzigen in der Bundesrepublik Deutschland, die
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das Bundesprogramm mit einem entsprechenden Landes-
programm ergänzen. Auch dies ist ein deutliches Zeichen
an die Kommunen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Norbert Schmitt (SPD): Weltweit!)

Nächster Bestandteil ist ein Darlehensprogramm von 75
Millionen € für Investitionen in die Krankenhausinfra-
struktur. Bei diesem Programm übernimmt das Land die
Tilgung zu zwei Dritteln. Der Rest bleibt bei den Kranken-
hausträgern. Die Zinsregelung ist identisch mit der im Lan-
desprogramm. Auch hier werden für die ersten zehn Jahre
die Zinsen übernommen.

Im Gesetzentwurf ist auch festgehalten, dass diese Investi-
tionen in die Krankenhausinfrastruktur Krankenhäusern,
die unverzichtbare Notfallstandorte außerhalb von Bal-
lungsräumen sind, und Spezialkliniken mit überregionaler
Bedeutung zugutekommen. Dafür sollen diese 75 Millio-
nen € eingesetzt werden.

Ein weiterer Bestandteil – das ist in den letzten Tagen wie-
derholt angesprochen worden – ist ein Darlehensprogramm
über 230 Millionen € für Investitionen in Wohnraum, zur
Schaffung von günstigem Wohnraum. Bei diesem Pro-
gramm übernimmt das Land Hessen für zehn Jahre die
Zinszahlungen.

Da in den letzten Tagen die eine oder andere Kritik gerade
an dem Teil genannt worden ist, will ich Ihnen eine Ver-
gleichszahl nennen, um deutlich zu machen, was das Land
Hessen – und wir – in diesem Programm macht. Die KfW
hat ein exakt gleiches Programm für Investitionen der
Kommunen in Wohnraum. Das Gesamtvolumen des KfW-
Programms für die gesamte Bundesrepublik Deutschland
beträgt 300 Millionen €. Wir als Koalitionsfraktionen in
diesem Landtag stellen dafür 230 Millionen € zur Verfü-
gung. Ich glaube, das kann sich sehen lassen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Für alle Darlehensprogramme gilt – diese Regelung ist ver-
nünftig –, dass die kommunalaufsichtsrechtliche Genehmi-
gung für die Kreditaufnahme als erteilt gilt. Damit können
die Kommunen handeln und entsprechende Planungen vor-
antreiben.

Diese Programme, die ich vorgestellt habe, das gesamte
Kommunalinvestitionsprogramm, ermöglichen Investitio-
nen in vielen Bereichen: für den Bau von bezahlbarem
Wohnraum, für Schulen, für schnelles Internet, für Straßen
und für andere kommunale Infrastruktur. Das Programm
von 1.027 Millionen € bietet den Kommunen die Möglich-
keit, die Heimat unserer Bürgerinnen und Bürger noch le-
benswerter zu machen, sich weiter nachhaltig zu ent-
wickeln und auf aktuelle Herausforderungen zu reagieren.

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Herr Schork, kommen Sie bitte zum Schluss?

Günter Schork (CDU):

Das ist aus unserer Sicht ein guter Gesetzentwurf, den ich
für die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN hier eingebracht habe. Ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit und freue mich auf die Beratungen in den Aus-
schüssen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Schork. – Bevor wir mit der Debatte fortfah-
ren, möchte ich gerne Herrn Gottfried Milde als früheres
Mitglied dieses Hauses auf der Besuchertribüne begrüßen.
Herzlich willkommen.

(Allgemeiner Beifall)

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Schmitt das Wort.

Norbert Schmitt (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das vergangene
Woche mit großer Trompete angekündigte Investitionspro-
gramm – heute waren die Töne etwas leiser – ist eher Aus-
druck schlechten Gewissens als wirklich Abhilfe für die
Finanznot der Kommunen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Es ist in der Tat so, dass das Bundesprogramm, das sehr
hilfreich ist, ergänzt wird mit drei Landesprogrammen, wie
Herr Schork sie gerade dargestellt hat. Aber wenn man
sich die drei Landesprogramme genauer ansieht und vor al-
lem rechnet, wird man schnell feststellen, dass diese Lan-
desprogramme im Gegensatz zum Bundesprogramm reine
Darlehensprogramme sind und dass diese Programme die
Kommunen teuer zu stehen kommen werden. Darlehens-
programme sind auf 30 Jahre angelegt. In 30 Jahren wird
manche Investition, die getätigt worden ist, nicht mehr be-
stehen, aber es muss noch abfinanziert werden.

Herr Kollege Kaufmann hat gestern in der ihm typischen
Art gesagt, wir sollten uns erst besser informieren, als ich
davon gesprochen habe, dass es in der Tat ein teures Pro-
gramm werden könnte.

Wir haben das nachgerechnet, und ich würde gerne eine
andere Rechnung von Ihnen sehen, Herr Kaufmann. Wir
haben festgestellt, dass diese drei Darlehensprogramme mit
Zins und Tilgung zu 53 % von den Kommunen finanziert
werden müssen. Das Land lässt sich wieder feiern – Herr
Schork spricht wieder von einem Superprogramm –, ist
aber nur mit weniger als der Hälfte beteiligt. Herr Kauf-
mann, wenn das falsch ist und Sie Sachgründe haben, dann
kommen Sie nach vorne und sagen das nachher. Ich denke,
Sie werden dazu sprechen.

Sieht man das gemeinsam mit dem Bundesprogramm,
dann tragen die Kommunen 45 % der Kosten. Der Landes-
anteil liegt nicht einmal bei 33 % und der Bundesanteil –
immerhin ein Zuschussprogramm – bei 20 %.

Insgesamt müssen die hessischen Kommunen für diese
Programme in der Frist von 30 Jahren für Zins und Tilgung
735 Millionen € aufbringen. Dann sieht etwas, was als Ge-
schenk dargestellt wird, schon ein bisschen anders aus.

(Beifall bei der SPD)

Das Land wird rund 600 Millionen € aufbringen. Herr
Kaufmann, ich gehe sogar von 600 Millionen € aus, wäh-
rend Sie in der Gesetzesbegründung von 547 Millionen €
ausgehen. Ich komme an dieser Stelle auf ein paar Euro
mehr, als es das Land bilanziell darstellen wird. Das kön-
nen wir noch austragen. Möglicherweise hängt das mit den
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unterschiedlichen Zinsannahmen zusammen. Der Bund ist
immerhin mit 317 Millionen € beteiligt.

Im Gegensatz zu den Landesprogrammen ist das Bundes-
programm wirklich hilfreich. Der Eigenanteil beträgt nur
10 %, und es sind keine Zins- und Tilgungsleistungen fäl-
lig. Das ist ein echtes Hilfsprogramm.

(Beifall bei der SPD)

Auch da, beim Stichwort Hilfe für die Kommunen, sieht
man wieder den Unterschied zwischen Großer Koalition
und Schwarz-Grün.

Es gilt der berühmte Satz: Noch ein Zuschuss, dann sind
wir pleite. – Meine Damen und Herren, angesichts der
Laufzeiten kann es sein, dass das eher für die hessischen
Darlehensprogramme gilt: Noch ein Darlehen, und wir
sind wirklich pleite.

Trotzdem rate ich den hessischen Kommunen, dort zuzu-
greifen, wo es geht, wo es sich auf lange Sicht darstellt.
Dieser Landesregierung würde ich keinen Pfennig schen-
ken,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

zumal es das Geld der Kommunen ist. Denn das ist alles
über die 344 Millionen € finanziert, die seit fünf Jahren im
Kommunalen Finanzausgleich abgezogen worden sind.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU)

Das wird jetzt großzügig verliehen. Sie wissen doch selbst,
dass dieses Programm keine Abhilfe bei den kommunalen
Finanzproblemen schafft.

(Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es ist
„nur“ 1 Milliarde €!)

Dieses Programm müsste eigentlich SGP – Schlechtes-Ge-
wissen-Programm – heißen. Es ist Ausdruck Ihres schlech-
ten Gewissens gegenüber den Kommunen.

(Beifall bei der SPD)

Sie wissen, dass bei den hessischen Kommunen ein Inves-
titionsbedarf von 8 Milliarden € bis 10 Milliarden € be-
steht.

Meine Damen und Herren, das ist auch Ausdruck Ihres
schlechten Gewissens. Denn Sie haben unseren Ände-
rungsantrag zum Gesetzentwurf zur Neuordnung des Kom-
munalen Finanzausgleichs, der eine Förderung der Investi-
tionen vorgesehen hatte, noch vor drei Monaten mit der
Begründung abgelehnt, das sei nicht notwendig. Jetzt
schießen Sie es mit einem eigenen Programm nach. Das ist
doch lächerlich und eine durchsichtige Argumentation.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des Abg. Dr.
h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

Die Kommunen haben das wirklich nötig. Allein in den
vier Jahren von 2010 bis 2014 wurden die kommunalen In-
vestitionen angesichts des Drucks und der unzureichenden
finanziellen Ausstattung durch das Land um 750 Millio-
nen € zurückgefahren. Ich habe das gestern schon gesagt.
Meine Damen und Herren, das, was Sie jetzt auflegen wol-
len, entspricht gerade einmal einem Jahr des Zurück-
schraubens. Dafür wollen Sie sich besonders loben lassen.
Nein, das hat kein Lob verdient.

Beim Krankenhausprogramm wird es z. B. offenkundig,
worum es wirklich geht. Die Krankenhausfinanzierung ge-
schah bisher als Zuschuss. Das soll jetzt auf eine Pauschal-

förderung umgestellt werden. Dadurch können einige
wichtige Projekte nicht mehr finanziert werden. Dafür
müsste jahrzehntelang angespart werden, um sie zu finan-
zieren.

Das hat die Landesregierung zu Recht als Problem erkannt.
Da muss abfinanziert werden. Deswegen soll es jetzt acht
Projekte geben. Ich fordere den Minister auf, dass er die
acht Projekte nennt, um die es geht. Mehr sind es nämlich
nicht. Es machen sich wieder 100 Hoffnung auf das Pro-
gramm. Am Ende werden es nur acht sein. Wir wollen,
dass diese acht Einrichtungen, die durch dieses Programm
finanziert werden, vor Verabschiedung des Gesetzentwurfs
offengelegt werden.

(Beifall bei der SPD)

Denn jeder soll wissen, wer davon profitiert und wer davon
nicht profitiert. Das gehört übrigens zur Transparenz und
Fairness dazu.

Dieses Programm ist keine zusätzliche Hilfe für die Kom-
munen. Das ist die Abfinanzierung eigener Probleme. Das
Problem der unzureichenden Finanzierung der letzten Jah-
re soll jetzt gelöst werden. Auch das hat wenig mit Lob zu
tun. Vielmehr machen Sie wieder Krisenbekämpfung. Sie
versuchen, ein Problem, das Sie sich selbst geschaffen ha-
ben, zu lösen.

Ich komme zum Schluss meiner Rede. Eine wirkliche Ab-
hilfe für die Kommunen würde nur eine angemessene jähr-
liche Finanzierung durch die Neuordnung des Kommuna-
len Finanzausgleichs bringen – nichts anderes. Sie können
noch so viele Hilfsprogramme auflegen, notwendig wäre
eine angemessene Finanzierung der hessischen Kommu-
nen.

(Beifall bei der SPD)

Mit der Streichung der 344 Millionen € und mit der Neu-
ordnung des Kommunalen Finanzausgleichs wird dies
eben nicht gewährleistet. Dieses Kommunalinvestitions-
programm – oder das Schlechtes-Gewissen-Programm, wie
es eigentlich heißen müsste – ist kein Ausgleich für die un-
zureichende Finanzierung der hessischen Kommunen. –
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Herr Schmitt, danke. – Für die Fraktion DIE LINKE hat
sich Herr van Ooyen zu Wort gemeldet.

Willi van Ooyen (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Am 15. Sep-
tember 2015 haben die Regierungsfraktionen gemeinsam
mit dem hessischen Finanzminister das sogenannte Kom-
munalinvestitionsprogramm der Öffentlichkeit vorgestellt.
Die Koalitionäre haben sich bemüht, vor allem die Zahl
des Gesamtvolumens in den Vordergrund zu stellen. Ich zi-
tiere:

Das Förderkontingent des „Hessischen Kommu-
nalinvestionsprogramms (KIP)“ beträgt rund 1 Milli-
arde €!

Wenn man sich dann aber die Zahlen genauer ansieht und
im Einzelnen schaut, wird klar: Diese Summe ist ein Wer-
begag. – Ich kann verstehen, dass man als Landesregierung
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die eigenen Bemühungen gerne etwas größer darstellt, als
sie eigentlich sind. Aber ich meine, das war unredlich.

(Beifall der Abg. Marjana Schott (DIE LINKE) und
Norbert Schmitt (SPD))

Nehmen wir die Zahl doch einmal auseinander. Herr Kol-
lege Schmitt hat das im Einzelnen schon getan. Dann stellt
man fest, dass 317 Millionen € Bundesmittel sind. Dazu
kommen Tilgungsleistungen durch das Land in Höhe von
346 Millionen €. Übrig bleibt das Programmvolumen, das
die Kommunen selbst tragen. Es sind 364 Millionen €. Den
größten Teil des Programmvolumens zahlen die Kommu-
nen also selbst.

(Marjana Schott (DIE LINKE): Hört, hört!)

Ich will dabei gar nicht leugnen, dass das Land außerdem
noch Zinshilfen leistet. Aber es ist mir doch wichtig, deut-
lich zu machen, dass der Anteil der Kommunen an diesem
Programm erheblich ist. Es ist eben kein Milliarden-Euro-
Programm der Landesregierung.

(Beifall der Abg. Marjana Schott (DIE LINKE) und
bei Abgeordneten der SPD)

Das ist umso bemerkenswerter, da es die Kommunen sind,
die besonders in den letzten Jahren darunter zu leiden hat-
ten, wie die Landespolitik in Hessen mit ihnen umgegan-
gen ist. Da stand am Anfang eine Kürzung des Kommuna-
len Finanzausgleichs durch die schwarz-gelbe Regierung
um jährlich 344 Millionen €. Das hat in den Kommunen
natürlich dazu geführt, dass sie ihre Investitionen reduziert
haben.

Danach kam der sogenannte Schutzschirm, der vor allem
darin bestand, dass besonders hoch verschuldeten Kommu-
nen Auflagen gemacht wurden, wie sie ihre Finanznot, die
die Landesregierung zu erheblichen Teilen mit zu verant-
worten hatte, in den Griff bekommen sollten. Das hat na-
türlich auch dazu geführt, dass diese Kommunen ihre In-
vestitionen weiter reduziert haben.

Schließlich hat die neue schwarz-grüne Landesregierung
den kommunalfeindlichen Kurs fortgesetzt und einen
Kommunalen Finanzausgleich geschaffen, der die Bedarfe
der Kommunen künstlich kleinrechnet. Das hat natürlich
dazu geführt, dass die kommunalen Investitionen endgültig
auf der Strecke geblieben sind.

Wenn sich die Landesregierung jetzt hinstellt und ein In-
vestitionsprogramm für die Kommunen präsentiert, das
diese, wie gesagt, zum großen Teil selbst finanzieren, dann
ist das vielleicht ein kleiner Schritt in die richtige Rich-
tung, aber es ist noch lange keine Umkehr.

(Beifall der Abg. Marjana Schott (DIE LINKE))

Ich vermute, dass dieses Programm nicht zufällig noch vor
der nächsten Kommunalwahl auf den Weg gebracht wer-
den soll.

(Norbert Schmitt (SPD): Reiner Zufall, doch!)

Denn Sie wissen eigentlich genau, dass dieses Sonderpro-
gramm nicht der Ausnahmefall, sondern die Regel sein
müsste, um den Investitionsstau in diesem Land irgend-
wann einmal aufzulösen.

(Beifall des Abg. Turgut Yüksel (SPD))

Gerade von der Anhörung zu dem Gesetzentwurf erhoffe
ich mir schon einmal einen Einblick darüber, wie hoch der
Investitionsbedarf bei den Kommunen, realistisch gesehen,

ist. Es ist die Frage, ob diese 1 Milliarde € wirklich reichen
wird oder ob wir hier besser darüber reden müssen, dass
aus den knapp 350 Millionen € Landesmitteln tatsächlich
1 Milliarde € gemacht wird.

Ich denke, es wird sich in den Beratungen zeigen, worauf
dieser Bedarf wirklich zurückzuführen ist. Es wird sich
auch zeigen, was dieses Programm für die Schuldenbremse
wirklich bedeutet.

Ich brauche hier keinen Hehl daraus zu machen, dass ich
die Schuldenbremse für falsch halte; umso mehr hat mich
dann dieses Landesprogramm überrascht. Denn im Kern
besteht es aus neuen Schulden für zusätzliche Investitio-
nen. Ich würde mich sehr darüber freuen, wenn wir nach
einigen Jahren, in denen vier Fraktionen in diesem Haus
immer wieder betont haben, dass Investitionen nicht mit
neuen Schulden finanziert werden dürften, endlich dazu
kommen würden, Investitionen langfristig mit Krediten zu
finanzieren. Wie gesagt: Das macht auch die schwäbische
Hausfrau.

(Beifall der Abg. Marjana Schott (DIE LINKE))

Die Frage ist: Wird damit eine Abkehr von der Schulden-
bremse eingeleitet? – Denn genau das macht dieses Pro-
gramm. Zwar nehmen formal die Kommunen diese Kredite
auf, aber Tilgung und Zinsen übernimmt zu einem erhebli-
chen Teil das Land. Wenn das der Ausweg aus der Investi-
tionsbremse ist, die CDU, SPD, GRÜNE und FDP in die
Verfassung geschrieben haben, dann sollten wir diesen
Weg gehen. Allein mit Blick auf den Investitionsbedarf in
den Kommunen werden wir aber mit einem solch kleinen
Schritt nicht sonderlich weiterkommen. Aber dieser Regie-
rung fehlt der Mut, den notwendigen Schritt zu gehen, um
den Erhalt der Infrastruktur vor Ort zu sichern. Das ist das
Manko auch dieses Programms. – Vielen Dank.

(Beifall der Abg. Marjana Schott (DIE LINKE))

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Herr van Ooyen, danke. – Für die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN hat sich Herr Kaufmann zu Wort gemel-
det.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bereits gestern
habe ich während der Haushaltsdebatte das Kommunalin-
vestitionsprogramm kurz angesprochen. Jetzt reden wir in
erster Lesung darüber. Ich habe es als ein Element eines
Dreiklangs kommunaler Förderung angesprochen, den das
Land Hessen zugunsten der Landkreise, Städte und Ge-
meinden zusammengestellt oder, wenn Sie so wollen, kom-
poniert hat.

Hintergrund unserer Bemühungen zugunsten der finanziel-
len Ausstattung der Kommunen ist die keineswegs neue
Erkenntnis, dass gesellschaftliche Entwicklungen ebenso
wie mentale Bindungen in aller Regel vor Ort ihre Wurzeln
haben. Gerade wir, die Politik des Landes, die von oben
draufschaut, dürfen deshalb die lokale Situation nie aus
den Augen verlieren. Denn auf lokaler Ebene entscheidet
sich, ob sich die Menschen wohlfühlen und wie sie mitein-
ander in Gemeinschaft leben.

Genau deshalb achten wir in unserer Koalition von CDU
und GRÜNEN auch besonders auf die kommunalen Be-
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dürfnisse, und deshalb ist uns sowohl eine zugewandte Be-
handlung als auch eine stabile Finanzierung der Kommu-
nen durch das Land eine dauerhafte Verpflichtung.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und der CDU)

Das heute vorgelegte Programm ist der dritte Baustein in
dem Dreiklang mit dem Kommunalen Schutzschirm. Das
ist schon angesprochen worden. Das Land hat damit –
schon vor unserer grünen Regierungsbeteiligung – beson-
ders belastete Kommunen mit rund 3,2 Milliarden € dabei
unterstützt, die hohe Verschuldung abzubauen. Das war ein
Beitrag zur Bewältigung der Belastungen aus der Vergan-
genheit.

Mit der Neuordnung des Kommunalen Finanzausgleichs,
wie wir sie im Juli beschlossen und gestern in der Haus-
haltsdebatte mehrfach angesprochen haben, stellen wir die
laufenden Einnahmen der Kommunen auf eine neue
Grundlage.

Verehrter Herr Kollege Schmitt, ich bin ein bisschen be-
trübt. Ich habe mich gestern sehr darum bemüht, Ihnen
klarzumachen, dass es sich nicht um eine Kürzung, son-
dern um eine Rekordsumme zugunsten der Kommunen
handelt. Das bezeichnet man landläufig als eine Erhöhung
der Mittel. Aber Sie wollen es einfach nicht wahrnehmen –
ich könnte jetzt fast Renitenz vermuten.

(Norbert Schmitt (SPD): Weil es auch nicht stimmt!)

– Denken Sie immer an das Zitat von Bertolt Brecht, Herr
Kollege Schmitt.

Meine Damen und Herren, um es noch einmal zu sagen:
Statt mit den von der Opposition behaupteten Kürzungen
haben wir es durch den Kommunalen Finanzausgleich im
Jahr 2016 mit einer Steigerung der Landesmittel um über
8 % gegenüber dem laufenden Jahr zu tun. Das nenne ich
einen Zuwachs.

Jetzt sind wir beim dritten Teil: bei dem heute primär an-
gesprochenen Kommunalinvestitionsprogramm. Damit
leisten wir einen weiteren Beitrag, um gezielte Investitio-
nen für unsere Kommunen zu ermöglichen und um sie für
die Aufgaben der Zukunft zu rüsten. Wenn Sie so wollen:
Wir haben Vergangenheitsbewältigung, Gegenwartsgestal-
tung und Rüsten für die Zukunft in einen Dreiklang ge-
packt. Das bieten wir den Kommunen an.

Jeder kann die Zahlen auf der Homepage des Finanzminis-
ters im Detail nachlesen, es gibt dort keine Geheimnisse.
Die Kommunen haben sich schon damit befasst, und bisher
hat sich niemand bei uns über ein „vergiftetes Geschenk“ –
wie es der Kollege Schmitt in seiner Pressemitteilung be-
zeichnet hat – beschwert. Ganz im Gegenteil: Wir analy-
sieren vielmehr die Probleme der Kommunen vor Ort und
machen dann Angebote zur Unterstützung der Akteure.
Wer diese Angebote – wie es auch soeben wieder gesche-
hen ist – als „Wahlkampfhilfsfonds“ bezeichnet, der über-
sieht geflissentlich, dass alle Kommunen, völlig unabhän-
gig von der Couleur ihrer politischen Führung, diese Fi-
nanzierung erhalten können.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD – Vizepräsident
Wolfgang Greilich übernimmt den Vorsitz.)

Es geht da keineswegs um eine politische Richtung. Mit
dieser Behauptung sagen Sie, Herr Kollege Schmitt – jetzt
lacht er –, dass es ein besonderes Anliegen der schwarz-
grünen Koalition sei, 174 SPD-Bürgermeister in Hessen

vorrangig gegenüber nur 95 CDU-Bürgermeistern zu be-
dienen.

(Norbert Schmitt (SPD): Wo habe ich das behaup-
tet? Das ist eine glatte Lüge!)

Im Übrigen: Auch wir GRÜNE haben bedauerlicherweise
weniger Bürgermeister als die FDP. Ich habe Pressemittei-
lungen entnommen, dass – –

(Norbert Schmitt (SPD): Das ist eine glatte Lüge!
Wo habe ich das denn behauptet?)

– Also ich stelle fest, dass es keine Wahlkampffinanzie-
rung ist, weil wir dann die Falschen finanziert hätten,

(Norbert Schmitt (SPD): Ich habe das nicht behaup-
tet! Das ist gelogen!)

wenn es wirksam werden sollte, wie ich Ihnen gerade ge-
zeigt habe. Wenn dies überhaupt im Vorfeld einer Wahl
thematisiert wird, dann von denjenigen, die in der Kommu-
ne das Sagen haben und sich gerne mit den Finanzmitteln
brüsten.

Meine Damen und Herren, seit der Veröffentlichung des
Kommunalinvestitionsprogramms durch den Finanzminis-
ter haben uns im Gegenteil viele positive Rückmeldungen
der Kommunen erreicht. Es ist sogar vielfach von „Glück“
die Rede gewesen, und es ist auch sinnvoll, dass wir das
zum jetzigen Zeitpunkt präsentiert haben. Denn wir wis-
sen, dass sich derzeit nahezu alle Kommunen in der Haus-
haltsberatung befinden, um die Haushalte für das nächste
Jahr entweder erst aufzustellen oder anzupassen, wenn sie
vorher einen Doppelhaushalt hatten. Und deswegen ist es
sinnvoll, das jetzt zu tun.

Ich will Ihnen einmal etwas erzählen – auf die merkwürdi-
gen Rechenfiguren des Kollegen Schmitt werde ich noch
zurückkommen. Wollen Sie tatsächlich argumentieren, es
wäre richtig gewesen, wenn wir nur das Bundesprogramm
an die Kommunen weitergegeben hätten, was nie strittig
war und was im Juli erst beschlossen worden ist? Das hätte
zur Folge gehabt, dass mehr als die Hälfte der hessischen
Kommunen überhaupt keine Mittel erhalten und alle Kom-
munen erhebliche Restriktionen in Kauf zu nehmen hätten.
Wollen Sie das behaupten? Halten Sie das für sinnvoll,
weil Sie das Bundesprogramm ja so hochgelobt haben?
Wir sagen: Nein.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Deshalb war es richtig, mit einem Landesprogramm, aus
dem alle Kommunen etwas erhalten können und durch das
auch keine relevanten inhaltlichen Restriktionen vorgege-
ben werden, genau diesen Negativbeispielen entgegenzu-
wirken, die uns der Finanzminister auch schon früher dar-
gelegt hat, nämlich dass man z. B. ein Toilettenhäuschen
vielleicht energetisch sanieren, aber nicht grundsanieren
darf, weil dies aus dem Bundesprogramm nicht finanzier-
bar ist. Durch die Kombination der Programme werden wir
jetzt zu einer vernünftigen Lösung kommen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, jetzt möchte ich die letzten Se-
kunden nutzen, um dem Kollegen Schmitt gegenüber deut-
lich zu machen, dass viel Verwirrung stiften noch nicht die
Wahrheit verbreiten bedeutet.

(Heiterkeit des Abg. Mathias Wagner (Taunus)
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))
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Sie haben z. B. die verschiedenen Programmteile zusam-
mengerechnet und dabei natürlich auch das Wohnungsbau-
programm einbezogen. Das wird in voller Höhe nur als
Kredit gegeben, wie es im Wohnungsbau üblich ist, denn
die Wohnungen bleiben im Eigentum desjenigen, der sie
baut; wenn die Kredite abbezahlt sind, gehören die Woh-
nungen normalerweise immer noch dem Wohnungsbauträ-
ger. Das kann, aber muss nicht die Kommune sein. Des-
halb finanziert man das immer als Kredit. Deshalb können
Sie diese Mittel nicht mit den Zuschüssen oder Krediten
zusammenzählen, die von anderer Seite für allgemeine In-
vestitionen gegeben werden.

(Norbert Schmitt (SPD): Doch, doch, natürlich!)

Aus dem Bundesprogramm erhält man 90 %, aus dem Lan-
desprogramm 80 %. Insoweit gibt es eine Differenz in Hö-
he von 10 %, das stimmt. Wir finanzieren auch noch die
10 % aus dem Bundesprogramm für die Armen und für
diejenigen, die wenig Geld haben, und die Tilgung – –

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Durchatmen!)

Nein, wir als Land übernehmen den größten Teil der Zin-
sen für die Kreditlaufzeit.

Ich denke, in der Ausschussberatung werden wir das in al-
ler Ruhe zusammenzählen. Dann werden Sie es vielleicht
nicht einsehen, aber wir werden es Ihnen beweisen,

(Norbert Schmitt (SPD): Sie haben doch jetzt die
Gelegenheit!)

dass Ihre Zahlen, die Sie uns hier zum Zwecke der Verwir-
rung vorgetragen haben, völlig falsch sind.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Kollege, kommen Sie bitte zügig zum Ende.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Vielen Dank, das war es dann.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Das Wort hat der Abg. Hahn für die Fraktion der Freien
Demokraten. Bitte sehr.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich muss
dem Kollegen Kaufmann gratulieren, dass er in einer fast
schon philosophischen Art versucht hat, einen Dreiklang in
der kommunalen Finanzpolitik dieser Landesregierung
bzw. auch der Vorgängerregierung zu konstruieren. Dass
der Schutzschirm eine vernünftige und gute Sache gewesen
ist, ist – außer bei der Fraktion der LINKEN – offensicht-
lich jetzt bei allen hier im Hause angekommen, auch bei
den GRÜNEN, die das am Anfang nicht ganz so eupho-
risch gesehen haben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich glaube, es ist
falsch, wenn man jetzt von einem Zweiklang beim Kom-
munalen Finanzausgleich und beim Kommunalinvestiti-

onsprogramm spricht. Für mich gehört das alles zusam-
men.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben es beim Kommunalen Finanzausgleich durch
die ganz offensichtlich vorhandene Vorgabe, es darf nicht
mehr kosten als vorher, durch die Nutzung des sogenann-
ten Thüringer Korridormodells mit dem Vorsatz, niemals
auf 100 % Deckungsbeitrag für die Kommunen zu kom-
men – sonst hätten Sie einen anderen Korridor wählen
müssen –, billigend in Kauf genommen, dass die Kommu-
nen unterfinanziert sind. Das haben Ihnen die Kommunen
auch alle in der Diskussion gesagt, insbesondere im Zu-
sammenhang mit der zweiten Lesung des Kommunalen Fi-
nanzausgleichs.

Dann haben Sie sich überlegt: Wie können wir dieses Pro-
blem lösen? Auf der einen Seite bleiben wir jetzt beim
KFA hart – auf der anderen Seite aber möchten die Kolle-
gen von der Union, die meistens Fraktions- oder Parteivor-
sitzende der Union in den Kommunen in diesem Lande
sind, nicht zu Hause dastehen und sich anhören müssen,
dass diese Landesregierung und insbesondere der CDU-Fi-
nanzminister und der CDU-Innenminister die Kommunen
nicht auskömmlich finanzieren.

Irgendwann – diese Logik ist relativ einfach; wenn man die
Personen kennt, ist sie noch einfacher – kam man zu der
Idee: Wir müssen also noch zusätzlich etwas konstruieren.
Das ist KIP.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit KIP wollen
Sie politisch erreichen, dass Sie – die CDU-Kollegen in-
tensiver als die GRÜNEN-Kollegen – jetzt überall vor Ort
Presseerklärungen schreiben und in den 248 Kommunen
sagen können: Wir haben das gemacht.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Marius Weiß
(SPD))

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Presseer-
klärungen gibt es doch schon. Es ist keine Prognose, was
ich hier gerade vortrage, sondern es ist die Beschreibung
der Istsituation.

Kurz nach der Veröffentlichung des Programms – das Da-
tum habe ich auch noch irgendwo parat, aber das ist jetzt
unwichtig, vor zehn oder 14 Tagen – gab es garantiert eine
Musterpresseerklärung, hier in Wiesbaden vorbereitet, und
viele der Kollegen konnten sie vor Ort platzieren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bleibe dabei:
Politisch gesehen, ist das KIP der Kommunalwahlkampf-
hilfsfonds für CDU und GRÜNE in diesem Lande.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD
– Hans-Jürgen Irmer (CDU): Da trauen Sie dem
mündigen Bürger aber nichts zu! Ich dachte, wir ha-
ben mündige Bürger!)

Lieber Herr Kaufmann, das kann man auch nicht damit re-
lativieren, dass man die Parteizugehörigkeit der jeweiligen
Bürgermeister und Bürgermeisterinnen aufzählt.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Vielmehr geht es um das Klima. Ich bin ein bisschen in der
Wetterau unterwegs, und auch die Kollegen, die dort unter-
wegs sind, wissen, wie die Stimmung – insbesondere bei
der Union, bei Kommunalpolitikern der Union, aber auch
bei den GRÜNEN – im Zusammenhang mit dem KFA ge-
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wesen ist. Aber jetzt kann man denen sagen: Alles ist gut,
Thomas Schäfer und Volker Bouffier haben nachgelegt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe doch
nichts dagegen, dass die Kommunen auskömmlich ausge-
stattet werden.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das klingt aber ein bisschen anders!)

Ich habe aber etwas dagegen, dass man das so selbstherr-
lich macht.

(Beifall bei der FDP)

Ich habe etwas dagegen, dass man das ein bisschen so
macht wie im Feudalismus:

(Widerspruch bei der CDU)

Wir geben euch erst nicht genug Geld, aber jetzt bekommt
ihr von uns noch etwas geschenkt.

(Manfred Pentz (CDU): Das stimmt doch nicht!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist gerade
die Art dieses Kommunalwahlkampfhilfsfonds.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD
– Widerspruch des Abg. Manfred Pentz (CDU))

Da bitte ich um Verständnis. – Und je mehr der Generalse-
kretär ruft, desto genauer weiß ich, dass ich wieder einmal
vollkommen richtig liege.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD)

Denn Kollege Pentz ist sozusagen der Lackmustest.

(Manfred Pentz (CDU): Ja, ja!)

Wenn man etwas sagt, was die CDU auch so sieht, aber
nicht so sehen will, dann ruft Herr Pentz dazwischen.

(Manfred Pentz (CDU): Die Kommunalwahl ist der
Test!)

Lieber Herr Generalsekretär: jetzt wieder dieselbe Reakti-
on.

(Beifall bei der FDP)

Lassen Sie mich noch Folgendes dazu sagen: Es ist natür-
lich vollkommen klar, das sind Gelder aus dem Bundespro-
gramm, die weitergeleitet werden. Ich halte das auch für
sehr vernünftig, wir als FDP halten das für sehr vernünftig,
dass die Kommunen, die sich bereit erklären – oder die be-
reit erklärt werden; das ist ja auch nicht mehr ganz so in
dem Abstimmungsprozess, wie das noch vor einigen Mo-
naten war, aber dafür habe ich in gewissem Umfang Ver-
ständnis –, wenn sie Erstaufnahmeeinrichtungen haben, zu-
sätzlich noch ein gewisses „Leckerli“ bekommen. Und na-
türlich müssen wir für den Wohnungsbau Geld aufbringen.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, aber 1,027 Milli-
arden € – so stand es in der Presseerklärung des Finanzmi-
nisters, und das waren, glaube ich, auch die Eröffnungs-
worte von Ihnen eben, Herr Schork –

(Günter Schork (CDU): Das habe ich nie gesagt!)

gibt das Land Hessen den Kommunen – das ist einfach
falsch.

(Beifall bei der FDP – Günter Schork (CDU): Das
habe ich nie gesagt!)

Das ist doch kein eigenes Geld. Es ist a u c h eigenes
Geld dabei, aber es ist natürlich auch ein großer Teil an
Darlehen.

(Günter Schork (CDU): Zuhören!)

Ich kann mir schon sehr gut vorstellen, dass der Sprecher
der Geschäftsleitung der WIBank, unser ehemaliger Kolle-
ge Gottfried Milde, das mit seinen Männern und Frauen
richtig gut abwickeln wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Herr Boddenberg, davon bin ich fest überzeugt. Die Vorar-
beit insbesondere von Herrn Hirschler bei der WIBank war
doch nun wirklich hervorragend, wie wir alle wissen.

(Beifall des Abg. René Rock (FDP))

Das wissen wir alle. Da hättest du jetzt ruhig auch klat-
schen können. Das war eine gemeinsame Vergangenheit.

(Michael Boddenberg (CDU): Ist okay!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, jetzt komme ich
wieder zurück. Sehr bewusst wollte ich hier einen Gegen-
pol zu den Äußerungen des Kollegen Kaufmann setzen,
der das intellektuell mit einem Dreiklang verbrämt hat, ei-
nem fast natürlichen: Das eine war nach hinten, das andere
ist die Jetztzeit, das Nächste die Zukunft. Nein, Sie haben
beim KFA eine grundsätzlich falsche Entscheidung getrof-
fen. Das haben Sie politisch gemerkt, und deshalb haben
Sie jetzt mit insgesamt 1,027 Milliarden € – Bundesgeld,
Landesgeld, Darlehen usw. – nachgelegt.

(Norbert Schmitt (SPD): So ist es!)

Für mich ist das eindeutig ein Kommunalwahlkampfhilfs-
fonds, und zwar nicht für die Kommunen, sondern für
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. – Vielen herzli-
chen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD
sowie des Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Hahn. – Für die Landesregie-
rung spricht Herr Staatsminister Schäfer. Bitte sehr.

(René Rock (FDP): Der Geschenkeminister!)

Dr. Thomas Schäfer, Minister der Finanzen:

Sehr verehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Ich war nicht so vermessen, im Vorfeld dieser Debatte des
heutigen Tages zu erwarten, dass die Opposition dieses
Hauses bei der Vorlage dieses Programms sozusagen:
„KIP, KIP, hurra!“ schreien würde.

(Heiterkeit)

Aber ich bin schon ein bisschen verwundert, welches Maß
an intellektueller Verdrechseltheit Sie produzieren müssen,
um hier zu begründen, dass Sie mehr Geld für die Kommu-
nen am Ende ablehnen werden.

Ich hätte es verstanden, wenn Sie sagen: „Der Zeitpunkt ist
falsch – vor der Kommunalwahl. Aber am Ende ist es mehr
Geld für die Kommunen. Lasst uns über die Details der
Bedingungen reden, aber am dicken Ende ist das eine
grundsätzlich richtige Entscheidung.“

(Manfred Pentz (CDU): So ist es!)
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Damit würden Sie sich in Übereinstimmung mit der weit
überwiegenden Zahl auch sozialdemokratischer Kämmerer
vor Ort befinden,

(Timon Gremmels (SPD): Was wollen die denn ma-
chen?)

denn deren Reaktion ist durchweg positiv.

Meine Damen und Herren, ich habe sogar parteiübergrei-
fend eher einige kritische Reflexionen über den Teil Bun-
desprogramm gehört. Denn natürlich sind die Verwen-
dungszwecke des Bundesprogramms sehr auf die Bereiche
eingeschränkt, bei denen der Bund eine Gesetzgebungs-
kompetenz hat, und daher ist die Umsetzung schwieriger.

Im Übrigen war das auch eine der Motivationen für uns als
Land, um zu sagen: Lasst uns – Klammer auf: als einziges
Bundesland in der Bundesrepublik Deutschland, Klammer
zu – in einem größeren Umfang ein Landesprogramm hin-
zufügen, um genau die eingeschränkten Verwendungsmög-
lichkeiten des Bundesprogramms mit einem Landespro-
gramm so zu kombinieren, dass am Ende eine vernünftige
Baumaßnahme herauskommen kann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Meine Damen und Herren, ich will einmal versuchen, Ih-
nen das an einem Beispiel deutlich zu machen. Mit dem
Bundesprogramm dürfen Mittel in die Bildungsinfrastruk-
tur investiert werden, so sie zur energetischen Sanierung
dienen.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Aber die Toilet-
ten!)

– Jetzt kommt mein Beispiel, das der Herr van Ooyen
schon auswendig kann; schön, dass Sie mir an dieser Stelle
helfen: Wenn Sie aber eine marode Schule haben, dann ist
die in der Regel nicht nur an der Außenhülle energetisch
marode, sondern möglicherweise ist ein nicht unwesentli-
cher Teil des Innenlebens auch marode.

(Timon Gremmels (SPD): Das haben Sie schon am
Dienstag gesagt!)

Wenn Sie sich an dieser Stelle jetzt allein an das Bundes-
programm halten, dann können Sie zwar schöne winddich-
te Fenster, ein tolles Dach und vielleicht eine neue Hei-
zung bauen, aber die Schultoilette können Sie nicht sanie-
ren.

(Holger Bellino (CDU): So ist es! – Timon Grem-
mels (SPD): Dieses Beispiel kennen wir schon!)

Deshalb wollen wir es durch Hinzufügung dieses Landes-
programms erreichen, dass an dieser Stelle eine sinnvolle
Investition in einer vollständigen Dimension möglich wer-
den kann. – Was ist denn dagegen einzuwenden?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Zuruf des
Abg. Timon Gremmels (SPD))

Herr Schäfer-Gümbel, warum schicken Sie denn Ihren
Sprecher nur zum Nörgeln hier vor, anstatt diese Dinge
einmal in Ruhe und Gelassenheit vorzutragen? Das wäre
doch eine vernünftige Maßnahme gewesen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Zurufe von der SPD,
der LINKEN und der FDP)

Also, meine sehr verehrten Damen und Herren –

(Weitere Zurufe)

Offensichtlich habe ich da wieder – –

(Lebhafte Zurufe von allen Fraktionen – Manfred
Pentz (CDU): Norbert entschuldigt sich gleich! –
Gegenruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD): Wir bei-
de sind nicht per Du und werden es auch nicht wer-
den! – Gegenruf des Abg. Manfred Pentz (CDU): Da
lege ich auch gar keinen Wert drauf! – Weitere Zu-
rufe)

– Ist jetzt der Austausch von liebenswerten Kommentaren
beendet?

Es zeigt ein Stück weit, dass sich die Opposition in ihrer
Rolle, die Vorlage ablehnen zu müssen, weil sie sie ableh-
nen will, an der Stelle offensichtlich nicht richtig wohl-
fühlt.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das hat niemand
gesagt!)

– Vielleicht habe ich die Rede des Kollegen Schmitt anders
verstanden, als sie beabsichtigt war.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das kann sein! –
Timon Gremmels (SPD): Man versteht immer das,
was man verstehen will, Herr Schäfer!)

– Wir sollten versuchen, uns wechselseitig ausreden zu las-
sen. Hören Sie mir jetzt einen Augenblick geduldig zu.
Dann können Sie nach vorne kommen und Ihr Gegenkon-
zept auf den Tisch legen.

Lassen Sie mich noch ein paar Anmerkungen im Hinblick
auf den Zusammenhang mit dem KFA machen. In der Tat
haben wir in den Diskussionen der letzten Jahre gemein-
sam die Feststellung getroffen, dass in der Zeit der großen
Finanzkrise und in den Jahren ihrer Auswirkungen auf die
kommunale Finanzierung Rückgänge in der Investitionstä-
tigkeit der Kommunen zu verzeichnen waren. Das ist unbe-
stritten. Wir haben in Hessen in diesen Jahren zur Bewälti-
gung der großen Krise zwar Investitionsprogramme aufge-
legt, insbesondere das Konjunkturprogramm, mit dem In-
vestitionen bewusst vorgezogen werden sollten. So konnte
man eine Reihe von Jahren die zurückgehende Investiti-
onstätigkeit durchaus akzeptieren, weil, über einen länge-
ren Zeitraum insgesamt gesehen, sowieso nicht mehr Geld
investiert werden sollte.

Trotzdem haben wir – ebenfalls gemeinsam – festgestellt,
dass eine ankurbelnde Investitionstätigkeit vernünftig ist.
Deshalb hat der Bund im Frühjahr dieses Jahres ein kom-
munales Investitionsprogramm aufgelegt – mit all den Ein-
schränkungen und Problemen, die ich geschildert habe.
Dabei hatte die Großen Koalition ganz sicher nicht die Ab-
sicht, CDU und GRÜNEN in Hessen eine Kommunalwahl-
hilfe zuteilwerden zu lassen.

Jetzt fügen wir den unterschiedlichen Facetten, über die
diskutiert worden ist, eine weitere hinzu. Mein Eindruck
von den ersten Reaktionen der kommunalen Familie ist,
dass es ein hohes Interesse gibt, sich über Details zu unter-
halten, um vielleicht manches Problem auf dem Weg bis
zum Ende des Gesetzgebungsverfahrens gemeinschaftlich
noch aus dem Weg zu räumen. Wir haben mit den Kom-
munalen Spitzenverbänden verabredet, dass ihre Mitwir-
kung an einer möglichen weiteren Verbesserung parallel zu
dem Prozess hier im Hessischen Landtag sichergestellt
wird – so, wie wir es bei den Investitionspaketen und -pro-
grammen in den letzten Jahren immer gemacht haben. In
einem partnerschaftlichen Dialog mit den hessischen Kom-
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munen werden wir die Dinge auf den Weg bringen. Ich bin
sehr sicher, dass es dann sehr schnell gelingen wird, über
Investitionsprojekte zu entscheiden, die vor Ort zwar in
den Schubladen liegen, die bisher aber an den Grenzen der
Finanzierbarkeit gescheitert sind. Wir wollen Investitionen
in die kommunale Infrastruktur vor Ort ermöglichen und
fördern. Ich glaube, das wird uns mit diesem Programm
eindrucksvoll gelingen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Minister Schäfer. – Das Wort hat der
Abg. Schmitt für die Fraktion der SPD.

Norbert Schmitt (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Minister,
Sie haben ein ablehnendes Abstimmungsverhalten der
SPD-Fraktion unterstellt. Zum Abstimmungsverhalten der
SPD-Fraktion habe ich aber überhaupt noch nichts gesagt.
Ich habe vielmehr gesagt, die Kommunen sollen bei dem
Programm zugreifen, weil sie es selbst finanzieren. Ich ha-
be darauf hingewiesen, dass seit dem Jahr 2011 jährlich
mehr als 344 Millionen € aus dem KFA entnommen wer-
den. Sie haben den Kommunen in den letzten fünf Jahren
also fast 2 Milliarden € vorenthalten. Aus dieser Summe fi-
nanzieren Sie auch dieses Programm. Deshalb kann ich nur
sagen: Die Kommunen wären verhältnismäßig dumm,
wenn sie ihre eigenen Mittel jetzt nicht zurückholen wür-
den.

(Beifall bei der SPD)

Anlässlich der Schutzschirmdebatte hat ein Fraktionskolle-
ge von mir gesagt – er ist auch Kommunalpolitiker –: Die
Landesregierung hat uns eine halbe Sau geklaut und gibt
uns jetzt mit dem Schutzschirm ein Pfund Gehacktes zu-
rück. – Meine Damen und Herren, jetzt kommt noch ein
Kotelett dazu, aber die halbe Sau ist immer noch nicht da.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der FDP)

Herr Minister, zu unserem Abstimmungsverhalten will ich
auf Folgendes hinweisen, ohne in eine Sachdebatte einzu-
treten. Das Präsidium des Hessischen Landkreistages hat
einen Beschluss gefasst. In Ziffer 3 des Beschlusses heißt
es – ich zitiere –:

Das Präsidium des Hessischen Landkreistages kriti-
siert, dass bei der Auswahl der finanzschwachen
Kommunen zwecks Ermittlung der Antragsberechti-
gung für die Mittel aus dem kommunalen Investiti-
onsförderungsgesetz (317 Millionen €) Kriterien an-
gelegt werden, welche der bundesweit einmaligen
Verschuldungssituation der hessischen Landkreise
nicht gerecht werden.

Unter Ziffer 4 heißt es weiter:

Das Präsidium des Hessischen Landkreistags kriti-
siert mithin, dass von den 21 hessischen Landkreisen
durch diese Kriterien im Ergebnis lediglich acht als
finanzschwach gelten und berechtigt wären, Mittel
aus dem kommunalen Investitionsförderungsgesetz
in Anspruch zu nehmen.

Meine Damen und Herren, darüber muss man doch sach-
lich diskutieren. Die Verschuldungssituation der hessi-
schen Landkreise ist in der Tat bundesweit einmalig – mit
großem, großem Abstand. Der Hessische Landkreistag
sagt, eigentlich müssten fast alle Landkreise antragsberech-
tigt sein. Ich nenne, mit Verlaub, als Beispiel den Land-
kreis Fulda. Herr Minister, darüber muss man reden. Wie
Sie von diesem Pferd wieder herunterkommen, um eine
Sachdebatte zu führen und eventuell Veränderungen mög-
lich zu machen, nachdem Sie die Liste schon an fast alle
Kommunen, Bürgermeister und Landkreise verteilt haben,
bleibt mir schleierhaft. Sie müssen bei den Mitteln entwe-
der noch etwas drauflegen, oder Sie müssen an manchen
Stelle etwas abziehen, um an anderen Stellen etwas dazu-
zugeben. Von dem Pferd, das Sie gesattelt haben, kommen
Sie doch gar nicht mehr herunter. Sie haben sich schon fast
festgelegt. Deshalb ist eine ordentliche Beratung entlang
der Kriterien doch gar nicht mehr möglich.

Wir werden über unser Votum, wie das in unserer Fraktion
üblich ist, diskutieren. Heute haben wir an dieser Stelle
noch gar keine Festlegung getroffen.

Herr Kaufmann, eine Anmerkung gestatte ich mir dann
doch. Sie haben behauptet, ich hätte gesagt, es gebe eine
Verteilung der Mittel nach Parteibuch. Herr Kaufmann, das
ist schlicht die Unwahrheit. Ich habe dazu überhaupt nichts
gesagt. Ich habe übrigens noch nicht einmal etwas zur
Kommunalwahl gesagt. Das hat der Kollege van Ooyen
getan. Herr Kaufmann, Sie sollten, nachdem Sie hier wie-
der einmal einen großen Popanz aufgebaut haben, Gele-
genheit nehmen, sich für diese Äußerung zu entschuldigen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der FDP)

Interessant war aber, mit welchem Argument Herrn Kauf-
mann die Berechnung bedacht hat, die ich angestellt habe.
Er sagte, aus dem Programm müssten wir den Wohnungs-
bau herausnehmen, das seien ja immer Darlehen. – Über
das Krankenhausbauprogramm hat er an dieser Stelle
schon gar nicht mehr geredet, denn da reden wir nicht über
Prozentsätze von über 80 % oder 90 %, sondern über ein
Verhältnis von 66 % zu 33 %. Es ist immer ganz interes-
sant, wie Herr Kaufmann mit viel Kunst zu relativieren
versucht, das eine herausrechnet, das andere nicht hinzu-
nimmt, sodass am Ende das ihm Passende herauskommt.

Ich habe das Programm in seiner Gesamtheit bewertet, um
eine Berechnung vornehmen zu können. Wir werden uns
dazu Punkt für Punkt, über jeden einzelnen Cent austau-
schen. Ich werde Ihnen beweisen, dass ich recht habe. Die
hessischen Kommunen zahlen mehr als die Hälfte des Pro-
gramms.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Schmitt. – Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor.

Damit ist der Gesetzentwurf in erster Lesung beraten und
wird zur weiteren Beratung an den Haushaltsausschuss
überwiesen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf:

Vorlage der Landesregierung betreffend den Fünften
Bericht der Landesregierung an den Hessischen Land-
tag zur Umsetzung des Hessischen Gleichberechti-
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gungsgesetzes nach § 6 Abs. 7 HGlG – Drucks.
19/2330 –

Für die Landesregierung spricht Herr Staatsminister Grütt-
ner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich bringe für die Landesregierung den Fünften Bericht zur
Umsetzung des Hessischen Gleichberechtigungsgesetzes
nach § 6 Abs. 7 dieses Gesetzes ein.

Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes am 1. Januar 1994
wird dem Hessischen Landtag in regelmäßigen Abständen
Auskunft über die Umsetzung des Gesetzes gegeben. Dies
geschieht anhand der drei Leitziele, nämlich Verwirkli-
chung der Chancengleichheit von Frauen und Männern,
Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie so-
wie Beseitigung bestehender Unterrepräsentanzen von
Frauen.

Der nun vorliegende Fünfte Bericht schreibt die Ergebnisse
fort und bezieht sich auf den Berichtszeitraum 2008 bis
2012. Das ist zwar schon lange her, aber Sie wissen, dass
wegen der Personalstandsdaten eine zeitnähere Berichter-
stattung nicht möglich ist.

Der Bericht dokumentiert die Resultate der bislang durch-
geführten Frauenförder- und Chancengleichheitsmaßnah-
men innerhalb der Landesverwaltung und in den hessi-
schen Gemeinden und Gemeindeverbänden. Dabei können
wir, wie schon bei den vorangegangenen Berichten, wie-
derum auf eine ganze Reihe von Fortschritten in Bezug auf
die Beschäftigungs- und Beteiligungsverhältnisse der
weiblichen Beschäftigten im öffentlichen Dienst blicken,
die in dieser Form ohne die Existenz des Gleichberechti-
gungsgesetzes nur schwerlich denkbar wären.

Der Fünfte Bericht belegt aber auch, dass trotz der positi-
ven Entwicklungen der Prozess der Gleichstellung in unse-
ren Verwaltungen noch nicht als abgeschlossen gelten
kann, sondern dass das für die kommenden Jahre eine am-
bitionierte Daueraufgabe, und zwar auf gesetzlicher
Grundlage, darstellen wird. Eine entsprechende Novellie-
rung des Gesetzes ist zurzeit in der parlamentarischen Be-
ratung.

2012 arbeiteten im öffentlichen Dienst des Landes Hessen
mehr Frauen als Männer. Der Frauenanteil an den Vollzeit-
beschäftigten nahm auch in der Langzeitbetrachtung stetig
zu – für uns ein deutlicher Beleg für das Bedürfnis der
Frauen nach einer eigenständigen Sicherung des Lebensun-
terhalts und nach einer eigenständigen Altersvorsorge.

Die weiblichen Beschäftigten nehmen in einem deutlich
überproportionalen Maß an den von den Dienststellen an-
gebotenen Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen teil. Der
Frauenanteil bei den Auszubildenden liegt seit geraumer
Zeit stabil um die 60 % und damit weiterhin deutlich über
der Parität.

Was uns besonders freut: Es gibt in etlichen Bereichen der
Landesverwaltung – gerade in denjenigen, die eine ganz-
heitliche Personalentwicklung betreiben – überaus erfreuli-
che, messbare Zuwächse bei der Repräsentanz von Frauen
in den höheren Besoldungs- und Entgeltgruppen.

Exemplarisch sei hier der Anteil der Richterinnen inner-
halb der Gerichtsbarkeit der hessischen Justiz, z. B. 50 %

bei den Sozialgerichten, erwähnt. Der Berichtszeitraum
reicht bis zum Jahr 2012. Das hat sich inzwischen sehr
deutlich verstetigt. Zu nennen ist auch das Beförderungs-
wesen im richterlichen und staatsanwaltschaftlichen
Dienst, in dem sich der Frauenanteil in der R-Besoldung
innerhalb von nur vier Jahren um 20,4 % auf 50 % im Jahr
2012 erhöht hat.

Gleichermaßen positive Entwicklungen finden Sie bei den
Beamtinnen im höheren Dienst der hessischen Polizeiver-
waltung, deren Anteil sich zwischen 2008 und 2012 auf
nunmehr 41,1 % gesteigert hat.

Auch bei den leitenden Funktionsstellen im Schuldienst an
Haupt- und Realschulen, an den Gesamtschulen, an den
Berufsschulen und an den Gymnasien sind die Zuwächse
bei den Frauenanteilen prägnant und bemerkbar.

Die bereits vorhandene umfangreiche Angebotspalette zur
Vereinbarkeit von Familienaufgaben und Beruf wurde im
aktuellen Berichtszeitraum auf einem qualitativ und quan-
titativ hohen Niveau weiter ausgebaut. In dem vorliegen-
den Bericht werden die zur Teilzeitbeschäftigung erhobe-
nen Daten erstmals in die sogenannte reguläre Teilzeittä-
tigkeit und in die Altersteilzeit aufgeschlüsselt. Dieses
Vorgehen ermöglicht präzisere Ergebnisse gerade auch im
Hinblick auf die Frauenanteile in den höheren Besoldungs-
und Entgeltgruppen.

Es hat sich im Berichtszeitraum bewährt, dass auch Mo-
dellvorhaben durchgeführt worden sind. So konnte im Re-
gierungspräsidium Kassel zwischen 2001 und 2011 sowohl
der stellenbezogene Anteil der Frauen erhöht als auch die
Einkommensschere zwischen den männlichen Beschäftig-
ten und den weiblichen Beschäftigten verringert werden.

Neben eindeutig positiven Ergebnissen benennt der neue
Bericht aber auch Defizite, die trotz der klaren gesetzlichen
Grundlagen und des Engagements der Frauenbeauftragten
nicht nennenswert verringert werden konnten. Dabei han-
delte es sich zunächst um die nahezu unveränderte unglei-
che Verteilung von Frauen und Männern in den Positionen
mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben. Die ausgewähl-
ten Personalstandsdaten belegen, dass Frauen in vielen
Führungspositionen deutlich unterrepräsentiert sind, ob-
wohl es noch nie so viele Frauen mit ausgezeichneten Ab-
schlüssen und Qualifikationen gegeben hat wie zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt.

Weiterer Handlungsbedarf besteht auch bei der beruflichen
Entwicklung von Beschäftigten mit Familienaufgaben. Fa-
milie und Beruf sollten so miteinander vereinbart werden
können, dass beiden Elternteilen eine adäquate berufliche
Entwicklung möglich ist.

Der Fünfte Bericht zeigt, dass in den letzten Jahren gerade
auch jüngere Männer dazu bereit sind, sich stärker Famili-
enaufgaben zu widmen. Daher muss eine Kultur weiter
ausgebaut werden, die gewährleistet, dass eine gleichbe-
rechtigte Aufteilung von Rechten, wie Elternzeit, Teilzeit
oder Freistellung für Familienaufgaben, weder Frauen
noch Männern zum Nachteil gereicht. Ein Umdenken in
diese Richtung hat begonnen. Ein Schritt in diese Richtung
dürfte sicherlich auch die Hinterfragung des sogenannten
Anwesenheitsmythos sein, insbesondere bei Führungs- und
Leitungsaufgaben.

Der Fünfte Bericht zeigt zweierlei prägnant auf: eine Viel-
zahl kontinuierlich positiver Entwicklungen und Erfolge
bei der Anwendung des Hessischen Gleichberechtigungs-
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gesetzes und gleichzeitig bestehende Schwachstellen bei
der gezielten Förderung von weiblichen Beschäftigten in
Positionen mit Vorgesetzten- und Leitungsfunktionen so-
wie bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Frau-
en und Männer.

Er offenbart damit auch Handlungsempfehlungen für die
bevorstehende Novellierung des Hessischen Gleichberech-
tigungsgesetzes. Insofern übernimmt er eine wichtige Kon-
trollfunktion. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Minister. – In der Aussprache hat als
Erster der Abg. René Rock das Wort, Fraktion der Freien
Demokratischen Partei. Bitte sehr.

René Rock (FDP):

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Wir dis-
kutieren heute über den Fünften Bericht der Landesregie-
rung zur Umsetzung des Hessischen Gleichberechtigungs-
gesetzes. Der Minister hat darauf hingewiesen, dass die
Zahlen nicht ganz tagesaktuell sind. Aber ich glaube, man
kann trotzdem Trends ablesen und deshalb auch an dieser
Stelle eine Bewertung vornehmen.

Ich bin auch froh, wir sind uns darüber einig geworden,
dass uns die Frage so wichtig ist, dass wir sie an dieser
Stelle der Tagesordnung platziert haben. Das haben wir ge-
macht, um uns intensiv mit diesem Thema auseinanderzu-
setzen; denn wir werden auch Gesetzentwürfe und eine
Anhörung auswerten und hier noch entsprechend Entschei-
dungen treffen müssen.

Deshalb möchte ich nur kurz einiges zum Inhalt des Be-
richts sagen; der Herr Minister ist schon sehr ausführlich
darauf eingegangen. Dennoch möchte ich aus meiner Sicht
das eine oder andere ergänzen.

Im Bericht wird deutlich – das ist der eine Teil –, es gibt
eine positive Entwicklung. Die Ziele werden zunehmend
erreicht. Wir haben die Ziele natürlich längst noch nicht er-
reicht, aber wir sind auf einem relativ vernünftigen Weg.
Das lässt sich daran ablesen, dass die Hertie-Stiftung auch
im Jahr 2012 das Zertifikat „audit berufundfamilie“ erteilt
hat. Es gab also eine externe Begutachtung der Arbeit der
Landesregierung, die eine positive Entwicklung festgestellt
hat.

Wir stellen fest: Frauen kehren früher aus der Elternzeit
zurück, da sie hier anscheinend ihren Beruf familien-
freundlich weiter ausüben können, und wir haben – das ist
ganz wichtig, darum sage ich es noch einmal – einen wei-
teren Zuwachs an Vollzeitstellen, die von Frauen besetzt
werden. Das ist eine ganz wichtige Tendenz, die wir fest-
stellen können.

(Beifall des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Zu den Kritikpunkten, die man auf jeden Fall im Blick be-
halten muss und die einem leider auch ins Auge springen:
In Führungspositionen sind Frauen deutlich unterrepräsen-
tiert. Das zeigt sich insbesondere daran, dass, je höher die
Besoldungsgruppe ist, umso weniger Frauen dort anzutref-
fen sind.

In diesem Bericht ist nachzulesen, dass Teilzeitarbeit, Te-
learbeit und familienbedingte Pausen nach wie vor zu
schlechteren Karrierechancen führen. Auch hier besteht
weiterhin Handlungsbedarf. Man sieht auch, dass das nicht
an einem geringeren Interesse von Frauen an Karriere oder
an Fortbildung liegt. Nein, das Gegenteil ist abzulesen. Es
gibt ein großes Interesse von Frauen an beruflicher Weiter-
bildung, um sich einen Aufstieg zu ermöglichen. Die Fort-
bildungen werden überdurchschnittlich häufig von Frauen
wahrgenommen.

Frauen in höheren Besoldungsgruppen und in Führungspo-
sitionen – das fand ich noch ganz interessant, darum wollte
ich es hier auch noch einmal erwähnen; der Minister hat
hier einen kleinen Schlenker gemacht – nehmen deutlich
häufiger Teilzeitangebote in Anspruch. Das scheint ein
Trend zu sein. Aber ich hoffe, dass das auch respektiert
und anerkannt wird und niemandem zum Nachteil gereicht.
Auch das halte ich für eine positive Entwicklung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
CDU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

In der Landesverwaltung sind Frauen in den Gremien pari-
tätisch vertreten. Ich möchte trotzdem noch auf zwei The-
men hinweisen, die einem ins Auge springen und auf die
man schauen sollte.

Wir haben eine Entwicklung beim Hessischen Rundfunk
im Verwaltungsrat; da haben wir neun Mitglieder, davon
sind zwei Frauen. Das ist eine Frau weniger. Dort hat sich
das Verhältnis sogar verschlechtert. Im Rundfunkrat ist es
noch deutlicher. Da sind es 30 Männer und keine Frau. Al-
so, da sollte man weitermachen. Diese Zahlen sind schon
ein bisschen älter, Herr Fraktionsvorsitzender.

(Michael Boddenberg (CDU): Die müssen aber sehr
alt sein!)

Dafür kann ich nichts; die Berichte sind ein bisschen älter.
Zur Verbandsversammlung des LWV steht in diesem Be-
richt: 59 Männer, 16 Frauen; und im Verwaltungsaus-
schuss sind zwölf Männer, eine Frau. Das ist noch ein
Punkt, der ins Auge fällt. Da sollte man auch hinsehen, und
alle Fraktionen und alle, die politische Verantwortung ha-
ben, sollten da noch einmal schauen, ob diese Verhältnisse
nicht anders gestaltet werden können; die Politik stellt
nämlich immer hohe Forderungen auch an private Unter-
nehmen und an die Gesellschaft. Ich glaube, da sollte man
sich auch an die eigene Nase fassen. Man kann an dieser
Stelle keine Fraktion ausnehmen. Aber ich dachte, solch si-
gnifikante Zahlen sollte man heute an dieser Stelle doch
zumindest einmal nennen.

Ich möchte noch eine kurze Bewertung vornehmen: Ge-
setzliche Regelungen stoßen an Grenzen.

(Beifall bei der FDP)

Das ist nun einmal so. Gesetzliche Regelungen können ge-
sellschaftliche Einstellungen zwischen Geschlechtern und
in der Gesellschaft selbst nicht ersetzen. Sie können sie gut
ergänzen, und sie können natürlich auch ihren Teil dazu
beitragen, gewisse Entwicklungen zu unterstützen; aber sie
können sie, wie gesagt, aus meiner Sicht nicht ersetzen.
Gesellschaft braucht Zeit zum Umdenken. Auch die Be-
richte brauchen immer eine gewisse Zeit, um erstellt zu
werden, weil sie natürlich auch Entwicklungen abbilden
sollen. Daher ist das ein Thema, das wir dauerhaft bearbei-
ten müssen.
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Ich glaube, es ist unstrittig, dass zuverlässige Kinderbe-
treuung zu entsprechenden Zeiten geboten werden muss,
dass sie sich auch näher am Arbeitsplatz orientieren muss,
dass wir flexible Arbeitszeiten brauchen, dass auch die Te-
learbeit oder das sogenannte Homeoffice nicht dazu führen
darf, dass man abgehängt wird, und dass wir hier immer
noch besser werden müssen. Wir sind hier auf dem Weg.
Das sollte man anerkennen. Aber wir sind natürlich noch
längst nicht da, wo wir sein sollten und wo wir hoffentlich
bald einmal sein werden.

Ich glaube, die Gleichberechtigung der Frauen in der Be-
rufswelt hat einen ganz großen Verbündeten. Dieser Ver-
bündete ist keine politische Kraft, sondern eine gesell-
schaftliche Entwicklung mit Chancen und Risiken, nämlich
der demografische Wandel. Ich glaube, er wird die Gesell-
schaft, Unternehmen, aber auch Verwaltungen zwingen,
immer stärker auf diese Herausforderung der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf einzugehen, und die Chancen von
Frauen in dem beruflichen Werdegang verbessern, weil da-
mit die Anforderung an die Arbeitgeber und natürlich auch
an die Verwaltung steigt und weil die Zwänge, qualifizierte
Kräfte für verantwortungsvolle Arbeit zu finden, dazu füh-
ren werden, dass sich Dinge, die – man hört das oft –
schon immer so gemacht werden, vielleicht doch ändern
werden.

Natürlich wird auch der Generationenwechsel in den Füh-
rungspositionen zu viel mehr Selbstverständlichkeiten in
der Einstellung gegenüber familienbedingten Herausforde-
rungen führen. Ich glaube, auch da sind wir auf einem gu-
ten Weg.

Ich denke, wir sind mit diesem Bericht gut informiert wor-
den. Die Zahlen sind nicht ganz aktuell. Er zeigt einen po-
sitiven Trend. Außerdem zeigt er aber auch auf, wie hoch
der Handlungsbedarf noch ist. Ich möchte noch einmal an-
merken: Die gesellschaftlichen Herausforderungen ersetze
ich nicht durch Gesetze. Aber Gesetze können die Bewälti-
gung dieser Herausforderung stark unterstützen. Ich glau-
be, da sind wir in Hessen auf dem Weg. Da können wir
auch noch ein bisschen besser werden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Rock. – Als Nächste hat Frau
Abg. Alex für die Fraktion der Sozialdemokratischen Par-
tei das Wort. Bitte sehr.

Ulrike Alex (SPD):

Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Zu
wenig, zu langsam, zu zäh – es geht nicht so recht voran
mit der Gleichberechtigung von Frauen und Männern im
öffentlichen Dienst. In seiner engagierten Rede hat der
Herr Minister eben Optimismus verströmt.

(Heiterkeit bei der SPD und der LINKEN)

Aber wir sagen: Wenn der Anteil vollzeitbeschäftigter
Frauen im öffentlichen Dienst in drei Jahren um 1,2 Pro-
zentpunkte steigt – übrigens Prozentpunkte, das geht in
dem Bericht manchmal durcheinander, aber es kann uns
egal sein, wenn Sie sich hier künstlich arm oder noch är-
mer rechnen; wir hoffen nur, dass der Unterschied im Fi-
nanzministerium so weit verstanden ist –,

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der LIN-
KEN)

dann kann man das bejubeln. Man kann aber auch ausrech-
nen, dass es dann weitere 15 Jahre dauern wird, bis die
Frauen bei 50 % sind, was ihren Anteil an Beschäftigten
im öffentlichen Dienst in Vollzeit betrifft.

(Beifall bei der SPD)

Unbestritten eingeräumt sind im Bericht die zwei großen
Baustellen, die schon genannt worden sind: Der hohe An-
teil von Frauen bei Teilzeitstellen und der noch viel zu ge-
ringe Anteil von Frauen in gut bezahlten Führungspositio-
nen. Durch Teilzeitarbeit verzichten Frauen für die Wahr-
nehmung vielfältiger Aufgaben in der Familie für Kinder-
betreuung und – was immer mehr zu Buche schlägt – bei
der Pflege kranker oder betagter Angehöriger auf Karrie-
remöglichkeiten.

Man sagt, es sei jetzt angestiegen, und die Landesregierung
sieht da nicht mehr so stark den Zusammenhang zwischen
Teilzeit und Aufstieg. Aber die Männer wissen es genau;
denn wenn Sie sich einmal anschauen, dass die Frauen
knapp 90 % der Teilzeitbeschäftigten stellen, dann sehen
Sie – der Herr Minister hat es gesagt –: Bei der Altersteil-
zeit ist es anders. Da ist es nämlich pari. Das ist ganz klar:
Wenn man in Altersteilzeit geht, braucht man keine Angst
mehr um künftige Karrierechancen zu haben.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Deswegen kann man das auch gut in Anspruch nehmen.
Männer machen es in der Regel nicht so gern, dass sie
Teilzeit arbeiten. Warum auch? Sie haben weniger Mög-
lichkeiten zum Aufstieg, Sie haben ein geringeres Einkom-
men, und Sie haben später eine schlechtere Altersversor-
gung. Wenn wir nun den Blick auf Frauen in gehobenen
Positionen werfen, sehen wir: Die Luft nach oben ist nach
wie vor dünn.

Ich möchte nur einen Blick auf den Bildungsbereich wer-
fen und dabei nicht auf die absolut armseligen Ergebnisse
zu sprechen kommen, die wir an den Hochschulen haben.
Wir schauen einmal an die Grundschulen. Da sehen wir in
dem Bericht einen interessanten Satz: An den Grund-
schulen müssten wir einmal die Frauenförderung ein
bisschen überdenken; denn dort seien die Frauen überre-
präsentiert, und es wäre doch wichtig, dass auch Männer
an Grundschulen kommen. Da müsste man sich etwas
überlegen. – Was kann man sich da wohl überlegen, damit
Männer an Grundschulen gehen?

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der LIN-
KEN)

Höchste Verantwortung, große Belastungen, höchste
Pflichtstundenzahl, geringste Bezahlung – genau das ist
der Grund, warum Männer auch nicht in Kindertagesstät-
ten gehen. Das ist einfach nicht interessant.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der LIN-
KEN)

Wenn wir von den Frauen in Führungspositionen, die in
Teilzeit arbeiten, reden, dann schauen wir, dass das beson-
ders an Grundschulen möglich ist. Warum ist es an Grund-
schulen möglich? – Weil natürlich die Teilzeitstellen, die
dort geschaffen werden, in Wirklichkeit Vollzeitstellen
sind. Es ist eine solche Belastung, die dort durch die Auf-
gaben der Inklusion, durch immer neue Verwaltungsaufga-
ben, durch Mentorentätigkeit, durch Unterricht, durch Ak-
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tivitäten und durch Elterngespräche auf sie zukommt, dass
viele sagen: „Ich nehme eine Halbzeitstelle, dann muss ich
wenigstens nur Vollzeit arbeiten.“ – So sieht es in der Rea-
lität aus.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt weder halbe Konferenzen noch halbe Ausflüge,
noch halbe Elterngespräche, noch sonstige halbe Sachen in
den hessischen Schulen. Da kommen wir zu einem Punkt,
den Herr Rock erwähnt hat. Er hat ganz recht damit. Er hat
nämlich gesagt, nicht alles kann man durch Gesetze regeln.
Ich würde sagen, nicht alles kann man durch ein Gleich-
stellungsgesetz regeln. Hier braucht man eine gute Schul-
politik. Hier braucht man eine gute Bildungspolitik. Wenn
wir eine schlechte Bildungspolitik haben, werden wir auch
in dem Bereich nichts erreichen, und mit Nullrunden
locken Sie auch keine Männer in die Grundschulen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der LIN-
KEN)

Wenn in dem Bericht zu lesen ist, dass die Gymnasien auf-
gefordert werden, die Erhöhung des Anteils von Frauen in
den Schulleitungen voranzutreiben, dann muss man fragen:
Wie sollen die Gymnasien das machen – unter den Rah-
menbedingungen, die wir haben? Die Rahmenbedingungen
müssen sich ändern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Aber natürlich kann man mit einem guten Gleichberechti-
gungsgesetz etwas machen – mit einem Gesetz, das mit
den Frauenbeauftragten kommuniziert und beraten wird.

Wir als SPD haben einen Entwurf vorgelegt. Wir waren
schnell; wir haben einen guten Entwurf vorgelegt, der hier
demnächst diskutiert werden wird. Sie können sich überle-
gen, ob Sie sich unseren Überlegungen anschließen wollen.
Ich will nicht sagen: „Wir mussten Sie zum Jagen tragen“,
sonst kommt wieder die Diskussion von gestern Nachmit-
tag auf den Tisch.

(Heiterkeit bei der SPD – Gernot Grumbach (SPD):
Es ist Schonzeit!)

Ich gehe einmal davon aus, dass unser Entwurf so gut ist,
dass er nicht nur von allen Frauen in diesem Parlament
mitgetragen werden wird, sondern auch von allen selbstbe-
wussten Männern in diesem Parlament.

Den Kolleginnen und Kollegen vom BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN möchte ich noch sagen: Sie haben den Vierten
Bericht als „katastrophale Bilanz der schwarz-gelben Re-
gierung“ zerrissen. Sie könnten den Fünften Bericht leise
kritisieren, weil ja der Berichtszeitraum nicht in Ihrem
Verantwortungsbereich liegt. Aber dem Sechsten Bericht
werden Sie doch sicherlich zujubeln wollen. Aber dann
müssen Sie auch die entsprechende Zustimmung zu unse-
ren Forderungen zeigen. Wir freuen uns auf die Beratun-
gen.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der LIN-
KEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Frau Kollegin Alex. – Es spricht jetzt für die
CDU-Fraktion Frau Kollegin Ravensburg. Bitte schön.

Claudia Ravensburg (CDU):

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, sehr geehrte Damen
und Herren! Ich möchte mich zunächst einmal bei Herrn
Staatsminister Stefan Grüttner und vor allem bei seinen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bedanken, die diesen
Bericht, um den es heute geht, den fünften Gleichberechti-
gungsbericht, erarbeitet haben. Dieser Bericht ist nicht ein-
fach nur eine Darstellung und Interpretation von Zahlen,
die man einfach aus dem Computer abrufen könnte, nein,
die Erstellung erfordert umfangreiche Abfragen, Rückfra-
gen und Nachfragen. Dass sich von den 60 Städten in Hes-
sen lediglich 27 zurückgemeldet haben, finde ich aller-
dings sehr bedauerlich.

Herr Rock hat viel Richtiges gesagt und sprach von den
gesellschaftlichen Veränderungen. Ja, das ist so. Denn
wussten Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass mittler-
weile 60 % der Auszubildenden in der hessischen Landes-
verwaltung weiblich sind? In den Kommunen sind es sogar
66 %. Frau Alex, wussten Sie, dass sich der Frauenanteil
sowohl bei Beamten als auch bei Angestellten stetig erhöht
hat und im Landesdienst z. B. im Jahr 2012 54,5 % be-
trug? Aber auch die Anzahl der vollzeitbeschäftigten Frau-
en nimmt deutlich zu. Inzwischen arbeiten 42,4 % der
Frauen in Vollzeit. Das ist eine Steigerung von 3,4 %.

(Günter Rudolph (SPD): Na, das ist doch etwas!
3,4 %!)

Auch der Anteil der Frauen in Führungspositionen – Herr
Rudolph –

(Günter Rudolph (SPD): Ja!)

steigt kontinuierlich. Ich habe hier die Zahlen der B-Besol-
dung vom Jahre 2005. Damals waren es 8 %. Im Jahre
2012 haben wir 18 %. Daran sieht man, dass auch Frauen
Karriere machen wollen und hierzu die Chance bekom-
men.

Aber, Frau Alex, Ihre Äußerungen bezogen sich eigentlich
nur auf die Schule. Ich finde, die Landesverwaltung ist
sehr viel größer. Sie haben insbesondere auf die Grund-
schulen hingewiesen. Ja, auch meine Fraktion weiß um die
Belastungen der Grundschullehrerinnen und um die her-
vorragende Arbeit, die diese tun. Deshalb haben wir die
Schulleiter und Schulleiterinnen von Grundschulen hoch-
gestuft, sodass sie die Gehaltsstufe A 13 bekommen.

(Lothar Quanz (SPD): Nicht alle!)

Meine Damen und Herren, ich möchte mich auf drei
Schwerpunkte dieses Berichts konzentrieren, die mir be-
sonders wichtig sind. Da ist zunächst einmal die Teilzeitar-
beit. Dazu sollte man wissen – meine Vorredner haben es
erwähnt –, dass es im Landesdienst eine sehr hohe Teilzeit-
quote gibt. 25 % der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter – ja,
es sind auch Männer – arbeiten in Teilzeit. Davon sind al-
lerdings 87,7 % weiblich. Bei den Kommunen sind sogar
93 % weiblich. Schon diese Zahlen zeigen, dass die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf noch immer überwiegend
eine Sache von Frauen ist.

Es wurde der gesellschaftliche Wandel erwähnt, und dieser
zeigt sich meiner Meinung nach auch bei den jungen Müt-
tern. In der Vergangenheit sind sie gerade im öffentlichen
Dienst längere Zeit komplett aus dem Beruf ausgestiegen,
und genau das hat sich jetzt verändert. So begünstigen die
hervorragenden Teilzeitmöglichkeiten im öffentlichen
Dienst viele Anstrengungen zur Verbesserung der Kinder-
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betreuung, z. B. auch in den Ministerien. Aber auch der
Ausbau der Kindertagesstätten führt dazu, dass die Eltern-
zeit immer kürzer in Anspruch genommen wird. Deshalb
arbeiten die Frauen im Durchschnitt bereits nach einein-
halb Jahren nach der Geburt ihrer Kinder wieder im Lan-
desdienst, und zwar zumeist in Teilzeit.

In diesem Zusammenhang möchte ich auch noch einen
zweiten Punkt näher betrachten: Familie und Karriere.
Spannend ist folgendes Ergebnis des vorliegenden Be-
richts: Die Übernahme von Führungsaufgaben in Teilzeit,
ich meine Teilzeit im höheren Dienst, ist fast eine weibli-
che Domäne. Aus meiner Sicht muss es gelingen, die Last
und Freude von Beruf und Familie, von Karriere und Fa-
milie, gleichberechtigt auf beide Partner zu verteilen.

(Timon Gremmels (SPD): Und was machen Sie da-
für? Sie regieren doch!)

Noch immer ist der Anteil der Frauen konstant hoch. –
Herr Gremmels, darauf gehe ich gleich ein, denn es muss
sich gesellschaftlich etwas ändern, nicht nur in den Köpfen
des Führungspersonals, sondern auch der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, und zwar in der gesamten Bundesrepu-
blik. Ich glaube, wir sind da auf einem guten Weg. Wir se-
hen ja bei den Elternzeitmonaten, dass Väter die Elternzeit-
monate immer häufiger in Anspruch nehmen und dass dies
auch anerkannt wird.

(Manfred Pentz (CDU): Ja, so ist es!)

Ich freue mich sehr, dass auch viele Männer Verantwor-
tung übernehmen wollen. Deshalb will auch ich noch ein-
mal erwähnen: Teilzeit bedeutet nicht, dass ich eine halbe
Woche arbeite und mich die andere Hälfte um die Kinder
kümmere oder von morgens bis mittags arbeite und dann
für die Familie da bin. Nein, im Landesdienst sind heute
sehr viele flexible Modelle möglich. Man kann z. B. sagen,
man nimmt sich einen Familientag pro Woche. Solche Mo-
delle sind für Väter durchaus akzeptabel, und diese streben
viele Männer an. Ich denke, in Zukunft wird es unsere
Aufgabe sein – wir reden hier ja immer über Zahlen von
2012 –, dass die Akzeptanz von Männern verbessert wird,
die Teile ihrer Zeit für ihre Familie einsetzen wollen; denn
das kommt auch den Frauen zugute, die diese Zeit, diese
Freiräume, nutzen können, um ihre Karriere voranzutrei-
ben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

In diesem Zusammenhang möchte ich auch erwähnen, dass
der Bereich der Beamtinnen in Führungspositionen auch in
Vollzeit kontinuierlich steigt. Bei der A-Besoldung liegt
der Frauenanteil jetzt bei 38,6 %. Bei der R-Besoldung, al-
so in der Gerichtsbarkeit, stieg der Anteil der Beamtinnen
in Führungspositionen auf 36,2 %.

Ich will aber noch einen dritten Aspekt beleuchten, und das
sind die Gremien. Dort bin auch ich nicht zufrieden. Die
Besetzung von Gremien könnte sich durchaus verbessern.
Dort sehe ich durchaus Handlungsbedarf. Ohne die geziel-
te Ansprache und die Empfehlung von Vorgesetzten wird
es kaum eine Entsendung in die Gremien geben. Umso
größer ist die Verantwortung in Bezug auf die Personalent-
wicklung; Frauen müssen auch Fortbildungen ermöglicht
werden, um sie für Gremienbesetzungen vorschlagen zu
können.

(Vizepräsidentin Ursula Hammann übernimmt den
Vorsitz.)

Deshalb macht unser Gesetzentwurf, über den wir in der
kommenden Woche in der Anhörung diskutieren, ganz kla-
re Vorgaben. Wir wollen den Frauenanteil deutlich verbes-
sern. Es liegt nicht etwa daran – Herr Rock hat es er-
wähnt –, dass sich Frauen nicht um Fortbildungen bemüh-
ten, ganz im Gegenteil. Trotz aller Schwierigkeiten in Be-
zug auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf melden
sich überproportional viele Frauen für Fortbildungen an.
Aber ihre Anzahl in Führungs- und Leitungsseminaren
könnte sich noch verbessern.

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Frau Kollegin, Sie müssen zum Ende Ihrer Rede kommen.

Claudia Ravensburg (CDU):

Es gibt viele Möglichkeiten, wie wir das Problem lösen
können. Deswegen finde ich es richtig, dass es im Landes-
dienst möglich ist, Inhouseseminare anzubieten, und man
nicht mehr eine komplette Woche zum Seminar muss. Das
ist für Frauen ein Riesenvorteil. Ich bin davon überzeugt,
dass sich der Frauenanteil in Führungspositionen in den
nächsten Jahren deutlich verbessern wird.

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Bitte letzter Satz.

Claudia Ravensburg (CDU):

Was wir mit unserem Gesetzentwurf tun können, das tun
wir. In diesem Sinne freue ich mich auf die Beratungen des
Hessischen Gleichberechtigungsgesetzes, das wir einge-
bracht haben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Günter Rudolph (SPD): Das war nichts
Konkretes!)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Frau Kollegen Ravensburg. – Als nächste
Rednerin spricht Frau Kollegin Schott von der Fraktion
DIE LINKE.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ein solcher
Bericht macht sicherlich eine Menge Arbeit. Daher erst
einmal vielen Dank an all diejenigen, die sich gemüht ha-
ben, uns mit diesen Zahlen zu versorgen. Er scheint aber
auch eine Menge Abstimmungsbedarf hervorzurufen, denn
es hat schließlich relativ lange gedauert, bis die Zahlen des
Jahres 2012 und aus der Zeit davor dem Parlament und der
Öffentlichkeit vorgelegt werden konnten.

Das ist schon ein bisschen her, und deswegen frage ich die
Landesregierung, ob es nicht möglich wäre, den Landtag
und die Öffentlichkeit zeitnaher zu informieren. Wenn wir
jetzt die Schlüsse aus dem Jahr 2012 ziehen und dann An-
träge dazu formulieren und Ideen einbringen wollen, müs-
sen wir uns am Ende wieder sagen lassen: Wir sind doch
schon viel weiter, das haben wir doch längst alles abgear-
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beitet. Das ist doch alles schon viel besser. – Wenn der Be-
richt sinnvoll sein soll, dann muss er zeitnah kommen.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf der Abg. Claudia
Ravensburg (CDU))

Immerhin haben wir die glückliche Situation, dass der Be-
richt es noch geschafft hat, vor der Änderung des Hessi-
schen Gleichberechtigungsgesetzes zu kommen, damit wir
ihn noch mit einbeziehen können. – Auch wenn Sie jetzt
nicht gelacht haben, es war ein Scherz, wenn auch ein bit-
terer.

Aufgrund der Verzögerungen ist es notwendig, dass dieser
Gesetzentwurf – das erleben wir auch bei anderen Ge-
setzentwürfen, beispielsweise beim Kinder- und Jugendhil-
fegesetzbuch – im Schweinsgalopp durch die Gremien ge-
peitscht werden muss. Dabei weiß man doch, dass Zeit ein
wichtiger Faktor für Demokratie ist. Wahrscheinlich ist das
aber nicht gewollt.

Nun noch einmal konkret zu dem Bericht im Einzelnen.
Der öffentliche Dienst bietet viele Arbeitsplätze, die für
Frauen interessant sind. Somit ist der Anteil der Frauen hö-
her als der der Männer. Damit hört aber die stärkere Frau-
enbeteiligung leider schon auf.

Wenn wir uns die Beamtinnen und Beamten ansehen, das
sind 72 % der Beschäftigten, stellen wir fest, der Anteil der
Frauen ist geringer als in der Mitarbeiterschaft. Diese Zahl
muss vor dem Hintergrund des hohen Anteils der Teilzeit-
beamtinnen relativiert werden.

Jetzt zu den Auszubildenden. An der Stelle stimmt der
Spruch: „Traue nie der Statistik, …“ Hier kann man näm-
lich deutlich sehen, wie unterschiedlich man einen solchen
Bericht lesen kann. Man kann nämlich sagen, bei den Aus-
zubildenden liegen wir gut, da haben wir einen Frauenan-
teil von 60 % und in den Gemeinden von 66 %. Das liest
sich erst einmal richtig gut. Wenn man aber genauer hin-
schaut, stellt man fest, dass es in den letzten Jahren 13.225
Azubis weniger gegeben hat als in den Jahren zuvor. Das
ist ein deutlicher Rückschritt und eigentlich ein Skandal,
weil das Land Vorreiter sein sollte. Dass von diesen 13.000
Auszubildenden 75 % Frauen waren, zeigt, dass ein guter
Trend zurückgefahren worden ist. Am Ende kann man im-
mer noch sagen: Wir haben 60 bzw. 66 % Anteil von Frau-
en. – Das finde ich schon relativ fragwürdig, wenn man
das so unkritisch darstellt.

Interessant wäre, zu erfahren, warum dies so ist. Bewerben
sich weniger junge Frauen als früher? Wie ist das mit den
Beamtenstellen, kommen dafür weniger Frauen infrage? –
Das wären die Fragen, die ein Gleichstellungs-, oh pardon,
es heißt ja Gleichberechtigungsbericht, beantworten sollte.
Nur dann können wir sehen, an welchen Stellschrauben ge-
dreht werden muss, um wirklich eine Gleichstellung zu er-
halten.

Interessant ist weiterhin, in welchen Gehaltsstufen Frauen
arbeiten. Schauen wir uns die B-Besoldung an, also den
Teil, wo es um Geld und Bedeutung geht. Da gibt es die,
laut Bericht, positive Entwicklung von einem Frauenanteil
von 14,8 % auf einen von 18,4 % innerhalb von fünf Jah-
ren. Da hat sich aber nur in einer Besoldungsgruppe etwas
getan, in der fünf neue Stellen geschaffen wurden. Das ist
zwar ein kleines bisschen besser als vorher, aber wahrlich
kein Erfolg. Da fällt mir nur der Spruch ein, der als Motto
für diesen Bericht gelten kann: Der Fortschritt ist eine
Schnecke.

Exemplarisch will ich dies an zwei Bereichen aufzeigen.
Das eine ist der richterliche und der staatsanwaltschaftliche
Dienst. Dort gibt es zwar Steigerungsraten, was die Frau-
enbeschäftigung betrifft. Diese finden weitgehend bei den
Sozial- und Arbeitsgerichten statt, aber nicht bei den Fi-
nanzgerichten. Sind keine Frauen bereit, an diese Gerichte
zu gehen? Oder liegt dies an den Strukturen, dass die Ge-
richte keine Frauen nehmen wollen? – Das sind Fragen die
ich in dem Bericht, nicht beantwortet finde.

Wenn man sich die Zahlen aber genau ansieht, wird man
auch hier erkennen, dass es für die Beamtinnen mit der
Gleichstellung noch lange dauern wird. Wenn es, wie in
diesem Bereich, im aktuellen Schneckentempo weitergeht,
wird es sage und schreibe 27 Jahre dauern, bis tatsächlich
eine paritätische Verteilung vorhanden ist.

Wenn man sich die Besoldungsgruppen ansieht, wird die
Spreizung besonders deutlich. In den drei höchsten Besol-
dungsgruppen gibt es überhaupt keine Richterin, in der
niedrigsten Besoldungsgruppe fast 50 %.

Ein zweites Feld möchte ich exemplarisch herausnehmen,
das sind die Hochschulen. 21,9 % der Professuren haben in
Hessen Frauen inne. Trotz Förderung gab es zwischen
2009 und 2012 nur eine Steigerung um sage und schreibe
2 %. Eine Untersuchung der Europäischen Union hat ein-
mal einen Vergleich hergestellt. Dabei waren 53 % der
Professuren in Finnland, 49 % in Litauen, 44 % in Schwe-
den und 41 % in Polen von Frauen besetzt. Ich könnte Sie
mit dieser Liste noch länger quälen, da Deutschland mit
25 % auf dem vorletzten Platz vor Malta liegt. Wie er-
wähnt, Hessen liegt mit 21,9 % noch hinter Malta.

Wenn der Frauenanteil jedes Jahr um ein halbes Prozent
steigt, wie es in den vergangenen Jahren war, dann werden
wir alle hier im Saal die paritätische Besetzung bei den
Hochschulprofessuren nicht mehr erleben.

(Claudia Ravensburg (CDU): Wer entscheidet das?)

– Die Statistik. Wenn es in diesem Schneckentempo wei-
tergeht wie in den letzten Jahren, werden Sie und ich ganz
bestimmt nicht mehr da sein, die jüngeren Kolleginnen und
Kollegen aber auch nicht.

Das Schulterklopfen, das Sie vorhin vorgenommen haben,
ist viel zu früh. Wenn es in dem Tempo weitergeht, kann
man das in 20 Jahren noch einmal überlegen. Es gibt viel
zu tun, bevor wir eine Gleichstellung von Frauen und Män-
nern am Arbeitsplatz im öffentlichen Dienst haben, und
das, obwohl so viele Frauen hier arbeiten.

Auffallend ist der hohe Anteil von Frauen in Teilzeitbe-
schäftigung – das hatten wir vorhin schon einmal –, er
steigt weiter. 87 % der Teilzeitbeschäftigten sind Frauen.
Das zeigt das große Interesse, zu arbeiten und trotzdem
noch Mensch zu bleiben. Das heißt, sich um die Familie,
Freunde und andere Dinge zu kümmern. Es ist allerdings
wenig frauen- und wenig mitarbeiterfreundlich, wenn El-
ternzeiten weitgehend durch innerorganisatorische Maß-
nahmen ausgeglichen werden. Dies führt zu weiterer Ar-
beitsverdichtung und erhöht den Arbeitsstress. Der Hessi-
sche Rundfunk weicht als Einziger von dieser Regel ab.
Die befristete Einstellung von Ausbildungsabsolventen ist
meines Erachtens ebenfalls keine beispielgebende Lösung.
Eine frauen- und familienfreundliche Verwaltung kann nur
dann realisiert werden, wenn die Arbeitsverdichtung zu-
rückgeht und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht
weiterhin unter massivem Zeit- und Vorgesetztendruck ste-
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hen. Sollten wir nicht stärker darauf setzen, Arbeitszeitver-
kürzung für alle anzubieten?

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Frau Kollegin, Sie müssten zum Ende Ihrer Rede kommen.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Ich komme schnell zum Ende meiner Rede. – Dann hätte
sich auch das Problem erledigt, dass Teilzeitkräfte größere
Hürden überwinden müssen, um in Führungsfunktionen zu
kommen. Ich meine damit nicht auf 41 Stunden zu gehen,
sondern eher in Richtung 30 Stunden. Der öffentliche
Dienst sollte bei der Gleichstellung von Frauen eine Vor-
reiterrolle einnehmen.

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Bitte letzter Satz.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Bei der Entwicklung familienfreundlicher Arbeitszeiten
und Arbeitsbedingungen ist eine Schnecke des Fortschritts
am Horizont leider noch nicht zu sehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Schott. – Als nächste Rednerin
spricht nun Frau Kollegin Erfurth, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN. Frau Kollegin, Sie haben das Wort.

Sigrid Erfurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Auch ich möchte zu Beginn ein paar Zahlen aus dem Be-
richt zitieren. Es sind Zahlen aus dem letzten Berichtsjahr
2012. Der Frauenanteil im Landesdienst betrug insgesamt
54,5 %. Die Zahl bei den Auszubildenden – obwohl
durchaus rückläufig, das war nicht versteckt und konnte
genau nachgelesen werden – betrug immerhin 60 %, also
über der Hälfte der Auszubildenden. Im höheren Landes-
dienst haben wir mit 59,1 % eine sehr hohe Ausbildungs-
quote bei den Frauen. Bei den Arbeitnehmerinnen sind es
im höheren Dienst 56,7 %.

Das zeigt, dass Frauen in der Regel gut ausgebildet sind,
hoch motiviert und auch in den Landesdienst eintreten
wollen. Ich finde, das ist zunächst einmal eine Zahl, bei der
man sagen kann: Auf den ersten Blick okay, gut, dass
Frauen sich interessieren und nicht zu Hause bleiben wol-
len. – Wenn man oberflächlich wäre, könnte man auch sa-
gen: Frauen, regt euch nicht auf, es ist doch alles gut, ihr
habt doch die Hälfte der Arbeitsplätze im öffentlichen
Dienst.

Aber – auch darauf haben alle hingewiesen, und das ist
auch richtig so – wer sich vertiefter mit den Daten beschäf-
tigt stellt rasch fest, dieser oberflächliche Blick trügt, die
alte Gleichung der Frauenpolitik stimmt nach wie vor. Die-
se alte Gleichung hat schon immer gelautet: je höher das
Amt, je besser die Bezahlung, desto weniger Frauen. –
Diese Gleichung stimmt, das hat der Sozialminister vorge-

tragen, es steht so auch im Vorwort. Darauf haben alle
meine Vorrednerinnen und Vorredner hingewiesen. Es ist
noch immer so: Frauen in Führungs- und Leitungspositio-
nen sind deutlich unterrepräsentiert. Diese Erkenntnis ist
nicht neu. Wir wissen, dass wir daran arbeiten müssen,
Frau Alex.

(Beifall der Abg. Ulrike Alex (SPD))

Genau das ist der Punkt, warum wir an diesem Punkt im
neuen Gleichberechtigungsgesetz sehr intensiv gearbeitet
haben. Das Gesetz, welches die Koalitionsfraktionen Ihnen
vorgelegt haben, hat auch genau dies im Fokus: Wir müs-
sen daran arbeiten, dass sich der Frauenanteil in Führungs-
und Leitungspositionen ändert. Genau da gebe ich Herrn
Rock auch recht: Wir können gesetzliche Rahmenbedin-
gungen setzen, wir können versuchen, einen Rechtsrahmen
zu schaffen, aber wir ändern mit Gesetzen keine gesell-
schaftliche Wirklichkeit.

Deshalb müssen wir versuchen, an einem Rahmen zu ar-
beiten, und diesen Rahmen versucht das neue, in Beratun-
gen befindliche Hessische Gleichberechtigungsgesetz zu
setzen. Wir haben in § 4 ein neues Leitprinzip formuliert –
man könnte auch „Leitbild“ sagen –, das wir künftig in der
hessischen Verwaltung für alle Adressaten dieses Gesetzes
formulieren. Wir wollen nämlich darauf hinwirken, dass
sich Führungskräfte ihrer Aufgabe bewusst sind, für Chan-
cengleichheit von Männern und Frauen zu sorgen. Das ist
ein genauso wichtiges Prinzip, wie darauf hinzuarbeiten,
dass Arbeit erledigt wird. Sie müssen sich auch darum
kümmern, dass Chancengleichheit von Männern und Frau-
en gewährleistet wird.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das klingt erst einmal nach einem hehren Ziel. Aber wir
haben es auch unterlegt: Es gibt nämlich die Pflicht, Frau-
en besonders für Führungs- und Leitungspositionen zu
qualifizieren. Es gibt in diesem Gesetzentwurf die Ver-
pflichtung, darauf hinzuwirken, dass Frauen motiviert wer-
den, solche Fortbildungsmaßnahmen wahrzunehmen, dass
diese überhaupt angeboten werden und – Frau Kollegin
Ravensburg hat darauf hingewiesen – dass sie beispiels-
weise als Inhouseseminare angeboten werden, um es Frau-
en und Männern mit Familienaufgaben zu ermöglichen,
diese Führungsqualifikationen zu erreichen. Man braucht
diesen Unterbau, dann kann sich tatsächlich auch der An-
teil von Führungskräften erhöhen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

So gibt es z. B. in dem vorgelegten Gesetzentwurf die Ver-
pflichtung, bei Ausschreibungen darauf hinzuwirken, dass
alle Stellen in Teilzeit besetzt werden können, und zwar
auf allen Hierarchieebenen. Damit wird klargestellt, dass
wir einen Weg ebnen möchten, durch den auch Frauen in
Führungspositionen arbeiten wollen.

(Günter Rudolph (SPD): Bei kommunalen Wahlbe-
amten eben nicht!)

– Herr Rudolph, genau das ist der Punkt. Wir müssen in
den Köpfen etwas ändern, und wir wollen – –

(Günter Rudolph (SPD): Sie können das Gesetz
nicht ändern!)

– In dem Punkt haben wir gesagt, es müssen alle Stellen
auch als für Teilzeit geeignet ausgeschrieben werden, über
alle Hierarchieebenen hinweg. Dann gilt das Prinzip, dass
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sich Führung Gedanken machen muss, wie so etwas er-
möglicht werden kann, anstatt es zu verhindern.

Wir müssen darüber eine Kultur des Ermöglichens an allen
Dienststellen in Gang setzen. Das wird nicht alle mit Jubel
und Freude erfüllen, sondern man muss dann darüber nach-
denken, wie Arbeit so organisiert werden kann, dass auch
Menschen in Teilzeit diese Arbeit künftig so erfüllen kön-
nen, dass sie sich für alle zufriedenstellend erledigen lässt.

Dass eine solche Strategie zum Erfolg führen kann, zeigt
der Weg, den der Landkreis Marburg-Biedenkopf mit sei-
nem besonderen Konzept für Nachwuchsförderung einge-
schlagen hat. Dort hat man es genau so gemacht und ist
dort so herangegangen, indem besondere Fortbildung ange-
boten wurde und genau danach gesucht wurde, wo Frauen
ihre Potenziale haben. Das ist der richtige Weg, den wir
einschlagen müssen, damit Frauen stärker in Führungsposi-
tionen vertreten sind.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir sind uns in der Koalition sehr einig darüber, dass das
Gesetz nur den Wandel anstoßen und den Rahmen für
einen Wandel setzen kann. Deshalb haben wir den Perso-
nalverantwortlichen auch einen Strauß von Maßnahmen an
die Hand gegeben, wie sie eine geschlechtergerechte Per-
sonalentwicklung betreiben können – das geht von den
eben erwähnten besonderen Fortbildungsmaßnahmen über
Personalkostenbudgetierung bis hin zu einem veränderten
Beurteilungswesen, das auch Unterschiede in Erwerbsbio-
grafien berücksichtigen kann.

Das Beispiel beim RP Kassel zeigt, dass Personalkosten-
budgetierung ein sehr erfolgreicher Weg sein kann, um
auch Unterrepräsentanz von Frauen anzugehen, und – auch
das finde ich sehr wichtig – dass eine Dienststelle nicht zu-
sammenbricht, wenn plötzlich anders dafür gesorgt wird,
Frauen in Führungspositionen bringen zu können, und man
Gehirnschmalz darauf verwendet, diese vermeintlich un-
überwindliche Hürde zu überwinden.

Über die Instrumente, die wir in dem Vorschlag zum
HGlG, das wir in der übernächsten Woche in einer Anhö-
rung haben, beraten werden, entscheiden die Dienststellen.
Das geben wir ihnen an die Hand. Das Ziel aber ist klar,
meine Damen und Herren: Es müssen mehr Frauen in Füh-
rungspositionen,

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Frau Kollegin, Sie müssen zum Ende kommen.

Sigrid Erfurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

damit wir beim nächsten Bericht auch hier sagen können,
wir haben es geschafft, Frau Alex, auch wenn wir noch
nicht alles erreicht haben. – Ich danke Ihnen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Erfurth.

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit stelle
ich fest, dass der Bericht vonseiten der Landesregierung
gegeben wurde und die Aussprache erfolgt ist.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung für ein Sechstes Gesetz zur Änderung des Verwal-
tungsfachhochschulgesetzes – Drucks. 19/2391 zu
Drucks. 19/2199 –

Ich bitte Herrn Bauer, den Bericht zu geben. Bitte schön,
Herr Kollege.

Alexander Bauer, Berichterstatter:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Be-
schlussempfehlung des Innenausschusses zu dem vorgetra-
genen Gesetzentwurf: Der Innenausschuss empfiehlt dem
Plenum einstimmig, den Gesetzentwurf in zweiter Lesung
unverändert anzunehmen.

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Bauer. – Es wird keine Aus-
sprache darüber stattfinden.

Dann lasse ich über den Gesetzentwurf in zweiter Lesung
abstimmen. Wer diesem Gesetzentwurf zustimmen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist das gesam-
te Haus. Damit wird dieser Gesetzentwurf zum Gesetz er-
hoben. Vielen Dank.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Um-
weltinformationsgesetzes – Drucks. 19/2402 zu Drucks.
19/2072 –

Berichterstatter ist Abg. Gremmels. Sehr geehrter Kollege,
ich bitte Sie um die Berichterstattung.

Timon Gremmels, Berichterstatter:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt, Kli-
maschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zu dem
Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz zur Än-
derung des Hessischen Umweltinformationsgesetzes,
Drucks. 19/2072: Der Ausschuss für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz empfiehlt
dem Plenum einstimmig, den Gesetzentwurf unverändert
anzunehmen.

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank für die Berichterstattung, Herr Kollege Grem-
mels. – Sie haben sich auch als erster Redner zu Wort ge-
meldet. Die vereinbarte Redezeit beträgt fünf Minuten. Sie
haben das Wort.

Timon Gremmels (SPD):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Hier geht es um das Umweltinformationsgesetz, ein Ge-
setz, das es den Bürgerinnen und Bürgern, aber auch den
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Abgeordneten ermöglicht, im Bereich der Umwelt in Vor-
gänge der Verwaltung und der Ministerien Einblick zu
nehmen. Wir haben davon in den letzten Jahren Gebrauch
gemacht, nicht nur wir als Abgeordnete, sondern auch z. B.
die Deutsche Umwelthilfe, als es um die Abgaswerte des
Dienstwagens des Ministerpräsidenten ging – Klammer
auf: das musste eingeklagt werden, Klammer zu –, aber
auch bezüglich Biblis, bezüglich Woolrec ist dies genutzt
worden. Ich finde, es ist das gute Recht der Menschen, dies
zu nutzen und Einblick zu erhalten.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn das eine gute Möglichkeit ist, verstehen wir als So-
zialdemokraten nicht, warum Sie das ausschließlich auf
den Umweltbereich konzentrieren.

(Günter Rudolph (SPD): Ja!)

Gerade wenn Sie heute dieses Gesetz – auch mit den Stim-
men der CDU – ergänzen, fragen wir, warum Sie sich aus-
schließlich auf den Umweltbereich fokussieren. Wenn Sie
heute Ihre Hand für den Umweltbereich heben, warum er-
weitern Sie das nicht zu einem echten Informationsfrei-
heitsgesetz?

(Beifall des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Haben Sie den Mumm dazu. Wenn Sie es im Umweltbe-
reich können, können Sie es auch in anderen Bereichen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der LIN-
KEN)

Ich spreche insbesondere die Kolleginnen und Kollegen
von der CDU an, die sich diesbezüglich verweigern. Aber
ich habe kein sachliches Argument gehört, auch gestern
nicht, als ich Herrn Bauer hierzu habe reden hören – ihn
sehe ich jetzt gerade nicht –, der uns gesagt hat, welche
Kostenlawine auf die Verwaltung zukommt, welche Ar-
beitsbelastungen dazukommen. Aber gerade das Umwelt-
informationsgesetz zeigt doch, dass das alles handelbar ist,
dass die Ministerien, die Regierungspräsidien und andere
natürlich nicht überrannt werden, sondern dass von den
Bürgerinnen und Bürgern sehr verantwortungsvoll damit
umgegangen wird. Die Bürgerinnen und Bürger können
Einblick nehmen; die Verwaltungen überfordert dies in der
Tat nicht. Gerade das Umweltinformationsgesetz ist der
Beleg dafür, dass die Bürgerinnen und Bürger verantwor-
tungsvoll mit einem solchen Instrument umgehen und nicht
immense Zusatzkosten oder weitere Belastungen für die
Verwaltungen verursachen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der LIN-
KEN)

Deswegen sage ich Ihnen von der CDU: Demokratie kostet
halt Geld, und Transparenz kostet auch Geld. Wenn wir es
im Bereich Umwelt wollen, was ja der Fall ist, dann sollten
wir es auch in anderen Bereichen wollen, dann sollte uns
die Demokratie auch den einen oder anderen Euro wert
sein, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Wir stimmen heute dieser Änderung zu. Im Wesentlich
geht es ja darum, dass künftig die Verordnungen im Um-
weltbereich auch während ihrer Erstellung eingesehen wer-
den können. Im Nachgang zur gestrigen Diskussion finde
ich, für die Verordnung zum Jagdrecht wäre das auch eine
gute Möglichkeit gewesen. Wir werden als Opposition in

Zukunft die Gelegenheit nutzen, schon während des Erstel-
lens von Verordnungen im Umweltbereich Einblick zu
nehmen und mitzusprechen. Das wird manche Diskussion
hier erleichtern.

In diesem Sinne werden wir zustimmen. Wir bitten insbe-
sondere die Kollegen von der CDU, zur Vernunft zu kom-
men und diese Möglichkeit auf alle anderen Ressorts und
Bereiche zu übertragen. Dann haben wir ein echtes Infor-
mationsfreiheitsgesetz. Hierfür ist das Umweltinformati-
onsgesetz eine gute Vorlage.

In diesem Sinne Glück auf.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Gremmels. – Als nächster Red-
ner spricht nun Kollege Stephan von der Fraktion der
CDU. Bitte sehr, Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Peter Stephan (CDU):

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Das
heute vorliegende Hessische Umweltinformationsgesetz
garantiert allen interessierten Bürgerinnen und Bürgern
den Zugriff auf alle umweltrelevanten Informationen, die
in der öffentlichen Verwaltung, ihr nachgeordneten Stellen
oder in Stellen, die von der öffentlichen Hand kontrolliert
werden, erhoben oder verbreitet werden. Es gibt eine um-
fassende Auskunftspflicht aller staatlichen Stellen in Fra-
gen des Umweltbereichs wie Boden, Wasser, Luft, Land-
schaft, Artenvielfalt, gentechnisch veränderte Lebensmit-
tel, Energie, Strahlung, Wärme sowie die Wechselwirkung
zwischen diesen Bereichen.

Das hessische Gesetz muss aufgrund der europäischen
Rechtsprechung angepasst werden. Das wird mit dem vor-
liegenden Gesetzentwurf auch gemacht, und das wollen
wir heute auch in diesem Sinne beschließen.

Kolleginnen und Kollegen, ich will jetzt nicht vertiefend
auf diesen Gesetzentwurf eingehen. Wir haben das schon
in der ersten Lesung getan. Ich will nur darauf hinweisen,
dass die Änderungen im Wesentlichen Umsetzungen ge-
richtlicher Entscheidungen sind bzw. in dem Fall der Aus-
kunftspflicht von kontrollierten Unternehmen eigentlich
wenig Relevanz haben. Uns ist kein Fall in Hessen be-
kannt, in dem wir Probleme gehabt hätten.

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs
muss das nationale Recht, das nicht europarechtskonform
ausgelegt werden kann, so schnell wie möglich angepasst
werden. Wir tun dies mit diesem Entwurf.

Ich möchte abschließend festhalten, dass die Anhörung zur
Novellierung ergab, dass weder der Landesagrarausschuss
noch beispielsweise der Hessische Städte- und Gemeinde-
bund, der Städtetag, der Hessische Landkreistag oder der
Hessische Bauernverband Bedenken geäußert hat, sondern
dass sie der Novelle in der vorliegenden Form ohne An-
merkungen zugestimmt haben. Ich habe gehört, dass die
SPD dies auch tun will, und selbstverständlich wird auch
die CDU der Vorlage zustimmen und sich diesem Votum
der Verbände anschließen. – Danke.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Stephan. – Als nächster Redner
spricht nun Kollege Lenders von der FDP-Fraktion. Bitte
sehr, Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Jürgen Lenders (FDP):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Der Kollege
Gremmels hat die Gelegenheit genutzt, darauf hinzuwei-
sen, dass wir eine ganze Reihe von Gesetzen haben, bei de-
nen man sich in Bezug darauf, was hätte darin stehen kön-
nen, vieles hätte vorstellen können, wenn etwas mehr Sub-
stanz von der Landesregierung gekommen wäre. Alleine,
das ist alles gar nicht Grundlage dessen, was wir heute dis-
kutieren. Ja, es stimmt. Es mag auch Ausdruck dieser Ko-
alition sein, dass seitens der Landesregierung keine Ge-
setzesvorlagen kommen, die etwas mehr Substanz haben.

Wir sind eigentlich um Aussprache bemüht. Aber worüber
reden wir heute eigentlich? Man hätte dieses Gesetz auch
ohne Aussprache verabschieden können. Das wäre kein
Problem gewesen.

(Beifall der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

– Aber, Frau Kollegin Dorn, diese Koalition beschreitet
nun einmal dort, wo es wirklich spannend wird, wo sub-
stanziell wirklich etwas geändert wird, eher den Weg der
Verordnung, meidet also lieber das Parlament. Diese Stra-
tegie lassen wir Ihnen allerdings nicht durchgehen.

(Beifall der Abg. Nicola Beer (FDP))

Ich glaube, bei allem Regelungsbedarf wird es jetzt für die
Frau Staatssekretärin schwierig werden, auf den substanzi-
ellen Inhalt dieses Gesetzentwurfs der Landesregierung
einzugehen; denn so groß ist der Regelungsbedarf nicht. Es
besteht auch überhaupt kein Dissens hier im Hause. Dem
Gesetzentwurf können wir zustimmen.

(Beifall der Abg. Nicola Beer (FDP))

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Lenders. – Als nächste Redne-
rin spricht nun Frau Kollegin Dorn von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN. Bitte sehr, Frau Kollegin, Sie haben das Wort.

Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und
Herren! Sie haben recht, Herr Kollege Gremmels. Das
Umweltinformationsgesetz ist vorbildlich, wenn es darum
geht, wirklich Transparenz für die Bürgerinnen und Bürger
herzustellen. Ich bin auch sicher, dass dieses Gesetz
Grundlage für andere Gesetze sein kann, um dort insge-
samt mehr Transparenz hineinzubringen.

(Timon Gremmels (SPD): Denkt das Herr Bauer
auch?)

Ich verstehe ja, dass Sie darauf brennen, dass der Hessi-
sche Landtag ein Informationsfreiheitsgesetz auf den Weg
bringt. Darüber haben wir gestern schon sehr ausführlich
gesprochen. Ich verstehe auch, dass für Sie die verbleiben-
de Zeit der Legislaturperiode viel zu lang ist. Für uns ist
sie genau richtig. So haben wir ausreichend Zeit, um auch
insoweit ein gutes Gesetz vorzulegen. Denn ein solches

Gesetz braucht auch eine Weile, um es zu beraten. Bleiben
Sie einfach gespannt. Wir werden diesbezüglich sicherlich
noch auf gute Wege kommen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kollege Lenders, ich hätte auch keine Aussprache da-
zu gebraucht. Wir haben auch versucht, dies im Ältestenrat
zu signalisieren.

(Günter Rudolph (SPD): Ihr wolltet den Haushalt
auch nicht beraten! – Timon Gremmels (SPD): Das
ist das Recht der Opposition!)

– Das ist absolut ihr Recht. Aber Herr Lenders hat das kri-
tisiert, und es ist mein Recht, darauf zu antworten. So ein-
fach ist das.

Ansonsten ist der Gesetzentwurf eine sinnvolle Anpassung,
nicht mehr und nicht weniger. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Dorn. – Für die Landesregie-
rung spricht Frau Staatssekretärin Tappeser. Sie haben das
Wort.

Dr. Beatrix Tappeser, Staatssekretärin im Ministerium
für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Abgeordnete! Ich werde es
kurz machen, weil das Wesentliche schon gesagt ist.

Der Gesetzentwurf dient der Anpassung des Hessischen
Umweltinformationsgesetzes an die aktuellen europarecht-
lichen Vorgaben. Ich würde sagen, die Substanz ist bereits
gut, und sie wird jetzt noch verbessert. Im Kern geht es,
wie bei der Einbringung bereits ausgeführt, um Änderun-
gen im bestehenden Gesetz, die die Informationspflichten
der Behörden ein wenig ausweiten. Das beruht auf europa-
rechtlichen Vorgaben, wie auch Herr Stephan schon ausge-
führt hat, und es geht um einige redaktionelle Anpassun-
gen.

Der Gesetzentwurf wurde am 10. September im Fachaus-
schuss beraten. Dort wurde ihm ohne Nachfragen einstim-
mig zugestimmt. Insofern hoffe ich und gehe davon aus,
dass der Gesetzentwurf auch in diesem Haus eine große
Mehrheit findet. Ich bitte Sie daher um Zustimmung zu
dem Gesetzentwurf. – Danke schön.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. – Damit sind wir am
Ende der zweiten Lesung.

Ich lasse über den Gesetzentwurf abstimmen. Wer ihm zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das
sind die Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, SPD, FDP und DIE LINKE, also das gesamte Haus.
Damit ist der Gesetzentwurf der Landesregierung in zwei-
ter Lesung zum Gesetz erhoben.
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Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung für ein Drittes Gesetz zur Änderung des Hessi-
schen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabenge-
setz – Drucks. 19/2403 zu Drucks. 19/2198 –

Berichterstatter ist Herr Kollege Landau. Ich bitte um die
Berichterstattung, Herr Kollege.

Dirk Landau, Berichterstatter:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Ausschuss für Um-
welt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen der CDU, der
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN bei Ent-
haltung der LINKEN und der FDP, den Gesetzentwurf un-
verändert anzunehmen. – Danke schön.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Landau. – Es wurde vereinbart,
dass keine Aussprache erfolgt.

Dann lasse ich über das Gesetz in zweiter Lesung abstim-
men. Wer diesem Gesetzentwurf zustimmen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen
von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD. Wer
stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion der FDP. Wer ent-
hält sich? – Die Fraktion DIE LINKE. Damit hat dieser
Gesetzentwurf eine Mehrheit erhalten, und er wird zum
Gesetz erhoben.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 80 auf:

Dritte Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregierung
für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Kinder-
und Jugendhilfegesetzbuches und des Kindergesund-
heitsschutz-Gesetzes – Drucks. 19/2461 zu Drucks.
19/2424 zu Drucks. 19/2196 –

Berichterstatter ist Abg. Bocklet. Herr Bocklet, ich bitte
Sie um Berichterstattung.

Marcus Bocklet, Berichterstatter:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Der So-
zial- und Integrationspolitische Ausschuss empfiehlt dem
Plenum mit den Stimmen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen von SPD und LIN-
KEN, den Gesetzentwurf in dritter Lesung unverändert an-
zunehmen.

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Bocklet, für die Berichterstat-
tung. – Als erste Rednerin hat sich Frau Kollegin Wies-
mann von der Fraktion der CDU zu Wort gemeldet. Bitte
schön, Frau Kollegin, Sie haben das Wort. Die vereinbarte
Redezeit beträgt fünf Minuten.

Bettina Wiesmann (CDU):

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Nach
nochmaliger Beratung im Ausschuss können wir heute den
Gesetzentwurf der Landesregierung in Sachen HKJGB und
Kinderschutzgesetz verabschieden. Im Namen der CDU
und auch der GRÜNEN möchte ich hier nochmals dafür
werben, dass wir das in möglichst großer Gemeinsamkeit
tun. Die Beweggründe sind rasch noch einmal genannt.

Erstens. Das vor einigen Jahren so intensiv diskutierte
KiföG hat die damals regierungstragenden Fraktionen von
CDU und FDP mit nur einer Besorgnis zurückgelassen:
dass die Bedingungen der aufgekündigten Rahmenverein-
barung Integrationsplatz vielleicht nicht fortgeschrieben
werden würden.

Ich kann heute feststellen: Die Befürchtung hat sich nicht
bewahrheitet. Es ist gelungen, dass die bewährten Stan-
dards – Gruppenreduzierung und zusätzliche Fachkraft-
stunden – auch künftig gelten zugunsten eines gedeihlichen
Miteinanders und guten Aufwachsens von Kindern mit und
ohne Behinderungen in Hessen. Das ist ein großer Erfolg.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zweitens. Die Landesregierung hat einen wichtigen Bei-
trag geleistet, indem sie einmal durch beharrliches
Moderieren und behutsames Einfordern zur tatsächlichen
Einigung der zuständigen Kommunalen Spitzenverbände
und Wohlfahrtsverbände beigetragen hat, indem sie zwei-
tens zur Unterstützung des Anliegens erhöhte Integrations-
pauschalen im Volumen von 10 Millionen € schon im ver-
gangenen Jahr unbürokratisch zur Auszahlung gebracht hat
und indem sie drittens sich nun geduldig und schließlich
erfolgreich darum bemüht hat, ein Modell zur Erweiterung
der gesetzlichen Pauschalen zu entwickeln, mit dem sich
beide Seiten einverstanden erklären können.

Letzteres hat nun ein bisschen länger gedauert als erhofft.
Es ist aber gelungen. Wenn wir heute das Gesetz verab-
schieden, kann die erhöhte Förderung im November zur
Auszahlung kommen. Damit sollten wir alle zufrieden sein
und diese Zufriedenheit mit dem Ärger über die entstande-
ne parlamentarische Eile verrechnen. Das erreichte Ziel ist
es wirklich wert.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Drittens. Wir haben im Ausschuss insbesondere auch über
Ihren Änderungsantrag, liebe SPD, beraten. Lassen Sie
mich darauf noch einmal eingehen. Sie selbst haben bereits
gesagt, dass Sie nicht wirklich an eine Verankerung der
Standards im Gesetz geglaubt haben.

(Zuruf des Abg. Gerhard Merz (SPD))

Vielleicht sehen Sie selbst insgeheim ein, dass eine solche
Verankerung auch nicht klug wäre, weil sie das Zuständig-
keitsgefüge im Bereich der Förderung von Menschen mit
Behinderungen massiv durcheinanderbringen würde, wofür
nichts spricht, auch nicht die höheren Kosten, die das für
das Land im Wege der Konnexität mit sich bringen würde.
Das Land hat eine unterstützende und beratende Rolle,
aber es gibt keine Notwendigkeit, dass es sich auf diesem
Feld eine Zuständigkeit anmaßt; denn das Zusammenspiel
der örtlichen Sozial- und Jugendhilfeträger funktioniert.
Deshalb stehen im Gesetz auch nach der vorgeschlagenen
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Änderung Pauschalen, aber in diesem Bereich keine Stan-
dards.

Zum anderen Punkt. Sie schlugen vor, die erhöhten Pau-
schalen auch für Integrationskinder in Tagespflege vorzu-
sehen. Ich will ausdrücklich auch hier noch einmal feststel-
len: Es ist auch uns ein Anliegen, die Landesförderung
stets vergleichbar auch der Tagespflege angedeihen zu las-
sen, wie sie Einrichtungen zugutekommt. Es ist gut, dass
wir darin übereinstimmen. Aber dies will vorbereitet sein.

Im Bereich der Tagespflege gibt es die Standards noch gar
nicht, die für den Bereich der Einrichtungen vereinbart
sind und die uns bewogen haben, eine unterstützende frei-
willige Landesförderung vorzusehen. Diese Standards
müssen erst erarbeitet werden, und die Voraussetzungen
sind durchaus andere als in der institutionellen Kinderbe-
treuung. Dann kann auch über Integrationspauschalen für
Tageskinder gesprochen werden. Zum jetzigen Zeitpunkt
entbehrte eine solche Regelung der Grundlage. Mehr Geld
ist immer gut, aber auch Ihnen wird es wichtig sein, dass es
gezielt eingesetzt wird. Deshalb haben wir Ihren Vorschlag
zum jetzigen Zeitpunkt ablehnen müssen.

Viertens und fast schon zum Schluss. Gelegenheit zur Wei-
terentwicklung des KiföG wird es in absehbarer Zeit ge-
ben. Die Sonderevaluation im kommenden Jahr war immer
dafür gedacht, begründete Anregungen aus der Praxis auf-
zunehmen, und der runde Tisch tut ein Übriges.

Freuen Sie sich einfach mit, dass wir heute ins KiföG-Ge-
wölbe, wenn Sie das erlauben, einen schmückenden vor-
läufigen Schlussstein setzen. Er dient dem guten Aufwach-
sen von Kindern mit Behinderungen in Hessen, der Entlas-
tung und Unterstützung ihrer Familien und einem achtsa-
men Miteinander von Menschen mit und ohne Behinderun-
gen in dieser Gesellschaft, von der heute auch in anderem
Zusammenhang schon einmal die Rede war. – Vielen herz-
lichen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Wiesmann. – Als nächster
Redner spricht nun Kollege Merz von der SPD-Fraktion.
Bitte schön, Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Gerhard Merz (SPD):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich will zu
Beginn das wiederholen, was ich schon in der ersten Le-
sung gesagt habe, die vier Punkte, in denen ich unsere da-
malige Auffassung zusammengefasst habe. Diese ist durch
den schlechten Gang des Beratungsverfahrens nicht anders
und leider auch nicht besser geworden. Die vier Punkte
waren:

Erstens. Diese Novelle des Kinderförderungsgesetzes be-
hebt ein Problem, das wir ohne das Kinderförderungsge-
setz nicht hätten.

Zweitens. Sie behebt dieses Problem eher schlecht als
recht.

Drittens. Das Grundproblem der Verankerung von Stan-
dards für die gemeinsame Betreuung, Erziehung und Bil-
dung von behinderten und nicht behinderten Kindern in

Kinderbetreuungseinrichtungen im Gesetz wird gar nicht
erst angegriffen.

Viertens. Das Grundproblem oder die Grundprobleme mit
dem KiföG werden natürlich auch durch diese Novelle
nicht behoben. Das ist auch nicht die Absicht. Ich füge hin-
zu: Ich habe nicht den Glauben, dass diese Absicht nach
erfolgter Evaluierung im nächsten Jahr besteht, lasse mich
aber an dieser Stelle durchaus eines Besseren belehren.
Aber auch das werden wir im nächsten Jahr sehen.

Frau Kollegin Wiesmann, Sie haben wieder versucht, Ver-
wirrung zu stiften. Sie haben das falsche Argument der Zu-
ständigkeiten wieder in die Debatte eingeführt. Ich habe
Ihnen schon wiederholt erklärt, dass ein Land Standards
für die Betreuung der Kinder unter und über drei Jahren
und im Schulalter setzen kann. Na gut, bei Letzterem hal-
ten Sie sich mittlerweile ziemlich heraus und setzen fast
überhaupt keine Standards mehr. Aber das ist eine andere
Debatte, die im Zusammenhang mit dem Pakt für den
Nachmittag zu führen sein wird.

Sie können z. B. Standards für die Betreuung der unter
Dreijährigen und der über Dreijährigen in Bezug auf die
Gruppengröße festsetzen. Sie können Standards für den
Personaleinsatz in den Gruppen der Kinderbetreuung fest-
setzen. Sie können Standards für die Qualifikationsvoraus-
setzungen bei der Tagespflege festsetzen. Die wurden er-
freulicherweise verbessert. All dies sind Dinge, die nach
dem Sozialgesetzbuch VIII originär in die Zuständigkeit
des Jugendhilfeträgers fallen.

Sie haben das getan, sich aber ausgerechnet bei den Zu-
ständigkeitsfragen hinsichtlich der behinderten und nicht
behinderten Kinder herausgehalten. Sie haben, so glaube
ich, gesagt, dass das zu einer gefühlten Zuständigkeitsver-
wirrung führen würde.

(Zuruf)

– Doch, so ähnlich haben Sie sich ausgedrückt. – Wenn
das ausgerechnet der Punkt sein soll, dann hätten Sie die
Finger ganz von den Standards lassen sollen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das ist und bleibt unlogisch. Das, was dahintersteckt,
bleibt so klar erkennbar wie irgendetwas. Das wurde da-
mals, als wir das im ersten Zug des KiföG zum zentralen
Punkt unserer Kritik gemacht haben, auch sehr deutlich ge-
sagt. Sie haben einfach Angst vor der Konnexität, die das
auslösen könnte und auch auslösen würde. Nachdem Sie
aufgrund der Berechnungsmodelle für die Landesförderung
im Rahmen des KiföG gesehen haben, was das auf der Sei-
te der Betreuung, Erziehung und Bildung der behinderten
Kinder auslösen würde, was es nämlich an Einnahmeaus-
fällen bei den Trägern auslösen würde, sind Sie mit ins
Geld gegangen.

Genau die Effekte, von denen wir geredet haben und von
denen wir gesagt haben, dass sie gesetzlich zu verankern
sind, werden Sie jetzt ja bezahlen. Das habe ich alles in
den vorhergegangenen Lesungen ausgeführt. Ich habe das
auch schon während der Lesungen des KiföG gesagt. Dem
ist nichts mehr hinzuzufügen.

Frau Kollegin Wiesmann, das war eine Ausrede, das ist ei-
ne Ausrede, und das wird auch eine Ausrede bleiben. Das
ist innerhalb Ihrer eigenen Logik nicht logisch.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Wir sind nicht dagegen, dass den Kommunen und den Trä-
gern jetzt das Geld, das ihnen nach Ihrer ursprünglichen
KiföG-Logik gefehlt hätte, mit einem Modus zur Verfü-
gung gestellt werden soll, über den zu reden sein wird.
Denn so einhellig war die Zustimmung nicht. Man hat ge-
sehen und gehört, dass der eine oder andere mit den Zäh-
nen geknirscht hat. Man hat gesehen, dass der eine oder
andere die Stirn gerunzelt hat. Manche waren damit zufrie-
den. Das alles haben wir zur Kenntnis genommen.

Das ist nicht der Grund, warum wir diesen Gesetzentwurf
ablehnen werden. Vielmehr bleibt es dabei: Ein Gesetzent-
wurf über die Betreuung behinderter und nicht behinderter
Kinder, mit dem im Zeitalter der UN-Behindertenrechts-
konvention keine Standards gesetzt werden, kann unsere
Zustimmung nicht finden.

Ich will einige letzte Sätze zur Tagespflege sagen. Wir ha-
ben uns darüber während einer Ausschusssitzung ausge-
tauscht. Liebe Kollegin, auch das ist wie irgendetwas als
eine Ausrede sehr erkennbar. Aber ich nehme zur Kennt-
nis, dass Sie das zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht wol-
len.

Das bleibt auf Wiedervorlage für Ende nächsten Jahres.
Man sieht sich immer zweimal. Das gilt auch hinsichtlich
dieser Frage. Bei dieser Frage sind es sogar ein paar Mal
mehr.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Herr Kollege Merz, danke. – Als nächster Redner spricht
Herr Kollege Rock für die FDP-Fraktion. Herr Kollege,
bitte sehr, Sie haben das Wort.

René Rock (FDP):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Wir haben gerade eben zwei konträre Positionen gehört.
Ich möchte hier meine Position nicht noch einmal wieder-
holen, die ich schon in der zweiten Lesung vorgetragen ha-
be. Wir werden dem Gesetzentwurf zustimmen.

Es wird sicherlich nicht das letzte Mal sein, dass wir über
diesen Bereich gesprochen haben. Spätestens nächstes Jahr
wird die nächste Debatte auf uns zukommen. Dann werden
wir uns mit den Details weiter befassen können.

Uns geht es darum, diesen Befriedungsprozess, der zwi-
schen der Liga der Freien Wohlfahrtspflege, den Kommu-
nalen Spitzenverbänden, den Kommunen und dem Land
Hessen jetzt hergestellt worden ist, mitzutragen, auch wenn
wir unsere Kritik geäußert haben. Das alles habe ich be-
reits während der zweiten Lesung ausgeführt. Das möchte
ich hier nicht wiederholen. Wir werden diesen Gesetzent-
wurf mittragen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
CDU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Herr Kollege Rock, vielen Dank. – Als nächste Rednerin
spricht nun Frau Kollegin Schott für die Fraktion DIE LIN-
KE. Frau Kollegin, bitte schön, Sie haben das Wort.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich möchte
mich auf einen einzigen Punkt beschränken. Denn alles an-
dere wurde hinlänglich ausgeführt.

Eine Regierung und die sie tragenden Fraktionen müssen
natürlich von dem, was sie tun, überzeugt sein.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Zumindest ist es besser!)

So weit, glaube ich, ist das klar. Sonst täten sie es nicht,
warum auch immer.

Eine Regierung und die sie tragenden Fraktionen müssen
auch glauben, dass sie genau wissen, was gut und richtig
für dieses Land ist. So weit ist das auch nachvollziehbar.
Dass Sie aber die Arroganz besitzen, es für komplett aus-
geschlossen zu halten, dass auch andere Menschen in die-
sem Land klar denken können, Fehler und Schwächen an-
derer sehen können und Formulierungen finden können,
die wichtig, richtig und hilfreich sind, die von den handeln-
den Personen draußen im Land geteilt werden, dass Sie da-
zu nicht in der Lage sind, ist für mich eine Schwäche.

Es ist die Schwäche, die daraus resultiert, dass es in dieser
Regierung offensichtlich keine Souveränität gibt. Denn
wenn diese Regierung souverän wäre, wäre sie in der Lage,
zu erkennen, dass es eine ganz kleine Stelle ist, um die es
geht, nämlich dass man die Tagesmütter und die Tages-
pflege behinderter Kinder mit der der Kinder in den Kitas
gleichstellt.

Da kann man doch sagen: Okay, es ist sehr sinnvoll, an
dieser Stelle hier und heute nachzubessern. – Meine Da-
men und Herren, nicht einmal dazu sind Sie in der Lage.

Für mich ist das das Gegenteil von Stärke und das Gegen-
teil von Souveränität. Das ist das Demonstrieren von
Macht, selbst wenn es komplett sinnlos ist und selbst wenn
es den Menschen schadet. Es hilft den Kindern, den Tages-
müttern und den Eltern dieser Kinder nicht weiter.

Das ist stures Verharren, weil es Ihnen nicht rechtzeitig ge-
nug eingefallen ist. Sie haben es auch nicht geschafft, das
rechtzeitig genug zu ändern, nachdem die Kritik kam.

Ich finde, das ist schlichtweg unterirdisch. Machen Sie ei-
ne solche Regierungspolitik. Die Menschen im Land wer-
den das hoffentlich erfahren.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Frau Kollegin Schott, danke. – Als nächster Redner hat
sich Herr Kollege Bocklet für die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN zu Wort gemeldet. Herr Kollege, bitte,
Sie haben das Wort.

Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Wenn
der Gesetzentwurf eine Mehrheit erlangt, wird er heute in
dritter Lesung zum Gesetz erhoben werden. Damit wird es
eine finanzielle Absicherung der Betreuung der Kinder mit
Behinderungen geben. Damit wird zukünftig auch eine ge-
meinsame Betreuung der behinderten und nicht behinder-
ten Kinder auf qualitativ hohem Niveau möglich werden.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, deshalb ist das heute ein
guter Tag für die Kinderbetreuung in Hessen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und der CDU)

Das Kinderförderungsgesetz trat zum 1. Januar 2014 in
Kraft. Das darf ich vielleicht noch einmal zur Erinnerung
sagen. Unserer Meinung nach hatte es ein großes Defizit.
Die Absicherung der Qualität der Betreuung der Kinder
mit Behinderungen war nur unzureichend bedacht. Wir alle
hier in diesem Raum wissen, dass es hartnäckigste Ver-
handlungen über eine Rahmenvereinbarung zwischen den
Kommunalen Spitzenverbänden und der Liga der Freien
Wohlfahrtspflege gab, die sich nicht auf ein Betreuungs-
verfahren und eine weitere Rahmenvereinbarung einigen
konnten.

Das wurde dann möglich, als das Land gesagt hat: Das ist
ein unsäglicher Stillstand und ein unsäglicher Streit. Des-
halb wird das Land Hessen 10 Millionen € zur Verfügung
stellen, damit Kinder mit Behinderungen auch in Zukunft
ohne Probleme weiterhin in Einrichtungen betreut werden
können. – Was, bitte schön, kann man dagegen haben?

(Beifall der Abg. Mathias Wagner (Taunus) und An-
gela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) sowie bei
Abgeordneten der CDU)

Weil wir nur hinsichtlich dieses Punktes die bisher beste-
hende freiwillige Verordnung in einen Gesetzestext gießen,
ist das der richtige Schritt. Genau nur darum geht es heute.
Wir werden damit eine gesetzliche Absicherung vollzie-
hen. Das ist richtig, das ist wichtig.

Alle andere Kritik an dem Kinderförderungsgesetz, die der
Kollege Merz unter anderem weitschweifig versucht hat
ins Feld zu führen, wird an dem Tag diskutiert werden, an
dem die wissenschaftliche Evaluation vorliegen wird, die
begonnen wurde und die auf einem guten Weg ist. Wenn
sie vorliegt, werden wir darüber reden, was wir nachzu-
steuern haben, sofern sich das anbietet.

Herr Kollege Merz hat erhobenen Hauptes gesagt, man se-
he sich immer zweimal, wenn nicht sogar öfter. Herr Merz,
wir haben uns schon zweimal gesehen. Wir sahen uns
nämlich schon beim Betreuungsgipfel. Jede und jeder, der
dabei anwesend war, muss doch konstatieren, dass von den
alten Grabenkämpfen nicht mehr viel übrig geblieben ist.
Vielmehr haben wir dort einen sachlichen diskursiven Aus-
tausch geführt, so wie wir ihn, Herr Gremmels, mit ganz
vielen Gruppen an ganz vielen runden Tischen führen.

Dort sitzen die Interessenvertreter, die ihre Interessen ein-
bringen. Sie kritisieren, sie loben. Im Kern sind sie zufrie-
den. Alle sagen unisono: Seit September 2015 haben alle
auf die Bestimmungen des KiföG umgestellt. Nach einein-
halb Jahren gibt es immer noch keine Schließungen.

Katastrophenmeldungen haben wir immer noch nicht. Aber
wir haben Verbesserungswünsche. Dazu sagen wir von der
CDU und den GRÜNEN in unserer Koalitionsvereinba-
rung: Wenn es zu großen Verwerfungen kommen und sich
die Sorge der GRÜNEN bewahrheiten sollte, dass im länd-
lichen Raum kleingruppige Einrichtungen gefährdet sind,
ist die Koalition bereit, nachzusteuern – aber erst, nachdem
die Evaluation beendet ist, die sich auf Befragungen von
Betroffenen und Einrichtungen stützt. Die Ergebnisse der
Befragung trudeln langsam ein. Von Katastrophenmeldun-
gen sind wir weit entfernt. Dennoch konstatieren wir alle –
vom Minister über die GRÜNEN bis zur CDU –: Wenn es

weitere nachvollziehbare Kritik gibt, werden wir selbstver-
ständlich nachsteuern. – Sie von der Opposition, gerade
Sie, Herr Merz: Kommen Sie doch endlich von Ihrem
Baum herunter und hören Sie auf, so zu tun, als ob alles
noch so wäre wie im Jahre 2012.

(Zurufe der Abg. Timon Gremmels und Günter Ru-
dolph (SPD))

Wir sind nicht mehr im Jahre 2012, wir sind im Jahre
2015. Vieles wurde inzwischen verbessert, und heute wird
ein weiteres Mal etwas verbessert, nämlich die Betreuung
von behinderten Kindern. Das ist richtig und wichtig. –
Danke schön.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Bocklet. – Als nächster Redner
spricht Herr Staatsminister Grüttner für die Landesregie-
rung. Bitte schön.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
In der ersten und zweiten Lesung sind die Argumente und
die Vorstellungen der Hessischen Landesregierung darge-
legt worden. Deswegen will ich sie an dieser Stelle nicht
wiederholen, sondern versuchen, noch einmal zu verdeutli-
chen, warum wir so lange gebraucht haben, um einen sol-
chen Gesetzesentwurf vorzulegen. Als Zweites möchte ich
etwas zu der Tagespflege sagen.

Vorab will ich aber richtigstellen, was Herr Kollege Merz
eben gesagt hat. Es lag nicht daran, dass es ein Kinderför-
derungsgesetz gab. Sie haben zu uns gesagt, wir lösen ein
Problem, das wir durch das Kinderförderungsgesetz selbst
geschaffen haben. Das würde bedeuten, dass allein die kin-
derbezogene Förderung und die Abschaffung der gruppen-
bezogenen Förderung das Problem beinhaltete.

Aber Sie wissen doch besser, dass das nicht stimmt. Das
Problem ist durch den Rechtsanspruch für Kinder unter
drei Jahren entstanden. Die Rahmenvereinbarung, die die
Kommunalen Spitzenverbände und die Liga abgeschlossen
hatten, umfasste nur die Altersgruppe der Drei- bis Sechs-
jährigen. Der Punkt war, wie der Rechtsanspruch für unter
Dreijährige in den Kindertagesstätten umgesetzt wird.

Das eigentliche Problem dabei war, um das noch einmal in
der Vergangenheit zu sagen – ich muss jetzt aufpassen, wie
ich es formuliere –: Ich finde es ausgesprochen bedenklich,
dass sich die Träger der Wohlfahrtspflege und Kommunen
über ein Jahr lang nicht einigen konnten. Dies betraf nicht
nur die Ergänzung und Fortschreibung der Rahmenverein-
barung, die einseitig durch einen Kommunalen Spitzenver-
band gekündigt wurde, sondern gleichzeitig auch die Er-
gänzung für die Kinder unter drei Jahren. Dabei hat man
letztendlich mit der Angst der Eltern gespielt, die zukünftig
ihre Kinder in Kindertagesstätten betreuen lassen. Erst das
Land hat es erreicht – durch die Bereitstellung einer För-
dersumme von 10 Millionen €, verbunden mit der Forde-
rung, dass diese nur ausbezahlt werden, wenn sich die Be-
teiligten auf ihre Verantwortung besinnen und die Rah-
menvereinbarung verändern und abschließen –, dass sich
zu diesem Zeitpunkt überhaupt etwas bewegt hat. Das war
das Problem. Wir haben es für die Kommunen und die Li-
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ga gelöst. Aber vor allem haben wir es für die Eltern von
Kindern mit Behinderungen gelöst. Das ist der entschei-
dende Punkt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der zweite, ebenfalls bedenkliche Punkt ist – das haben
wir in der Anhörung bemerkt –, dass sich die Vertragspart-
ner länger als ein halbes Jahr nicht darüber einig werden
konnten, wie sie die 10 Millionen € erhalten. Ich bitte Sie.
Das habe ich überhaupt nicht verstanden. Wenn ich für die
Weiterleitung von 10 Millionen € zuständig wäre, dann
würde ich als Vertragspartner zunächst feststellen, dass es
nicht mehr unser Geld ist. Wir müssten uns lediglich dar-
über einigen, wie wir es bekommen. Dazu waren die Ver-
tragspartner nicht in der Lage. Wir haben versucht, den
Kompromiss, der jetzt in diesem Gesetz festgelegt wurde,
moderierend zu erreichen.

An der Stelle muss man sagen: Irgendwann muss man den
Knoten einmal durchschlagen, und er ist mit diesem Kom-
promiss durchschlagen worden. Wir haben aber immer ge-
sagt, wir beobachten das und sind gerne bereit, nachzusteu-
ern, wenn es notwendig ist.

Unter dem Strich haben wir endlich Sicherheit für Eltern
mit behinderten Kindern dadurch erreicht, dass sowohl für
die unter als auch die über Dreijährigen eine qualitativ gute
Betreuung in Kindertagesstätten gesichert ist. Das wird
durch dieses Gesetz gewährleistet, und das ist eine gute
Nachricht für die Eltern und die Kinder.

Die Förderung der Tagespflege ist überlegenswert. Herr
Staatssekretär Dr. Dippel hat das in der zweiten Lesung be-
reits dargestellt. Aber Ihnen ist bekannt: Die Qualitätsstan-
dards in der Tagespflege im Hinblick auf die Qualifizie-
rung der Betreuungspersonen, die Anzahl der betreuten
Kinder und vieles andere mehr werden von den Jugendäm-
tern festgelegt. Wir geben nur den Rahmen vor. Deswegen
kann man nicht einfach eine Umsetzung eines solchen Be-
reiches in die Tagepflege vornehmen, ohne vorher mit den
Jugendämtern einmal über die Strukturen vor Ort gespro-
chen zu haben. Wir wissen doch alle, dass es Jugendämter
gibt, die die Tagespflege forcieren, und solche, die die Ta-
gespflege eher verhindern. Deswegen wäre es an dieser
Stelle wichtig, zu einem Konsens mit den Jugendämtern
über die Umsetzung zu kommen. Dafür hat schlicht und
einfach die Zeit gefehlt. Die hat aber auch in den letzten
drei Monaten gefehlt, zumal erst einmal von beiden Seiten
Gesprächsbereitschaft vorhanden sein muss.

Das loten wir jetzt aus. Ich bin der Meinung, dass es ein
überlegenswerter Vorschlag ist. Aber auch ein guter Vor-
schlag könnte sich ins Negative verkehren, wenn er nicht
richtig umgesetzt wird. Unser Anspruch als Landesregie-
rung ist es, gute Umsetzungen vorzunehmen. Mit diesem
Gesetz, das heute zur Abstimmung steht, ist uns das sicher
auch gelungen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Staatsminister Grüttner. – Damit sind
wir am Ende der dritten Lesung.

Ich lasse über den Gesetzentwurf abstimmen. Wer seine
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Das sind Fraktionen CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP. Wer stimmt dagegen? – Das sind die
Fraktionen SPD und DIE LINKE. Wer enthält sich? – Abg.
Öztürk. Damit ist der Gesetzentwurf der Landesregierung
in dritter Lesung angenommen und wird zum Gesetz erho-
ben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 81 auf:

Dritte Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregierung
für ein Gesetz zur Änderung des Melderechts, des Hes-
sischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und
Ordnung und des Hessischen Glücksspielgesetzes
– Drucks. 19/2462 zu Drucks. 19/2425 zu Drucks. 19/
1979 –

Abg. Frömmrich ist Berichterstatter. Ich bitte Sie um die
Berichterstattung.

Jürgen Frömmrich, Berichterstatter:

Frau Präsidentin, die Beschlussempfehlung lautet: Der In-
nenausschuss empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen von
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stim-
men von SPD, DIE LINKE und FDP, den Gesetzentwurf
unter Berücksichtigung des Änderungsantrags Drucks.
19/2460 in dritter Lesung anzunehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Frömmrich, für die Berichter-
stattung. – Als Erster hat sich Kollege Greilich von der
FDP-Fraktion zu Wort gemeldet. Bitte schön, Sie haben
das Wort. Die vereinbarte Redezeit beträgt fünf Minuten.

Wolfgang Greilich (FDP):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich will es nicht in die Länge ziehen, aber doch noch ein-
mal ein paar Punkte ansprechen. Wir haben die Debatten
hier und in zwei Ausschusssitzungen geführt, ohne dass
dabei sonderlich viel herausgekommen ist.

(Vizepräsidentin Heike Habermann übernimmt den
Vorsitz.)

Ich will es nochmals erwähnen: Zum Meldegesetz haben
Sie die Erkenntnisse aus der Anhörung aufgenommen und
sich davon verabschiedet, Auskunftsrechte der religiösen
Glaubensgemeinschaften bezüglich nicht Angehöriger auf-
zunehmen. Das findet unsere Zustimmung. Das ist Be-
standteil sowohl des Änderungsantrags der FDP – den wir
natürlich aufrechterhalten – wie auch des Änderungsan-
trags der Koalitionsfraktionen.

Beim Thema Bodycams haben Sie die Kritik aufgenom-
men, die daran geübt wurde, dass Sie die Eingriffschwelle
absenken wollten. Insoweit sind unsere beiden Änderungs-
anträge ähnlich oder jedenfalls so, dass wir in diesem
Punkt auch dem Koalitionsantrag zustimmen könnten. Wir
halten den Einsatz von Bodycams für eine sinnvolle prä-
ventive Maßnahme, um Übergriffe auf Polizisten mög-
lichst zu verhindern. Die Erfahrungen, die wir damit ge-
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macht haben, sind durchaus positiv. Deswegen bekenne ich
mich dazu: Vorher haben wir für die Einführung der Body-
cams in der jetzigen Form gestimmt. Nach wie vor halten
wir das für eine richtige Entscheidung. Das aber, was Sie
jetzt machen, ist in mehrfacher Hinsicht katastrophal. Des-
wegen werden wir, wenn Sie bei Ihrer Haltung bleiben,
diesen Gesetzentwurf ablehnen müssen.

Zum einen wollen Sie eine 30 Sekunden lange Aufzeich-
nung in einer Schleife einführen, bevor überhaupt feststeht,
ob die Eingriffsvoraussetzungen gegeben sind. Das ist an-
lasslos. Sie wollen diese 30-Sekunden-Schleife laufen las-
sen, ohne dass dafür ein Anlass gegeben ist, sondern aus
der bloßen Annahme heraus, es könnte zu einem Anlass
kommen; dann soll diese auf Vorrat gespeicherte Filmauf-
nahme auf Knopfdruck Bestandteil einer anschließend mit
Eingriffsermächtigung gemachten Aufzeichnung werden.
Das ist eine anlasslose Filmaufnahme auf Vorrat.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Genau!)

Das genau ist nicht akzeptabel.

(Beifall bei der FDP und der LINKEN)

Ich hätte gedacht, dass Sie aus dem Rausch Ihrer absoluten
Mehrheit, die Sie einmal hatten, gelernt haben, welche
Fehler Sie damals gemacht haben, und dass Sie so etwas
nicht wiederholen. Aber anscheinend funktioniert das
nicht.

(Günter Rudolph (SPD): Die Kennzeichenlesegeräte,
ja!)

Genauso ist das bei der zweiten Komponente, die eine Rol-
le spielt, eine ganz erhebliche Rolle: In der Anhörung ha-
ben wir einhellig festgestellt und von allen Anzuhörenden
gehört: Die Tonaufzeichnung, die Sie jetzt neben der Pre-
recording-Funktion einführen wollen, hat überhaupt keine
präventive Wirkung. Hier geht es ausschließlich um Be-
weissicherung, um bei entsprechenden Beleidigungen ge-
genüber Polizisten anschließend in der strafrechtlichen
Verfolgung über Beweismittel zu verfügen. Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, ich habe es hier schon einmal
gesagt, auch im Ausschuss: Das ist eine rein strafpro-
zessrechtliche Maßnahme. Strafprozessrechtliche Maßnah-
men gehören nicht zur Gesetzgebungskompetenz des Hes-
sischen Landtags. Deswegen ist das ein zweiter Punkt, in
dem Sie ein verfassungswidriges Gesetz verabschieden.

Meine Damen und Herren von der CDU-Fraktion, Sie wie-
derholen den Fehler, den Sie seinerzeit – entgegen der
Warnung des Kollegen Hahn, der das damals vor allem be-
arbeitet hat – bei der Aufnahme der Kennzeichenlesegeräte
gemacht haben. Sie machen wieder einen Gesetzgebungs-
schritt, der über das Ziel hinausschießt und damit das ei-
gentliche Ziel konterkariert. Das führt dazu, dass Sie zum
Schluss weniger in der Hand haben als dann, wenn Sie auf
unseren Rat hören. Wenn Sie damals auf unseren Rat ge-
hört hätten, dann hätten Sie eine verfassungskonforme Re-
gelung zu den Kennzeichenlesegeräten gehabt. Würden Sie
jetzt auf unseren Hinweis hören, dann hätten Sie eine ver-
fassungsgemäße Regelung zu den Bodycams. So werden
Sie erleben, dass Sie gar nichts in der Hand haben und da-
mit der Polizei einen Bärendienst erweisen.

(Beifall bei der FDP – Unruhe bei der CDU)

Als letzte Bemerkung will ich noch auf Folgendes hinwei-
sen. Sie sind auch selbst schuld. Sie sind selbst schuld,
weil Sie ein Sammelsuriumgesetz vorgelegt haben, bei

dem dann wegen der notwendigen Anpassung des Melde-
rechts ein Zeitdruck entstanden ist, der Ihnen die Luft ge-
nommen hat, einmal gründlich über das nachzudenken,
was in der Anhörung gesagt wurde und was wir hier debat-
tiert haben. Weil Sie deswegen ein ganzes Jahr verpennt
haben, kommen Sie jetzt in diese Situation einer selbst ver-
ursachten Hektik. Das tut mir leid. Das tut mir vor allem
um die Polizeibeamten leid, die unter dem Strich damit ei-
nes wichtigen Einsatzmittels beraubt werden. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Bauer, CDU-
Fraktion.

Alexander Bauer (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
In der Tat haben wir die Anhörung ausgewertet und ernst
genommen, und in einigen Bereichen haben wir auch Kor-
rekturen vorgenommen.

(Günter Rudolph (SPD): Das wäre einmal etwas
Neues!)

Kollege Greilich hat erwähnt, dass das beim Melderecht
auch durchaus auf Zustimmung gestoßen ist.

Ich möchte mich ausdrücklich auf die Anhörung beziehen,
in der Sie, Herr Kollege Greilich, Ihre kritischen Fragen
gestellt haben. Dazu verweise ich auf den Stenografischen
Bericht, Seite 19. Dort hat der Jurist der Universität Bre-
men, Herr Dr. Kipker, auf Ihre Frage Folgendes gesagt, ich
darf zitieren: Aber wenn die tatsächliche Eingriffsschwelle
„hinreichend eng gefasst“ wird, „so, wie ich das jetzt sehe,
könnte man es legitimieren, eine theoretische Dauerauf-
zeichnung durchzuführen“. Wir haben das also sehr wohl
gefragt.

Und wenn Sie fragen, warum wir das eigentlich tun – strit-
tig ist doch nur noch das Thema Bodycam –, dann sage
ich: Wir machen das, weil die Praktiker, nämlich die Poli-
zeibeamtinnen und -beamten, die dieses hervorragende
Modell selbst entwickelt haben, sagen, sie brauchen es für
ihre Einsatzmöglichkeiten,

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Richtig!)

zum besseren Schutz der Polizeibeamten. Deshalb erwei-
tern wir die Möglichkeit um eine solche Tonaufnahme,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

weil uns der Schutz von Polizeibeamten lieb und teuer ist
und wir alles dafür unternehmen, damit diese Menschen,
die für uns ihren Kopf hinhalten, besser geschützt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Dazu dienen nicht nur die Bildaufnahmen, dazu dienen
auch die Tonaufnahmen. Es ist doch ein Treppenwitz,
wenn wir das in Hessen erfinden, das in einem Modell auf
die Fläche ausweiten – dann aber plötzlich Hamburg ein
Gesetz erlässt, das Bild- und Tonaufnahmen erlaubt, uns
also quasi rechts überholt. Was in Hamburg rechtlich mög-
lich ist, muss doch auch in Hessen möglich sein. Mit die-
sem Gesetz schaffen wir die rechtlichen Grundlagen dafür.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)
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Die Fachleute selbst sagen, beispielsweise der stellvertre-
tende GdP-Vorsitzende:

Zum Prerecording-Verfahren, glaube ich, muss man
nichts weiter ausführen. Das ist sehr sinnvoll.

Das sagt ein Polizeibeamter. Meine Damen und Herren, er
hat recht. Wenn Sie fragen: „Warum?“, dann sage ich Ih-
nen: Der Polizeimeister – den genauen Titel kenne ich
nicht –, Dirk Peglow, der stellvertretende Landesvorsitzen-
de des BDK,

(Günter Rudolph (SPD): Der ist höher angesiedelt!
Der ist mehr als A 6!)

hat selbst erklärt, warum man das braucht: Wenn die Poli-
zei erst dann aufzeichnet, wenn sie reagiert, dann weiß
man nicht, welche provozierenden Handlungen vielleicht
vorausgegangen sind. Man sieht nur das Eingriffshandeln
der Polizei, nicht aber die Ursache dafür. Er sagt in seiner
Stellungnahme – Sie können das auf Seite 10 nachlesen –,
dass sich gerade Widerstandshandlungen nicht ankündi-
gen, sondern, aus Sicht der Praktiker, sehr häufig spontan
und unvermittelt passieren. Deshalb ist eine Prerecording-
Funktion in einem ganz eng begrenzten rechtlich zulässi-
gen Rahmen, nämlich zum Schutz der Polizeibeamten und
zur Identitätsfeststellung, durchaus angebracht und legitim.
Wir halten das auch für äußerst sinnvoll.

Wenn ich noch den letzten Vertreter der Polizeigewerk-
schaft als Kronzeugen anführen darf, den Herrn Schmitt
von der DPolG: Der sagt auf Seite 13, und damit bin ich
auch gleich am Ende:

Alles das, was hier zu Bodycam-Aufzeichnungen
gesagt wurde – das will ich noch einmal unterstrei-
chen –, begrüßen wir ausdrücklich, und wir bedan-
ken uns auch dafür. Wir bedanken uns für alles, was
der Gesetzgeber unternimmt, um gewaltsame Über-
griffe gegen unsere Kolleginnen und Kollegen mög-
licherweise zu minimieren. Insofern auch herzlichen
Dank für diesen Gesetzentwurf – in der Hoffnung,
dass er auch tatsächlich Gesetzeskraft erlangt.

Wir wollen diesem Gesetzentwurf zustimmen. – Besten
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Herzlichen Dank. – Als Nächster hat Kollege Frömmrich,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, das Wort.

(Günter Rudolph (SPD): Also alles, was die Ge-
werkschaften wollen, wird gemacht? – Gegenruf des
Abg. Holger Bellino (CDU): Nein, wir können ja
differenzieren!)

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wir haben diesen Komplex am Dienstag hier ausgiebig
diskutiert. Am Dienstag hatten wir zur Vorbereitung der
dritten Lesung noch eine Ausschusssitzung.

Wir haben über die Änderungsanträge der Koalitionsfrak-
tionen geredet. Dabei kam heraus, dass wir beim Meldege-
setz einen Änderungsvorschlag unterbreitet haben, wonach
wir bei der Weiterleitung von personenbezogenen Daten an

die Religionsgemeinschaften nicht über das hinausgehen,
was im Gesetz des Bundes geregelt ist. Das ist eine gute
Regelung.

Auch die Zuverlässigkeitsprüfung haben wir geregelt. Im
Hinblick auf die vielen Einrichtungen, die wir gerade ha-
ben, auch die Flüchtlingseinrichtungen, müssen wir die Zu-
verlässigkeitsprüfung dafür regeln, auch für andere öffent-
liche Stellen. Ich glaube, auch das war unstrittig.

Die Aufzeichnung von Notrufen haben wir so geregelt,
dass wir sie nicht für die Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten nutzen.

Das alles sind Anregungen aus der Anhörung. Dann verste-
he ich den Vorwurf nicht, die Koalitionsfraktionen werten
die Anhörung nicht aus und übernehmen keine Anregun-
gen in Gesetzentwürfe.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Wir haben einen weiteren Bereich neu geregelt – die Kol-
legen sind darauf eingegangen –, nämlich den Einsatz der
Bodycam. Aber auch da haben wir uns auf den Teil der
Regelungen beschränkt, der schon im Gesetz steht, näm-
lich die Bestimmungen betreffend die Identitätsfeststel-
lung. Ich will es noch einmal zu erläutern versuchen, wie
ich es auch im Ausschuss getan habe. Wir haben bei der
Erprobung der Bodycam gemerkt, dass sie präventiv wirkt,
dass Menschen, die gewisse Handlungen vornehmen oder
auch gewalttätig werden wollen, von ihrem Tun ablassen,
wenn ein Aufzeichnungsgerät in der Nähe ist. Da die Bo-
dycam präventiv wirkt, gehört die entsprechende Regelung
in das „Gefahrenabwehrgesetz“, das HSOG, das der Ge-
fahrenabwehr dient. Deswegen haben wir diesen Passus
unverändert gelassen.

Wir haben auch mit den Beamtinnen und Beamten selbst
geredet, die auf Streifen gehen. Frau Kollegin Goldbach
hat sogar einmal eine gesamte Nachtschicht mitgemacht
und die Beamtinnen und Beamten begleitet. Es ist uns auf-
gefallen – das ist auch intensiv diskutiert worden –:
Tonaufzeichnungen sind deswegen von Belang, weil ag-
gressivem Verhalten meist verbale Verunglimpfungen, Be-
schimpfungen vorangehen. Deshalb ist es wichtig, dass
diejenigen, die einer Beamtin oder einem Beamten gegen-
übertreten, nicht nur sehen, dass da eine Kamera ist, son-
dern auch wissen, dass der Ton aufgezeichnet wird. Von
daher ist es auch zum Zweck der Gefahrenabwehr notwen-
dig, dieses Mittel einzusetzen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Ich denke, wir sind uns alle einig, dass wir alles unterneh-
men müssen, damit solche Handlungen gegen Beamtinnen
und Beamte unserer Polizei erst gar nicht unternommen
werden. Ich denke, dass Maßnahmen, die präventiv wir-
ken, die unsere Beamten schützen, damit es erst gar nicht
zu Übergriffen kommt, sinnvoll sind. Deshalb wollen wir
diesen Bereich so regeln.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Drittens. Das Prerecording. Herr Kollege Greilich, an der
Stelle ich verstehe Sie wirklich nicht. Die Eingriffsbefug-
nis für das Prerecording ist die gleiche wie die für das Auf-
zeichnen der Maßnahme. Daher kann der Eingriff beim
Prerecording gar nicht schwerer sein als bei der Aufzeich-
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nung. Vielleicht muss man Jurist sein, um Ihre Argumenta-
tion zu verstehen, aber ein normaler Mensch versteht das
nicht. Zumindest mir leuchtet das nicht ein.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Wir haben einen Gesetzentwurf vorgelegt, wir haben eine
umfangreiche Anhörung dazu durchgeführt, wir haben vie-
le Anregungen der Verbände aufgenommen, wir sind auf
die Einlassungen der Gewerkschaften eingegangen. Des-
wegen glaube ich, dass wir am Ende einen guten Gesetz-
entwurf zur Abstimmung vorlegen. Ich kann Sie nur bitten,
diesem Gesetzentwurf zuzustimmen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Schaus, Frak-
tion DIE LINKE.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
In der dritten Lesung sind keine neuen Argumente vorge-
tragen worden. Deswegen will ich mich auf das Wesentli-
che konzentrieren.

Fakt ist, dass bei der Anhörung zu diesem Sammelsurium-
gesetz zu allen drei Teilbereichen – zu den Änderungen
des Meldegesetzes, des Glücksspielgesetzes und insbeson-
dere zu den Änderungen am HSOG – seitens der Sachver-
ständigen erhebliche Bedenken geäußert wurden. Dem ha-
ben die Koalitionsfraktionen jetzt insofern nachgegeben,
dass sie in einem Teilbereich Änderungen vorgenommen
haben, die aber im Wesentlichen, im Kern gar keine Ände-
rungen darstellen.

Ich will das an einem Beispiel darstellen. Wenn man jetzt –
zugegebenermaßen auf Anregung des Hessischen Daten-
schutzbeauftragten – in das Gesetz schreiben will, dass das
Grundrecht auf Wahrung des Brief-, Post- und Fernmelde-
geheimnisses im Zusammenhang mit der Bodycam und ih-
ren Aufzeichnungen eingeschränkt wird, dann ist das eine
Tatsache, dann ist das ein wichtiger Hinweis, der im Ge-
setz steht, aber das ändert nichts an den Fakten.

Es ist schon vorgetragen worden, dass der zentrale Punkt
dieses Gesetzentwurfs die Bodycam und insbesondere die
Frage der Tonaufzeichnung und des sogenannten Prerecor-
ding sind. Sie haben gesagt, dass es unbedingt notwendig
ist, beide Instrumente einzuführen. Ich habe endlich ver-
standen, warum das jetzt in das Gesetz aufgenommen wird.
Sie haben gesagt: „Dann hat Hamburg“ – ich nehme an,
unter SPD-Alleinregierung – „ein Gesetz gemacht, mit
dem man die Ton- und Bildaufzeichnungen erlaubt hat. Es
geht ja nicht, dass Hamburg uns rechts überholt.“ Das wa-
ren Ihre Worte. Ich kann nachvollziehen, dass Sie das jetzt
in das Gesetz schreiben müssen, wenn die Gefahr besteht,
von einer SPD-Alleinregierung rechts überholt zu werden.

Das reicht uns aber als Begründung nicht aus. An der Stel-
le will ich mich ausdrücklich auf Herrn Greilich beziehen,
der – wie ich finde, richtigerweise – ausgeführt hat, dass
eine permanente Aufzeichnung des Tons in den jeweils
letzten 30 Sekunden, also eine Aufzeichnung während des
gesamten Einsatzes, eine verfassungswidrige Vorratsdaten-

speicherung darstellt. Weil immer argumentiert wird, es
seien doch nur 30 Sekunden, will ich hinzufügen: Seit der
aktuellen VW-Affäre wissen wir, das man überall, wo eine
Digitalisierung zur Anwendung kommt – auch hier geht es
ja um eine Form der Digitalisierung –, nur ein Knöpfchen
zu drücken braucht, und auf einmal sind es nicht mehr nur
30 Sekunden, sondern weitaus mehr, was da aufgezeichnet
wird. Die Kontrolle darüber bleibt im Unklaren.

Der Kern unserer Ablehnungsgründe, was die Bodycams
angeht, ist aber ein anderer. In der Anhörung wurde klar,
dass die Probeläufe in den Testphasen nicht unter norma-
len Bedingungen durchgeführt wurden. So wurde ausge-
führt, dass in den ersten beiden Testphasen in Frankfurt-
Sachsenhausen jeweils drei oder vier Polizisten gemeinsam
Streife gelaufen sind. Auf der Zeil in Frankfurt waren es
nach Aussage der Polizisten bis zu zehn Beamte. Das sind
aber keine realen Bedingungen; die Zwei-Mann-Streife ist
bisher der Standard bei der hessischen Polizei. Das ist auch
ausgeführt worden. Insofern kann ich nur sagen: Die Test-
phasen sind nie in wissenschaftlicher Art und Weise be-
gleitet und ausgewertet worden. Wir hatten immer nur
Presseerklärungen des Ministers, in denen es hieß, dass al-
les toll und wunderbar sei. In der Realität ist das nicht be-
legt und nicht nachgewiesen. Dadurch, dass man die Be-
hauptung, es sei alles gut, wiederholt, wird sie nicht richti-
ger. Es gibt keine Dokumente dafür – –

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Schaus, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss. – Letzter Satz:
Wenn mehr Polizisten zusammen auf Streife gehen, dann
kann allein dies schon präventiv, abschreckend wirken und
die Zahl der Angriffe auf Polizisten reduzieren. Das hat
mit dem Einsatz von Bodycams nichts zu tun. Die bisher
vorgelegten Ergebnisse der Probeläufe reichen uns nicht,
diesem Gesetzentwurf zuzustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Eckert, SPD-
Fraktion.

Tobias Eckert (SPD):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Auch in der dritten Runde bleibt es dabei: Das vorgelegte
Gesetzespaket, mit dem insgesamt drei verschiedene Ge-
setze geändert werden sollen, ist inhaltlich nicht verbun-
den, sondern zusammengestrickt. Es wurde eine Eilbedürf-
tigkeit herbeigeredet, die allein darauf beruht, dass das Mi-
nisterium das Notwendige links liegen gelassen hat.

(Beifall bei der SPD)

Die Änderung des HSOG hat mit der Änderung des Hessi-
schen Glücksspielgesetz, der Einführung einer Umweltlot-
terie, inhaltlich nichts zu tun. Auch eine weitere Runde im
Ausschuss hat nicht mehr Klarheit gebracht, worin da der
logische Zusammenhang bestehen soll.
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Wenn der Kollege Bauer auf die Anhörung eingeht und
deutlich macht, man sei ja mit den Praktikern im Gespräch
gewesen, dann muss ich erwidern: Spätestens bei der Fra-
ge, ob der Gewerkschaftsfunktionär Polizeimeister oder
Ähnliches war, ist es verwunderlich, dass der innenpoliti-
sche Sprecher der CDU-Fraktion offenbar ein paar Proble-
me hat und die Dienstgrade bei der Polizei durcheinander-
bringt.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg. Alexander
Bauer (CDU))

– Herr Bauer, wenn Sie nicht nur in der Anhörung des
Ausschusses mit Gewerkschaftsvertretern reden würden,
sondern auch einmal in einer anderen Situation, wüssten
Sie, welche Dienstgrade die haben, und könnten da mitma-
chen.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU)

Damit bin ich beim zweiten Punkt. Es war der Kollege
Boddenberg, der eben dazwischengerufen hat,

(Holger Bellino (CDU): Jetzt haben wir keine Anhö-
rung mehr!)

dass dies der Einwurf der Praktiker sei und die Polizeibe-
amtinnen und -beamten das mit gefordert und gesagt hät-
ten: Deswegen machen wir das. – Herr Boddenberg, diese
Beliebigkeit – mal so, mal so; dann nehmen sich die Ge-
werkschafter das als Vorbild und sagen, dass sie sich daran
orientieren oder daran gar nicht, was das Thema Besol-
dungserhöhung und andere Fragen betrifft – dürfen wir Ih-
nen auch nicht durchgehen lassen.

(Beifall bei der SPD)

Alles in allem haben Sie in der Tat – das ist eben schon an-
gesprochen worden – die eine oder andere Änderung an Ih-
rem Gesetzentwurf vorgenommen, die völlig richtig und
notwendig war. Die Festschreibung der Eingriffsschwelle
beim Einsatz von Bodycams und Ähnliches mehr – das
war notwendig und richtig. Es ist recht und billig, dass das
in dem Gesetzentwurf mit festgeschrieben wird.

Die Anhörung hat deutlich gemacht, dass es auf der einen
Seite – dazu stehen wir als SPD-Landtagsfraktion seit der
gesamten Diskussion rund um die Bodycams – um den
Schutz von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten geht.
Andererseits geht es – das haben Sie in dem Gesetzentwurf
beschrieben – um den Schutz der Rechte Dritter. Die Fra-
ge, wie das praktikabel umgesetzt werden kann, wie es or-
ganisiert werden kann, dass Dritte ihre Rechte geltend ma-
chen können, ist auch in diesem Gesetzentwurf noch nicht
beantwortet worden. Das ist nicht festgeschrieben worden.

Nächster Punkt. Jetzt sind wir bei der Praktikabilität. Ich
empfehle Ihnen, mit den Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amten zu reden, so, wie es die Kolleginnen und Kollegen
der SPD-Landtagsfraktion ohnehin permanent tun, die
auch Praxistermine wahrnehmen und sozusagen vor Ort
unterwegs sind – das nächste Mal sogar in kompletter
Mannschaftsstärke, davor immer einmal wieder. Wenn Sie
sich das anschauen würden, würden Sie nämlich feststel-
len, wie die Situation der hessischen Polizei im Jahr 2015
tatsächlich ist.

Es stellt sich die Frage, ob die Bodycam von einer Dreier-
streife oder von einer Doppelstreife eingesetzt wird – so
könnte es nachher in der Praxis aussehen –, die in Hessen
nun einmal der Normalzustand ist. Gerade die Gewerk-
schaftsvertreter haben gesagt: Bei dem gesamten Thema

brauchen wir noch ein bisschen mehr Futter, um deutlich
zu machen, wie wir das nachher auswerten können. – Bei
all dem zusammen hätten uns Zeit und Ruhe sicherlich ge-
holfen.

(Beifall bei der SPD)

Aber an dem Punkt haben Sie sich selbst unter Druck ge-
setzt. Sie haben entsprechende Bundesregelungen im Mel-
derecht links liegen lassen und deswegen das Gesetzge-
bungsverfahren erst jetzt beendet. Sie haben Themen zu-
sammengefügt, die nichts miteinander zu tun haben.

Zu dem Thema Glücksspielgesetz: Darüber haben wir
schon am Dienstag diskutiert. Es ist ein Ammenmärchen,
dass das Aufkommen am Glücksspielmarkt beliebig stei-
gerbar ist, sodass man nachher alles, was man noch hinein-
schreiben möchte, auch noch über Lotto-/Toto-Mittel for-
dern kann.

(Beifall bei der SPD)

All das zeigt mir, dass es anders ist, als der Innenminister
in der zweiten Lesung gesagt hat, nämlich dass die Krümel
im Raume schwebten und wir sie suchen würden: Sie sind
zumindest so groß, dass es erstens keine Krümel sind und
sie zweitens hinreichend begründen, warum wir sagen: Das
ist leider ein Schnellschuss. Das hätten wir anders und or-
dentlich machen können. – Deswegen können wir zu die-
sem Zeitpunkt, also nach den Ausführungen, die Sie hier
gemacht haben, dem Gesetzentwurf nicht zustimmen. –
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und des Abg. René Rock
(FDP))

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Das Wort hat Staatsminister Beuth.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Nach der Art und Weise, wie hier debattiert worden ist,
nehme ich zunächst einmal die Gelegenheit wahr, um mich
bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sehr herzlich zu
bedanken, die mitgeholfen haben, sodass wir über diesen
Gesetzentwurf beraten konnten: die das mit vorbereitet ha-
ben und die uns in der Anhörung und bei Ähnlichem unter-
stützt haben. Ich empfinde Dankbarkeit dafür und will sie
hier auch zum Ausdruck bringen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben die Regelungen zum Melderecht, die hier im
Wesentlichen nicht kritisiert wurden. Wir haben aufgrund
eines Änderungsantrags noch die Zuverlässigkeitsprüfung
in den Gesetzentwurf aufgenommen, bei der wir klarge-
stellt haben, dass wir insbesondere auch die Beschäftigten
in den Flüchtlingsunterkünften auf ihre Zuverlässigkeit hin
überprüfen können. Das war eine Bitte des Datenschutzbe-
auftragten. Das ist im Interesse der Mitarbeiter der Unter-
künfte und der Menschen, die dort leben.

Wir haben darüber hinaus in der Debatte bisher zurückhal-
tend oder nicht vorrangig angesprochene Fragen geklärt.
Wir haben in dem Gesetzentwurf die Eilzuständigkeit des
Zolls festgeschrieben und auch die Möglichkeit der geziel-
ten Kontrolle. Das ist ein echter Fortschritt, auch bei der
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Terrorismusbekämpfung. Auch das haben wir dort festge-
schrieben. Das ist in dieser Debatte leider nicht zum Tra-
gen gekommen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es ist hier eine Debatte über Dinge geführt worden, die für
mich nur schwer nachvollziehbar sind. Wir haben dank der
innovativen Ideen einiger Polizeibeamter aus Frankfurt die
sogenannte Bodycam zum Schutz hessischer Polizeibeam-
ter einführen können. Sie ist von Polizeibeamten erfunden
worden. Sie haben ihre Idee umgesetzt und ausprobiert,
und es hat sich bewährt. Wir sollten dankbar sein, dass das
gelungen ist und dass wir ein solches Einsatzmittel haben,
das dem Schutz von Polizeibeamtinnen und Polizeibeam-
ten dient. Wenn wir das perfektionieren, ist das ein guter
Ansatz im Interesse unserer Beamtinnen und Beamten.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es sind keine Fragen offengeblieben. Seien Sie mir also
nicht böse, dass ich über diesen Punkt ein Stück weit hin-
weggehen muss. Natürlich ist das evaluiert worden, und
zwar bevor wir den Einsatz der Bodycam im Versuchssta-
dium von Frankfurt auf Wiesbaden und Offenbach ausge-
weitet haben. Selbstverständlich haben wir Ihnen das Er-
gebnis mitgeteilt. Das Ergebnis war, dass wir über 50 %
weniger Angriffe auf Polizeibeamte haben. Herr Schaus,
seien wir doch froh darüber, dass uns das gelungen ist, statt
das hier so platt zu kritisieren, wie Sie es gemacht haben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das, was wir hier machen, ist die Weiterentwicklung eines
Erfolgskonzepts. Darüber ärgern Sie sich, und das ist das
eigentliche Problem bei der Kritik, die wir hier die ganze
Zeit gehört haben.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wir haben eine wesentliche Verbesserung für die polizeili-
che Praxis erreicht. Die Tonaufnahme rundet die präventi-
ve Wirkung der Bodycam ab. Das verbale Aggressionspo-
tenzial wird mithilfe dieser Aufnahmen gedämpft; im
Zweifelsfall wird es dokumentiert.

Am Ende wird sich bewahrheiten, was wir in der Anhö-
rung von den polizeilichen Praktikern gehört haben: Es
wird dem Schutz der Polizeibeamtinnen und Polizeibeam-
ten dienen. Es ist und bleibt ein Erfolgskonzept. Dieses Er-
folgskonzept ist jetzt noch ein Stück weit verbessert wor-
den. Dafür bin ich mit Blick auf unsere Polizeibeamtinnen
und Polizeibeamten dankbar. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Damit ist die dritte Lesung zu dem Gesetz-
entwurf der Landesregierung abgeschlossen.

Ich lasse über den Gesetzentwurf abstimmen. Wer ihm sei-
ne Zustimmung gibt, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das sind die Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN. Gegenstimmen? – Das sind die Fraktionen der
SPD und der FDP sowie die Fraktion DIE LINKE und die

Abg. Öztürk. Enthaltungen kann es dann keine geben. Da-
mit ist der Gesetzentwurf zum Gesetz erhoben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, wir sind am Ende der Debatten
und müssen jetzt noch die Tagesordnung bereinigen. Ich
bitte um die Mithilfe der Geschäftsführer.

(Günter Rudolph (SPD): Alles ins nächste Plenum!)

– Alles ins nächste Plenum? – Vielleicht gehen wir die Ta-
gesordnungspunkte einfach durch, und Sie sagen Bescheid.
Ich mache es schnell.

Tagesordnungspunkt 19: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 20: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 21: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 22: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 24: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 26 und Tagesordnungspunkt 40 –
Kollegin Dorn?

Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Wir würden gern den Antrag unter Tagesordnungspunkt 40
in den Ausschuss schieben.

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Tagesordnungspunkt 26 soll ins nächste Plenum überwie-
sen werden, und Tagesordnungspunkt 40 wird direkt an
den Umweltausschuss überwiesen.

Tagesordnungspunkt 28 und Tagesordnungspunkt 38:
nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 30: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 31: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 32: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 33: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 34: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 35 und Tagesordnungspunkt 43:
alles nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 37: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 39: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 41: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 42: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 45: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 47: nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 52 und Tagesordnungspunkt 53:
nächstes Plenum.

Tagesordnungspunkt 56 und Tagesordnungspunkt 73:
ebenfalls nächstes Plenum.
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Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir am Ende der
Tagesordnung. Ich wünsche einen guten Heimweg und er-
innere noch einmal daran, dass im Anschluss an die Sit-
zung der Hauptausschuss im Raum 501 A tagt.

(Schluss: 18:30 Uhr)
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